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.  Dentüclie  Aaügabe 

ir  steter   Bezugnahme   auf    die  einschlägigen  Bestimmungen   des    allgemeinen    deutschen 
Helsgesetzbuches ,   des   österreichischen   Einfuhrungsgesetzes   zum  allgemeinen  deutschen 
Ddslsgesetzbuche,  d3S  deutschen  Reichsgesetzes  vom  II.  Juni  1870  und  des  österreichischen 
Genossenschaftsgesetzes  vom  9.  April  1873, 

redigirt  von 

Dr.  OAEL  HEEIOH,  Dr.  NIOOLAUS  v.  SZVETENAY, 

oner4th  im  k.  ung.  Ministeriuia    für    Ackerbau,  könlgl.  Rath,  SecretSr  der  Budapeater  Handels-  und 

erbe  und  Handel,  Professor  an  der  Badapester  Gewerbekammer  ,     Professor    an     der     Budapester 

Ulsacademie  und  Referent  der  zur    Berathung  Handelsacademic  und  Referent  der  zur    Berathungr 

HwidelsgesetzcntTFurfes    einberufenen  Enquete,  des  Handelsgesetzentwnrfes   einberufenen  EnquSte 

und 

ÖDÖN  STEINAOKEE, 

mUgs-Abgeordneter,  Schriftführer  der  gewerblichen  Abtheilung  der  Budapester  Handels-  und  Gewerbekammer 
und  DirectioDsmitglied  des  augariscfacn  Laudes-IndustrieTereines. 

Vom  königl.  ung.  Justiz-Ministerium 

als  Grundlage  des 
»  XU  1 1  i  o  33.  exx    d.  e -u.  t  si  clx  e  xl    "X*  e  sc  t  e  s 

angenommen. 

Zweite  Tcrmehrte  und  verbesserte  Auflage,   f 

Nebst  einem  Anhange,  enthaltend  die  wichtigsten 

.nführungs  -Verordnungen    z-am  Handelsgesetze 

und  den 
XXXVI.  Gesetz-Artikel  vom  Jahre  1876 

Über  die  Sicherstellung  der  Pfandbriefe. 
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BUDAPEST 

C^M^  TE    &.     ELSNER- 


1322. 


VORWORT. 


Zum  ersten  Male  erscheint  das  wieder  zur  staats- 
rechtlichen Selbstständigkeit  gelangte  Ungarn  mit  einem 
Gesetzeswerke  internationaler  Bedeutung  vor  dem  Areo- 
pag  Europas.  Da  mögen  denn  einige  orientirende  Worte 
zu  vorliegender  Publication  gestattet  sein. 

Eine  neue  Codification  des  ungarischen  Handels- 
rechtes war  seit  langer  Zeit  in  jeder  Hinsicht  nothwendig 
geworden.  Mit  den  überaus  mangelhaften  und  für  noch 
wenig  entwickelte  Verhältnisse  berechneten  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1840  konnte  der  moderne,  rasch 
pulsirende  Verkehr  nimmermehr  auslangen.  Es  galt  umso- 
mehr  ein  den  dringenden  Anforderungen  der  Zeit  entspre- 
chendes Handelsgesetz  zu  schaffen,  als  leider  eine  gute  Codi- 
fication des  allgemeinen  Privatrechtes  voraussichtlich  noch 
geraume  Zeit  auf  sich  warten  lassen  wird.  Da  konnte  man 
sich  denn  einerseits  beeilen,  den  Verkehrs-  und  Credit-Be- 
dürfnissen  des  Landes  gerecht  zu  werden,  andererseits  hin- 
wieder eben  der  kommenden  Civilgesetzgebung  bahn- 
brechend vorarbeiten,  indem  die   lästigsten   Fesseln  und 
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Vorurtheile,  welche  das  Civilrecht  kaum  entbehren  zu 
können  glaubt  und  nur  schwer  abzustreifen  vermag,  bei 
Zeiten  beseitigt  werden. 

Denn  gleichwie  der  Handel  zu  allen  Zeiten  der 
mächtigste  Pionnier  des  Fortschrittes  war  und  bleibt,  so 
widerspiegeln  auch  die  handelsrechtlichen  Normen  in^ 
ihrer  Mannigfaltigkeit  das  frische,  freie  Verkehrsleben  in 
seiner  Universalität.  Das  Handelsrecht  ist  das  interna- 
tionale Bassin,  in  welchem  sich  die  zur  kosmopolitischen 
Geltung  gelangten  Kechtssätze  sammeln,  indem  es  Treue 
und  Glauben  voraussetzt  und  festigt,  dem  Inhalte  nach 
frei  von  ängstlichen  Schranken,  der  Form  nach  hingegen 
unerbittlich  streng  und  scharf  ist. 

Dieser  eminente  Charakterzug  des   Handelsrechtes, 
dessen  Normen  sich  nun  einmal  durch  keinerlei   territo- 
riale   Grenzen   einengen    lassen,    war    denn   auch    von 
sämmtlichen  competenten  Organen  des  Landes  anerkannt^ 
worden  und  es  haben  sich  insbesondere  der  erste  unga- 
rische Juristentag,   sowie  alle   Handels-  und   Gewerbe- i 
kammern  des  Landes  für  die  Keceptipn   der  leitenden  ^ 
Grundsätze   des    allgemeinen    deutschen    Handelsgesetz^ 
buches   ausgesprochen. 

Dem  Professor  des  Handels-  und  Wechselrechtes 
an  der  Budapester  Universität,  Dr.  Stephan  Apäthy,  ward 
sonach  von  Seite  des  damaligen  Handelsministers  Joseph 
von  Szlävy  der  ehrenvolle  Auftrag,  einen  ungarischen 
Handelsgesetz-Entwurf  auszuarbeiten,  welchem  die  Prin- 
cipien  des  in  Deutschland  geltenden  Handelsrechtes  zu 
Grunde  gelegt,  in  welchem  jedoch  auch  die    besonderen 


Verkehrsbedtirfnisse  des  Landes,  die  Erfahrungen  der 
Neuzeit  auf  allen  Verkehrsgebieten,  sowie  der  neueste 
'^tand  der  Wissenschaft  berücksichtigt  werden  sollten. 

Der  auf  dieser  Grundlage  verfasste  Entwurf  wurde 
hierauf  veröffentlicht.  Die  Budapester  und  Klausenburger 
Universität,  sämmtliche  Advocatenvereine,  Handels-  und 
Gewerbekammem  und  Handelsgremien  wurden  zur  Be- 
urtheilung  und  Meinungsäusserung  aufgefordert;  Fach- 
blätter sowohl,  als  die  Tagespresse  beschäftigten  sich 
eingehend  mit  dem  Entwürfe. 

Zur  endgiltigen  Ueberprüfung  wurde  bald  darauf 
eine  aus  Fachmännern  zusammengesetzte  Enquete  einbe- 
rufen, an  welcher  folgende  Mitglieder  Theil  nahmen : 

Dr.  Stephan  A  p  ä  t  h  y,  üniversitätsprofessor  und  Verfaaaer 
des  Entwurfes ; 

Dr.  Leopold  B  r  o  d  e,  Advocat ; 

Dr.  Peter  B  ü  s  b  a  c  h,  Advocat ; 

Alois  Daruväry,  Senatspräsident  der  königl.  Tafel ; 

Theophil  Fabinyi,  Präsident  der  königl.  Tafel; 

Friedrich  Harkänyi,  Reichstags- Abgeordneter ; 

Dr.  Carl  Her  ich,  Sectionsrath  im  Handelsministerium, 
Professor  an  der  Handelsacademie,  Mitglied  der  Advocaten- 
Prtifangs-Commission,  zugleich  Delegirter  des  Ministeriums  für 
Croatien  und  Slavonien  ; 

Dr.  Emerich  H  o  d  o  s  s  y  ,  Advocat  und  Reichstags - 
Abgeordneter ; 

Dr.  Paul  Hoff  mann,  Universitätsprofeasor  und  Reichs- 
tags-Abgeordneter ; 

Eduard  Hörn,  Staatssecretär  im  Handelsministerium  und 
Reichatags-Abgeordneter,  (gestorben  am  2.  November  1875). 

Hugo  K  i  I  6  n  y  i ,  Sectionsrath  im  Communications- 
Ministerium ; 
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Baron  Friedrich  v.  Kochmeister,  Präses  der  Budapester 
Handels-  und  Gewerbekammer; 

Anton    K  0  r  i  z  m  i  c  s,    Sectionsrath,    als    Delegirter    de» 
Justizministeriums ; 

Dr.   Alexander  K  o  v  ä  c  s  y,    Ministerialsecretär  und  Dele-  J 
girter  des  Communicationsministeriums ; 

Dr.  Eduard  K  ö  r  n  y  e  i,  Advocat ; 

Joseph  J  a  n  i  c  s  e  k,  Richter  des  Budapester  Handels-  und 
Wechsel  gerichtes  ; 

Anton    Lukacs,    leitender    Director    des    ungarischen 
Bodencredit-Institutes ; 

Dr.  Alexander  Matlekovits,  Sectionsrath  im  Handels- 
Ministerium  ; 

Carl  R  ä  t  h,  Reichstagsabgeordneter,  Vicepräses  des  unga- 
rischen Landesindustrie- Vereines ; 

Friedrich  von  Bänyai-Reitz,  Ministerialrath  im  Han- 
delsministerium ; 

Eugen  Freiherr  von  Salmen,  Sectionsrath  und  Delegirterj 
des  Finanzministeriums ; 

Dr.  Julius  von   Schnierer,    Sectionsrath    im    Handels- 
Ministerium  ; 

Alois  S  t  r  a  s  s  e  r,  Grosshändler ; 

Dr.  Nioolaus  von  Szvetenay,  königl.  Rath,  Secretär  derj 
Budapester   Handels-   und   Gewerbekammer,   Professor    an    der] 
Handelsakademie  und  Mitglied   der    judiciellen    Staatsprüfungs- 
Commission ; 

Anton  Sztojanovics,  Sectionsrath  und  Delegirter  der] 
croatisch-slavonischen  Landesregierung ; 

Alexius  Töth,  Richter  am  obersten  Gerichtshofe; 

,    Moritz  Wahrmann,    Grosshändler   und  Reichtagsabge- 
ordneter, und 

Dr.  Philipp  W  e  i  n  m  a  n  n,  Ersatzrichter  der  königl.  Tafel,] 
gegenwärtig  k.  öffentlicher  Notar. 
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Die  Enquete  begann  ihre  Sitzungen  am  4.  Novem- 
ber 1873  unter  dem  Vorsitze  des  damaligen  Handelsmi- 
nisters Grafen  Joseph  Zichy.  Nach  einigen  Sitzungen 
übernahm  die  Leitung  der  Berathungen  der  Staatssecre- 
tär- Stellvertreter  Dr.  Edmund  Ary,  welcher  jedoch  im 
Monate  Februar  1874  schwer  erkrankte  und  am  18.  Mai 
desselben  Jahres,  leider  viel  zu  frühe  (kaum  31  Jahre 
alt)  verschied.  Vom  Februar  an  bis  zum  2.  Mai  1874, 
an  welchem  Tage  die  erste  Lesung  glücklich  beendet 
wurde,  war  die  Führung  der  Verhandlungen  dem  Senats- 
präsidenten Alois  Daruväry  anvertraut,  dessen  seltener 
Tact  und  gründliche  Fachkenntniss  wohl  jedem  Mitgliede 
der  Enquete  in  steter  Erinnerimg  bleiben  wird. 

Die  von  allen  Orten,  insbesondere  von  Fachorganen 
eingelangten  Aeusserungen  waren  den  mit  dem  Referate 
der  einzelnen  Titel  betrauten  Fachmännern  mitgetheilt 
worden,  welche  ausserdem  mit  dem  vollen  Rüstzeug 
umfassender  Kenntniss  ausländischer  Gesetzgebung,  Fach- 
literatur und  Judicatur  in  die  Berathung  eintraten. 

Die  einzelnen  Titel  des  Entwurfs  waren  folgenden 
Referenten  zugetheilt :  es  referirte  die  Titel  von  den 
Kaufleuten,  von  dem  Handelsregister  und  von  den  Han- 
delsbüchern Dr.  Nicolaus  von  Szvetenay,  —  von  den 
Procuristen  und  den  Handlungsbevollmächtigten,  von  dem 
Hilfspersonale,  von  den  beeideten  Sensalen,  von  den  Han- 
delsgesellschaften überhaupt,  sowie  von  der  Collectiv-  und 
Commandit-Gesellschaft  insbesondere  Dr.  Carl  Hericb,  — 
von  den  Actiengesellschaften  Dr.  Julius  von  Schnierer,  — 
von  den  Handelsgeschäften  im   Allgemeinen   vorerst  Dr. 


VIII 

Emerich  Hodossy  und  in  Folge  Verhinderung  desselben 
weiterhin  zom  weitaus  grössten  Theile  Dr.  Nicolaus 
von  Szvetenay,  —  vom  Kaufe  und  der  Commis- 
sion  Dr.  Leopold  Brode,  —  vom  Frachtgeschäfte  Dr. 
Alexander  Koväcsy,  —  von  den  öffentlichen  Lagerhäusern 
Dr.  Julius  von  Schnierer,  —  vom  Versicherungsgeschäfte 
Dr.  Alexander  Matlekoyits,  —  vom  Verlagsgeschäfte 
Anton  Korizmics  —  vom  Mäklergeschäft  und  die  Ueber- 
gangsbestimmungen  endlich  Dr.  Nicolaus  von  Szvetenay. 

Bei  den  Berathungen  der  Enquete  wurden  sowohl 
die  heimischen  Verkehrsbedürfnisse  als  die  durch  die 
Handelsverbindungen  mit  dem  Auslande  erwünschten 
Anforderungen  in  Rücksicht  gezogen,  die  Ansprüche  ein- 
zelner Berufsclassen  mit  möglichster  Billigkeit,  sowie  die 
besonderen  Verhältnisse  und  Interessen  des  Landes  vom 
theoretischen  wie  vom  praktischen  Standpunkte  aus  in 
gleicher  Weise  eingehend  gewürdigt  und  die  Berechti- 
gung, Wirkung  und  Tragweite  jeder  einzelnen  Verfügung 
n^ch  jeder  Richtung  hin  gehörig  beleuchtet,  discutirt  und 
erwogen. 

Nach  vollendeter  erster  Lesung  musste  das  aus  der 
Enquete  gewählte  Redactions-Comite  den  Entwurf  im 
Sinne  der  gefassten  Beschlüsse  formuliren,  ja  in  man- 
chen Theilen  gänzlich  umarbeiten. 

Am  4.  November  1874  begann  hierauf  die  zweite 
Lesung,  welche  nach  19  Sitzungen  am  21.  December  1874, 
also  zusammengenommen  in  87  Sitzungen  das  ganze 
Werk  beendigte. 

Das  solchergestalt  glücklich  zu  Stande  gebrachte 
Werk  wurde    vom  damaligen  Handelsminister  Georg  von 
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Bartal  so  rasch  als  möglich  in  jenes  Stadium   gebracht, 
in  welchem  es  der  Legislative  vorgelegt  werden  konnte. 

Die  diesbezüglichen  Vorarbeiten  wurden  vom  ge- 
genwärtigen Handelsminister  Baron  Ludwig  von  Simo- 
nyi,  welcher  am  2.  März  1875  das  Handelsportefeuille 
übernommen  hatte,  alsbald  beendigt  und  am  2.  April 
wurde  hierauf  der  Entwurf  eines  ungarischen  Han- 
delsgesetzbuches dem  für  diesen  Gegenstand  auch  für 
Croatien  und  Slavonien  gemeinsamen  Reichstage  vor- 
gelegt. 

Beiden  Factoren  der  parlamentarischen  Legislative 
Ungarns  gebührt  volle  Anerkennung  für  das  wohlgewo- 
gene Entgegenkommen,  welches  dieselben  diesem  Entwürfe 
gegenüber  bewiesen.  —  Vom  Unterhause  einer  sofort  ent- 
sandten Fachcommission  überwiesen,  wurde  der  Entwurf 
auf  das  gediegene  Referat  des  Abgeordneten  Dr.  Eme- 
rich  Hodossy  hin,  nach  mehrtägiger  Verhandlung,  an 
welcher  auch  Prof.  Dr.  Stephan  Apäthy  als  Experte 
theilnahm,  mit  wenig  Aenderungen  angenommen.  — 
Auch  das  Oberhaus  überprüfte  den  Entwurf  in  einem 
unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  Cziräky  eingesetzten  Spe- 
cialcomite,  zu  welchem  als  Experten  Baron  Fried- 
rich Kochmeister  und  Dr.  Nicolaus  von  Szvetenay  zuge- 
zogen waren. 

So  konnte  denn  der  Entwurf,  Dank  dem  eiumüthi- 
gen  Vorgehen  sowohl  der  Regierung  als  der  Legislative 
nach  wenigen  Wochen  Seiner  Majestät  zur  aller- 
höchsten Sanction  vorgelegt  werden.  Diese  erfolgte  am 
16.  Mai  und    das   nunmehr  zu  voller  Gesetzeskraft  ge- 


langte  mühe-  doch  segensvolle  Werk  wurde  am  18.  Mai 
im  Unterhause,  im  Oberhause  hingegen  am  19.  Mai 
1875  publicirt. 


Es  möge  nun  in  Folgendem  gestattet  sein,  in  mög- 
lichster Kürze  die  hauptsächlichsten  Abweichungen  zu 
bezeichnen,  welche  sich  zwischen  dem  neuen  ungarischen 
Handelsgesetz  und  dem  allgemeinen  deutschen  Handels- 
gesetzbuche ergeben.  Zeit  und  Raum  sowie  der  unmit- 
telbai-e  Zweck  dieser  Ausgabe  gestatten  leider  diesmal 
noch  kein  eingehenderes  Verweisen  auf  die  Motive,  auf 
welchen  die  nach  reiflicher  Erwägung  durchgeführten 
Abweichungen  fussen,  obwohl  keinen  Augenblick  zu  ver- 
hehlen ist,  dass  das  völlige  Entbehren  der  Motive  die 
fachgerechte  Beurtheilung  eben  dieser  Partien  des  neuen 
Gesetzes  vor  jedem  Unbefangenen,  welchem  die  Quellen 
vorerst   unzugänglich    sind,  misslich  erscheinen  lässt. 

In  dem  von  den  Kaufleuten  im  Allgemeinen  han- 
delnden ersten  Abschnitt  wurde  in  Uebereinstimmung 
mit  der  Verfügung  des  Gewerbegesetzes  vom  Jahre  1872, 
wornach  der  Betrieb  eines  Gewerbes  —  das  Handels- 
gewerbe mit  einbegriffen  —  Jedermann  ohne  Unterschied 
des  Geschlechtes  'gestattet  wird,  über  Antrag  des  Refe- 
renten durch  die  Enquete  jede  Verfügung  fallen  gelas- 
sen, welche  der  Ehefrau  den  selbstständigen  Handels- 
betrieb nur  nach  eingeholter  Einwilligung  des  Ehemannes 
gestattet. 


Hinsichtlich  des  Handelsregisters  ist  als  unstrei- 
tiger Fortschritt  zu  bezeichnen,  dass  sämmtliche  Ein- 
tragungen in  die  Handelsfirmenregister  in  einem  vom 
Handelsministerium  zu  redigirenden  „Central- Anzeiger", 
die  in  Croatien  und  Slavonien  erfolgten  Eintragungen  hin- 
gegen im  dortigen  Amtsblatte  veröffentlicht  werden  und 
dritten  Personen  gegenüber  vom  Tage  ihrer  Veröffent- 
lichung an  rechtskräftig  sein  sollen.  Hiedurch  wird  ein 
von  der  Handelswelt  seit  langer  Zeit  gehegter  Wunsch 
erfüllt.  In  demselben  Abschnitte  wird  weiterhin  verfügt, 
dass  sich  mit  der  Unkenntniss  der  erfolgten  Veröffent- 
lichung Niemand  entschuldigen  könne.  Hiedurch  wurde 
das  im  deutschen  Handelsgesetzbuche  enthaltene  vage, 
zu  zahlreichen  Processen  Anlass  bietende  und  am  ersten 
deutschen  Handelstage  (1861)  angefochtene  Princip,  — 
wornach,  wenn  die  Eintragung  und  Bekanntmachung 
geschehen  ist,  ein  Dritter  die  Aenderung  oder  das  Er- 
löschen gegen  sich  gelten  lassen  muss,  sofern  nicht  die 
Umstände  die  Annahme  begründen,  dass  er  diese  That- 
sache  weder  gekannt  habe,  noch  habe  kennen  müssen, 
—  im  Interesse  des  kaufmännischen  Credites  abgeändert. 

In  dem  Abschnitte  vom  kaufmännischen  Hilfsper- 
sonale  wurde  abweichend  vom  deutschen  Handelsgesetz- 
buche eine  grössere  Conformität  mit  dem  ungarischen 
Gewerbegesetze  erzielt. 

Bezüglich  der  Handelsgesellschaften  muss  vor  Allem 
hervorgehoben  werden,  dass  das  ungarische  Handelsge- 
setz nur  viererlei  Associationsformen  anerkennt,  und  zwar : 
1.  die  Collectiv-,  2.  die  Commandit-,  3.  die  Actienge- 
sellschaft  und  4.  die  Genossenschaft. 
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Eine  besondere  Regelung  der  Actien-Commandite 
glaubt  man  hierzulande  vollständig  entbehren  zu  kön- 
nen, da  diese  Gesellschaftsform  bisher  auf  praktischem 
Gebiete  unbekannt  geblieben  und  dieselbe  ja  selbst  in 
Frankreich  und  Deutschland  doch  nur  entstanden  war, 
um  die  für  reine  Actiengesellschaften  nothwendige  staat- 
liche Concession  zu  umgehen.  Mit  dem  Wegfalle  der 
staatlichen  Concession  überhaupt,  entfiel  zugleich  jede 
Existenzberechtigung  dieser  Gesellschaftsform,  umsomehr, 
als  die  correcte  Regelung  eines  Gemisches  der  Collectiv- 
und  der  Actien- Gesellschaft,  mit  kaum  zu  bewältigenden 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat. 

Ferner  wurden  auch  die  auf  die  stille  Gesellschaft 
bezüglichen  Normen  des  deutschen  Handelsgesetzbuches 
fallen  gelassen,  da  diese  Associationsform  nicht  als 
Handelsgesellschaft  im  eigentlichen  Sinne  angesehen 
werden  kann. 

Der  Regelung  des  Actienwesens  (zehnter  Abschnitt) 
wurde  das  nunmehr  auf  das  ganze  deutsche  Reich  aus- 
gedehnte Gesetz  vom  11.  Juli  1870  zu  Grunde  gelegt. 
Bei  der  Berathung  kamen  aber  nicht  nur  die  französi- 
schen, englischen  und  belgischen  Actiengesetze  in  Betracht, 
sondern  es  wurde  auch  vornehmlich  die  Beseitigung  der 
auf  diesem  Gebiete  in  letzterer  Zeit  so  häufig  gewordenen 
Missbräuche  angestrebt.  —  Demgemäss  wurde  den  Princi- 
pien  der  Publicität  und  strengen  Verantwortlichkeit  mög- 
lichst Rechnung  getragen  und  ein  Hauptgewicht  auf  das 
Gründungs-Stadium  gelegt.  Die  Rechte  der  Minorität 
und  die  auf  deren  Verlangen  anzuordnende  Untersuchung 
wurden  gehörig  geregelt,  ausserdem  ist  die  strenge  Verant- 


XIII 

wortlichkeit  der  Gesellschaftsorgane  ausgesprochen  und  für 
jede  schuldbare  Handlung  oder  Unterlassung  Arrest  oder 
eine  Geldstrafe  festgesetzt  worden.— Unbedingt  untersagt 
erscheint  den  Actiengesellschaften  eigene  Actien  zu  kaufen 
oder  zu  belehnen,  sowie  neue  Actien  zu  emittiren,  be- 
vor die  ursprünglich  emittirten  Actien  vollständig  einge- 
zahlt sind.  —  Die  Reduction  des  Actiencapitales  wird 
von  der  Genehmigung  des  competenten  Gerichtshofes 
abhängig  gemacht,  welcher  hierüber  auf  Grund  der  Bilanz 
eventuell  nach  Anhörung  der  Gläubiger  zu  entscheiden 
haben  wird.  --  Uebrigens  meidet  das  ungarische 
Gesetz  sorgsam  alle  Beschränkungen,  welche  statt  den 
Schwindel  zu  verhüten,  nur  geeignet  wären,  die  Asso- 
ciation zu  erschweren  oder  gar  gänzlich  unmöglich 
zu  machen. 

In  Ansehung  des  inländischen  Betriebes  ausländi- 
scher Actiengesellschaften  wurde  das  Princip  vollster 
Reciprocität  vor  Augen  gehalten  und  wird  die  Einstell- 
barkeit des  inländischen  Betriebes  in  fünf  Punkten  prä- 
cise  normirt. 

Die  Genossenschaften,  welche  sich  allenthalben 
eines  grossen  Aufschwunges  erfreuen  und  auch  in  Un- 
garn schon  grössere  Verbreitung  gefunden  haben,  werden 
als  Handelsgesellschaften  geregelt.  Der  Verfasser  des 
diesbezüglichen,  der  Enquete  unmittelbar  zur  Verhandlung 
eingereichten  Entwurfes,  Dr.  Julius  von  Schnierer,  hatte 
sich  vorzugsweise  das  bairische  Genossenschafts- Gesetz 
vom  29.  April  1869  und  das  österreichische  Genossen- 
schaftsgesetz zum  Muster  gewählt,  jedoch    zugleich  auch 
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einzelne  Bestimmungen  dem  Genossenschafts-Gesetze  des 
deutschen  Reiches  entnommen. 

Im  Gegensatze  zu  dem  deutschen  Gesetze,  welches 
blos  die  unbeschränkte  Haftung  der  Genossenschafter 
zulässt,  und  zu  dem  österreichischen  Gesetze,  in  welchem 
eine  Beschränkung  der  Haftung  blos  bis  zu  dem  doppel- 
ten Betrage  der  Geschäftsantheile  gestattet  ist,  begnügt 
sich  das  ungarische  Gesetz  mit  einer  auf  den  einfachen  An- 
theil  beschränkten  Haftung.  Es  geschah  dies  zunächst  mit 
Rticksicht  auf  die  an  zweihundert  bereits  in  Wirksam- 
keit befindlichen  und  auf  dieser  Grundlage  organisirten 
Genossenschaften,  da  es  kaum  thunlich  gewesen  wäre, 
deren  Existenzbasis  umzustossen  und  da  bei  der  strengen 
Wahrung  vollster  Publicität  Jedermann  ohne  Mühe  die 
Creditwtirdigkeit  einer  Genossenschaft  beurtheilen  kön- 
nen wird. 

Der  II.  Theil  des  ungarischen  Gesetzes  hat  die  Han- 
delsgeschäfte zum  Gegenstande  und  enthält  gegenüber 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuche  mit  Rücksicht  auf  die 
Anforderungen  des  Verkehrs  die  neue  Bestimmung, 
dass  der  Kauf  oder  die  anderweitige  Anschaffung  von 
Staats-  und  sonstigen  Werthpapieren  auch  dann  als  Han- 
delsgeschäft erklärt  wird,  wenn  deren  Anschaffung  auch 
nicht  in  der  Absicht  der  Weiterveräusserung  erfolgt  sein 
sollte.  Ferner  werden  die  auf  Grund  der  Wechselseitigkeit 
abgeschlossenen  Versicherungen  gleichfalls  als  absolute 
Handelsgeschäfte  angesehen. 

In  die  Reihe  der  relativen  Handelgeschäfte  wurden 
die  Geschäfte  der  öffentlichen  Lagerhäuser,  sodann  die 
Geschäfte  jener   Grossproducenten,    welche  ihre  eigenen 
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Producte  auf-  oder  umarbeiten,  sowie  Geschäfte  der 
Montan  -  Grossindustrie  aufgenommen.  Unleugbar  ist 
durch  diese  über  Antrag  des  Dr.  Nicolaus  von  Szvetenay 
in  der  Enquete  angenommenen  Bestimmungen,  eine  im 
deutschen  Handelsgesetzbuche  recht  fühlbar  gewordene 
Lücke  ausgefüllt  worden. 

Bei  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  Handels- 
geschäfte ergab  sich  speciell  für  Ungarn,  welches  noch 
kein  codificirtes  Privatrecht  besitzt,  die  Nothwendigkeit, 
einige  stricte,  dem  Obligationenrecht  angehörige  Sätze 
aufzunehmen,  bei  deren  Feststellung  das  sächsische  bür- 
gerliche Gesetzbuch  und  der  Entwurf  eines  deutschen  Ge- 
setzes über  Schuldverhältnisse  (2.  Lesung)  als  Hilfs- 
quellen benutzt  wurden. 

Eine  wesentliche  Abweichung  ergibt  sich  bei  die- 
sem Titel  nur  bezüglich  der  kaufmännischen  Anweisungen, 
indem  das  ungarische  Gesetz  nicht  nur  die  von  einem 
Kaufmanne  ausgestellten  und  angenommenen,  sondern 
auch  alle  auf  Ordre  lautenden  Anweisungen  überhaupt 
als  Handelspapiere  erklärt. 

Schon  seit  geraumer  Zeit  und  immer  lebhafter  wird 
der  Wunsch  nach  Errichtung  von  öffentlichen  Lagerhäu- 
sern genährt  und  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Einfüh- 
rung dieser  Institution  den  Interessen  des  Credites,  Han- 
dels und  Verkehrs ,  sehr  förderlich  wäre.  Um  daher  das 
Erblühen  der  Entrepots  möglich  zu  machen,  bemühte  sich 
das  ungarische  Gesetz  nach  dem  Vorgange  ausländischer 
Gesetzgebungen,  insonderheit  des  schweizerischen  Han- 
delsgesetzentwurfs, das  Lagerhausgeschäft,  sowie  die  für 
Ausgabe  und  Belehnung  von  Lagerscheinen  (cedule-war- 
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rant)  geltenden  Verfügungen  gehörig  zu  regeln.  Der  be- 
treflfende  VI.  Titel  des  2.  Theiles  basirt  zunächst  auf 
dem  französischen  Decret  vom  21.  März  1848,  dem  bel- 
gischen Gesetz  vom  26.  Mai  1848,  dem  Baseler  Gesetz 
vom  24.  März  1864  und  der  österreichischen  Verordnung 
vom  29.  Juni  1866. 

Das  Versicherungswesen  nimmt  unter  den  heutigen 
ökonomischen  Institutionen  einen  so  hervorragenden  Platz 
ein,  dass  eine  zweckentsprechende  Normirung  desselben  im 
ungarischen  Gesetze  nicht  wohl  versäumt  werden  dürfte.. 
Der  jetzige  rechtliche  Zustand,  wornach  die  ausschliess- 
liche  Quelle  und    Grundlage  des    Versicherungsverhält- 
nisses einzig  und  allein  der  von  den  Parteien  geschlosi 
sene  Vertrag   bildet,    konnte   für  die   Dauer   unmöglich^ 
aufrechterhalten  bleiben.  —  Der  erste  Abschnitt  des  VII. 
Titels  enthält  gewerbepolizeiliche  Anordnungen,    welche 
zwar  strenge  genommen  nicht  in  den  Rahmen  des  Han- 
delsgesetzes  gehören,    deren   Aufnahme  jedoch   um    so 
Wünschenswerther  erschien,  als  ja  analoge  Bestimmungen 
an  anderen  Stellen  des  Gesetzes    gleichfalls  nothwendig 
waren  und  als  eben  diese   Verfügungen  darnach  geartet) 
sein  sollen,  bei    umfassenderer   Regelung  manche  aller-' 
wärts    recht    fühlbar   gewordene  Lücke  auszufüllen.  Dj 
das  Gesetz  mit  dem  Principe  staatlicher  Concessionirung^ 
entschieden    gebrochen  hat,  so  musste  es  sein  Hauptau^ 
genmerk  dahin  richten,  eine  richtige  Manipulation,  streng« 
Verantwortlichkeit    und    genaue    Controle   möglichst   zi 
garantiren.  —  Weiterhin    finden    sich  in    diesem    Titef 
die    Scbadenversicherung,    die    Lebensversicherung  un( 
die    Rückversicherung   abgesondert    behandelt.    Es    is 
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nur  noch  zu  erwähneD,  dass  bei  der  Feststellung  der 
einzelnen  Normen  der  Code  de  Hollande,  der  Entwurf  eines 
Handelsgesetzbuches  für  die  preussischen  Staaten,  das 
Züricher  btirgerl.  Gesetzbuch,  der  Entwurf  eines  deut- 
schen Gesetzes  über  Schuldverhältnisse  (2.  Lesung),  der 
preussische  Entwurf  vom  1.  Februar  1869  über  den 
Geschäftsbetrieb  der  Versicherungsunternehmungen,  end- 
lich der  auf  den  Versicherungsvertrag  bezügliche  öster- 
reichische Gesetzentwurf  vom  11.  Juni  1870  Berücksich- 
tigung gefunden   haben. 

Wiewohl  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  das  Ver- 
lagsgeschäft als  Handelsgeschäft  erklärt,  fehlt  dennoch 
in  demselben  die  eingehende  Regelung  desselben.  Schon 
bei  Gelegenheit  der  Einführung  des  deutschen  Handels- 
gesetzes wurde  im  preussischen  Abgeordnetenhause  der 
Wunsch  nach  Aufnahme  specieller  Normen  laut  und 
wurde  dieser  Antrag  nur  aus  Rücksicht  für  die  dringli- 
che Einführung  des  Handelsgesetzes  fallen  gelassen. 
Seither  wird  die  Regelung  allgemein  verlangt.  In  diesem 
Sinne  äusserte  sich  auch  die  aus  dem  deutschen  Bun- 
desrathe  zur  Erstattung  von  Anträgen  über  das  Han- 
delsrecht am  28.  Februar  1874  entsendete  Commission, 
und  zwar  zu  einer  Zeit,  als  die  zur  Berathung  eines 
ungarischen  Handelsgesetzes  einberufene  Enquete  sowohl 
das  Versicherungs-  als  das  Verlagsrecht  bereits  durchbe- 
rathen  hatte.  Bei  den  einzelnen  Bestimmungen  wurde 
sowohl  der  neueste  Stand  der  Wissenschaft  als  auch  die 
einschlägige  ausländische  Gesetzgebung  thunlichst  berück- 
sichtigt. 

Eine  gründliche   Behandlung  erfuhr  in  der  Enquete 


xvra 

die  Frage:  ob  die  Institution  der  beeideten  Mäkler 
aufrechtzuerhalten  oder  gänzlich  zu  beseitigen  sei?  Da 
wurde  denn  fast  allgemein  anerkannt,  dass  der  officielle 
Charakter  dieser  Institution  sich  überlebt  habe,  und  dass 
die  Intervention  beeideter  Sensale  nur  in  den  seltensten 
Fällen  in  Anspruch  genommen  wird,  so  dass  selbst  das 
Budapester  Börsencomite  in  den  meisten  Fällen  die 
Aufzeichnungen  der  Privatmäkler  berücksichtigen  muss. 
Es  wurde  ferner  betont,  dass  sich  die  Institution  mit 
den  modernen  Ansprüchen  des  freien  Verkehres  nicht 
vereinbaren  lasse,  wie  ja  auch  Frankreich  im  Jahre 
1867  und  Belgien  im  Jahre  1867  die  öffentlichen  Mäkler 
abgeschafft  hat.  Auch  hat  sich  gegen  den  das  Mäkler 
wesen  behandelnden  Abschnitt  des  deutschen  Handels- 
gesetzes vor  mehreren  Jahren  in  Berlin  eine  energische 
und  berechtigte  Agitation  erhoben,  welche  auch  an  an- 
deren Plätzen  Deutschlands  Boden  gefunden  hat.  — 
Demgemäss  wurde  die  Institution  fallen  gelassen  und 
das  Mäklergeschäft  unter  den  Handelsgeschäften  gere- 
gelt, wobei  alle  auf  den  amtlichen  Charakter  bezüg- 
lichen Verfügungen  vermieden  wurden. 

Die  zur  Einfühning  des  Gesetzes  erforderlichen 
Uebergangsbestimmungen  und  Verfügungen  gemischter 
Natur  sind  dem  ungarischen  Handelsgesetze  am  Schlüsse 
beigefügt.  Namentlich  wurde  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
nach  Aufhören  der  besonderen  Wechselgerichte  und  mit 
Einführung  der  k.  Gerichtshöfe  die  älteren  Firmenpro 
tocolle  zersplittert  werden  und  da  auch  manche  Eintra- 
gungen vorkommen,  deren  ßechtswirksamkeit  künftig] 
in  Frage  gestellt  werden  könnte,  die   Uebertragung  der 
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bestehenden  Firmen  in  neu  anzulegende  Firmenregister 
nothwendig  befanden  und  zu  deren  Anmeldung  eine 
secbsmonatliche  Frist  anberaumt :  zugleich  wurden 
jedoch  zu  Gunsten  der  bereits  früher  eingetragenen 
Actiengesellschaften  und  Genossenschaften,  sowie  der 
älteren  Einzel-  und  Gesellschaftsfirmen  für  deren  Ueber- 
tragung  gewisse  Erleichterungen,  ein  abgekürztes  Ver- 
fahren und  die  Stempelfreiheit  zugestanden.  —  Innerhalb 
derselben  Frist  ist  auch  die  Bestellung  der  Procuristen 
neuerlich  einzutragen.  —  In  den  Verträgen  bestehender 
Gesellschaften  enthaltene  und  dem  neuen  Gesetze  zu- 
widerlaufende Bestimmungen  verlieren  ihre  Rechtskraft 
gleichfalls  binnen  sechs  Monaten. 

Ebenso  sind  die  im  Lande  bestehenden  Actien- 
gesellschaften und  Genossenschaften  gehalten,  binnen 
sechs  Monaten,  nachdem  das  Gesetz  in  Kraft  tritt,  ihre 
Statuten  im  Sinne  desselben  zu  modificiren. 


Nachdem  das  ungarische  Handelsgesetz  die  aller- 
höchste Sanction  erhalten  hatte,  war  es  aus  vielen  Grün- 
den geboten,  recht  bald  eine  correcte  Uebersetzung  dessel- 
ben in  deutscher  Sprache  zu  veranstalten.  Jene  beiden 
Mitarbeiter  an  diesem  Werke,  welche  an  der  Enquete 
Theil  genommen  haben,  vereinigten  sich  mit  dem  dritten 
Mitarbeiter  zu  dem  Zwecke,  um  eine  möglichst  rasche 
Beendigung  der  Arbeit  zu  erzielen.  Ist  eine  gute  Ueberse- 
tzung eines  Gesetzes  überhaupt  ein  schwieriges  Unterneh- 
men, so  gilt  dies  in  noch  viel  höherem  Masse  bei  einem 
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Special-Gesetze,  dessen  vollkommen  congruente  Wieder- 
gabe eine  Fülle  von  Fachkenntnissen  unerlässlich  bedingt : 
da  mochte  man  denn  wohl  schon  in  Vorhinein  mit  vollem 
Fug  dafür  Sorge  tragen,  dass  Jedermann  eine  deutsche 
Ausgabe  mit  voller  Beruhigung  gebrauchen  könne.  Es  war 
dies  ein  Gebot  der  Pietät  für  Diejenigen,  welche  an 
der  Schaffung  des  Gesetzes  mit  voller  Hingebung  gewirkt 
haben.  Es  war  dies  rathsam  im  Interesse  desjenigen 
Theiles  des  Publikums,  welches  einer  deutschen  Ausgabe 
nicht  entrathen  kann.  Es  war  dies  eine  Ehrensache  Deutsch- 
land gegenüber,  auf  dessen  gediegener  Legislation  dieses 
Gesetz  basirt  und  dessen  Gelehrte  im  Rathe  der  Weisen 
zur  Zeit  unbesti-itten  den  Vorsitz  führen. 

Nicht  leichtfertig  entstand  diese  Ausgabe,  —  die  mög- 
lichste Aufopferung  und  Gewissenhaftigkeit  wurde  aller- 
seits darauf  verwendet.  Auch  glauben  wir  mit  der  fortlau- 
fend durchgeführten  Bezugnahme  auf  die  einschlägigen 
Bestimmungen  der  deutschen  und  österreichischen  Legis- 
lation ein  Uebriges  gethan  zu  haben. 

Was  die  üebersetzung  selbst  anbelangt,  so  lag  in  der 
dargestellten  Genesis  des  Textes  ein  Fingerzeig  für  das 
richtige  Vorgehen. 

Wir  waren  bemüht,  correct  zu  übersetzen,  das 
heisst,  nicht  nur  den  Sinn  des  Paragraphen,  sondern  auch 
jede  Nuance  der  Stylisirung,  jedes  Wort  seiner  ganzen 
Tragweite  nach  vollständig  wiederzugeben.  In  diesem 
unseren  Bestreben  standen  uns  die  gewesenen  Referenten 
der  Handelsgesetz-Enquete  mit  Rath  und  That  hilfreich 
zur  Seite,  wofür  wir  hiemit  Allen  unseren  besten  Dank 
aussprechen. 
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Soweit  dies  eben  dargelegte  oberste  Princip  es  ge- 
stattete, suchten  wir  ferner  auf  die  Quellen  zurückzugehen 
und  mieden  sorgfältig  jede  ungerechtfertigte  Neuerung  in 
Wort  und  Satzfügung.  Es  lag  uns  fern,  den  Schein  einer 
Originalität  dort  wahren  zu  wollen,  wo  ja  die  Gesetz- 
gebung mit  richtiger  Einsicht  und  klarem  Bewusstsein  die 
möglichste  Reception  aller  international  angenommenen 
Uechtssätze  sich  zum  Ziele  gesteckt  hatte. 

Wir  bemerken  nur  noch,  dass  das  kön.  ung.  Justiz- 
ministerium diese  unsere  Ausgabe  als  Grundlage 
deramtlichen  deutschen  Ausgabe  angenom- 
men hat. 

So  sei  uns  denn  gestattet  zu  hoffen,  dass  dies  neue 
Gesetz  Handel,  Credit  und  Verkehr  fördern  und  festigen 
und  hiemit  allen  ökonomischen  Factoren  öffentlichen  Wohl- 
ergehens den  Boden  zu  kräftigem  Emporblühen  und  zu 
scharf  und  klarblickendem  Wandel  ebnen  wird. 
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Allgemeine  Bestimmungeii. 


In  Handelssachen  sind,  insoweit  dieses  Gesetz 
bezüglich  derselben  keine  Bestimmungen  enthält,  die 
Handelsgebräuche  massgebend  und  hat  in  deren  Er- 
mangelung das  allgemeine  Privatrecht  zur  Anwendung 
zu  kommen. 

Artikel  (  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches : 
In  Handelssachen  kommen,    insoweit    dieses    Gesetzbuch    keine 
Bestimmungen  enthält,    die  Handels gehräuche    und    in  deren  JEh'man- 
gelung  das  allgemeine  bürgerliche  Hecht  zur  Anwendung. 

Wo  dieses  Gesetz  von  Gerichtshöfen  spricht,  sind 
darunter  die  zur  Entscheidung  von  Handelssachen  beru- 
fenen Gerichte  zu  verstehen. 

Art.  3  des  Allg.  D.H.  G.  B. : 

Wo  dieses  Gesetzbuch  von  dem  Handelsgerichte  spricht,  tritt 
in  Ermangelung  eines  besonderen  Handelsgerichtes  dus  gewöhnliche 
Gericht  an  dessen  Stelle. 

§§  38—43  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
§  38.  Der  Handelsgerichtsbarkeit   werden  zugewiesen: 

1.  Streitigkeiten,  welche  aus  den  im  Artikel  271  des  Handels- 
gesetzbuches aufgeführten  Handelsgeschäßen  entstehen,  ohne  Hück- 
sieht  auf  die  persönliche  Eigenschaft  der  streitfdhr enden  Parteien, 
wenn  das  Geschäft  auf  Seite  des  Geklagten  ein  Handelsgeschäß  ist. 

2.  Streitigkeiten,  welche  aus  den  übrigen  in  den  Artikeln 
272  und  273  des  Handelsgesetzbuches  erwähnten  Handelsgeschäßen 
hervorgehen,  wenn  eine  Handels  gesellschaß,  oder  wenn  ein  Kauf- 
mann, dessen  Firma  im  Handelsregister  erscheint,  der  geklagte 
Theil  ist,  gleichviel  ob  das  Geschäft  beiderseits  oder  nur  auf  Seite 
des  einen  Contrahenien  ein  Handelsgeschäß  ist. 

§  39.  Die  Handelsgerichtsbarkeit  wird  femer  ohne  Rücksicht 
auf  die  Eigenschaß  der  streitführenden  Theile  durch  die  nachbe- 
nannten Handelssachen  begründet,  auch  wenn  dieselben  nicht  aus 
Handelsgeschäften  entstehen : 
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1.  Streitigkeiten  aus  der  Veräusaerung  eines  bestehenden 
Handelsgewerhes  zwischen  den  Contrahenten ;  in  Ansehung  des 
Rechtes  zum  Gehrauch  einer  Firma  zwischen  den  Rechtsanaprechem  ; 
wegen  des  widerrechtlichen  Gebrauches  einer  Firma  zwischen  den 
beeinträchtigten  und  den  unbefugten  Führern  der  Firma;  aus  den 
Berufsgeschäßen  der  Eandelsmäkler,  Wäger,  Messer  und  anderer 
Personen,  welche  zur  Vornahme  und  Bestätigung  ähnlicher  Verrich- 
ttingen  im  Sandeisverkehre  bestellt  sind,  zwischen  denselben  einer- 
seits und  den  Parteien  andererseits. 

2.  Streitigkeiten  aus  den  Rechtsverhältnissen  der  Kaufleute 
9Hit  ihren  Procuristen,  Handlungsbevollmächtigten,  Handlungsgehilfen 
und  mit  anderen  in  ihrem  Gewerbe  angestellten,  nicht  blos  Gesinde- 
dienste verrichtenden,  Personen ;  ferner  aus  dem  Rechtsverhältnisse 
aller  dieser  Personen  zu  Dritten,  welchen  sie  sich  im  Gewerbe  des 
Principals  verantwortlich  gemacht  haben  {Ai'tikel  55  und  59  des 
Handelsgesetzbuches). 

3.  Die  Streitigkeiten  aus  den  Rechtsverhältnissen  der  Han- 
delsgesellschafter zu  einander,  der  Vorsteher  und  Liquidatoren  der 
Gesellschaß  zu  einander  und  zu  den  Gesellschaßern ;  der  stil- 
len Gesellschafter  zu  dem  Inhaber  des  Handelsgewerbes;  der 
Theilnehmer  an  einer  Vereinigung  zu  einzelnen  Handelsgeschäften 
für  gemeinschaßliche  Rechnung,  oder  an  einer  Vereinigung  zum 
Handelsbetriebe  (Artikel  10  des  Handelsgesetzbuches)  zu  einander, 
und  zwar  in  allen  diesen  Fällen  sowohl  während  des  Bestandes, 
als  nach  der  Auflösung  des  gesellschaftlichen   Verhältnisses. 

%  40.  Durch  die  vorhergehenden  §§  38  und  39  werden  die 
Bestimmungen  über  die  Friedigung  von  Streitigkeiten  aus  dem, 
Dienst-  und  Lohnverhältnisse  nach  den  Gewerbegesetzen,  über  die 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden  in  Streitigkeiten  zwischen 
dem  Staate  und  dessen  Bediensteten ,  oder  den  zum  Ver- 
schleisse  von  Gegenständen  des  Staatsmonopols,  oder  zur  Ausübung 
sonstiger  Regalrechte  des  Staates    bestellten  Personen  nicht  berührt, 

%  41.  Die  Bestimmungen  der  §§  67  und  61  der  Civil-Juris- 
dictionsnorm  vom  20.  Nov.  1852,  Nr.  251  des  Reichsgesetzblattes, 
soweit  diese  Päragraphe  diejenigen  Streitsachen  bezeichnen,  durch 
welche  die  Handels gerichtsbarkeit  begründet  wird,  treten  mit  Aus- 
nahme der  Bestimmung  über  Wechselstreitigkeiten  ausser  Kraft  und 
werden  durch  die  Bestimmung  der  vorstehenden    §§  38 — 40  ersetzt. 

Ebenso  treten  für  das  lombardisch-venetianische  Königreich 
und  für  Dalmatien  die  Bestimmungen  der  vorhergehenden  §§  38 — 
40  an  die  Stelle  derjenigen  Bestimmungen  des  Codice  di  commer- 
cio,  welche  in  den  für  diese  Königreiche  ergangenen  Civil- Juris- 
dictionsnormen  vom  20.  November  1852,  Nr.  259  des  Reichsgesetz- ' 
blattes,  und  vom  selben  Tage,  Nr.  261  des  Reichsgesetzblattes,  in 
dem  %  56  iind  beziehungsweise  in  dem  §  55  als  ergänzende  Norm 
berufen  sind. 

§  42.  Die  Handelsgerichtsbarkeit  im  Concurse  wird  nur 
durch  den  Coneurs  über  das  Vermögen  einer  Handels  gesellschaß 
oder  über  das  Vermögen  eines  Kaufmannes,  dessen  Firma  im 
Handelsregister  erscheint,  begründet. 

■^^^S^^äss  erleiden  die  erwähnten  Jurisdietionsnormen  vom 
20.  November  1852,  Nr.  251,    259  tmd  261  des  Reichsgesetzblattes, 


in  Ansehung  der  in  dem  §  75,  und  beziehungsweise  in  dem  §  7/ 
vnd  in  dem  §  69  enthaltenen  Bestimmung  die  entsprechende  Abän- 
derung, 

§  193  der  Oesterr.  Concurs>Ordnung  v.  25.  Dec  1868.: 
Der  kaufmännische  Concurs   ist   bei  dem  zur   Ausübung   der   Handels- 
gerichtdnrkeit  bestimmten    Gerichtshöfe,   in   dessen  Sprengel   die   Handelsgesül- 
schaft  ihren  iSitz  oder  der  Kaufmann   seinen   Wohnsitz   hat,   zu  eröffnen  und  zu 
verhandeln. 

§  43.  Im  Uebrigen  werden  die  Vorsehrißen  der  Civil-Juris- 
dictionsnormen^  namentlich  auch,  insofeme  sie  die  Gerichte  bezeich- 
nen, welche  zur  Ausübung  der  Handelsgeriehtsbarkeit  überhaupt 
oder  in  einzelnen  Fällen  zuständig  sind,  durch  die  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  nicht  berührt. 

Kais.  Patent  vom  20.  November  1852  (Reichs-Ges.-Bl.  Nr.  251): 

§  67.  In  den  Wirktmgslcreis  der  Handelgerichte  und  der  zur  Ausübung 
der  Handelsgeriehtsbarkeit  bestimmten  Gerichtshöfe  erster  Insta^iz  gehören  : 

1.  Ohne  Rücksicht  auf  die  Eigenschaften  der  streitführenden  Parteien  : 

a)  die  Streitigkeiten  aus  Kauf-,  Lieferwngs-,  Deckungs-  und  anderen 
Geschäften  in  Staatspapieren,  Actien,  zum  Umsätze  bestimmten  Privatschuldver- 
schreibungen tmd  Losen  ; 

b)  die  Streitigkeiben  aus  Bankier-,  Wechsler-,  Mäkler-  und  Commissions- 
gescSäften  ; 

c)  die  Streitigkeiten  aus  Wechselgeschäften  und  d)  die  Streitigkeiten  aus 
den  Escompte-,  Giro-,  Leih-,  Depositen-  und  Anweisungsgeschäften   der  Banken. 

2.  Die  Streitigkeiten  der  Handelsleute  oder  Fatyrikanten  mit  Spediteuren 
oder  Frachtern  aus  Speditions-  oder  Frachtgeschäften ;  ferner  die  Streitigkeiten 
derselben  mit  den  Versicherungsunternehmungen  aus  Schadensversicherungen 

3.  Die  ztcischen  Handelsleuten,  dann  zwischen  Handelsleuten  und  Fabri- 
kanten oder  zicischen  Fabrikanten  aus  der  Betreibung  ihrer  Geschäfte  entstehen- 
den Streitigkeiten,  dann  die  Streitigkeiten  zwischen  den  Theünehmem  an  Handels- 
und Fabriksgesellschaften  und  Actienvereinen  aus  dem  GeseUschaftsvertrage. 

4.  Die  Streitigkeiten  zuTischen  Handelsleuten,  Fabrikanten,  Bankiers, 
Mäklern,  Commissären,  Handelsagenten  und  Spediteuren  einerseits  und  ihren 
Geschäftgleitern,  Buchhaliem  oder  Gehilfen  andererseäs,  insofern  sie  das 
Geschäft  des  Dienstgebers  oder  das  ztcischen  ihnen  bestehende  Dienstverhältniss 
betreffen. 

%  58.  Klagen,  welche  sich  zur  Handels  Gerichtsbarkeit  eignen,  können 
nach  der  Wahl  des  Klägers  entweder  bei  demjenigen  Handelsgerichte  angebracht 
werden,  in  dessen  Bezirk  der  Geklagte  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat,  oder 
too  dessen  Firma  protocollirt  ist,  oder  in  dessen  Bezirk  seine  Handelsniederlas- 
sung sich  befindet. 

Die  in  Personal- Streit  freuen  für  gewisse  Fälle  eintretenden  beson- 
deren Gerichtstände  (%  31  u.  s.  f.)  finden  auch  auf  die  Handelsgerichte  An- 
wendung. 

§  55.  An  Orten,  wo  sich  kein  Handelsgericht  oder  zur  Ausübung  der 
Handelsgeriehtsbarkeit  bestimmten  GericlUshof  erster  Instanz  befindet,  können  die 
dahin  gehörigen  Streitigkeiten  mit  Ausnahme  derjenigen  aus  Wechselgeschäften 
(^  57  ar.  t  lit.  cj  auch  bei  dem  zuständigen  gewöhnlichen  Gerichte  angebracht 
werden. 

§  61.  In  Streitsachen  aus  Geschäften,  xcdche  sich  auf  die  Seeschiffe  und 
Seefahrt  beziehen,  als  die  Erwerbung  und  Vebertragung  des  Eigenthums  von 
Seeschiffen  und  deren  Zugehör,  die  Rhederei- Geschäfte,  die  Geschäfte  zwischen 
dem  Eigenthümer  eines  Schiffes  und  dem  Schiffer,  oder  zwischen  diesem  und  eleu 
Reisenden  oder  der  Schiffsmannschaft,  femer  die  Havarei-.  Seever sicher ungs-  und 
Bodmereigeschäfte,  steht  die  Gerichtsbarkeit  dem  Seegerichte,  oder  dem  zur  Aus- 
übung  der  Seegerichtsbarkeit  bestellten  Gerichtshofe  erster  Instanz  zu, 

§  64.  Die  durch  die  bestehenden  Vorschriften  den  Hafyn-CapUänen  ein- 
geräumte schiedsrichterliche  Amtswirk^amkeit  erleidet  keine  Aenderung. 

Oesterr.  Gesetz  v.  27.  April  1873   über  das  Verfahren  in  socingfOgiflen 
Rechtssachen  (Bagatellverfahren) : 

§  1.  Die  nachstehenden  Rechtsstrntigkeiten,  insofeme  sie  nach  den  allge- 
meinen Jurisdictionsbestimmungen  zur  Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte,  bezie- 
hungsweise der  städtisch-delegirten  Bezirksgerichte  gehören,  sind  vor  diesen 
Gerichten  als  BagateUgerichten  im  Bagatellverfahren  zu  verhandein  :  1-  Rechts- 
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Streitigkeiten  über  bestimmte  Geldsummen,  welche  nach  dem  Klagebegehren,  ohne 
Hinäurechnung  der  Zinsen  und  anderen  Nebengebühren,  den  Betrag  von  fünf- 
undzwanzig  Gulden  nicht  übersteigen.  2.  Rechtsstreitigkeiten  über  andere  Gegen- 
stände, wenn  der  Klageanspruch  zu  einem  alternativen  Begehren  auf  Zuerken- 
nung  einer  Geldsumme  sich  eignet  und  diese  in  einem  in  fünfundzwanzig  Gulden 
nicht  übersteigenden  Betrage  gefordert  wird,  oder  wenn  der  Kläger  sich  in  der 
Klage  ausdrücklich  erbietet,  eine  solche  Geldsumme  als  Abfindungsbetrag  anzu- 
nehmen. Die  Bestimmungen  des  §  14  der  Jurisdictionsnorm  vom  20.  November 
1852  (R.  G.  B.  Nr.  251),  wodurch  die  daselbst  in  lit.  b)  und  c)  bezeichneten 
Rechtsstreitigkeüen  der  Entscheidung  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz  vorbehalten 
sind,  finden  auf  die  im  Bagatellverfahren  zu  verhandelnden  Rechtsstreitigkeiten 
keine  Anwendung. 

§  2.  In  Städten,  in  welchen  seTbstständige  Handelsgerichte  bestehen,  kann 
für  den  Umfang  der  Sprengel  der  daselbst  befindlichen  städtisch-delegirten  Be- 
zirksgerichte ein  besonderes  Bagatdlgericht  in  Handelssachen  errichtet  werden, 
vor  welchem  die  im  §  1,  Ziffer  1  und  2,  bezeichneten  Rechtsstreitigkeiten,  wenn 
der  den  Streitgegenstand  bildende  Anspruch  auf  einem  der  im  §  38,  Ziffer  i 
wnd  2  des  EinführunoHgesetzes  zum  Ha^idelsgesetze  erwähnten  Handelsgeschäfte 
beruht,  oder  eine  daselbst  im  §  39,  Ziffer  2,  bezeichnete  Handelssache  betrifft,  im 
Bagatellverfahren  zu  verhandeln  sind.  Das  Bagatellgericht  in  Handelssachen 
steht  zu  dem  Handelsgrichte  in  demselben  Verhältnisse,  wie  die  städtisch-dele- 
girten Bezirksgerichte  zu  dem  Gerichtshofe  erster  Instanz. 

§  3.  An  Orten,  wo  kein  besonderes  Begatellgericht  in  Handelssachen  be- 
steht, sind  die  im  §  1,  Ziffer  1  und  2,  bezeichneten  Rechtsstreitigkeiten,  auch 
wenn  der  den  Streitgegenstand  büdende  Anspruch  auf  einem  der  im  §  38,  Ziffer 
1  und  2,  des  Einführungsgesetzes  zum  Handelsgesetze  erwähnten  Handelsgeschäfte 
beruht  oder  eine  daselbst  im  §  39,  Ziffer  2,  bezeichnete  Handelssache  betrifft,  vor 
den  Bezirksgerichten  (städtisch-delegirten  Bezirksgerichten)  als  Bagatellgerichten 
im  Bagatellverfahren  zu  verhandeln.  Zuständig  ist  dasjenige  Bezirksgericht  fstäd- 
Usch-delegirtes  Bezirksgericht),  dessen  Zuständigkeif,  abgesehen  von  der  handels- 
gerichtlichen Natur  der  Forderung,  nach  den  allgemeinen  Jurisdictionsbesiimmun- 
gen  begründet  ist. 

Nach   Kopetz's  Oesterr.   Gewerbsgesetzkunde   (2.   Theil,  §  533)  hat  in  den 
Seehäfen  der  Hafen-Capitän  das  Recht  und  die  Pflicht : 

a)  in  aUen  Fällen,  welche  sich  im  Hafen  zutragen  und  keinen  Aufschub 
gestatten,  diejenigen  Massregeln  zu  ergreifen,  durch  weiche  üblen  Folgen  vorge- 
beugt werden  kann,  sodann 

b)  bei  allen  Rechtsstreitigkeiten  unter  den  Seeleuten  wegen  Zählungen, 
Verabreichung  der  Mund/vorräthe,  wegen  Leistung  der  Schiffsdienste  u.  dgl.  die 
Ausgleichung  zu  versuchen,  in  Havarie-  und  Entschädigungssachen  provisorische 
Massregd  zu  treffen,  in  politischen  Streitigkeiten   sogar  förmlich  zu  entscheiden. 


I.  THElIi. 

Kaufleute  und  Handelsgesellschaften, 

Erster  Titel. 
Kaufleute  im  Aligemeinen. 

§  3.  Als  Kaufmann  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  anzu- 

sehen, wer  in  eigenem  Namen   gewerbemässig  Handels- 
geschäfte betreibt. 

Art.  4  des  Allg.  D.  H.  6.  B. : 

Als    Kaufmann    im    Sinne    dieses  Gesetzbuches    ist  anzusehen,] 
wer  gewerbemässig  Handelsgeschäfte  betreibt. 

§  4.  Die  auf  Kaufleute  bezüglichen  Bestimmungen  ha- 

ben auch   auf   Handelsgesellschaften   in  Anwendung  zi 
kommen  (§  61). 


Auf  den  Staat  finden,  sofern  er  Handelsgeschäfte 
betreibt,  die  erwähnten  Bestimmungen  insoweit  Anwen- 
dung, als  die  bestehenden  Gesetze  und  gesetzlichen  Ver- 
ordnungen nicht  anderweitig  verfügen. 

Inwiefern  die  auf  Handelsfirmen,  Handelsbücher 
und  Procuristen  bezüglichen  (3.,  4.  und  5.)  Titel  auf  die 
Handelsunternehmungen  des  Staates  Anwendung  finden, 
wird  durch  besondere  Verordnung  festgestellt  werden. 

Art.  5  des  Allg.  D.  H.  G    B.  : 

Die  in  Betreff  der  Kaufleute  gegebenen  Bestimmungen  gelten 
in  gleicher  Weise  in  Betreff  der  Handelsgesellschaften,  insbesondere 
aucli  der  Commandit-Gesellschaften  auf  Äclien  und  der  Actiengesell- 
sehaften. 

Dieselben  gelten  auch  in  Betreff  der  öffentlichen  Banken  in  den 
Grenzen  ihres  Handelsbetriebes,  unbeschadet  der  für  sie  bestehenden 
Verordnungen. 

§  8  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  0.  H.  G-  B. : 

Intciefeme  Unternehmungen  des  Staates  in  das  Handels' 
register  einzutragen,  und  daher  den  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches über  die  Firmen,  die  Handelsbücher  und  die  Procura 
zu  unterziehen  seien,  bleibt  der  Bestimmung  im  Verordnungswege 
überlassen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die  Han- 
delsfirmen, die  HandelsbUcher  und  die  Procura  finden 
auf  Höker  und  Hausirer  überhaupt  nicht,  auf  Trödler, 
Wirthe,  gewöhnliche  Fuhrleute,  Schiffer  und  andere  Ge- 
werbetreibende hingegen  nur  insoweit  Anwendung,  als 
deren  Betrieb  über  den  Umfang  des  Kleingewerbes  hin- 
ausgeht. 

Vereinigungen  von  Hökern  und  Hausirern  werden 
überhaupt  nicht,  die  behufs  Betriebes  der  oben  aufgezählten 
übrigen  Geschäfte  entstandenen  Vereinigungen  hingegen 
nur  dann  als  Handelsgesellschaften  angesehen,  wenn  de- 
ren Betrieb  den  Umfang  des  Kleingewerbes  überschreitet. 

Art.  10  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Bestimmungen,  welche  dieses  Gesetzbuch  über  die  Firmen, 
die  Handelsbücher  und  die  Procura  enthält,  finden  auf  Höker,  Tröd- 
ler, Hausirer  und  dergleichen  Handelsleute  von  geringem  Gewerbe- 
betriebe, ferner  auf  Wirthe,  gewöhnliche  Fuhrleute,  gewöhnliche  Schif- 
fer und  Personen,  deren  Gewerbe  nicht  über  den  Umfang  des  Hand- 
werksbetriebes hinausgeht,  keine  Anwendung.  Den  Landesgesetzen 
bleibt  vorbehalten,  im  Falle  es  erforderlich  erscheint,  diese  ClaSiCn 
genauer  festzustellen. 

Vereinigungen  zum  Betriebe  eines  Handelsgewerbes,  auf  tceZ- 
ches  die  bezeichneten  Bestimmungen  keine  Anwendung  finden,  gelten 
nicht  als  Handelsgesellschaften. 


Den  Landesgesetzen  Ueibt  vorbehalten,  zu  verordnen,  daas 
die  bezeichneten  Bestimmungen  auch  noch  für  andere  Classen  von 
Kaufleuten  ihres  Staatsgebietes  keine  Anwendung  finden  sollen. 
Ebenso  können  sie  aber  auch  verordnen,  dass  diese  Bestimmungen 
auf  einzelne  der  genannten  Classen,  oder  dass  sie  auf  alle  Kauf- 
leute ihres  Staatsgebietes  Anwendung  finden  sollen. 

§§  7  und  9  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  D.  H.  G-  B.: 
§  7.  Die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  über  die 
Firmen,  die  Handelsbücher,  die  Procura  und  die  Handelsgesell- 
schaften haben,  mit  Ausschluss  der  Hausirer,  auf  alle  Kaufleute 
Anwendung  zu  finden,  welche  von  dem  Erwerbe  aus  ihrem  Ge- 
schäßsbetriebe  an  einjährigen  landesfürstlichen  directen  Steuern 
ohne  Zuschläge  in  der  Haupt-  und  Besidenzstadt  Wien  wenig- 
stens      50  fl.  ö.    W, 

in  der  Umgebung  von    zwei  Meilen    um  Wien  wenig- 
stens          5Ö  „     „     „ 

in  Orten  mit  einer  Bevölkerung   über    50,000    Seelen 

wenigstens 40  ^     y,     „ 

in    Orten   mit     einer    Bevölkerung     über    10,000    bis 

50,000  Seelen  wenigstens 30  „    „     ^ 

in  Orten  mit  oder  unter  10,000  Seelen  wenigstens     .     20  „    „     „ 
zu  entrichten  haben,  oder  deren  Gesehäßsbetrieb   nach  seinem  Um- 
fange das  erwähnte  Steuerausmass  begründen  würde,  falls  dieselben 
von  deren  Entrichtung  nicht  befreit  wären. 

§  9.  Ist  die  Firma  eines  Kaufmannes  in  das  Handelsregister  \ 
eingetragen,  so  haben  nachträgliche  Aenderungen  in  dem  von  ihm  i 
zu  entrichtenden  Steuerbetrage  auf  die  Anwendung  der  in  dem  vor-  ^ 
hergehenden  Paragraphe  erwähnten  Bestimmungen  des  Handels-^ 
gesetzbuches  keinen  Einfluss. 

(Just.-Min.-Erl.  v.  8.  Februar  1864,  Z.  803) 

Auf  Gewerbslmte,  welche  nach  dem  Handelsgesetzbuche  als  Kaufleute 
nicht  zu  betrachten  oder  denselben  nicht  gesetzlich  gleicligestellt  sind  (Art.  4,  5 
H.  O.  B.J,  sind  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  über  die  Firmen,  die 
Handelsbücher,  die  Procura  und  die  Handelsgesellschaften  nicht  ansuweviäen, 
toenn  sie  auch  die  im  §  7  des  Einf.-Ges.  bestimmte  höhere  Steuer  bezahlen.  Im 
Zweifel,  ob  ein  Gewerbsnumn  als  Kaufmann  anzusehen  sei,  ist  aber  nicht  der 
Art.  10  d.  H.  G.  B.,  an  dessen  Stelle  eben  der  %  7  des  Einf.-Ges  getreten  ist, 
sondern  es  sind  jene  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  zur  Eichtschamr  zu 
nehmen,  welche  die  Handelsgeschäfte,  durch  deren  gewerbmässigen  Betrieb  die 
Eigenschaft  eines  Kaufmannes  erlangt  wird,  näher  bezeichnen  und  begrenzen.  Ist 
der  Umfang  imd  die  Natur  des  Betriebes,  besonders  mit  Bücksicht  auf  den  1. 
wnd  5.  Absatz  des  Art.  272  und  den  letzten  Absatz  des  Art.  272  H.  G.  B.  nicht 
sogleich  zu  erkennen,  so  kann  sich  das  Handelsgericht  an  die  betreffende  Handels- 
tmd  Gewerbekammer  um  die  nöfhige  Auskunft  verwenden.  —  Unter  der  im  %  7 
des  Einf.-Ges.  erwähnte/n  Steuer  sind  sowohl  die  Erwerb-  als  die  Einkommen- 
Steuer  zu  verstehen;  ist  nicht  ersichtlich,  in  welchem  Masse  die  Einkommensteuer 
auf  dem  Erwerbe  aus  dem  Handelsbetriebe  beruht,  und  ist  dies  zur  Beurtheilung: 
des  Falles  zu  wissen  nothw  endig,  so  haben  sich  die  Handelsgerichte  an  die  Steuer- 
behörde  um  die  nähere  Auskunft  zu  wenden. 

§  ß.  Von    wem    und  unter   welchen    Bedingungen   der 

Handel  als  Gewerbebefugniss  ausgeübt  werden  könne, 
wird  durch  das  Gewerbegesetz  (VIII.  Ges.-Art.  v.  Jahre 
1872)  und  durch  die  diesbezüglich  bestehenden  beson- 
deren Gesetze  und  Verordnungen  bestimmt. 


Art.  1 1  des  Ailg.  D.  H.  6.  B. : 

Durch  die  Landesgesetze,  welche  in  gewerbepolizeilicher  oder 
geiverbesteuerlicher  Beziehung  Erfordernisse  zur  Begründung  der 
Eigenschaft  eines  Kaufmanns  oder  besonderer  Glossen  von  Kaußeu- 
ten  aufstellen,  wird  die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzbuchs nicht  ausgeschlossen;  ebenso  werden  Jene  Gesetze  durch 
dieses  Gesetzbuch  nicht  berührt. 

Zweiter  Titel. 
Handelsfirmenregister. 

Zum  Zwecke  der  durch  dieses  Gesetz  vorgeschrie- 
benen Eintragungen  sind  von  den  Gerichtshöfen  Han- 
delsfirmenregister zu  führen. 

Diese  Register  sind  öffentlich  und  können  von 
Jedermann  eingesehen  werden.  Von  den  Eintragungen 
und  den  ihnen  angeschlossenen  Beilagen  können  Ab- 
schriften genommen  werden  und  sind  solche  in  beglau- 
bigter Abschrift  Jedermann  auszufolgen. 

Die  Art  der  Einrichtung  und  Führung  der  Han- 
delsfirmenregister wird  durch  besondere  Verordnung 
geregelt  werden. 

Art.  12  des  Ailg.  D.  H.  G.  B.: 

Bei  Jedem  Handelsgerichte  ist  ein  Handelsregister  zuführen 
in  icelches  die  in  diesem  Gesetzbuche  angeordneten  Hintragungen 
aufzunehmen  sind. 

Das  Handelsregister  ist  öffentlich.  Die  Einsicht  desselben  ist 
während  der  gewöhnlichen  Dienststunden  einem  Jedem  gestattet.  Auch 
kann  von  den  Eintragungen  gegen  Erlegung  der  Kosten  eine  Ab- 
schrift gefordert  werden,  die  auf  Verlangen  zu  beglaubigen  ist, 

§§  10,  16,  17  und  18  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Ailg.  0.  H.  G.  B.: 

§  10.  Alle  im  Handelsgesetzbuche  vorgeschriebenen,  auf  die 
Führung  des  Handelsr egisters  sich  beziehenden  Anmeldungen  müssen 
bei  dem  Handelsgerichte  entweder  persörüich  zu  Protocoll  gegeben, 
oder  in  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigter  Form  eingereicht 
werden. 

Bevollmächtigte  haben  sich  durch  eine  in  gleicher  Art  be 
glaubigte   Volhnacht  auszuweisen. 

§  16.  Die  der  Ehefrau  eines  Kaufmannes,  dessen  Firma  in 
dem  Handelsregister  eingetragen  ist,  durch  die  Ehepacte  eingeräum- 
ten Vermögensrechte  sind  —  um  den  Handels  gläubigem  gegenüber 
ivlrksam  zu  sein  —  gleichfalls  Gegenstand  der  Eintragung  in  da 
Handelsregister,  die  Ehepacte  mögen  schon  vor  oder  erst  nach  der 
Eintragung  der  Firma  geschlossen  worden  sein. 

Diese  Hechte  sind  den  gedachten  Gläubigern  gegenüber 
erst  von  dem  Tage  wirksam,  an  welchem  die  Eintragung  der  Ehe- 
pacte in  das  Handelsregister  bei  demjenigen  Handelsgerichte  statt- 
gefunden hat,  in  dessen  Bezirk  die  Handelsniederlasstcng  ihren 
Sitz  hat. 
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Die  Wirksamkeit  dieser  Eintragung  gegen  dritte  Personen 
tritt  ein,  ohne  Rücksicht  darauf,  oh  dieselben  von  dieser  Eintra- 
gung Kenntniss  erlangt  haben  oder  nicht. 

Im  Falle  eines  Concurses  stehen  die  erwähnten  Rechte  der 
Ehefrau  den  schon  vor  dem  Tage  der  Eintragung  begründeten  For- 
derungen der  Handels  gläubig  er  des  Ehemannes  in  Ansehung  des 
gesammlen  Vermögens  desselben  nach. 

Die  Bestimmungen  dieses  Faragraphes  finden  auch  auf  jede 
Äenderung  der  Ehepacte  Anwendung,  dieselbe  mag  einverständlich 
oder  auf  Grund  eines  richterlichen  Ausspruches  erfolgt  sein. 

Was  hier  vorgeschrieben  ist,  gilt  auch  bezüglich  der  persön- 
lich haßenden  Gesellschaßer  einer  in  das  Handelsregister  eingetra- 
genen Handelsgesellsehaft. 

§  50  der  österr.  Concurs-Ordnung  vom  25.  Dec.  1868. 

Die  Ehegattin  eines  Kaufmannes,  deren  Ehepacten  in  dem  Handelsregister 
eingetragen  sind,  hat  den  dieser  Eintragung  vorangehenden  Handelsgläubigern 
jenen  Mehrbetrag,  welcher  ihnen  aus  der  Concursmasse  ihres  Ehegatten  zur  Be- 
zahlung ihrer  Forderung  ohne  Rücksicht  auf  die.  Ehepacten  zugekotnmen  wäre 
aus  der  ihr  auf  Grund  der  Ehepacten  zukommenden  Bezahlung  zu  ersetzen. 

%  17.  Ueber  den  Inhalt,  sowie  über  die  Äenderung  der  Ehe- 
pacte,  muss  eine  notariell  oder  gerichtlich  beglaubigte  Urkunde,  oder  ein 
rechtkräßiges  Erkenntniss  beigebracht  sein.  Die  bezüglichen  Urkunden 
sind  in  beglaubigter  Abschrift  bei  dem  Handelsgericht  aufzube- 
wahren. 

In  das  Handelsregister  ist  nur  das  Datum  der  Ehepacte  oder 
der  Aenderungen,  der  Name,  Vorname,  Stand,  Wohnort  der  Ehe- 
gatten und  der  Tag  der  Eintragung  anzumerken. 

Auf  diese  Angaben  hat  sich  auch  der  Inhalt  der  Veröffent- 
lichung zu  beschränken. 

Die  Ehefrau  ist  berechtigt,  die  Eintragung  der  Ehepacte  zu 
verlangen  und  zu  diesem  Zwecke,  soferne  dieselben  noch  nicht  nota- 
riell oder  gerichtlich  beglaubigt  wären,  den  Mann  hiezu  zu  ver- 
halten. 

§  18.  Jedermann  ist  berechtigt,  Einsicht  in  die  Urkunden  de» 
Handelsregisters  zu  nehmen  und  Abschrißen  hievon,  sowie  ämtliche 
Zeugnisse  aus  denselben  zu  begehren. 

§8.  Die   Eintragungen    in     die    Handelsfirmenregister 

sind,  soweit  nicht  dieses  Gesetz  für  einzelne  Fälle  ein 
Anderes  bestimmt,  nach  ihrem  ganzen  Umfange  in  einem 
vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel 
herauszugebenden  Centralanzeiger  (Központi  ertesitö),  die 
in  Croatien-Slavonien  erfolgten  Eintragungen  hingegen 
im  dortigen  Amtsblatte  unverzüglich  zu  veröffentlichen. 
Ueberdies  kann  die  Veröffentlichung  durch  den 
Gerichtshof  auf  Verlangen  und  Kosten  der  Betheiligten 
auch  in  anderen  von  denselben  zu  bezeichnenden  Blät- 
tern erfolgen. 

Art.  13  und  14  das  Ailg.  D.  H.  G.  B.: 

Art,  13.  Die  Eintragungen  in  das  Handelsregister  sind  von  dem 


Hayidelsgerichte,  sofern  nicht  in  diesem  Gesetzbuche  in  einzelnen  Fällen 
ausdrücklich  ein  Anderes  bestimmt  ist,  nach  ihrem  ganzen  Inhalte 
durch  eine  oder  mehrere  Anzeigen  in  öffentlichen  Blättern  ohne  Ver' 
zug  bekannt  zu  machen, 

Art.  14.  Jedes  Handelsgericht  hat  für  seinen  Bezirk  alljähr • 
lieh  im  Monate  December  die  öffentlichen  Blätter  zu  bestimmen,  in 
welchen  ivi  Laufe  des  nächstfolgenden  Jahres  die  im  Art.  13  vor- 
geschriebenen Bekanntmachungen  erfolgen  sollen.  Der  Beschluss  ist 
in  einem  oder  mehreren  öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  geben. 

Wenn  eines  der  bestimmten  Blätter  im  Laufe  des  Jahres  zu 
erscheinen  aufhört,  so  hat  das  Gericht  ein  anderes  Blatt  an  dessen 
Stelle  zu  bestimmen  und  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Inwiefern  die  Gerichte  bei  der  Wahl  der  zu  bestimmenden 
Blätter  an  Weisungen  höherer  Behörden  gebunden  sind,  ist  nach  den 
Landesgesetzen  zu  beurtheilen. 

§  1 1  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  0.  H.  G.  B. 

Die  Bekanntmachung  der  Eintragungen  in  das  Handelsregi- 
ster mittelst  Anzeige  in  den  öffentlichen  Blättern  ist,  soferne  das 
Handelsgesetzbuch  nicht  ein  Arideres  bestimmt,  durch  die  einmalige 
Einschaltung  der  Anzeige  als  vollzogen  anzusehen. 

Die  Wahl  der  zum  Behufe  dieser  Bekanntraachung  in  voraus 
zu  bestimmenden  öffentlichen  Blätter  steht  dem  Chef  der  politischen 
Landesbehöi'de  nach  Rücksprache  mit  dem  Handelsgerichte  zu. 

Die  Verlautbarung  dieser  Wahl  geschieht  durch  das  Han- 
delsgericht. 

Dritten  Personen  gegenüber  äussern  die  in  die 
Handelsfirmenregister  erfolgten  Eintragungen  vom  Tage 
ihrer  Veröffentlichung  im  Centralanzeiger,  in  Croatien- 
Slavonien  vom  Tage  ihrer  Veröffentlichung  im  Amts- 
blatte an  ihre  Wirksamkeit. 

Mit  der  Unkenntniss  der  erfolgten  Veröffentlichung 
kann  sich  Niemand  entschuldigen. 

Dritter   Titel. 
Handelsfirmen, 

Die  Firma  ist  der  Name,  unter  welchem  der  Kauf- 
mann sein  Geschäft  betreibt  und  welchen  er  als  Unter- 
schrift gebraucht. 

Art.  15  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Firina  eines  Kaufmanns  ist  der  Name,  unter  welchem  er 
im  Handel  seine  Geschäfte  betreibt  und  die  Unterschnft  abgibt. 

Kaufleute,  die  ihr  Geschäft  allein  betreiben,  müs- 
sen als  Firma  ihren  eigenen  bürgerlichen  Namen,  und 
zwar  mindestens  ihren  Familiennamen  gebrauchen. 

Ihrer   Firma    dürfen   sie   keinen  Zusatz  beifügen, 
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der   auf  ein   Gesellschaftsverhältniss   hinweisen   würde,  1 
dagegen   steht  es    ihnen  frei,    Zusätze    zu  gebrauchen, 
welche  zur  näheren  Bezeichnung   der  Person   oder   des 
Geschäftes  dienen. 

Art.  16  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Ein  Kaufmann,  welcher  sein  Geschäft  ohne  Gesellschafter  oder 
nur  mit  einem  stillen  Gesellschafter  betreibt,  darf  nur  seinen  Fami- 
liennamen (bürgerlichen  Namen)  mit  oder  ohne  Vornamen  als  Firma 
führen. 

Er  darf  der  Firma  keinen  Zusatz  beifügen,  welcher  ein  Ge- 
sellschaftsverhältniss andeutet.  Dagegen  sind  andere  Zusätze  gestat- 
tet, welche  zur  näheren  Bezeichnung  der  Person  oder  des  Geschäftes 
dienen, 

§  12.  Wer  ein  bereits  bestehendes  Handelsgeschäft  durch 

Vertrag  oder  Erbschaft  erwirbt,  kann  dasselbe  mit  Ein- 
willigung des  gewesenen  Eigenthümers  oder  seiner 
Rechtsnachfolger  unter  der  bisherigen  Firma  mit  einem 
die  Nachfolge  bezeichnenden  Zusätze  oder  auch  ohne 
einen  solchen  fortführen. 

Art.  22  des  Alig.  D.  H.  G.  B. : 

Wer  ein  bestehendes  Handelsgeschäft  durch  Vertrag  oder  Erb- 
gang erwirbt,  kann  dasselbe  unter  der  bisherigen  Firma  mit  oder 
ohne  einen  das  Nachfolgerverhältniss  andeutenden  Zusatz  fortführen, 
wenn  der  bisherige  Geschäftsinhaber  oder  dessen  Erben  oder  die 
etwaigen  Miterben  in  die  Fortführung  der  Firma  ausdrücklich 
willigen. 

§13.  Die  Firma  einer  Collectiv-Gesellschaft  muss,  wenn 

in  derselben  nicht  die  Namen  aller  Gesellschafter  ent- 
halten sind,  den  Namen  mindestens  eines  der  Geseil- 
ter, mit  einem  auf  das  Vorhandensein  des  gesellschaft- 
lichen Verhältnisses  hinweisenden  Zusätze   enthalten. 

Bei  Commandit- Gesellschaften  muss  die  Firma  den 
Namen  mindestens  eines  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter mit  einem  auf  das  Gesellschaftsverhältniss  hin- 
weisenden Zusätze  enthalten. 

Ueberhaupt  ist  es  untersagt,  in  die  Firma  neu 
entstandener  Gesellschaften  die  Namen  anderer  Personen 
als  die  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  auf- 
zunehmen; ebenso  dürfen  CoUectiv-  oder  Commandit- 
gesellschaften  sich  weder  als  Actiengesellschaften  noch 
als  Genossenschaften  bezeichnen. 

Art.  17  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Firma  einer  offenen  Handelsgesellschaft  muss,  wenn  in 
dteselhe  nicht   die  Namen   sämmtlicher   Gesellschafter   aufgenommen 
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shid,  den  Namen  wenigstens  eines  der  Gesellschafter  mit  einem  das 
Vorhandensein  einer  Gesellschaft  andeutenden  Zusätze  enthalten. 

Die  Firma  einer  Covimandit-Gesellschaft  muss  den  Navien 
wenigstens  eines  persönlich  haftenden  Gesellschafters  viit  einem  da* 
Vorhandensein  einer  Gesellschaß  andeutenden  Zusätze  enthalten. 

Die  Kamen  anderer  Personen,  als  der  persönlich Tiaftenden 
Gesellschafter  dürfen  in  die  Firma  einer  Handelsgesellschaft  nicht 
aufgenommen  loerden  ;  auch  darf  sich  keine  offene  Handelsgesellschaft 
oder  Commanditgesellschaft  als  Äctiengesellschaft  bezeichnen,  seilst 
wenn  das  Capital  der  Oommanditisten  in  Actien  zerlegt  ist. 

Die  Actiengesellschaften  und  Genossenschaften  müs- 
sen in  ihrer  Firma  ausdrücklich  als  solche  bezeich- 
net sein. 

Art.  1 8  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Firma  einer  Äctiengesellschaft  muss  in  der  Regel  von  dem, 
Gegenstande  ihrer   Unternehmung  entlehnt  sein. 

Der  Name  von  Gesellschaßem  oder  anderen  Personen  darf' 
in  die  Firma  nicht  aufgenommen  werden. 

Wenn  Jemand  in  ein  bestehendes  Handelsgeschäft 
als  Gesellschafter  eintritt  oder  einer  HandelsgeselK 
Schaft  als  neues  Mitglied  beitritt  oder  aus  einer  solchen 
austritt,  so  kann  die  ursprüngliche  Firma  ungeachtet 
dieser  Veränderung  auch  ferner  fortgeführt  werden. 

Jedoch  ist  beim  Austreten  eines  Gesellschafters^ 
dessen  Name  in  der  Firma  enthalten  war,  zur  Fortfüh- 
rung der  bisherigen  Firma  die  Einwilligung  des  ausge- 
tretenen Gesellschafters  in  die  Fortführung  der  Firma 
erforderlich. 

Dasselbe  gilt  in  dem  Falle,  wenn  eine  Gesellschaft 
aus  zwei  Personen  bestanden  hat  und  eine  derselbea 
aus  der  Gesellschaft  austritt. 

Art.  24  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Wenn  in  ein  bestehendes  Handelsgeschäft  Jemand  als  Gesell^ 
schafter  eintritt,  oder  wenn  ein  Gesellschaßer  zu  einer  Handelsgesell'- 
Schaft  neu  hinzutritt  oder  aus  einer  solchen  austritt,  so  kann,  unge- 
achtet dieser  Veränderung,  die  ursprüngliche  Firma  fortgeführt 
werden. 

Jedoch  ist  bAm  Austreten  eines  Gesellschafters  dessen  ausdrück- 
liche Einwilligung  in  die  Fortführung  der  Hrma  erforderlich,  wenn 
ein  Name  in  der  Firma  enthalten  ist. 

Jeder  Kaufmann,  der  nicht  unter  die  im  §  5  be- 
Bcichnete  Ausnahme  fallt,  ist  bei  sonstiger  Verfällung  in 
üe  im  §  21  festgesetzte  Geldstrafe  verpflichtet,  gleichzeitig 
Doit  Beginn  seines  Geschäftes  seine  Firma  bei  jenem  Ge- 
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richtshofe,  in  dessen  Sprengel  seine  Handelsniederlas- 
sung sich  befindet,  eintragen  zu  lassen  und  dieselbe  unter 
Einem  ebendaselbst  eigenhändig  zu  zeichnen  oder  in  be- 
glaubigter Form  einzureichen. 

Insolange  diese  Eintragung  nicht  erfolgt  ist,  kann 
der  Kaufmann  der  in  diesem  Gesetze  für  Kaufleute 
festgestellten  Rechte  nicht  theilhaft  werden;  dagegen 
haftet  er  für  seine  übernommenen  Handelsverpflichtungen 
gegenüber  dritten  Personen  im  Sinne  dieses  Gesetzes. 

Art.  19  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

JidQr  Kaufmomn  ist  verpflichtet,  seine  Firma  hei  dem  Han- 
•delagerichte,  in  dessen  Bezirk  seine  Handelsniederlassung  sich  hefin- 
det,  hehufs  der  Eintragung  in  das  Sandeisregister  anzumelden  ;  er 
hat  dieselbe  nehst  seiner  persönlichen  Unterschrift  vor  dem  Handels- 
berichte zu  zeichnen  oder  dit  Zeichnung  derselben  in  beglaubigter 
Form  einzureichen. 

g  10  des  Oesterr.  Einfiihrungsgesetzes  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Alle  im  Handelsgesetzbuche  vorgeschriebenen,  auf  die  Führung 
des  Handelsregisters  sich  beziehenden  Anmeldung  en  müssen  hei  dem 
Handelsgerichte  entweder  persönlich  zu  Protokoll  gegeben,  oder  in 
gerichtlich  oder  notariell  beglaubigter  Form  eingereicht  werden. 

Bevollmächtigte  haben  sich  durch  eine  in  gleicher  Art  hegia»' 
higte  Vollmacht  aufzuweisen. 

§17.  Jede    neue    Firma    muss    sich  von   den   an   dem- 

selben Orte  oder  in  derselben  Gemeinde  bereits  beste- 
henden und  in  das  Handelsfirmenregister  eingetragenen 
Firmen  deutlich  unterscheiden. 

Hat  ein  Kaufmann  mit  einem  in  das  Handelsfir- 
menregister eingetragenen  Kaufmann  gleichen  Namen, 
so  hat  er  denselben  als  Firma  in  der  Weise  zu  gebrau- 
chen, dass  derselbe  von  der  bereits  eingetragenen  Firma 
deutlich  unterschieden  werden  kann. 

Art.  20  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Jede  neue  Firma  muss  sich  von  allen  an  demselben  Orte  oder 
in  derselben  Gemeinde  bereits  bestehenden  und  in  das  Handelsregi- 
ster eingetragenen  Firmen  deutlich  unterscheiden. 

Hat  ein  Kaufmann  mit  einem  in  das  Handelsregister  bereit'* 
eingetragenen  Kaufmann  gleiche  Vor-  und  Familiennamen,  und  icill 
auch  er  sich  derselben  als  seiner  Firma  bedienen,  so  muss  er  dieser 
einen  Zusatz  beifügen,  durch  welchen  sich  dieselbe  von  der  bereits 
eingetragenen  Firma  deutlich  unterscheidet. 

§  18.  Wenn  an  einem  andern  Orte  oder  in  einer  anderen 

Gemeinde  eine  Zweigniederlassung  errichtet  wird,  so  ist 
die  Firma  auch  in  Bezug  der  Zweigniederlassung  bei 
dem  für  letztere  competenten  Gerichtshofe    einzutragen. 
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Diese  Eintragung  kann  jedoch  nicht  früher  gesche- 
hen, bevor  nachgewiesen  wird,  dass  die  Firmenein- 
tragung der  Hauptniederlassung  beim  competenten  Ge- 
richtshofe erfolgt  ist. 

Wenn  an  dem  Orte  oder  in  der  Gemeinde,  wo  die 
Zweigniederlassung  errichtet  wird,  eine  schon  eingetragene 
gleiche  Firma  besteht,  so  ist  die  einzutragende  Firma 
derart  zu  gebrauchen,  dass  sie  von  der  schon  protokol- 
lirten  unterschieden  werden  kann. 

Art.  21    des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Firma  muss  auch  für  die  an  einem  andern  Orte  oder  in 
einer  andern  Gemeinde  errichtete  Zweigniederlassung  hei  dem  für 
die  letztere  zuständigen  Handelsgerichte  angemeldet  werden. 

Besteht  an  dem  ~Orte  oder  in  der  Gemeinde,  wo  die  Zweig- 
niederlassting  errichtet  toird,  bereits  eine  gleiche  Firma,  so  muss  der 
Firma  ein  Zusatz  beigefügt  iverden,  durch  welchen  sie  sich  von  jener 
bereits  vorhandenen  Firma  deutlich  unterscheidet. 

Die  Fjintragung  bei  dem  Handelsgerichte  der  Zweigniederlas- 
bung  findet  nicht  statt,  bevor  nachgewiesen  ist,  dass  die  Eintragung 
sei  dem  Handelsgerichte  der  Hauptniederlassung  geschehen  ist. 

Wenn  die  Firma  geändert  wird  oder  erlischt,  oder 
wenn  in  der  Person  der  Besitzer  eine  Veränderung  ein- 
tritt, so  ist  diese  Thatsache  zur  Eintragung  in  das 
Handelsfirmenregister  und  Bekanntmachung   anzumelden. 

Ist  die  Aenderung  oder  das  Erlöschen  der  Firma 
nicht  in  das  Handelsfirmenregister  eingetragen  und  öffent- 
lich bekannt  gemacht,  so  kann  Derjenige,  bei  welchem 
jene  Thatsachen  eingetreten  sind,  dieselben  einem  Drit- 
ten gegenüber  nur  insofern  geltend  machen,  als  er 
nachzuweisen  vermag,  dass  diese  Thatsachen  dem  letz- 
teren bekannt  waren. 

Art.   25  des  Alig.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  die  Firma  geändert  loird  oder  erlischt,  oder  wenn  die 
Inhaber  der  Firma  sich  ändern,  so  ist  dies  nach  den  Bestimmungen 
des  Artikels  19  bei  dem  Handelsgerichte  anztimelden. 

Ist  die  Aenderung  oder  das  Fklöschen  nicht  in  das  Handels- 
register eingetragen  und  öffentlich  bekannt  gemacht,  so  kann  derje- 
nige, bei  loelchem  jene  Thatsachen  eingetreten  sind,  dieselbe  einem 
Dritten  nur  insofern  entgegensetzen,  als  er  beweist,  dass  sie  dem 
Letzteren  bekannt  waren. 

Ist  die  Eintragung  und  Bekanntmachung  geschehen,  so  mus» 
ein  Dritter  die  Aenderung  oder  das  Fhrlöschen  gegen  sich  gelten  las- 
sen, sofern  nicht  die  Umstände  die  Annahme  begründen,  dass  er 
diese  Thatsachen  loeder  gekannt  habe,  noch  habe  kennen  müssen. 
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§  20.  Uebernimmt    bei    Uebertragung    eines   Handelsg« 

Schaftes  der  Uebernebmer  die  bisherigen  Verbindlichkei- 
ten der  Firma,  so  steht  den  Gläubigern  bezüglich  die- 
ser Verbindlichkeiten  sowohl  gegen  den  Uebertragenden 
als  auch  gegen  den  Uebernebmer  ein  Klagerecht  zu. 

§  21.  Wer   die   auf  die  Firmen-Eintragung  bezüglichen 

Vorschriften  dieses  Gesetzes  nicht  einhält,  ist  von  dem 
competenten  Gerichtshof  unter  Verhängung  einer  Geld- 
strafe bis  zum  Betrage  von  500  fl.  von  Amtswegen 
dazu  anzuhalten. 

Gleichzeitig  mit  Bemessung  der  Geldstrafe  ist  der 
betreffenden  Partei  eine  14tägige  Frist  zur  Vornahme 
der  Eintragung  zu  setzen,  nach  deren  erfolglosem  Ablauf 
die  Geldstrafe  im  Executionswege  eingetrieben  wird. 
Die  verhängte  aber  uneinbringliche  Geldstrafe  kann 
nicht  in  Haft  umgewandelt  werden. 

Ein  ähnliches  Vorgehen  findet  gegen  Diejenigen 
statt,  die  eine  Firma  unbefugt  gebrauchen,  wobei  die 
Verfügungen  des  §  24  in  Kraft  bleiben. 

§  12  des  Oesterr.  Einfuhrungsgesetzes  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  von  dem  Handelsgerichte  wegen  Nichthefolgung  der  An- 
meliungsvor Schriften,  oder  wegen  des  Gehrauches  einer  nicht  zuste- 
henden, Firma  zu  verhängenden  Ordnungsstrafen  bestehen  in  Geld- 
strafen, welche  mit  10  his  300  fl.  auszumessen  sind. 

Im  Falle  der  Nichthefolgung  der  Anmeldungsvorschriften  hat 
der  Verfällung  in  die  Geldstrafe  eine  Aufforderung  vorherzugehen, 
denselben  binnen  einer  bestimmten  Frist  Folge  z-i  leisten. 

Eine  Umänderung  der  Geldstrafen  in  Arreststrafen  findet 
nicht  statt. 

Die  Geldstrafen  fliessen  in  den  Armenfond  des  Ortes,  an 
welchem  das  Handelsgericht  seinen  Sitz  hat. 

Die  Ordnungsstrafen  sind  ohne  Rücksicht  auf  ihr  etwaiges 
Zusammentreffen  mit  den  von  der  Gewerhehehörde  wegen  Uehertre 
tung  der  Gewerbevorschriften  verhängten  Strafen  zu  vollziehen. 

§  22.  Die  Gerichte    überhaupt  und  die  Verlassenschafts- 

und Concursbehörden  insbesondere,  sowie  die  Handels- 
und Gewerbekammern  und  die  Gewerbebehörden  haben, 
sofern  dieselben  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  von 
Verletzung  der  Eintragungspflicht  oder  von  unbefugtem 
Gebrauche  einer  Firma  amtlich  Kenntniss  erlangen, 
hievon  unverzüglich  dem  competenten  Gerichtshofe  die 
Anzeige  zu  erstatten. 
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§  13  des  Oesterr.  Einführungsgesetzes  zum  Allg.  0.  H.  6.  B. : 

Die  Gerichte  nherJiaupt  und  die  Abhandlungs-  und  Concurs' 
heTiörden  inshesondere,  dann  die  Gewerbebehörden,  die  Notare  und 
die  Handels-  und  Geicerbekanimern ,  sofern  dieselben  in  der 
Ausübung  ihres  Amtes  von  Uebertretungen  der  Anmeldungs- 
Vorschriften  oder  von  dem  Gebrauche  einer  nicht  zustehenden  Firma 
Kenntniss  erlangen,  haben  davon  ohne  Verzug  dem  Hangels gerichte 
die  Anzeige  zu  erstatten. 

Wird  gegen  einen  Kaufmann,  gegen  eine  Han- 
delsgesellschaft oder  gegen  eine  an  letzterer  als  per- 
sönlich haftender  Gesellschafter  oder  als  Commanditist 
betheiligte  Person  der  Concurs  eröffoet,  so  hat  der 
Gerichtshof  diesen  Umstand  ohne  besondere  Bekannt- 
machung unverzüglich  im  Handelsfirmenregister  anzu- 
merken. 

Wenn  das  Handelsfirmenregister,  in  welchem  die 
erwähnte  Eintragung  zu  erfolgen  hätte,  nicht  vom  Con- 
cursgerichte  geführt  wird,  so  hat  letzteres  von  der  Con- 
curseröffnung  jenen  Gerichtshof  zu  verständigen,  wel- 
cher das  Handelsfirmenregister  führt. 

§  14  des  Oesterr.  EinfQhrungsgesetzes  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Eröffnung  des  Concurses,  dann  die  Einleitung  und  Aus- 
Jiebung  des  Vergleichsverfahrens  über  das  Vermögen  eines  Kauf- 
mannes, einer  Handelsgesellschaft  oder  einer  Person,  welche  an  der 
letzteren  als  persönlich  haftender  Gesellschafter,  oder  bei  der  Com- 
manditgesellschaft  als  Commanditist  betheiligt  ist,  hat  das  Handels- 
gericht von  Amtswegen  im  Handelsregister  anzumerken,  diese  An- 
merkung Jedoch  nicht  besonders  kundzumachen. 

Wenn  das  Handelsregister,  in  welchem  die  Anmerkung  tu 
geschehen  hat,  nicht  bei  dem  Gerichte  geführt  wird,  v<m  welchem  das 
Edict  über  die  Eröffnung  des  Concurses,  oder  über  die  Einleitung 
des  Vergleichverfahrens  ausgefertigt  worden  ist,  so  ist  von  diesem 
dem  Handelsgerichte,  bei  icelchem  das  Register  geführt  tcird,  zur 
Beunrkung  der  Anmerkung  die  unverzügliche  Anzeige  zu  machen. 

Vgl.  die  §§  202,  203,  204  der  Oesterr.  Conc.  Ord.  vom  25.  Dec.  1S69,  Nr.  l 
Eeichs-Ges.-Bl.  f.  1869. 

Wer  durch  den  unbefugten  Gebrauch  einer  Firma 
in  seinen  Rechten  verletzt  ist,  kann  verlangen,  dass  dem 
Unberechtigten  der  weitere  Oebrauch  der  Firma  bei  son- 
stiger Verfäilung  in  die  im  §  21  festgesetzte  Geldstrafe 
untersagt  und  dass  derselbe  zum  Schadenersatz  ver- 
halten werde. 

Ueber  das  Vorhandensein  und  die  Höhe  des  Scha- 
dens   entscheidet   der   Gerichtshof   auf  Grundlage    der 
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obwaltenden  Umstände;  eventuell  unter  Anhörung  von 
Sachverständigen,  nach  seinem  freien  Ermessen. 

Der  Gerichtshof  kann  überdies  die  Veröffentli- 
chung des  auf  Ansuchen  der  verletzten  Partei  gefäll- 
ten Erkenntnisses  auf  Kosten  des  Verurtheilten  verordnen. 

Art.  27  des  allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wer  durch  den  unbefugten  Gehrauch  einer  Firma  in  seinen 
Rechten  verletzt  ist,  kann  den  Unberechtigten  auf  Unterlassung  der 
weiteren  Führung  der  Firma  und  auf  Schadenersatz  belangen. 

Ueber  das  Vorhandensein  und  die  Höhe  des  Schadens  ent- 
scheidet das  Handelsgericht  nach  seinem  freien  Ermessen. 

Das  Handelsgericht  kann  die  Veröffentlichung  des  Erkennt- 
nisses auf  Kosten  dss   Verurtheilten  verordnen. 

Vierter  Titel. 
Handelsbücher. 

§  25.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  gebundene  und  Blatt 

für  Blatt  mit  fortlaufenden  Zahlen  versehene  und  mit  einer 
Schnur  durchgezogene  Bücher  zu  führen,  aus  welchen  seine 
Geschäfte  und  die  Lage  seines  Vermögens  vollständig  zu 
ersehen  sind;  dabei  steht  es  ihm  frei,  jede  beliebige 
Art  der  Buchführung  und  bei  letzterer  welche  lebende 
Sprache  immer  zu  gebrauchen. 

Eintragungen  an  Stellen,  welche  der  Kegel  nach  zu 
beschreiben  sind,  müssen  derart  vorgenommen  werden, 
dass  keine  leeren  Zwischenräume  gelassen  werden. 
Der  ursprüngliche  Inhalt  einer  Eintragung  darf  nicht 
durch  Durchstreichungen  oder  auf  andere  Weise  un- 
leserlich gemacht,  es  darf  nichts  radirt,  noch  dürfen 
solche  Veränderungen  vorgenommen  werden,  welche 
ihrer  Beschaffenheit  zufolge  einen  Zweifel  darüber  las- 
sen, ob  sie  bei  der  ursprünglichen  Eintragung  oder 
später  erfolgt  seien. 

Abs.  I  des  Art.  28  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  Bücher  zu  führen,  aus  wel- 
chen seine  Handelsgeschäfte  utid  die  Lage  seines  Vermögens  voll- 
ständig zu  ersehen  sind. 

Art.  32  dos  Allg.  D.  H.  G.  B. 

Bei  der  Führung  der  Handelsbücher  und  bei  den  übrigen  er- 
forderlichen Aufzeichnungen  muss  sich  der  Kaufmann  einer  lebenden 
Sprache  und  der  Schriftzeichen  einer  solchen  bedienen. 

Die  Bücher  müssen  gebunden  und  jedes  von  ihnen  mu*a  Blatt 
ßlr  Blatt  mit  fortlaufenden  Zahlen  versehen  sein. 

An  Stellen,  welche  der  lieget  nach  zu  beschreiben  sind,  dür- 
fen keine  leeren  Zwischenräume  gelassen  werden.  Der  ursprüngliche 
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Inhalt  einer  Eintragung  darf  nicht  durch  Durchstreichen  oder  auf 
andere  Weise  unleserlich  gemacht,  es  darf  nichts  radirt,  noch  dürfen 
solche  Veränderungen  vorgenovimen  werden,  hei  deren  Beschaffenheit 
es  ungewiss  ist,  ob  sie  bei  der  urspHinglichen  Eintragung  oder  erst 
später  gemacht  worden  sind. 

Jeder  Kaufmann  hat  bei  dem  Beginne  seines  Ge- 
schäfts ein  Inventar  anzufertigen,  d.  h.  sein  unbewegli- 
ches Vermögen,  seine  Forderungen  und  Schulden,  den 
Betrag  seines  baaren  Geldes  und  seine  anderen  Ver- 
mögensstücke genau  zu  verzeichnen,  den  Werth  der 
einzelnen  Vermögensstticke  anzugeben  und  dabei  eine 
das  Verhältniss  des  Vermögens  und  der  Schulden  dar- 
stellende Bilanz  zu  verfassen.  Ein  solches  Inventar 
und  eine  solche  Bilanz  sind  von  da  an  alljährlich  anzu- 
fertigen. 

Hat  der  Kaufmann  ein  Waarenlager,  dessen  In- 
ventur nach  der  Beschaflfenheit  des  Geschäftes  nicht  in 
jedem  Jahre  geschehen  kann,  so  geniigt  es,  wenn  das 
Inventar  des  Waarenlagers  in  jedem  zweiten  Jahre  auf- 
genommen  wird. 

Art.  29  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Jeder  Kaufmann  hat  bei  dem  Beginne  seines  Gewerbes  seine 
Grundstücke,  seine  Forderungen  und  Schulden,  den  Beirag  seines 
baaren  Geldes  und  seine  anderen  Vermögensstücke  genau  zu  ver- 
zeichnen, dabei  den  Werth  der  Vermögensstücke  anzugehen  und  einen 
das  Verhältniss  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellenden  Ab- 
schluss  zu  machen;  er  hat  demnächst  in  jedem  Jahre  ein  solches 
Inventar  und  eine  solche  Bilanz  seines   Vermögens  anzufertigen. 

Hat  der  Kaufmann  ein  Waarenlager,  dessen  Inventur  nach 
der  Beschaffenheit  des  Geschäfts  nicht  füglich  in  jedem  Jahre  gC' 
schehen  kann,  so  genügt  es,  wenn  das  Inventar  des  Waarenlagers 
alle  zwei  Jahre  aufgenommen  wird. 

Für  Handelsgesellschaften  kommen  dieselben  Bestimmungen 
in  Bezug  auf  das  Gesellschaftsvermögen  zur  Anwendung. 

Das  Inventar  und  die  Bilanz  sind  von  dem  Kauf- 
manne zu  unterzeichnen.  Bei  Collectiv-  und  Commandit- 
Gesellschaften  haben  sämmtliche  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  die  erwähnten  Urkunden  zu  unterzeichnen. 

Es  steht  dem  Kaufmanne  frei,  das  Inventar  und 
die  Bilanz  in  ein  dazu  bestimmtes  Buch  einzutragen 
oder  jedesmal  besonders  aufzustellen.  Im  letzteren  Falle 
sind  diese  Urkunden  nach  der  Zeitfolge  geordnet  aufzu- 
bewahren. 

Art.  30  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Das  Inventar  und  die  Bilanz  sind    vcn    dem    Kaufmann    zu 
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unterzeichnen.  Sind  mehrere  persönlich  haftende  Gesellschafter  vor- 
handen, so  haben  sie  alle  zu  unterzeichnen. 

Das  Inventar  und  die  Bilanz  können  in  ein  dazu  bestimmtes 
Buch  eingeschrieben  oder  jedesmal  besonders  aufgestellt  werden.  Im 
letzteren  Falle  sind  dieselben  zu  sammeln  und  in  zusammenhängen- 
der Reihenfolge  geordnet  aufzubewahren. 

§  28.  Bei  der  Aufstellung  des   Inventars  und  der  Bilanz 

sind  die  Vermögensstücke  und  Forderungen  nach  dem 
Werthe  anzusetzen,  welchen  sie  zur  Zeit  der  Aufnahme 
haben. 

Zweifelhafte  Forderungen  sind  nach  ihrem  wahr- 
scheinlichen Werthe  anzusetzen,  uneinbringliche  aber 
abzuschreiben. 

Art.  31  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Bei  der  Aufnahme  des  Inventars  und  der  Bilanz  sind  sämmi- 
liche  Vermögensstücke  und  Forderungen  nach  dem  Werthe  anzusetzen, 
welcher  ihnen  zur  Zeit  der  Aufnahme  beizulegen  ist. 

Zweifelhafte  Forderungen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen 
Werthe  anzusetzen,  uneinbringliche    Forderungen  aber  abzuschreiben 

§  29.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet    die    empfangenen 

Geschäftsbriefe  aufzubewahren  und  die  Abschriften  der 
von  ihm  abgesandten  (in  Copie  oder  Abdruck)  nach 
der  Zeitfolge  geordnet  in  einem  Copirbuch  zurückzu- 
behalten. 

Absatz  2  des  Art.  28  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Fr  ist  verpflichtet,  die  empfangenen  Handelsbrlefe  aufzu- 
bewahren und  eine  Abschrift  (Copie  oder  Abdruck)  der  abgesandten 
Handelsbriefe  zurückzubehalten  und  nach  der  Zeitfolge  in  ein 
Copirbuch  einzutragen. 

§  30.  Die  Kaufleute  sind  verpflichtet,  ihre  Handelsbücher 

mindestens  während  zehn  Jahren,  von  dem  Tage  der  in 
dieselben  geschehenen  letzten  Eintragung  an  gerech- 
net, aufzubewahren. 

Dasselbe  gilt  auch  in  Ansehung  der  empfangenen 
Handelsbriefe,  der  Inventare  und  Bilanzen. 

Art.  33  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Kaufleute  sind  verpflichtet,  ihre  Eandelsbücher  während 
zehn  Jahren,  von  dem  Tage  der  in  dieselben  geschehenen  letzten  Ein- 
tragung an  gerechnet,  aufzubewahren. 

Dasselbe  gilt  in  Ansehung  der  empfangenen  Handelsbriefe, 
sowie  in  Ansehung  der  Inventare  und  Bilanzen. 

§31.  Ordnungsmässig    geführte     Bücher     eingetragener 

Kaufleute    liefern   bei  Streitigkeiten,    die   aus  Handels- 
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geschäften  entspringen,  in  der  Regel  einen  unvollständigen, 
durch  den  Eid  oder  durch  andere  Beweismittel  ergänz - 
baren  Beweis. 

Diese  Beweiskraft  der  Bücher  erstreckt  sich  gegen 
Kaufleute  auf  einen  Zeitraum  von  zehn,  gegen  Nicht- 
kaufleute von  zwei  Jahren,  von  der  streitig  gewordenen 
Eintragung  an  gerechnet. 

Im  Uebrigen  hat  darüber,  ob  den  Blichern  ein 
grösseres  oder  kleineres  Mass  der  Beweiskraft  beizule- 
gen, ob  in  dem  Falle,  wo  die  Handelsbücher  der  strei- 
tenden Theile  von  einander  abweichen,  von  den  Büchern 
als  Beweismittel  ganz  abzusehen,  oder  ob  den  Büchern 
des  einen  oder  den  Büchern  des  anderen  Theiles  grös- 
sere Beweiskraft  beizumessen  sei,  das  Gericht  nach  Mass - 
gäbe  der   obwaltenden  Umstände  zu  entscheiden. 

Art.  34  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Ordnungsmässig  geführte  Handelsbücher  liefern  bei  Streitig- 
keiten über  Hmidelssachen  unter  Kaufleuten  in  der  Regel  einen  un- 
vollständigen Beweis,  welcher  durch  den  Eid  oder  durch  andere 
Beweismittel  ergänzt  werden  kann. 

Jedoch  hat  der  Richter  nach  seinem  durch  die  Erwägung  aller 
Umstünde  geleiteten  Ermessen  zu  entscheiden,  ob  dem  Inhalte  der 
Bücher  ein  grösseres  oder  geringeres  Mass  der  Beweiskraft  beizule- 
gen, ob  in  dem  Falle,  wo  die  Handelsbücher  der  streitenden  Theile 
nicht  übereinstimmen,  von  diesem  Beweismittel  ganz  abzusehen,  oder 
ob  den  Büchern  des  einen  Theiles  eine  überwiegende  Glaubwürdigkeit 
beizumessen  sei. 

Ob  und  inwiefern  die  Handelsbücher  gegen  Nichtkaufleute 
Beweiskraft  haben,  ist  nach  den  Landesgesetzen  zu  beurtheilen. 

§  19—22  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
§  19.  Die  im  Art.  34  des  Handelsgesetzbuches  bestimmte 
Beweiskraß  kommt  den  Handelsbüchern  solcher  Kaufleute,  bei  wel- 
chen die  Voraussetzung  des  §  7  dieses  Einführungsgesetzes  eintritt, 
auch  gegen  Nichtkaufleute,  jedoch  gegen  diese  mit  der  Beschrän- 
kung zu,  dass  sich  diese  Beweiskraft  blos  auf  die  Dauer  von 
einem  Jahre  und  sechs  Monaten  seit  der  Entstehung  der  im  Buche 
als  unberichtigt    offen  gebliebenen  Forderung  erstreckt. 

§  20.  Den  Büchern  der  Kaufleute,  bei  welchen  die  Vorattt- 
*e!zung  des  §  7  dieses  Einßlhrungsgeselzes  nicht  eintritt,  kommt, 
wenn  dieselben  nach  den  Erfordernissen  des  Artikels  32  de» 
Handelsgesetzbuches  und  in  solcher  Weise  geßihrt  sind,  dass  der 
Stand  ihrer  Geschäfte  daraus  vollständig  zu  ersehen  ist,  die  im 
vorigen  Paragraphe  bestimmte  Beweiskraß  auf  die  Dauer  von 
einem  Jahre  und  sechs  Monaten  gegen  Jedermann  zu. 

%  21,  Die  Vormerkung  (Pränotation)  einer  Forderung  in  den 
öffentlichen  Büchern  in  Bezug  auf  unbewegliche  Güter  kann  auf 
Grundlage  von  Auszügen  aus  den  Handelsbüchern  auch  in  jenen 
Fällen,  in  welchen  die  Dauer  der  Beweiskraß    der  Handelsbücher 
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auf  einen  bestimmten  Zeitraum  nicht  heachränkt  ist,  nur  während 
des  nMh  §  19  zu  berechnenden  Zeitraumes  von  einem  Jahre  und 
sechs  Monaten  erwirkt  werden. 

§  22.  Die  auf  Grundlage  der  Gegenseitigkeit  beruhenden 
gesetzlichen  Vorschrißen  über  die  Beweiskraß  der  Handelabücher 
in  den  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  werden  durch  das  Han- 
delsgesetzbuch nicht  berührt. 

Alle  übrigen  Vorschrißen,  welche  die  Führung  der  Bücher 
der  Kaufleute  betreffen,  treten,  soweit  sie  sich  auf  deren  civil- 
rechtliche  Beweiskraft  beziehen,  ausser  Kraß. 

Dies  gilt  insbesondere  von  den  §§  119  und  120  der  allge- 
meinen, 188  und  189  der  galizischen,  187  und  188  der  tirolischen 
und  178  und  179  der  italienischen  Gerichtsordnung,  sovoie  von 
den  zu  denselben  erflossenen  ergänzenden  und  erläuternden  Ver- 
Ordnungen. 

§  32.  HandelsbUcher,  in  denen  sich  Unregelmässigkeiten 

zeigen,  können  nur  insoweit  als  Beweismittel  angenommen 
werden,  als  sie  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Um- 
stände trotz  der  Unregelmässigkeiten  Glauben  verdienen. 

Art.  35  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Handelabücher,  bei  deren  Führung  Unregelmässigkeiten  vor- 
gefallen sind,  können  als  Beiceismittel  nur  insoweit  berücksichtigt 
werden,  als  dieses  nach  der  Art  und  Bedeutung  der  Unregelmässig- 
keiten, soioie  nach  der  Lage  der  Sache  geeignet  erscheint. 

§  33.  Die  Beweiskraft   der  Handelsbücher  wird  dadurch 

nicht  beeinträchtigt,  dass  sie  vom  Hilfspersonal  ge- 
führt werden. 

Art.  36  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Eintragungen  in  die  Handelsbücher  können,  unbeschadet 
ihrer  Beweiskraft,  durch  Handlungsgehilfen  bewirkt  werden. 

§  34.  Das  Gericht  kann  im  Laufe  des  Rechtsstreites  auf 

Ansuchen  der  Partei  die  Vorlegung  der  Handelsbticher 
der  Gegenpartei  verordnen.  Geschieht  die  Vorlegung 
nicht,  so  wird  der  behauptete  Inhalt  der  Bücher  gegen 
die  sich  weigernde  Partei  für  erwiesen  angenommen. 

Art.  37  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Im  Laufe  eines  Eechtsstreites  kann  der  Richter  auf  den  An- 
trag einer  Partei  die  Vorlegung  der  Handelabücher  der  Gegenpar- 
tei verordnen.  Geschieht  die^orlegimg  nicht,  so  wird  zum  Nachtheile 
des  Weigernden  der  behauptete  Inhalt  der  Bücher  für  erwiesen  an- 
genommen. 

§  35.  Die  vorgelegten  Bücher  können  ihrem  ganzen  Inhalte 

nach  nur   vom   Gerichte   oder    von   gerichtlichen   Sach- 
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verständigen,  und  zwar  in  dem  Falle  untersucht  werden, 
wenn   deren   regelmässige  Führung  in  Frage  steht. 

Die  im  Streite  stehende  Partei  ist  nur  die  auf  die 
strittig  gewordenen  Sätze  bezüglichen  Eintragungen  ein- 
zusehen berechtigt. 

Art.  38  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  in  einem,  Eechtsstreite  Handelshücher  vorgelegt  werden, 
so  ist  von  dem  Inhalte  derselben,  so  iveit  er  den  Streitpunkt  betrifft, 
unter  Zuziehung  der  Parteien  Einsicht  zu  nehmen  und  im  geeigneten 
Falle  ein  Aufzug  zu  fertigen.  Der  übrige  Inhalt  der  Bücher  ist  dem 
Richter  insoweit  offen  zu  legen,  als  dies  zier  Prüfung  ihrer  ordnungS' 
müssigen  Führung  nothwendig  ist. 

Die  Vorlegung  der  Bücher  behufs  Einsichtnahme 
ihres  ganzen  Inhaltes  kann  in  Erbschafts-  oder  Güter- 
gemeinschafts-Angelegenheiten, in  Theilungssachen  des 
Oesellschaftsvermögens  und  in  Concursfällen  gerichtlich 
verordnet  werden. 

Art.  40  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Mittheilung  der  Handelsbücher  zur  vollständigen  Kennt' 
nissnahme  von  ihrem  ganzen  Inhalte  kann  in  Erbschafts-  oder  Outet' 
gemeinschafts-Angelegenheiten,  sowie  in  Gesellschaftstheilungssachen 
und  im  Concurse,  soweit  es  die  Bücher  des  Gemeinschiddners  betrifft, 
gerichtlich  verordnet  werden. 

Fünfter  Titel. 
Procuristen  und   Handelsbevotimächtigte. 

Procurist  ist,  wer  vom  Eigenthümer  (Principal) 
eines  Handelsgeschäftes  direct  einen  Auftrag  zur  Füh- 
rung der  Procura  erhält,  oder  ausdrücklich  zum  Procu- 
risten erklärt,  oder  endlich,  wer  ermächtigt  wird,  die  Firma 
des  Principals,  „per  procura"  zu  zeichnen. 

Die  Procura  kann  mehreren  Personen  entweder 
einzeln  oder  auch  gemeinschaftlich  ertheilt  werden.  Im 
letzteren  Falle  entsteht  eine  gemeinschaftliche  Procura 
(CoUectiv-Procura). 

Art.  41  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wer  vcm  dem  Eigenthümer  einer  Handelsniederlassung  (Prin- 
cipal) beauftragt  ist,  in  dessen  Namen  und  für  dessen  Rechnung 
das  Handelsgeschäft  zu  betreiben  und  per  procura  die  Firma  zu 
zeichnen,  ist  Procurist. 

Die  Bestellung  der  Procuristen  kann  durch  Ertheilung  einer 
ausdrücklich  als  Procura  bezeichneten  Vollmacht  oder  durch  auS' 
drückliche  Bezeichnung  als  Procuristen  oder  durch  die  Fhrmächtigung, 
per  procura  die  Firma  des  Principals  zu  zeichnen,  geschehen. 


Die  Procura  kann  mehreren  Personen  gemeinschaftlich  ertheili 
werden  {CoUeetiv-Procura). 

§  38.  Die    Procura  berechtigt   den   Procuristen  zu  allen 

Arten  von  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Ge- 
schäften und  Rechtshandlungen,  welche  der  Betrieb 
eines  Handelsgewerbes  mit  sich  bringt;  sie  ersetzt  jede 
nach  dem  Privatrecht  erforderliche  Specialvollmacht  und 
berechtigt  zur  Anstellung  und  Entlassung  von  Handlungs- 
gehilfen und  Bevollmächtigten. 

Zur  Veräusserung  und  Belastung  von  unbewegli- 
chen Sachen  ist  der  Procurist  nur  dann  berechtigt,  wenn 
er  hiezu  besonders  ermächtigt  wird. 

Art.  42  des  Allg.  D.  H.  6.  B. : 

Die  Procura  ermächtigt  zu  allen  Arten  von  gerichtlichen  und 
aussergerichtlichen  Geschäften  und  Rechtshandlungen,  ivelche  der  Be- 
trieb eines  Ha/ndelsgewerhes  mit  sich  bringt ;  sie  ersetzt  jede  nach 
den  Landesgesetzen  erforderliche  Specialvollmacht;  sie  berechtigt  zur 
Anstellung  und  Entlassung  von  Handlungsgehilfen  und  Bevollmäch- 
tigten. 

Zur  Veräusserung  und  Belastung  von  Grundstücken  ist  der 
Procurist  nur  ermächtigt,  wenn  ihm  diese  Befugniss  besonders  er" 
theilt  tcird. 

§  39.  Eine   Beschränkung   des   Rechtsumfanges  des  Pro- 

curisten hat  dritten  Personen  gegenüber  keine  rechtliche 
Wirkung. 

Art.  43  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Bine  Beschränkung  des  Umfanges  der  Procura  (Art.  42)  hat 
dritten  Personen  gegenüber  keine  rechtliche   Wirkung. 

Dies  gilt  inabesondere  von  der  Beschränkung,  dass  die  Pro^ 
eura  nur  ßir  gewisse  Geschäfte  oder  gewisse  Arten  von  Geschäften 
gelte,  oder  dass  sie  nur  unter  gewissen  Umständen  oder  für  gewisse 
Zeit  oder  an  einzelnen  Orten  ausgeübt  werden  solle. 

§  40.  Bei  der  Unterschrift    hat  der  Procurist  der  Firma 

seinen  Namen  und  einen  die  Procura  andeutenden  Zusatz 
beizufügen. 

Bei  einer  Collectiv-Procura  hat  jeder  Procurist  der 
mit  dem  erwähnten  Zusätze  versehenen  Firmenzeichnung 
seinen  Namen  beizufügen. 

[Art.  44  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Der  Procurist  hat  in  der  Weise  zu  zeichnen,  dass  er  der  Firma 
exnen  die  Procura  andeutenden  Zusatz  und  seinen  Namen  beifügt. 

Bei  einer  Collectiv-Procura  hat  jeder  Procurist  der  mit  diesem 
Zusätze  versehenen  Firmenzeichnung  seinen  Namen  beizufügen. 
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Die  Ermächtigung  zur  Procura  ist  vom  Priücipal 
persönlich  oder  in  beglaubigter  Form  beim  competenten 
Gerichtshofe  behufs  Eintragung  in  das  Handelsfirmenre- 
gister anzumelden.  Unter  Einem  hat  der  Procurist  seine 
Firmenzeichnung  ebendaselbst  persönlich  zu  zeichnen 
oder   die   Zeichnung   in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

Zur  Befolgung  dieser  Vorschrift  sind  die  Parteien 
bei  sonstiger  Verfällung  in  die  im  §  21  festgestellte 
Geldstrafe  von  Amts  wegen  anzuhalten. 

;  Abs.  I,  II  u.  IV.  des  Art.  45  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Ertheilung  der  Procura  ist  vom  Prin<;ipal  persönlich  oder 
in  beglaubigter  Form  beivi  Handelsgerichte  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  anzumelden. 

Der  Procurist  hat  die  Firma  nebst  seiner  Namensunterschrift 
pei'sönlich  vor  dem  Handelsgerichte  zu  zeichnen  {Art.  44),  oder  die 
Zeichnung  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

Die  Betheiligten  sind  zur  Befolgung  dieser  Vorschriften  von 
Amtswegen,  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 

Das  Erlöschen  der  Procura  ist  behufs  Eintragung 
vom  Principale  anzumelden. 

Wenn  das  Erlöschen  der  Procura  nicht  in  das 
Handelsregister  eingetragen  und  öffentlich  bekannt  ge- 
macht wird,  so  kann  der  Principal  diese  Thatsache  gegen 
einen  Dritten  nur  dann  geltend  machen,  wenn  er  zu 
beweisen  vermag,  dass  Letzterem  das  Erlöschen  der  Pro- 
cura beim  Abschlüsse  des  Geschäfts  bekannt  war. 

Absatz  III  des  Art.  45  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Das  Erlöschen  der  Procura  ist  vom  Principal  in  gleicher 
Weise  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  anzumelden, 

Art.  46  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wenn  das  Erlöschen  der  Procura  nicht  in  das  Handelsregi- 
ster eingetragen  und  öffentlich  bekannt  gemacht  ist,  so  kann  der  Prin- 
cipal dasselbe  einem  Dritten  nur  dann  entgegensetzen,  wenn  er  be- 
teeist, dass  es  letzterem    beim  Abschlüsse  des    Geschäftes  bekannt  war. 

Ist  die  Eintragung  und  Bekanntmachung  geschehen,  so 
muss  ein  Dritter  das  Erlöschen  der  Procura  gegen  sich  gellen 
lassen,  sofern  nicht  durch  Umstände  die  Annahme  begründet  voird, 
dass  er  das  Erlöschen  beim  Abschlüsse  des  Geschäßes  weder  ge- 
kannt habe,  noch  habe  kennen  müssen. 

Der  Umfang  der  Rechte  des  Handelsbevollmäch- 
tigten, den  der  Principal  ohne  Ertheilung  der  Procura, 
sei  es  zum  Betriebe  seines  ganzen   Geschäftes   oder  zu 
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einer  bestimmten  Art  von  Geschäften  oder  zu  einzelnen 
Geschäften  in  seinem  Handelsgewerbe  ermächtigt,  er- 
streckt sich  auf  alle  Geschäfte,  welche  der  Betrieb 
eines  derartigen  Handelsgewerbes  gewöhnlich  mit  sich 
bringt  und  auf  alle  Rechtshandlungen,  welche  zu  der- 
artigen Geschäften  erforderlich    sind. 

Zum  Eingehen  von  Wechselverbindlichkeiten,  zur 
Aufnahme  von  Darlehen  und  zur  Processfiihrung  ist  der 
Handlungsbevollmächtigte  nur  dann  berechtigt,  wenn  er 
hiezu  eine  Specialvollmacht  erhalten  hat.  Hingegen  be- 
darf er  zu  den  Geschäften,  auf  welche  sich  sein  Wir- 
kungskreis erstreckt,  keiner  Specialvollmacht. 

Art.  47  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  ein  Principal  Jemanden  ohne  Ertheiliing  der  Procura 
sei  es  sunt  Betriebe  seines  ganzen  Handelsgewerhes  oder  zu  einer 
bestimmten  Art  von  Geschäften  oder  zu  einzelnen  Geschäften,  in  sei- 
nem Handels gewerbe  bestellt  (Handlungsbevollmächtigter),  so  erstreckt 
sich  die  Vollmacht  auf  alle  Geschäfte  und  Rechtshandlungen,  welche 
der  Betrieb  eines  derartigen  Handelsgewerbes  oder  die  Ausführung 
derartiger  Geschäfte  gewöhnlich  mit  sich  bringt. 

Jedoch  ist  der  Handlungsbevollmächtigte  zum  Eingehen  von 
Wechselverbindlichkeiten ,  zur  Aufnahme  von  Darlehen  und  zur 
Processfiihrung  nur  ermächtiget,  wenn  ihm  eine  solche  Befugniss  be- 
sonders ertheilt  ist. 

Im  fiebrigen  bedarf  er  zu  den  Geschäften,  auf  welche  sich 
seine  Vollmacht  erstreckt,  der  in  den  Landesgesetzen  vorgeschriebe- 
nen Specialvollmacht  nicht. 

§  44.  Der  Handelsbevollmächtigte    hat    die    Unterschrift 

unter  Vermeidung  jedes  eine  Procura  andeutenden  Zu- 
satzes, jedoch  mit  dem  Ausdrucke  des  Vollmachtsver- 
hältnisses abzugeben. 

Art.  48  das  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Der  Handelsbevollmächtigte  hat  sich  bei  der  Zeichnung  jedes 
eine  Procura  andeutenden  Zusatzes  zu  enthalten;  er  hat  mit  einem 
das   Vollmachtsv  er  Jiältniss  ausdrückenden  Zusätze  zu  zeichnen. 

§  45.  Die  Bestimmungen  der  beiden   vorhergehenden   §§ 

haben  auch  auf  Handelsbevollmächtigte  Anwendung  zu 
finden,  welche  ihr  Principal  in  der  Eigenschaft  von 
Handlungsreisenden  mit  Geschäften  an  auswärtigen  Or- 
ten betraut.  Dieselben  gelten  in  dieser  Eigenschaft  für 
berechtigt,  einerseits  den  Kaufpreis  aus  den  von  ihnen 
abgeschlossenen  Verkäufen  einzuziehen  und  dafür  Zah- 
lungsfristen zu  bewilligen,  andererseits  die  ausstehenden 
Forderungen  ihres  Principals  einzuheben. 
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Art.  49  des  Allg.  0.  H.  6.  B. : 

Die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  finden 
auch  Anwendung  auf  Handlungsbevollmächtigte,  welche  ihr  Principal 
als  Handlungsreisende  zu  Geschäften  an  auswärtigen  Orten  verwen- 
det. Dieselben  gelten  insbesondere  für  ermäcldiget,  den  Kaufpreis 
aus  den  von  ihnen  abgeschlossenen  Verkäufen  einzuziehen,  oder  dafür 
Zahlungsfristen  zu  beivilligen. 

§.  23  des  Oesterr.  Einf.-Ges    zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Durch  die  den  Handlungsreisenden  im  Artikel  49  des  Han- 
delsgesetzbuches in  Betreff  des  Incasso  ertheilten  Befugnisse  tritt 
die  im  §  10  der  Mlnisterialverordnung  vom  3.  November ,  1852, 
Nr.  220  des  Reichsgesetzblattes,  in  dieser  Beziehung  enthaltene 
Beschränkung  ausser  Kraß. 

Der  Handlungsgehilfe  darf  im  Namen  und  für  Rech- 
nung des  Principals  keine  Rechtsgeschäfte  schliessen. 

Art.  53  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ein  Handlungsgehilfe  ist  nicht  ermächtiget,  Rechtsgeschäfte  im 
Namen  und  für  Rechnung  des  Principals  vorzunehmen. 

Wird  er  jedoch  von  dem  Principal  zu  Rechtsgeschäften  in 
dessen  Handelsgewerbe  beaußragt,  so  finden  die  Bestimmungen 
über  Handlungsbevollmächtigte  Anwendung. 

Wer  in  einem  Laden,  in  einem  offenen  Waarenla- 
ger  oder  in  einem  Magazin  angestellt  ist,  gilt  fiir  be- 
rechtigt, solche  Verkäufe  und  Empfangnahmen  vorzuneh- 
men, sowie  solche  Zahlungen  entgegen  zu  nehmen,  wel- 
che in  einem  derartigen  Laden,  Magazin  oder  offenen 
Waarenlager   gewöhnlich    zu  geschehen  pflegen. 

Art.  50  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Wer  in  einem  Laden  oder  in  einem  offenen  Magazin  oder 
Waarenlager  angestellt  ist,  gilt  für  ermächtiget,  daselbst  Verkäufe 
tind  Empfangnahmen  vorzunehmen,  welche  in  einem  derartigen  La- 
den, Magazine  oder  Waarenlager  gewöhnlich  geschehen. 

Wer  die  Waaren  mit  einer  quittirten  Rechnung 
dem  Käufer  überbringt,  gilt  für  ermächtigt,  die  Zahlung 
zu  empfangen. 

Art.  51  des  Allg.  0.  H.  G.  8.: 
Wer  die     Waare    und  eine    unquittirte    Rechnung  überbringt, 
gilt  desshalb  noch  nicht  für  ermächtiget,  die  Zahlung  zu    empfangen. 
Art.  296  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 
Der   Ueberbringer  einer  Quittung  gilt  für  ermächtigt  die  ZaJi- 
lung  zu  empfangen,  sofern  nicht  die  dem  Zahlenden  bekannten   Um- 
stände der  Annalime  einer  solchen  Ermächtigung  entgegenstehen. 

Durch  Geschäfte,  welche  der  Procurist  oder 
Handelsbevollmächtigte   gemäss    der   Procura   oder    der 
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Vollmacht  im  Namen  des  Principals  schliesst,  wird  drit- 
ten Personen  gegenüber  der  Principal  verpflichtet  und 
berechtigt. 

Es  ist  ganz  gleichgiltig,  ob  das  Geschäft  aus- 
drücklich im  Namen  des  Principals  geschlossen  wor- 
den ist,  oder  ob  es  nach  Massgabe  der  obwaltenden 
Umstände  nach  dem  Willen  der  Contrahenten  als  im 
Namen  des  Principals  geschlossen  anzusehen  ist. 

Zwischen  dem  Procuristen  oder  Bevollmächtigten 
und  dritten  Personen  entstehen  aus  dem  geschlossenen 
Geschäfte  weder  Rechte  noch  Verbindlichkeiten. 

Art.  52  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Durch  das  Sechtsgeschäft,  welches  ein  Procurist  ode:r  ein 
Handlungshevolln.ächtigter  gemäss  der  Procura  oder  der  Vollmacht 
im  Namen  des  Principals  schliesst,  wird  der  letztere  dem  Dritten 
gegenüber  berechtiget  und  verpflichtet. 

Es  ist  gleichgiltig,  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen 
des  Principals  geschlossen  worden  ist,  oder  ob  die  Umstände  ergeben, 
dass  es  nach  dem  Willen  der  Contrahenten  für  den  Principal  ge- 
schlossen werden  sollte. 

Zwischen  dem  Procuristen  oder  Bevollmächtigten  und  dem 
Dritten  erzeugt  das  Geschäft  weder  Rechte  noch  Verbindlichkeifen. 

§  50.  Der  Procurist     oder    der    Handelsbevollmächtigte 

kann  ohne  Einwilligung  seines  Principals  die  Procura  be- 
ziehungsweise Handelsvollmacht  auf  einen  Anderen  nicht 
übertragen. 

Art.  53  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Der  Procurist  oder  der  Handlungsbevollmächtigte  kann  ohne 
Einwilligung  des  Principals  seine  Procura  oder  Handlungsvollmacht 
auf  einen  Ändern  nicht  übertragen. 

§51.  Die  Procura  und   die   Handlungsvollmacht   ist  un- 

beschadet der  Rechte  aus  dem  bestehenden  Dienstver- 
hältnisse zu  jeder  Zeit  widerruflich. 

Der  Tod  des  Principals  hat  das  Erlöschen  der 
Procura  nicht  zur  Folge.  Die  Handlungsvollmacht  erlischt 
nur  dann  mit  dem  Tode  des  Principals,  wenn  sie  aus- 
drücklich auf  dessen  Lebensdauer  ertheilt  worden  ist. 

Art.  54  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Procura  oder  Handlungsvollmacht  ist  zu  jeder  Zeit 
Kiderrußich,  unbeschadet  der  Fechte  aus  dem  bestehenden  Dienstver- 
hältnisse. 

Der  Tod  des  Principals  hat  das  Erlöschen  der  Procura  oder 
Handlungsvollmacht  nicht  zur  Folge. 
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Wer  als  Procurist  oder  als  Handelsbevollmächtigter 
ein  Handelsgeschäft  schliesst,  ohne  Procura  oder  Hand- 
lungsvollmacht zu  haben,  ingleichen  der  Handelsbe- 
vollmächtigte, welcher  bei  Abschluss  des  Geschäfts  difr 
Grenzen  seiner  Vollmacht  überschreitet,  ist  der  mit  ihm 
contrahirenden  dritten  Person  nach  Handelsrecht  verhaf- 
tet; diese  letztere  kann  nach  ihrer  Wahl  von  ihm 
Schadensersatz  oder  Erfüllung  des  Vertrages  verlangen. 

Diese  Haftung  tritt  jedoch  nicht  ein,  wenn  der 
Dritte,  ungeachtet  er  den  Mangel  der  Procura  oder  der 
Vollmacht  oder  die  Ueberschreitung  der  letzteren  kannte^ 
sich  in  das  Geschäft  eingelassen  hat. 

Art.  55  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Wer  ein  Hcmdelsgeachäft  als  Procurist  oder  als  Handlungs- 
bevollmächtigter schliesst,  ohne  Procura  oder  Handlungsvollmacht  er' 
halten  zu  haben,  ingleichen  ein  Handlungsbevollmächtigter,  welcher 
bei  Abschluss  eines  Geschäftes  seine  Vollmacht  überschreitet,  ist  dem. 
Dritten  persönlich  nach  Handelsrecht  verhaftet ;  der  Dritte  kann 
nach  seiner   Wahl  ihn  auf  Schadenersatz  oder  Erfüllung  belangen. 

Diese  Haflungspflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Dritte  unge- 
achtet er  den  Mangel  der  Procura  oder  der  Vollmacht  oder  die 
Ueberschreitung  der  letzteren  kannte,    sich  mit  ihm  eingelassen  hat^ 

Der  Procurist  oder  Derjenige,  welcher  mit  der  Füh- 
rung eines  ganzen  Handelsgewerbes  in  der  Eigenschaft 
eines  Handelsbevollmächtigten  betraut  wird,  darf  ohne 
Einwilligung  seines  Principals  weder  für  eigene  Rech- 
nung, noch  für  Rechnung  eines  Andern  Handelsge- 
Schäfte  schliessen. 

Die  Einwilligung  des  Principals  ist  auch  in  dem 
Falle  schon  zu  vermuthen,  wenn  ihm  bei  Ertheilung  der 
Procura  oder  der  Vollmacht  bekannt  war,  dass  der  Pro- 
curist oder  Handelsbevollmächtigte  für  eigene  oder 
fremde  Rechnung  Handelsgeschäfte  betreibt,  und  er  die 
Aufgebung  dieses  Betriebes  nicht  bedungen  hat. 

Handelt  der  Procurist  oder  Handels  bevollmäch- 
tigte gegen  diese  Vorschrift,  so  hat  er  seinem  Principal 
den  verursachten  Schaden  zu  ersetzen ;  überdies  ist  der 
Principal  berechtigt,  jene  Geschäfte,  welche  der  Procurist 
oder  Handelsbevollmächtigte  für  seine  Rechnung  ge- 
schlossen hat,  als  für  Rechnung  des  Principals  geschlos- 
sen anzusehen. 

Obige  Bestimmungen  finden  auch  auf  Handlungs« 
gehilfen  Anwendung. 
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Art.  56  des  Allg.  D.  H.  G.  B. 

I^n  Procurist  oder  ein  zum  Betriebe  eines  ganzen  Handelsge- 
werbes bestellter  Handlungsbevollmächtigter  darf  ohne  Einwilligung 
■des  Principals  loeder  für  eigene  Bechnung,  noch  für  Bechnung  eines 
Dritten  Handelsgeschäfte  machen. 

Eine  Einwilligung  des  Principals  ist  schon  dann  anzunehmen, 
wenn  ihm  bei  Ertheilung  der  Procura  oder  der  Vollmacht  bekannt 
war,  dass  der  Procurist  oder  Handlungsbevollmächtigte  für  eigene 
oder  fremde  Bechnung  Handelsgeschäfte  betreibe,  und  er  die  Aufge- 
hung dieses  Betriebes  nicht  bedungen  hat. 

Uebertritt  der  Procurist  oder  Handlungsbevollmächtigte  diese 
Vorschrift,  so  kann  der  Principal  Ersatz  des  verursachten  Schadens 
fordern.  Auch  viuss  sich  der  Procurist  oder  HandhmgsbevoUmäehtigte 
auf  Verlangen  des  Principals  gefallen  lassen,  dass  die  für  seine 
Bechnung  gemachten  Geschäfte  als  für  Bechnung  des  Principals  ge- 
schlossen angesehen  werden. 

§  54.  Das  Recht  des  Principals,  in  den  Fällen  des  vori- 

gen §  das  Geschäft  als  für  seine  eigene  Rechnung  ge- 
schlossen ansehen  und  Schadenersatz  fordern  zu  können, 
erlischt  nach  Ablauf  von  drei  Monaten,  von  dem  Zeit- 
punkt an  gerechnet,  in  welchem  der  Principal  von  dem 
Abschlüsse  des  Geschäfts  Kenntniss  erlangt  hat. 

§  24  des  Oesterr.  Einführungsgesetzes  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Das  dem  Principale  nach  den  Artikeln  56  und  59  des  Han- 
delsgesetzbuches zustehende  Becht,  zu  verlangen,  dass  Procuristen, 
Handlungsbevollmächtigte  und  Handlungsgehilfen  die  von  ihnen  für 
eigene  Bechnung  gemachten  Geschäfte  als  für  Bechnung  des  Princi- 
pals geschlossen  gelten  lassen  müssen,  oder  Ersatz  des  Schadens  zu 
fordern,  erlischt  nach  Ablauf  von  drei  Monaten,  von  dem  Zeit- 
punkte an  gerechnet,  in  welchem  der  Principal  von  dem  Abschhisse 
des  Geschäftes  Kenntniss  erhalten  hat. 

Sechster   Titel 
Hilfspersonal. 

§  55.  Die    Dienstverhältnisse    und    die    Ansprüche    des 

Hilfspersonals  (Handlungsdiener,  Handlungslehrlinge)  auf 
Gehalt  und  Unterhalt  sind  Gegenstand  freier  Ueberein- 
kunft.  In  Ermanglung  einer  solchen  Uebereinkunft  sind, 
mit  den  in  diesem  Gesetz  enthaltenen  Abweichungen, 
die  Bestimmungen  des  dritten,  fünften  und  sechsten 
Capitels  des  Gewerbegesetzes  (VIII.  Ges.-Art.  vom  Jahre 
1872)  massgebend. 

Art.  57  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 
Die  Natur  der  Dietute  und  die  Ansprüche  der  Handlungsge- 
hilfen {Bandlungsdiener,  HamdlungslehrlingeJ  auf  Gehalt  und  Unter- 
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halt  icerden,  in  Ermanglung  einer  Uebereinkunß,  durch  den  Orts- 
gehrauch oder  durch  das  Ermessen  des  Gerichtes,  nöthigenfalls  nach 
Einholung  eines  Gutachtens  vo7i  Sachverständigen,  hestimmt, 

§  25  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  in  den  G  ewerheg  es  etzen  über  das  gewerbliche  Hil/sper' 
sonale  enthaltenen  Vorsehrißen  bleiben,  inso/eme  sie  sich  atif  Ge- 
hilfen bei  HandZungsgewerben  beziehen  und  die  Artikel  59  bis  65 
des  Handelsgesetzbuches  nicht  etwas  Anderes  verßigen,  neben  dem 
Handelsgesetzbuche  in  Kraß. 

Die  einschlägigen  Stellen  des  bezogenen  ungarischen  Gewerbegesetzes 

lauten : 

§  39.  Lehrlinge  zu  halten,  ist  jedem  seWstötändigen  Gewerbe-^ 
treibenden  gestattet.  (§  90.) 

§  40.  Kinder,  die  ihr  IS.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt 
haben,  dürfen  als  Lehrlinge  nicht  aufgenommen  werden. 

Eine  Ausnahme  kann  nur  mit  Erlaubniss  der  Gewerbebehörde 
statthaben,  in  welchem  Falle  aber  der  Gewerbetreibende  gehalten  ist, 
den  Lehrling  bis  zur  Vollendung  seines  12.  Lebensjahres  die  Volks- 
schule regelmässig  besuchen  zu  lassen. 

§  41.  Die  Aufnahme  des  Lehrlings  geschieht  mittelst  schrift- 
lichen Vertrags. 

Bei  der  Aufnahme  ist  zwischen  dem  Gewerbetreibenden  und, 
den  Eltern  oder  dem  Vormunde  des  Lehrlings  die  Dauer  der  Lehr- 
zeit, der  Unterhalt  und  die  Verpßegwng  des  Lehrlings,  der  Betrag 
des  Lehrgeldes,  oder  wenn  anstatt  des  Lehrgeldes  eine  Verlängerung 
der  Lehrzeit  bedungen  wurde,  die  Dauer  dieser  Verlängerung,  sovne 
auch  der  Betrag  des  hiedurch  ersetzten  Lehrgeldes  einvernehmlich 
festzustellen. 

§  4g.  Der  Gewerbetreibende  ist  verpflichtet  : 

a)  den  Lehrling  in  dem  Gewerbe,  das  er  betreibt,  auszubilden, 
ihn  an  gute  Sitten,  Ordnung  und  Arbeitsamkeit  zu  gewöhnen  ; 

b)  ihm  Zeit  zu  gönnen,  dass  er  an  Feiertagen  seiner  Religion 
dem  Gottesdienste  anwohnen  könne  ; 

c)  den  Lehrling,  wenn  dieser  des  Lesens,  ScJireibens  und  Rech- 
nens nicht  kundig  wäre,  zur  Erlernung  desselben,  überhaupt  aber 
zum  Besuche  der  Wiederholungs-,  Abend-,  Sonntags-,  beziehungs- 
weise Gewerbeschule  anzuhalten; 

dj  ihm,  wenn  er  zu  den  Hausgenossen  gehört,  in  Krankheits- 
fällen Pflege  angedeihen  zu  lassen. 

§  43.  Der  Gewerbetreibende  darf  den  Lehrling^  nur  bei  den 
zum  Gewerbebetrieb  gehörigen  Arbeiten  verwenden,  zu  Dienstboten- 
arbeiten kann  er  ihn  nicht  verpflichten,  auch  ist  er  gehalten,  darauf 
zu  achten,  dass  der  Lehrling  von  den  Hausleuten  oäer  Gehilfen  keine 
Unbill  erleide. 

§  44.  Solche  Lehrlinge,  die  ihr  14.  Lebensjahr  noch  nicht  zu- 
rückgelegt haben,  dürfen  —  mit  Einrechnung  der  Schulzeit  —  täglich 
nur  zu  lOstündiger,  Lehrlinge  über  14  Jahre  aber  zu  12ständiger 
Arbeit  verpflichtet  werden;  in  beiden  Fällen  aber  ist  während  der 
Arbeit  Vor-  und  Nachmittags  je  eine  halbstündige.  Mittags  aber  eine 
gamstündige  Ruhezeit  zu  gewähren,  und  überhaupt  können  die  Lehr^ 
linge  mtr  zu  solchen  Arbiiten  angehauen  werden,  die  ihrem  Alter 
gemäss  ihrer  Körperkraft  entsprechen. 

§  45.  Zu  Nachtarbeiten,  das  heisst  zu  Arbeiten  von  9  Uhr 
Abends  bis  5  Uhr  Morgens  dürfen  Lehrlinge  unter  16  Jahren  über- 
haupt nicht  verwendet  werden ;  bei  solchen  Gewerbszweigen  jedoch, 
deren  Betrieb  ohne  Nachtarbeit  aufgehalten  würde,  kann  die  Gewerbe- 
behörde, unter  Berücksichtigung  der  körperlichen  Entwicklung  des 
Lehrlings,  gestatten,  dass  Lehrlinge  unter  10  Jahren,  jedoch  nicht 
jünger  als  14  Jahre,  höchtens  die  Hälfte  der  im  §  44  genannten  Ar- 
beitsstunden in  nächtlicher  Arbeit  verbringen. 

§  4ß.  Der  Lehrling  ist  dem  Gewerbetreibenden,  beziehungs- 
weise seinem  das  Geschäft  führenden  Vertreter  in  den  ihm  aufge- 
tragenen Sacken  Gehorsam  schuldig  und  steht,  wenn  er  im  Hause 
des  Geicerbetreibenden  mit  Kost  und  Wohnung  versdun  wird,  bis  zu. 
seinem  18.  Lebensjahre  uider  dessen  väterlicher  Zucht. 
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§  47.  Der  Geiuerbetreibende  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  nach 
Beendigung  des  Lehrverhältnisses  ein  viahrheitsgemässes  Zeugnisi 
auszustellen. 

§  48.  Die  verbindliche  Kraft  des  Lehrvertrages  nimmt  nach 
Verlauf  der  bedungenen  Probezeit,  wenn  jedoch  eine  solche  nicht 
bedungen  ist,  zwei  Monate  nach  dem  Eintritt  des  Lehrlings  ihren 
Anfang. 

Die  Probezeit  ist  in  die  Lehrzeit  einzurechnen. 

§  49  Wenn  der  Lehrling  durch  Abwesenheit  oder  Krankheit 
über  einen  Monat  lang  der  Arbeit  ununterbrochen  entzogen  wird, 
jedoch  das  Lernen  dann  fortsetzt,  hat  der  Gewerbetreibende  das 
Recht,  die  bedungene  Lehrdauer  um  die  versäumte  Zeit  zu  ver- 
längern. 

§  50.  Das  Lehrverhältniss  hört  auf : 

&)  wenn  der  Geioerbetreibende  oder  Lehrling  stirbt  oder  arbeits- 
unfähig wird ; 

b^  wenn  der  Gewerbetreibende  [oder  Lehrling  zur  Erfüllung 
seiner  Linienmilitärdienstpflicht  einberufen  wird  ; 

c)  wenn  die  eine  Partei  zu  einer  länger  als  vier  Wochen  wah- 
renden Haft  verurtheilt  oder 

dj  wenn  dem  Gewerbetreibenden  das  Recht,  einen  Lehrling  zu 
halten,  entzogen  wird. 

ö  51.  Das  Lehrverhältniss  kann  vor  Ablauf  der  vertragsmäs- 
sig  festgestellten  Lehrzeit  sofort  aufgelöst  werden,  und  zwar  : 

Von  Seite  des  Gewerbetreibenden : 

a)  tvenn  der  Lehrling  einen  Diebstahl  oder  eine  Veruntreuung, 
begeht  ; 

b)  wenn  der  Lehrling  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  hart- 
näckig verweigert,  oder  sich  gegen  dieselben  schwer  und  wiederholt 
vergeht  ; 

c)  wenn  der  Lehrling  sich  Thätlichkeiten,  thätliche  Verletzung 
oder  eine  grobe  Ehrenbeleidigung  an  dem  Gewerbetreibenden  oder 
einem  seiner  Familienmitglieder  zu  Schulden  kommen  lässt  ; 

ä)  wenn  der  Lehrling  mit  einer  ekelerregenden  oder  anstecken- 
den Krankheit  behaftet  ist. 

Von  Seite  des  Lehrlings,  beziehungsweise  seines  gesetzlichen 
Vertreters  : 

&)  wenn  der  Gewerbetreibende  den  Lehrling  zu  unsittlichen 
oder  gesetzwidrigen  Handlungen  verleitet  : 

bj  wenn  der  Gewerbetreibende  sein  Disciplinar recht  miss- 
braucht  ; 

cj  icenn  das  Leben  oder  die  Gesundheit  des  Lehrlings  bei 
Fortsetzung  der  Arbeit  einer  solchen  Gefahr  ausgesetzt  sein  sollte, 
die  man  beim  Äbschluss  des  Vertrages  nicht  voraussäwn  konnte. 

§  52.  Das  Lehrverhältniss  kann  gegen  lUägige  Kündigung 
aufgelöst  werden  ; 

Von  Seite  des  Gewerbetreibenden  : 

3.)  wenn  es  unzweifelhaft  geworden  ist,  dass  der  Lehrling  zur 
Erlernung  des  betreffenden  Gewerbes  unfähig  ist  ; 

h)  wenn  derselbe  an  einer  länger  als  zwei  Monate  währenden 
Krankheit  leidet; 

cj  wenn  der  Gewerbetreibende  sein  Geschäft  aufgibt. 

Von  Seite  des  Lehrlings,  beziehungsweise  seines  gesetzlichen 
Vertreters  : 

&)  wenn  der  Gewerbetreibende  seine  gesetzlichen  oder  lelirver- 
tragsmässigen  Pflichten  dem  Lehrling  gegenüber  nicht  erfüllt  ; 

hj  wenn  der  Gewerbetreibende  in  eine  andere  Gemeinde  Jiber- 
siedelt  ; 

cJ  wenn  der  Lehrling  zu  einem  anderen  Lebensberufe  oder  c« 
etnem  anderen  Gewerbe  übertreten  will  ; 

dj  wenn  der  Gewerbetreibende  an  einer  länger  als  zwei  Mo- 
nate währenden  Krankheit  leidet   tmd  keinen  Geschäftsleiter  bestellt. 

§  53.  Wenn  der  Lehrling  die  Lösung  des  Lehrverhältnisses 
verursacht,  wie  auch  in  dem  Falle,  wenn  der  Lehrling,  zu  einem  an- 
deren Gewerbe  übertretend,  gekündigt  hat,  gebührt  dem  Gewerbe- 
treibmden  das  Lehrgeld  für  die  ganze  zurückgelegte  Lehrzeit  und 
als  Entschädigung  auch  noch  ein  halbjähriges  Lehrgeld  ;  wenn  jedoch 
der  Gewerbetreibende  zur  Aufhebung  des  Verhältnisses  Anlass  ge- 
ooten  hat,  so  ist  derselbe,  inso ferne  er  im  Sinne  des  Gesetzes  oder 
y  ertrages  nicht  eine  andere  Entscliädigung  leisten  muss,  verpflichtet, 
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mindestens  jene  Kosten  zu  ersetzen,  welche  durch  die  Unterbrin- 
gung des  Lehrlings  bei  einem  anderen  Gewerbetreibenden  verursacht 
tcurden. 

§  54.  Ein  Gacerbetreibender.  der  wissentlich  einen  entwiche- 
nen Lehrling  aufnimmt,  ist  mit  dem  Lehrling  solidarisch  für  den 
Scfuiden  verantwortlich,  der  dem  früheren  Lehrherrn  durch  die 
Flucht  des  Lehrlings  verursacht  wurde. 

§  55.  Der  enttcichene  Lehrling  ist  auf  Verlangen  des  Gewer- 
betreibenden durch  die  locale  Geweroebehörde  zuiiickzuführeti. 

§  66.  Das  Verhältniss  zwischen  dem  Gewerbetreibenden  und 
seinen  Gehilfen  ist  Gegenstand  freier  Uebereinkunft. 

Der  Vertrag  wird,  falls  die  Parteien  nicht  anders  übereinge- 
kommen sind,  erst  nach  Verlauf  einer  einwöchentlichen  Probezeit 
verbindlich. 

§  57.  Der  Gewerbetreibende  kann  die  Gehilfen,  wenn  nicht 
ein  anderes  Vebereinkommen  getroffen  wurde,  nur  zw  Arbeiten,  toei- 
che  zum  Betriebe  des  Gewerbes  gehören^  anhalten,  und  zu  diesen  nur 
in  einem  der  Leibesbeschaffenheit  und  Kraft  der  Gehilfen  entspre- 
chenden Maasse. 

§  5S.  Der  Gewerbebetreibende  ist  verpflichtet,  dem  nach  Er- 
löschen des  abgeschlossenen  Vertrages  aus  der  Arbeit  austretenden 
Gehilfen  ein  Zeugniss  über  das  Aufhören  des  Vertragsverhältnisses, 
das  zwischen  ihnen  bestand,  zu  geben. 

Der  Gewerbetreibende  darf  keinen  Gehilfen  auftiehmen,  der 
sich  nicht  darüber  auswe'sen  kann,  dass  seine  Verbindlichkeit  gegen- 
über dem  früheren  Arbeitgeber  gesetzlich  gelöst  vntrde. 

Ein  Gewerbetreibender,  der  wissentlich  einen  flüchtigen  Gehilfen 
xmfnimmt,  ist  mit  dem  Letzteren  solidarisch  für  den  Schaden  ver- 
antwortlidi,  der  dem  früheren  Arbeitgeber  durch  die  Flucht  verur- 
sacht wurde. 

§  59.  Jeder  Gehilfe  kann  bei  vollständiger  Erfüllung  seiner 
Vertragspflicht  für  sich  frei  Arbeit  suchen  ;  er  kann  nach  Belieben 
die  Werkstätte  wählen  und  wechseln,  und  zwar  sowohl  bei  Gewerbe- 
treibenden als  auch  in  Fabriken  oder  bei  sonstigen  Unternehmern. 

Der  in  Verbindung  mit  den  Herbergen  bisher  bestandene  Ein- 
ttehzwang  wird  hiemit  aufgehoben. 

§  60.  Das  Verhältniss  zwischen  Arbeitgeber  und  Gehilfen  kann, 
wenn  nicht  ettcas  Anderes  vereinbart  vmrde,  bei  vorangegangener 
i4tägiger  Kündigung  aufgelöst  werden. 

§  65.  Der  Gewerbetreibe4ide,  welcher  seinen  Gehilfen  auch 
Wohnung  gibt,  ist  gehalten  hiezu  gesunde  und  bewohnbare  Räumlich- 
keiten zu  bestimmen. 

Die  vom  Gehilfen  wegen  ungesunder  Wohnung  erhobenen  Be- 
schwerden sind  von  Seite  der  Gewerbebehörde  immer  an  Ort  und 
Stelle  mit  Zuziehung  des  behördlichen  Artstes  zu  prüfen  und  unge- 
säumt zu  beheben. 

§  87.  Zu  Geldstrafen  von  20  bis  200  fl.  ist  zu  verurtheilen  : 

9.)  wer  die  auf  die  Aufnahme,  Verwendung  und  Behandlung 
der  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Fabriksarbeiter  bezughabenden  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  übertritt,  oder  seine  auf  den  Schulunterricht 
des  Hilfspersonales  bezüglichen  Verpflichtungen  nicht  erfüllt  ; 

b)  der  Gewerbetreibende  oder  Fabrikant,  der  den  Arbeitslohn 
in  Waaren  ausfolgt  oder  durch  ein  sonstiges  vorschriftswidriges 
Vorgehen  die  Arbeiter  zu  Schaden  bringt ; 

c)  der  Gewerbetreibende  oder  Fabrikant,  welcher  einen  solchen 
Gehilfen  oder  Arbeiter  aufnimmt,  der  sich  über  die  gesetzliche  Lö- 
sung seiner  Vertragsverbindlichkeiten  gegenüber  dem  früheren  Arbeit- 
geber nicht  auszuweisen  vermag. 

§  89.  Der  Gehilfe  oder  Fabriktarbeiter,  der  seine  Arbeit 
rechtswidrig  im  Stiche  lässt,  kann  auf  Grund  eines  gewerbebehörd- 
lichen Beschlusses  zurückgebracht,  zur  Erfüllung  seiner  Schuldigkeit 
angehalten  und  überdies  zu  einer  Gefängnissstrafe  bis  zur  Dauer 
von  acht  TcMen  verurtheilt  werden. 

§  90." In  fchwereren  oder  Wiederholungsfällen  der  im  Paknte 
a)  des  §  87  namhaft  gemachten  Ausschreitungen  kann  der  Gewerbe- 
treibende des  Rechtes,  Lehrlinge  zu  halten,  der  Fabrikant  aber  des 
Rechtes,  junge  Arbeiter  zu  verwenden,  durch  gewerbebehördlichen 
Entscheid  für  die  Dauer  eines  Jahres,  durch  richterlichen  Spruch 
■aber  auch  für  längere  Zeit  verlustig  erklärt  werden. 

§  93.  Verabredungen,  durch  welche  von  Seite  der  Gewerbetrei- 
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beridtn  darauf  abgesehen  wird,  mittel  t  Einetellung  des  Betriebes  oder 
Entlassung  der  Aibeiter,  leziehungstceise  Gehilfen,  diesen  härtere 
Arbeäsbedingw'sse  aufzuzvringen-,  insbesondere  deren  Lohn  herabtu- 
setzen  ;  oder  durch  welche  die  Arbeiter,  biziehungstceise  Gehilfen,  mit- 
telst gemeitiscM/tUcher  Arbeitsfinstellung  die  Arbeitgeber  zu  höheren 
Arbeitslöhnen  zu  zwingen  und  überhaupt  ihnen  bessere  Arbeitsbe- 
dingnisse abzuringen  bezwecken ;  so  wie  axkch  alle,  Vereinbarungen 
zur  Unterstützunq  derjenigen,  welche  bei  den  erwähnten  Verabredun- 
gen oushM'ren  oder  zur  Benachtheiligung  derjenigen,  welche  sich  da- 
von lossagen,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

§  94-  Wer,  um  das  Zuhtandekommen,  die  Verbreitung  oder 
die  Durchführung  der  im  §  93  bezeichneten  Verabredungen  und  Ver- 
einbarungen zu  bewirken,  die  Arbeitgeber  oder  Arbeiter,  beziehungs- 
weise Gehilfen,  an  der  Ausführung  ihres  freien  Willens  durch  Dro- 
hungen oder  Thättichkeiten  hindert  oder  zu  hindern  sucht,  kann,  so- 
ferne  nach  den  Strafgesetzen  nicht  eine  schwerere  Verurtheiluncj 
eintritt,  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  300  fl.  oder  mit  Gefängnits  bis 
zur  Dauer  von  2  Monaten  bestraft  werden. 

§  95.  Di6  Einbringung  der  Strafgelder  geschieht  auf  verwal- 
Uingsbehördlichem  Wege. 

Diese  Gelder  fliessen  in  die  Cassa  jener  Gemeinde,  wo  die  Aus- 
schreituno begangen  wurde  und  sind  zu  Gewerbezwecken  zu  ver- 
wenden. 

§  96.  Die  Untersuchung  und  Bestrafung  des  Uebertretens  de& 
Gewerbegesetzes  verjähit,  insoferne  kein  Verbrechen  vorliegt,  wenn 
der  Uebertrefer  binnen  6  Monaten,  vom  Tage  der  begangenen  Ueber- 
tretung  an  gerechnet,  nicht  eingeklagt  wurde. 

§  97.  In  Gewerbesachen  werden  mit  Rücksicht  auf  den  §  äf^ 
folgende  Beliörden  aufgestellt  : 

I.  Behörden  erster  Instanz  .- 

&J  in  Gemeinden  der  Stuldru.  hter  ; 

hj  in  den  mit  geordnetem  Magistrat  versehenen  Städten  der 
Stadtrath  (Magistrat)  ; 

e)  in  den  mit  Jurisdictionsrecht  bekleideten  Städten  die  polizei' , 
behörde  (Stadthauptmannschnft)  ; 

d)  in  sächsischen    Stühlen  und  Districten  vorläufig  der  betref-  \ 
fende  Inspector,  in  den  Städten  die  Polizeibehörde. 

II.  Behörden  zweiter  Instanz  : 

a.)  in  den  mit  Jurisdictionsrecht  bekleideten  Städten  der  Stadt- 
rath (Magistrat)  ; 

b)  in  den  sächsischen  Stählen  imd  Districten  vorläufig  der 
Stuhl-  oder  Districts-Rath,  beziehungsweise  Magistrat  ; 

c)  in  aUen  anderen  Städten  und  Gemeinden  der  Vicegespan. 

III.  Behörden  dritter  und  letzter  Instanz  : 

der  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel ;  für  Qroaiien, 
und  Slavonien  die  croatisch-slavonische  Landetregierung. 

§  98.  Zwiitigkeiten  und  Streitsachen  der  Gewerbetreibenden  m  t 
ihren  Lehrlingen,  Gehilfen  oder  Arbeitern,  welche  sich  auf  den  Be- 
ginn, die  Fortsetzung  oder  Beendigung  des  Arbeits-  oder  Lehrver' 
hältnisses,  auf  die  Erfüllung  der  für  die  Dauer  desselben  beste- 
henden wechselseitigen  Verbindl'chkeiten  und  auf  die  euts  dem  Ai  f- 
hören  des  Arbeits-  und  Lehrverhä'tn>sses  entstehenden  Entschädigungs-  ■ 
forderungen  beziehen,  sind  dort,  wo  zu  diesem  Zwecke  besondere 
Gewerbecommissionen  (Qewerbegerichte)  orgcmisvrt  sind,  von  diesen, 
im  entgegengesetzten  Falle  von  der  Getverbebehörde  mit  Ausschluss 
jeder  Weiterberufung  zu  entscheiden. 

Die  mit  dem  diesfäUigen  Fkitscheide  der  Gewerbecommission^ 
beziehunqrweise  der  Gewerbebehörde  unzufriedene  Partei  hat  da» 
Recht,  ihre  Ansprüche  binnen  30  Tagen,  vom  Tage  der  Verkündigung 
des  Entscheides,  im  ordentlichen  Rechtswege  geltend  zu  machen, 
wodurch  jedoch  die  Vollstreckung  des  Entscheides  nicht  verhindert 
wird. 

In  Gemeinden,  in  welchen  Gewerbetreibende,  Gehilfen  uni 
Arbeiter  in  grösserer  Zahl  wohnen,  können  auf  deren  Wunsch  be- 
sondere Gewerbecommissionen  aufgestellt  werden.  Die  Details  der 
Organisation  und  des  Verfahrens  dieser,  aus  solchen  Mitgliedern 
qtbildeten  Gewerbecommissionen,  die  aus  der  Reihe  dsr  Gewerbetrei- 
oenden  und  Gehilfen  odir  Arbeiter  in  'gleicher  Anzahl  zu  wähUm 
sind,  icerden  bts  zur  Zeit,  wo  dieselben  durch  ein  besonderes  Gesetz 
QtrtQtlt  werden,  von  den  betreffenden   Gemeinden  unter  Beitritt   der 
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Betheiligten  durch  em  besotideres  Statut  bestimmt,  welches  im  Wege 
der  betreffenden  Jurisdiction  des  Mumcipiums  dem  Minister  für 
Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten  ist, 
§  103.  Das  Verfahren  vor  den  Gerichten  ei'ster  Instanz  ge- 
schieht mündlich,  und  ist  der  Bescheid  auf  Verlangen  der  Parteien 
schriftlich  auszufertigen. 

Der  Handlungsgehilfe,  welcher  durch  unverschul- 
detes Unglück  an  Leistung  seines  Dienstes  zeitweise 
verhindert  wird,  geht  dadurch  seiner  Ansprüche  auf 
Gehalt  und  Unterhalt  nicht  verlustig.  Jedoch  hat  er  auf 
diese  Begünstigung  nur  für  die  Dauer  von  sechs  Wochen 
Anspruch. 

Art.  60  des  Allg.  D.  H.  6.  B. : 

Ein  Handlungsgehilfe,  welcher  durch  unverschuldetes  Un- 
glück an  Leistung  seines  Dienstes  zeitweise  verhindert  wird,  geht 
dadurch  seiner  Ansprüche  auf  Gehalt  und  Unterhalt  nicht  verlustig. 
Jedoch  hat  er  auf  diese  Vergünstigung  nur  für  die  Dauer  von 
sechs   Wochen  Anspruch. 

Das  Dienstverhältniss  zwischen  dem  Principal  und 
seinem  Gehilfen  kann,  sofern  nicht  vertragsmässig  eine 
kürzere  oder  längere  Frist  vereinbart  worden  ist,  sowohl 
vom  einen  wie  vom  andern  Theile  nach  vorgängiger 
sechswöchentlicher  Kündigung  gelöst  werden. 

Für  Gehilfen,  welche  mit  wichtigeren  Dienstleistun- 
gen betraut  sind,  insbesondere  für  Buchhalter  und  Cas- 
siere,  beträgt  die  gegenseitige  Kündigungsfrist  drei  Mo- 
nate. 

Die  Bestimmungen  dieses  §  sind  auch  in  dem 
Falle  massgebend,  wenn  gegen  den  Principal  der  Con- 
curs  verhängt  worden  ist. 

Art.  61  des  Allg.  0.  H.  G.  B. 

Das  Dienstverhältniss  zwischen  dem.  Frincipale  und  dem 
Handlungsdiener  kcmn  von  jedem  Theile  mit  Ahlatif  eines  jeden 
Kalendervierleljahres  nach  vorgängiger  sechswöchentlicher  Kündigung 
aufgehoben  loerden.  Ist  durch  Vertrag  eine  kürzere  oder  längere 
Zeitdauer  oder  eine  kürzere  oder  längere  Kündigungsfrist  bedungen-, 
so  hat  es  hiebei  sein  Beioenden. 

In  Betreff  der  Handlungslehrlinge  ist  die  Dauer  der  Lehr- 
zeit nach  dem  Lehrvertrage  und  in  Ermangelung  vertragsmässiger 
Bestimmungen  nach  den  örtlichen  Verordnungen  oder  dem  Orts- 
gebrauche zu  beurtheilen. 

Der  Gehilfe  kann  den  Dienst  ohne  Kündigung 
verlassen ; 
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1.  wenn  der  Principal  seine  Vertrags  Verpflichtun- 
gen nicht  erfüllt ; 

2.  wenn  der  Principal,  dessen  Stellvertreter  oder 
Familienglieder  den  Gehilfen  thätlich  misshandeln,  oder 
gegen  ihn  eine  schwere  Ehrverletzung  begehen ; 

3.  wenn  bei  Fortsetzung  des  Dienstes  die  Gesund- 
heit oder  das  Leben  des  Gehilfen  aus  einer  Ursache 
gefährdet  wäre,  welche  bei  Schliessuug  des  Vertrages 
nicht  erkennbar  war. 

In  diesen  Fällen  hat  der  Gehilfe  Anspruch  auf 
Gehalt  und  Unterhalt  für  die  ganze  Kündigungsfrist. 

Art.  63  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Gegen  den  Principal  kann  insbesondere  die  Außiebung  des 
Dienstverhältnisses  ausgesprochen  toerden,  wenn  derselbe  den  Gehalt 
oder  den  gebührenden  Unterhalt  nicht  gewährt,  oder  wenn  er  sich 
thätlicher  Misshandlungen  oder  schwerer  Ehr  Verletzungen  gegen  den 
Handlungsgehilfen  schuldig  macht, 

§  59.  Der  Gehilfe  kann  ohne  Kündigung  sofort  entlassen 

werden : 

1.  wenn  er  durch  Missbrauch  des  Vertrauens  seines 
Principals  die  Interessen  des  Geschäftes  gefährdet ; 

2.  wenn   er    ohne  Einwilligung   seines    Principals, 
sei  es  für  eigene  Rechnung,  sei  es  für  Rechnung  eines  j 
Andern  Handelsgeschäfte  betreibt;  ' 

3.  wenn  er  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  versäumt ; 

4.  wenn  er  in  länger  als  drei  Tage  dauernde  Haft] 
kommt,  oder  ohne    Einwilligung   seines   Principals   und* 
ohne  rechtmässigen  Hinderungsgrund  dem  Geschäft  län- 
ger als  drei  Tage   fern  bleibt;  j 

5.  wenn   er  zur   Erfüllung   seiner   vertragsmässigj 
übernommenen  Pflichten  untauglich  ist;  1 

6.  wenn  er  durch  längere   Krankheit  zur   Verrieb-' 
tung  seiner  Dienste  unfähig  wird  ; 

7.  wenn  er  an  einer  ekelerregenden  oder  anstecken- 
den Krankheit  leidet; 

8.  wenn  er  sich  thätlicher  Misshandlungen  oder 
schwerer  Ehrverletzung  gegen  den  Principal,  dessen 
Stellvertreter  oder  Familienglieder  schuldig  macht; 

9.  wenn  er  trotz  Verwarnung  durch  seine  Unvor- 
sichtigkeit die  Sicherheit  des  Hauses  oder  Geschäftes 
gefährdet ; 
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10.  wenn  er  eine  aus  Gewinnsucht  entspringende 
strafbare  Handlung  begeht. 

Inwieweit  der  Gehilfe  im  Sinne  des  6.  und  7. 
Punktes  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Umstände  An- 
spruch auf  Gehalt  und  Unterhalt  habe,  ist  im  Sinne 
des  §.  56  zu  entscheiden. 

Art.  64  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Gegen  den  Handlungsgehilfen  kann  hisbesondere  die  Aufht' 
bting  des  Dienstverhältnisses  ausgesprochen  toerden  : 

1)  wenn  derselbe  im  Dienst  untreu  ist  oder  das  Vertrauen 
missbraucht ; 

2)  wenn  derselbe  ohne  Einwilligung  des  Prindpals  für  eigene 
Rechnung  oder  für  Rechnung  eines  Dritten  Handelsgeschäfte  macht  ; 

3)  wenn  derselbe  seine  Dienste  zu  leisten  verweigert  oder 
ohne  einen  rechtmässigen  Hinderungsgrund  während  einer  den  Um- 
ständen nach  erheblichen  Zeit  unterlässt; 

4)  wenn  derselbe  durch  anhaltende  Krankheit  oder  Kränk- 
lichkeit oder  durch  eine  längere  Freiheitsstrafe  oder  Abwesenheit 
an   Verrichtung  seiner  Dienste  verhindert  wird  ; 

5)  icenn  derselbe  sich  thätlicher  Misshandlungen  oder  erheb- 
licher Ehrverletzungen  gegen  den  Principal  schuldig  macht  ; 

6)  tcenn  derselbe  sich  einem  unsittlichen  Lebenswandel  ergibt. 

Auf  Personen,  welche  bei  dem  Betriebe  eines 
Handelsgewerbes  Gesindedienste  verrichten,  finden  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung. 

Art.  65.  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 
Hinsichtlich  der  Personen,    welche    bei  dem  Betriebe  des  Han- 
delsgewerbes   Gesindedienste    verrichten,    hat    es    bei    den   für    das 
Gesindedienstverhältniss  geltenden  Bestimmungen  sein  Bewenden, 

Siebenter   Titel. 
Handelsgesellschaften  im  Allgemeinen. 

Als  Handelsgesellschaften  werden  angesehen: 

1)  die  Collectiv- Gesellschaften, 

2)  die  Commandit-Gesellschaften, 

3)  die  Actien- Gesellschaften  und 

4)  die  Genossenschaften. 

Die  Vereiniguiigen  zu  einem  oder  mehreren  Han- 
delsgeschäften auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  oder  Ver- 
lust (Gelegenheits-Gesellschaften)  sind  den  Bestimmun- 
gen dieses  Gesetzes  über  Handels-Gesellschaften  nicht 
unterworfen. 

Bei  solchen  Vereinigungen  tragen,  sofern  durch 
die  Parteien  vertragsmässig  nichts  Anders  verfügt  wor- 
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den  ist,  die  Theilnehmer  in  gleichem  Verhältnisse  za 
dem  gemeinschaftlichen  Unternehmen  bei,  und  theilea 
Gewinn  und  Verlust  nach  Köpfen,  wenn  nichts  Anderes 
vereinbart  worden  ist. 

Aus  den  Geschäften,  welche  ein  Theilnehmer  mit  einer 
dritten  Person  schliesst,  wird  dieser  gegenüber  er  allein 
verpflichtet  und  berechtigt.  Tritt  jedoch  ein  Theilnehmer 
im  Namen  und  Auftrage  der  Uebrigen  auf,  oder  schlies- 
sen  die  Theilnehmer  gemeinschaftlich  oder  durch  eineü 
gemeinsamen  Bevollmächtigten  Verträge  ab,  so  sind  sie 
dem  contrahirenden  Dritten  gegenüber  solidarisch  be- 
rechtigt und  verpflichtet. 

Nach  Beendigung  des  gemeinschaftlichen  Geschäf- 
tes muss  jener  von  den  Theilnehmern,  welcher  das 
Geschäft  führte,  den  Uebrigen  Rechnung  ablegen.  Zu- 
gleich ist  derselbe  die  Liquidation  durchzuführen  ver- 
pflichtet. 

Art.  266  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Vereinigung  zu  einem  oder  mehreren  einzelnen  Handels- 
geschäften jiir  gemeinschaftliche  Rechnung  bedarf  einer  schriftlichen 
Abfassung  nicht,  und  ist  sonstigen  Förmlichkeiten  nicht  unterworfen. 

Art.  267  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  so  sind  alle  TheiU 
nehmer  in  gleichem  Verhältnisse  zu  dem  gemeinsamen  Unternehmen 
beizutragen  verpflichtet. 

Art.  268  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ist  über  den  Antheil  der  Theilnehmer  am  Gewinn  und  Ver- 
lust nichts  vereinbart,  so  werden  die  Einlagen  verzinst,  der  Gewinn 
oder  Verlust  aber  nach  Köpfen  vertheilt. 

Art.  269  des  Allg.  0.  H.  6.  B.: 

Aus  Geschäften,  welche  ein  Theilnehmer  mit  einem  Dritten 
geschlossen  hat,  wird  Erster  er  dem  Dritt&i  gegenüber  allein  berech- 
tigt und  verpflichtet. 

Ist  ein  Theilnehmer  zugleich  im  Auftrage  und  Namen  der 
übrigen  aufgetreten,  oder  haben  alle  Theilnehmer  gemeinschaftlich 
oder  durch  einen  gemeinsamen  Bevollmächtigten  gehandelt,  so  ist 
jeder  Theilnehmer  Dritten  gegenüber  solidarisch  berechtigt  und  ver- 
pflichtet. 

Art.  270  des  Allg.  0.  H.  C.  B. : 

Nach  Beendigung  des  gemeinschaftlichen  Geschäfts  muss  der 
Theilnehmer,  welcher  dasselbe  führte,  den  übrigen  Theilnehmern 
unter  Mittheilung  der  Belege  Rechnung  ablegen. 

Er  besorgt  die  Liquidation. 

V  Oi5.  Handelsgesellschaften    können    unter   ihrer   Firma 

Rechte  erwerben,  Verpflichtungen   eingehen,   Eigenthum 
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und  andere  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  erwerben 
und  in  Streitfallen  als  Kläger  und  Geklagte  vor  Ge- 
richt stehen. 

Art.  III  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Die  Handelsgesellschaft  kann  unter  ihrer  Firma  Rechte 
ericerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere 
dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und 
verklagt  werden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  hei  dem  Gerichte,  in  des- 
sen  Bezirke  sie  ihren  Sitz  hat. 

Art.  164  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Coinmanditgesellschaft  kann  unter  ihrer  Firma  Rechte 
erwerben  und  Verbindlichkeiten  angehen,  Eigenthum  und  andere 
dingliche  Rechte  an  Grundstücken  ericerben,  vor  Gericht  klagen  und 
verklagt  icerden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  bei  dem  Gerichte,  in  des- 
sen  Bezirke  sie  ihren  Sitz  hat. 

Art.  213    des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Aetiengesell  Schaft  als  solche  hat  selbstständig  ihre  Rechte 
und  Pflichten;  sie  kann  Eigenthum  tind  andere  dingliche  Rechte  an 
Grundstücken  erwerben  ;  sie  kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt 
werden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  het  dem  Gerichte,  in  des- 
sen Bezirke  sie  ihren  Sitz  hat. 

§  12  des  Oesterr.  Genossenschafts-Gesetses  vom  9.  April  1873. 

Die  Genossenschaft  kann  unter  ihrer  Fiiina  Reclüe  erwerben 
und  VerbindlicJikeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere  dingliche 
Rechte  a/uch  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und 
geklagt  werden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  bei  dem  Gerichte,  in  des- 
sen Bezirke  sie  ihren  Sitz  hat. 

Achter  Titel. 
CoitectiV'Gesellschaft. 

Erster  Abschnitt. 
Errlohtnnff  der  Gesellschaft. 

Eine  Collectiv-Gesellschaft  entsteht,  wenn  zwei 
oder  mehrere  Personen  ein  Handelsgewerbe  unter  ge- 
meinschaftlicher Firma  bei  unbeschränkter  und  solida- 
rischer Haftung  betreiben. 

Zur  Giltigkeit  des  Gesellschaftsvertrages  bedarf  es 
weder  der  Abfassung  einer  Urkunde;  noch  einer  anderen 
Förmlichkeit. 

Art  85  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Eine  offene  Handelsgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn  zwei  oder 
mehrere  Personen  ein  Handelagewerbe  unter  gemeinschaftlicher  Firma 
betreiben  und  bei  keinem  der  Gesellschafter  die  Betheiligung  auf 
Vermögenseinlagen  beschränkt  ist. 


3S 

2jur  Giltigkeit  des  Gesellschaftsvertrages  hedarf  es  der 
schriftlichen  Abfassung  oder  aiiderer  Förmlichkeiten  nicht.  • 

Art.  i  12  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Gesellschafter  haften  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
sellschaft solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen   Vermögen. 

Eine  entgegenstehende  Verabredung  hat  gegen  Dritte  keine. 
rechtliche  Wirkung. 

§  65.  Jede  Errichtung  einer  Collectiv-Gesellschaft  ist  von 

den  Gesellschaftern  bei  Eröffnung  des  Betriebes  je- 
nem Gerichtshofe,  auf  dessen  Gebiet  die  Gesellschaft 
ihren  Sitz  hat,  und  überdies  jedem  Gerichtshofe,  auf 
dessen  Gebiet  sie  eine  Zweigniederlassung  hat,  behufs 
Eintragung  in  das  Handelsfirmenregister  anzumelden. 
Die  Anmeldung  muss  enthalten: 

1.  den  Namen,  bürgerlichen  Stand  und  Wohnort 
der  Gesellschafter; 

2.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

3.  den  Zeitpunkt  der  Entstehung  der  Gesellschaft ; 

4.  falls  vereinbart  worden  ist,  dass  nur  einer  oder 
mehrere  Gesellschafter  die  Gesellschaft  vertreten  sollen^ 
die  Angabe,  welcher  oder  welche  dazu  berufen  sind, 
und  ob  dieses  Recht  nur  in  Gemeinschaft  ausgeübt  wer- 
den soll. 

Art.  86  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Errichtung  einer  offenen  Handelsgesellschaft  ist  von  den 
Gesellschaftern  bei  dem  Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirk  die  Gesell- 
schaft ihren  Sitz  hat,  und  bei  Jedem  Handelsgerichte,  in  dessen 
Bezirke  sie  eine  Zweigniederlassung  hat,  behufs  der  Eintragung  in 
das  Handelsregister  anzumelden. 

Die  Anmeldung  muss  enthalten  : 

1)  den  Namen,  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  jedes  Gesell- 
schafters ; 

2)  die  Firma  der  Gesellschaft  und  den  Ort,  wo  sie  ihren 
Sitz  hat ; 

3)  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Gesellschaft  begonnen  hat ; 

4)  im  Falle  vereinbart  ist,  dass  nur  einer  oder  einige  der 
Gesellschafter  die  Gesellschaft  vertreten  sollen,  die  Angabe,  welcher 
oder  welche  dazu  bestimmt  sind,  ingleichen,  ob  das  Recht  nur  in 
Gemeinschaft  ausgeübt  loerden  soll. 

§  66.  Wenn   die  Firma  einer  bestehenden   CoUectiv-Ge^ 

Seilschaft  geändert  wird,  wenn  die  Gesellschaft  ihren  Sitz 
an  einen  andern  Ort  verlegt,  wenn  in  die  Gesellschaft 
neue  Gesellschafter  eintreten,  wenn  einem  Gesellschafter 
die  Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  nachträglich 
ertheilt  oder  wenn   eine  solche  Befugniss  zurückgezogen 
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wird,  so  sind  diese  Thatsachen  bei  dem  competenten 
Gerichtshofe  (§.  65)  behufs  Eintragung  in  das  Handels- 
firmenregister unverzüglich  anzumelden. 

Bei  der  Aenderung  der  Firma,  bei  der  Verlegung 
des  Sitzes  der  Gesellschaft,  und  bei  dem  Erlöschen  der 
Vertretungsbefugniss  sind  hinsichtlich  der  Rechtswirkung 
gegen  dritte  Personen  die  Bestimmungen  der  §§  9  und  19 
anzuwenden. 

Art.  87  des  Allg.  D.  H.  6.  B. : 

Wenn  dit  Firma  einer  lestehenden  Gesellschaft  geändert  oder 
der  Sitz  der  Gesellschaft  an  einen  anderen  Ort  verlegt  wird,  oder 
icenn  neue  Gesellschafter  in  dieselbe  eintreten,  oder  wenn  einem 
Gesellschafter  die  Befugnis»,  die  Gesellschaft  zu  vertreten  {^Art.  86, 
Ziff.  4J,  nachträglich  ertheilt,  oder  wenn  eine  solche  Befugniss  auf- 
ijehohen  wird,  so  sind  diese  Thatsachen  bei  dem  Handelsgerichte 
behufs  der  lAntragung  in  das  Handelsregister  anzumelden. 

Bei  der  Aenderung  der  Firma,  bei  der  Verlegung  des  Sitzes 
der  Gesellschaft  und  hei  der  Aufhebung  der  Verlretiingsbefugnisie 
richtet  sich  die  Wirkung  gegen  Dritte  in  den  Fällen  der  geschehe- 
nen oder  nicht  geschehenen  Eintragitng  und  Bekanntmachung  nach 
den  Bestimmungen  des  Artikels  25. 

Die  in  den  vorhergehenden  §§  erwähnten  Anmel- 
dungen, welche  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  in  das  Han- 
delsfirmenregister einzutragen  sind,  müssen  von  allen 
Gesellschaftern  persönlich  vor  dem  competenten  Gerichts- 
hof eigenhändig  unterzeichnet  oder  in  beglaubigter  Form 
eingereicht  werden. 

Die  mit  der  Vertretung  der  Gesellschaft  betrauten 
Gesellschafter  mtissen  unter  Einem  bei  demselben  Ge- 
richtshofe ihre  Firmenzeichnung  beglaubigen  lassen  oder 
dieselbe  in  beglaubigter  Form  einreichen. 

Art.  88  des  Allg.  0.  H.  6.  B.: 

Die  Anmeldungen  (Artikel  86,  blj  müssen  von  allen  Gesell- 
haftern  persönlich  vor  dem  Handels gerichte  unterzeichnet  oder  in 
beglaubigter  Form  eingereicht  icerden,  Sie  sind  ihrem  ganzen  Inhalte 
Jiach  in  das  Handelsregister  einzutragen. 

Die  Gesellschafter,  welche  die  Gesellschaft  vertreten  sollen, 
haben  die  Firma  nebst  ihrer  Namensunterschrift  persönlich  vor  dem 
Handelsgerichte  zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  derselben  in  beglau- 
bigter Form  einzureichen. 

Zweiter  Abschnitt. 
BechtsverhältnlBse  der  Geaellsohafter  untereinander. 

Hinsichtlich  der  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaf- 
ter untereinander  ist  vor  Allem  der  Gesellschaftsvertrag 
massgebend,  und  gelten,  soweit  derselbe  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  Gesellschafter  keine  Verfügung 
enthält,  die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes, 
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Art.  90  des  Alig.  D.  H.  G.  B. : 

Das  Bechtiverhältniss  der  Gesellschafter  unter  einander  rich- 
tet sich  zunächst  nach  dem  Gesellschaftsvertrage. 

Soweit  über  die  in  den  nachfolgenden  Artikeln  dieses  Ab- 
schnitts berührten  Punkte  keine  Vereinbarung  getroffen  ist,  kommen 
die  Bestimmungen  dieser  Artikel  zur  Anwendung. 

§  69.  Wenn   Geld  oder   andere  verbrauchbare   oder  ver- 

tretbare Sachen  in  die  Gesellschaft  eingebracht  werden, 
so  gehen  sie  in  deren  Eigenthum  über.  Dasselbe  gilt 
auch  von  unverbrauchbaren  oder  unvertretbaren  Sachen, 
wenn  diese  zu  einem  bestimmten  Schätzungswerth  in 
die  Gesellschaft  eingebracht  werden ;  vorausgesetzt,  dass 
die  Schätzung  nicht  einzig  und  allein  zu  dem  Zweck 
erfolgt  ist,  um  den  Gewinnantheil  bestimmen  zu  können. 
Im  Zweifel  ist  zu  vermuthen,  dass  die  in  dem 
von  sämmtlichen  Gesellschaftern  unterschriebenen  In- 
ventar vorkommenden  beweglichen  und  unbeweglichen 
Sachen,  welche  vorher  Eigenthum  eines  Gesellschafters 
waren,  Eigenthum  der  Gesellschaft  geworden  sind. 

Art.  91  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Wenn     Geld    oder     andere    verbrauchbare    oder    vertretbare 

Sachen,  oder  wenn  unverbrauchbare  oder  unvertretbare  Sachen  nach 

einer  Schätzung,  die  nicht  Mos  zum    Zweck    der    Gewinnvertheilung 

geschieht,  in  die  Gesellschaft    eingebracht  werden,    so    werden    diese 

Gegenstände  Eigenthum  der  Gesellschaft. 

Im  Zweifel  xvird  angenommen,  dass  die  in  das  Inventar  der 
Gesellschaft  mit  der  Unterschrift  sämmtlicher  Gesellschafter  einge- 
tragenen, bis  dahin  einem  Gesellschafter  gehörigen,  beweglichen  oder 
unbeweglichen  Sachen  Eigenthum  der  Gesellschaft  geworden  sind. 

§  7Q,  Die  Einlage    über  den    vertragsmässig    festgesetz- 

ten Betrag  zu  erhöhen  oder  die  durch  Verlust  vermin- 
derte Einlage  zu  ergänzen,  ist  kein  Gesellschafter  ver- 
pflichtet. 

Art.  92  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ein  Gesellschafter  ist  nicht  verpflichtet,  die  Einlage  über  den 
vertragsmässigen  Betrag  zu  erhöhen,  oder  die  durch  Verlust  vermin- 
derte Einlage  zu  ergänzen. 

§  71.  Für  die    Auslagen,    welche    ein    Gesellschafter  in 

Gesellschaftsangelegenheiten  macht,  für  die  Verbindlich- 
keiten, welche  er  statt  der  Gesellschaft  tibernimmt  und 
ftlr  die  Verluste,  welche  ihn  unmittelbar  durch  seine  Ge- 
schäftsführung oder  aus  Gefahren,  welche  von  derselben 
unzertrennlich  sind,  treffen,  ist  ihm  die  Gesellschaft  ver- 
haftet. 

Der  Gesellschafter  kann  von  den  Geldern,  welche  er 
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vorgescbossen  hat,  vom  Tage  des  geleisteten  Vorschus- 
ses an  gerechnet,  Zinsen  fordern ;  für  seine  Bemühongen 
bei  dem  Betriebe  der  Gesellschaftsgescbäfte  jedoch,  den 
Fall  des  §  84  ausgenommen,  keine  Entlohnung  bean- 
spruchen. 

Art.  93  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Für  die  Auglagen,  icelche  ein  Gesellschafter  in  GeselUchafts- 
angelegenheiten  macht,  für  die  Verbindlichkeiten,  icelche  er  wegen 
tierseihen  übernimmt,  und  für  die  Verluste,  icelche  er  unmittelbar 
durch  seine  Geschäftsführung  oder  aus  Gefahren,  welche  von  dersel- 
ben unzertrennlich  sind,  erleidet,    ist  ihm  die  Gesellschaft    verhaftet. 

Von  den  vorgeschossenen  Geldern  kann  er  Zinsen  fordern, 
vom  Tage  des  geleisteten   Voi-schusses  an  gerechnet. 

Für  die  Bemühungen  bei  dem  Betriebe  der  Gesellschafts- 
geschäfte  steht  dem  Gesellschafter  ein  Anspruch  auf  Vergütung 
nicht  zu. 

In  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  ist  der 
Gesellschafter  jenen  Fieiss  uud  jene  Sorgfalt  anzuwenden 
verpflichtet,  welche  er  in  seinen  eigenen  Angelegenhei- 
ten anzuwenden  pflegt. 

Jeder  Gesellschafter  haftet  der  Gesellschaft  für  den 
Schaden,  welchen  er  durch  sein  Verschulden  verursacht 
hat  uud  er  kann  gegen  diesen  Schaden  nicht  die  Vor- 
theile  aufrechnen,  welche  er  durch  seinen  Fieiss  der  Ge- 
sellschaft in  anderen  Fällen  verschafft  hat. 

Art.  94  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet,  in  den  Angelegenheiten 
der  Gesellschaft  den  Fieiss  und  die  Sorgfalt  anzuwenden,  welche  er 
in  seinen  eigenen  Angelegenheiten  anzuwenden  pflegt. 

Er  haftet  der  Gesellschaft  für  den  Schaden,  weither  ihr 
durch  sein  Verschulden  entstanden  ist.  Er  kann  gegen  diesen  Scha- 
den nicht  die  Vortheile  aufrechnen,  icelche  er  der  Gisdlschaft  in 
anderen  Fällen  durch  seinen  Fieiss  verschafft  hat. 

Jener  Gesellschafter,  welcher  seine  Geldeinlage 
nicht  zur  rechten  Zeit  einzahlt,  oder  die  von  ihm  einge- 
hobenen Gesellschaftsgelder  nicht  zur  rechten  Zeit  an 
die  Gesellschaftscassa  abliefert,  oder  der  Gesellschafts - 
cassa  unbefugt  Gelder  für  sich  entnimmt,  ist  der  Gesell- 
schaft zur  Entrichtung  von  Zinsen  von  dem  Tage  an  ver- 
pflichtet, an  welchem  die  Zahlung  oder  die  Ablieferung 
hätte  geschehen  sollen,  beziehungsweise  die  unbefugte 
Herausnahme  des  Geldes  erfolgt  ist.  Die  Verpflichtung  des 
Gesellschafters  zum  Ersätze  des  etwa  verursachten  grösse- 
ren Schadens  und  die  übrigen  rechtlichen  Folgen  seiner 
Handlungen  erleiden   hiedurch  keine  Aenderung. 
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Art.  95  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Ein  Gesellschafter,  welcher  seine  Geldeinlage  nicht  zur  rech- 
ten Zeit  einzahlt,  oder  eingenommene  Gesellschaftsgelder  nicht  zur 
rechten  Zeit  an  die  Gesellschaftscassa  abliefert,  oder  unbefugt  Gelder 
aus  der  Gesellschaftscassa  für  sich  entnimmt,  ist  von  Rechtswegen 
zur  Entrichtung  von  Zinsen  seit  dem  Tage  verpflichtet,  an  welchem 
die  Zahlung  oder  die  Ablieferung  hätte  geschehe/n  sollen  oder  die 
Herausnahme  des  Geldes  erfolgt  ist. 

Die  Verpflichtung  zum  Ersätze  des  etwa  entstandenen  grosse- 
ren  Schadens  und  die  übrigen  rechtlichen  Folgen  der  Handlung  wer- 
den hierdurch  nicht  ausgeschlossen. 

§  74.  Keiner  der   Gesellschafter    darf  ohne  Einwilligung 

derUebrigen  in  den  Geschäftszweig  der  Gesellschaft  fal- 
lende Geschäfte,  sei  es  für  eigene  Rechnung,  oder  für 
Rechnung  eines  Anderen  schliessen,  noch  darf  er  als  per- 
sönlich haftender  Gesellschafter  an  einer  anderen  Gesell- 
schaft, welche  denselben  Geschäftszweig  hat,  theilnehmen. 
Die  Einwilligung  der  Gesellschafter  zur  Theiluahme 
an  einer  anderen  Gesellschaft  desselben  Geschäftszweiges 
ist  rechtlich  zu  vermuthen,  wenn  diesen  bei  Gründung 
der  Gesellschaft  bekannt  war,  dass  der  Gesellschafter 
bei  einer  anderen  Gesellschaft  als  persönlich  haftender 
Gesellschafter  betheiligt  ist,  und  dieselben  gleichwohl  das 
Aufgeben  des  erwähnten  Verhältnisses  nicht  ausdrücklich 
ausbedungen  haben. 

Art.  96  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Ein  Gesellschafter  darf  ohne  Genehmigung  der  anderen  Ge- 
sellschafter weder  in  dem  Handelszweige  der  Gesellschaft  für  eigene 
Rechnung  oder  für  Rechnung  eines  Dritten  Geschäfte  machen,  noch 
an  einer  anderen  gleichartigen  Handelsgesellschaft  als  offener  Ge- 
s-ellschafter  theilnehmen. 

Eine  Genehmigung  der  Theilnahme  an  einer  anderen  gleich- 
artigen Handelsgesellschaft  ist  schon  dann  anzunehmen,  wenn  den 
übrigen  Gesellschaftern  bei  Eingehung  der  Gesellschaft  bekannt  icar, 
dass  der  Gesellschafter  an  jener  Handelsgesellschaft  als  ofener  Ge- 
sellschafter Theil  nehme,  und  gleichwohl  das  Aufgeben  der  Theil- 
nahme nicht  ausdrücklich  bedungen  loorden  ist. 

§  75.  Die  Gesellschaft  ist  berechtigt  jene  Geschäfte,  wel- 

che einer  ihrer  Gesellschafter  den  Bestimmungen  des 
vorhergehenden  §  entgegen  für  eigene  Rechnung  geschlos- 
sen hat,  als  für  Rechnung  der  Gesellschaft  geschlossen 
anzusehen;  sie  ist  überdies  berechtigt  Schadenersatz  zu 
fordern,  ohne  dadurch  auf  das  Recht  zu  verzichten,  die 
Auflösung  des  gesellschaftlichen  Verhältnisses  verlangen 
zu  können. 
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Das  Recht  der  Gesellschaft,  auf  Grund  dessen  sie 
das  von  dem  Gesellschafter  geschlossene  Geschäft  als. 
für  eigene  Rechnung  geschlossen  ansehen  und  Schaden- 
ersatz verlangen  kann,  erlischt  innerhalb  dreier  Monate 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Gesellschaft 
von  dem  Abschlüsse  des  Geschäftes  Kenntniss  erhal- 
ten hat. 

Art.  97  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Ein  Gesellschafter,  welcher  den  vorstehenden  Bestimmungen 
uwiderhandelt,  inuss  sicJi  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  gefallen 
assen,  dass  die  für  seine  Rechnung  gemachten  Geschäfte  als  ßh- 
Rechnung  der  Gesellschaft  geschlossen  angesehen  werden  ;  auch  kann 
iie  Gesellschaft  statt  dessen  den  Ersatz  des  entstandenen  Schadens, 
'^ordern  ;  alles  dieses  unbeschadet  des  Rechts,  die  Auflösung  des  Gt- 
ellschaftsververtrages  in  den  geeigneten  Fällen  herbeizuführen. 

Das  Recht  der  Gesellschaft,  in  ein  von  dem  Gesellschafter 
ur  eigene  Rechnung  gemachtes  Geschäft  einzutreten  oder  Schaden^ 
'.rsatz  zu  fordern,  erlischt  nach  drei  Monaten,  von  dem  ZeitpunMet. 
m  gerechnet,  in  welchem  die  Gesellschaft  von  dem  Abschlüsse  des^ 
reschüftes  Kenntniss  erhalten    hat. 

Keiner  der  Gesellschafter  ist  berechtigt,  ohne  Einwil* 
igung  der  Uebrigen,  Jemanden  als  neuen  Gesellschafter  ia 
iie  Gesellschaft  aufzunehmen. 

Wenn  ein  Gesellschafter  einseitig  Jemanden  an  sei- 
nem Antheile  betheiligt  oder  seineu  Antheil  an  denselbea 
iberträgt,  so  erlangt  dieser  gegen  die  Gesellschaft  unmittel- 
3ar  keine  Rechte,  und  hat  insbesondere  auf  die  Einsicht 
ier  BUcher  und  Papiere  der  Gesellschaft  keinen  Anspruch. 

Art.  98  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Ein  Gesellschafter  kann  ohne    die    Eintvilligung    der    übrigen 
esellschafter  keinen  Dritten  in  die  Gesellschaft  aufnehmen. 

Wenn  ein  Gesellschafter  einseitig  einen  Dritten  an  seinem  An^ 
heile  betheiligt  oder  seinen  Antheil  an  denselben  abtritt,  so  erlangt 
lieser  gegen  die  Gesellschaft  unmittelbar  keine  Rechte;  er  ist  ins^ 
esondere  zur  Einsicht  der  Handelsbücher  und  Papiere  der  GeselU 
chaft  nicht  berechtigt. 

Ist  die  Geschäftsführung  in  dem  Gesellschaftsver- 
rage, oder  in  einem  späteren  Uebereinkommen  einenk 
)der  mehreren  der  Gesellschafter  übertragen  worden,  so. 
ind  die  Uebrigen  als  von  der  Geschäftsflihrung  ausge- 
ichlossen  anzusehen.  In  diesem  Falle  sind  die  mit  der 
Jeschäftsftihrung  betrauten  Gesellschafter,  ohne  Rück- 
icht  auf  den  Widerspruch  der  Uebrigen,  zu  allen  jenea 
landlungen  berechtigt,  welche  mit  dem  Handelsbetriebe 
ier  Gesellschaft  in  der  Regel  verbunden  sind. 
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Art.  99  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn    die     Geschäftsführung    in    dem     Gesellschaftsvertrage 
■einem  oder  mehreren    Gesellschaftern    übertragen    ist,    so    schliessen 
diese  die  übrigen  Gesellschafter  von  der    Geschäftsführung    aus  ;  sie  > 
sind  berechtigt,    ungeachtet    des   Widerspruches    der    übrigen    Gesell' 
schafter,  alle  Handlungen  vorzunehmen,  welche  der   gewöhnliche  Be-  ! 
trieb  des  Handelsgewerbes  der  Gesellschaft  mit  sich  bringt. 

§  78.  Sind  alle    Gesellschafter  oder  nur  mehrere  dersel- 

ben mit  der  Geschäftsführung  derart  betraut  worden, 
dass  einer  nicht  ohne  die  Uebrigen  verfligen  könne,  so 
darf  in  diesem  Falle,  wenn  keine  Gefahr  im  Verzuge  ist, 
keiner  der  Gesellschafter  allein  verfligen. 

In  Ermanglung  eines  solchen  Uebereinkommens  ist 
jeder  mit  der  Geschäftsführung  betraute  Gesellschafter 
berechtigt,  mit  der  Geschäftsführung  verbundene  Hand- 
lungen vorzunehmen.  Auch  in  diesem  Falle  ist  jedoch 
die  beabsichtigte  Handlung  zu  unterlassen,  wenn  gegen 
dieselbe  einer  der  zur  Geschäftsführung  berechtigten  Ge- 
sellschafter Widerspruch  erhebt. 

Art.  100  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wenn  die  Geschäftsführung  mehreren  Gesellschaftern  mit  der 
^ausdrücklichen  Beschränkung  übertragen  ist,  dass  einer  nicht  ohne 
■den  andern  handeln  könne,  so  darf  keiner  allein  Geschäfte  vorneh- 
men, es  sei  denn,  dass  Gefahr  im  Verzuge  ist. 

Ist  hingegen  mehreren  Gesellschaftern  die  Geschäftsführung 
ohne  diese  ausdrückliche  Beschränkung  übertragen,  so  darf  jeder 
derselben  allein  alle  zur  Geschäftsführung  gehörenden  Handlungen 
vornehmen.  Jedoch  muss,  wenn  einer  unter  ihnen  gegen  die  Vornahme 
einer  Handlung  Widerspruch  erhebt,  dieselbe  unterbleiben. 

§  79.  Jener  Auftrag,  mittelst  dessen  die  Geschäftsführung 

auf  Grund  des  Gesellschaftsvertrages  oder  eines  späteren 
Uebereinkommens  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern 
tibertragen  worden  ist,  kann  während  der  Dauer  der*  Ge- 
sellschaft ohne  rechtmässigen  Grund  nicht  widerrufen 
werden. 

Darüber,  ob  zum  Widerruf  des  Auftrages  ein 
rechtmässiger  Grund  vorliege,  entscheidet  das  Gericht 
nach  seinem  Ermessen, 

Der  Widerruf  kann  insbesondere  in  den  im  §  100 
Punkt  2—5  angeführten  Fällen  für  begründet  erklärt 
werden. 

Art.  101  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 
Bie  im  Gesellschaftsvertrage  einem  oder  mehreren  Gesellschaf' 
«em  geschehene     Uebertragung    der    Geschäßsßihrung  kann,  so  längs 
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die  GeselUchaß  dauert,  nicht  ohne  rechtmässige  Ursache  vjiderru/en. 
tcerden. 

Die  Beurtheilimg,  oh  eine  rechtviässige  Ursache  vorliege,  bleibt 
dem  Ermessen  des  Hichters  überlassen. 

Der  Widerruf  kann  inshesondej-e  in  den  im  Artikel  125,  Ziffer 
2  bis  5  bezeichneten  Fällen  ßlr  begründet  erklärt  werden. 

Ist  die  Geschäftsführung  im  Gesellschaftsvertrage 
oder  in  einem  späteren  Uebereinkommen  nicht  einem  oder 
mehreren  Gesellschaftern  übertragen  worden,  so  sind  zur 
Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  die  Gesellschaf- 
ter  gleichmässig  berechtigt  und  verpflichtet. 

Es  ist  jedoch  auch  in  diesem  Falle  die  Handlung,, 
gegen  welche  einer  der  Gesellschafter  "Widerspruch  er- 
hebt, zu  unterlassen. 

Art.  102  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 
Wenn     im    Gesellschaftsvertrage    die    Geschäftsführung    nicht 
einem  oder    mehreren    Gesellschaftern    übertragen    ist,    so    sind    alle 
Gesellschaften'  zum  Betriebe  der    Geschäfte   der   Gesellschaft  gleich"^ 
massig  berechtigt  und  verpflichtet. 

Erhebt  ein  Gesellschafter  gegen  die  Vornahme  einer  Handluna 
Widerspruch,  so  muss  dieselbe  unterbleiben. 

Zu  Geschäften,  welche  über  den  gewöhnlichen  Ge- 
schäftsbetrieb der  Gesellschaft  hinausgehen,  oder  nicht 
zum  Zweck  der  Gesellschaft  gehören,  ist  ein  Beschluss 
der  sämmtlichen  Gesellschafter  auch  dann  erforderlich^ 
wenn  die  Geschäftsführung  einem  oder  mehreren  Gesell- 
schaftern übertragen   worden   ist. 

Ein  giltiger  Beschluss  kann  nur  mit  Stimmenein- 
helligkeit gefasst  werden.  Ist  diese  nicht  zu  erlangen, 
so  hat  jene  Handlung,  worüber  der  Beschluss  hätte  ge- 
fasst   werden    sollen,    zu    unterbleiben. 

Art.  1 03  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Ein  Beschluss  der  sämvitlichen  Gesellschafter  muss  vor  der 
Vornahme  von  Geschäften  eingeholt  werden,  welche  über  den  geicöhn-^ 
liehen  Betrieb  des  Handelsgewerbes  der  Gesellschaft  hinatisgehen, 
oder  welche  dem,  Zweck  derselben  fremd  sind. 

Dies  ist  auch  dann  erforderlich,  icenn  die  Geschäftsführung 
einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  übertragen  ist. 

Zur  Fassung  des  Beschlusses  ist  Stimmeneinhelligkeit  erfor- 
derlich. Ist  diese  nicht  zu  erlangen,  so  muss  die  Handlung,  in  An*^ 
sehung  deren  Beschluss  gefasst  werden  soll,  unterbleiben. 

Zur  Bestellung  eines  Procuristeu  ist,  sofern  nicht 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  die  Einwilligung  aller  mit  der 
Geschäftsführung  betrauten  Gesellschafter,  und  wennsol- 
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»che  nicht  vorhanden  sind,  die  Einwilligung   sämmtlicher 
Cresellschafter  erforderlich. 

Die  Procura  kann  von  jedem  der  zur  Ertheilung  der- 
selben bevollmächtigen  Gesellschafter  widerrufen  werden. 

Art.  104  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Zur  Bestellung  eines  Procuristen  ist^  sofern  nicht  Gefahr  im 
Verzuge  ist,  die  Uinwilligung  aller  geschäftsführenden  Gesellschafter, 
und  wenn  keine  solche  ema/nnt  sind,  die  Einwilligung  aller  Gesell- 
schafter erforderlich. 

Der  Widerruf  der  Procura  kann  von  jedem  der  zur  Erthei- 
lung der  Procura  befugten  Gesellschafter  geschehen. 

%  83.  Jeder  Gesellschafter,  auch  wenn  er  an  der  Geschäfts-  J 

flihrung  nicht  thatsächlich  theilnimmt,  ist  berechtigt,  1 
von  dem  Gange  der  Gesellschaftsangelegenheiten  sich 
persönlich  Kenntniss  zu  verschaffen.  Er  kann  zu  diesem 
Zwecke  in  den  Gesellschaftslocalitäten  jederzeit  erschei- 
nen, die  Handelsbücher  und  Papiere  der  Gesellschaft 
einsehen  und  auf  deren  Grundlage  eine  Bilanz  zu  seiner 
Orientirung  anfertigen. 

Eine  dem  entgegenstehende  Vereinbarung  verliert  ihre 
Wirkung,  wenn  in  der  Geschäftsführung  eine  Unredlich- 
keit nachgewiesen  werden  kann. 

Art.  105  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Jeder  Gesellschafter,  auch  wenn  er  nicht  in  dem  Gtschäftshe- 
triebe  der  Gesellschaft  thätig  ist,  kann  sich  persönlich  von  dem  Gange 
der  Gesellschaftscmgelegenheiten  unterrichten :  er  kann  Jederzeit  in 
das  Geschäftslocal  kommen,  die  Handelsbücher  und  Papiere  der 
Gesellschaft  einsehen  und  auf  ihrer  Grundlage  eine  Bilanz  zu  seiner 
Uebtrsicht  anfertigen. 

Ist  im  Gesellschaftsvertrage  ein  Anderes  bestimmt,  so  verliert 
diese  Bestimmung  ihre  Wirkung,  wenn  eine  Unredlichkeit  in  der 
Geschäftsführung  nachgewiesen  wird. 

f  84.  Am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  werden  jedem  Ge- 

sellschafter von  seiner  Einlage  —  oder  wenn  sich  die- 
selbe beim  Schlüsse  des  verflossenen  Geschäftsjahres  durch 
Gewinn  vermehrt  oder  durch  Verlust  vermindert  hat  — 
von  seinem  Antheile  am  Gesellschaftsvermögen  Zinsen 
.berechnet  und  ihm  diese  gutgeschrieben;  dagegen  die 
Zinsen  von  den  auf  seinen  Antheil  von  ihm  entnomme- 
nen Geldern  ihm  zur  Last  geschrieben.  Für  Diejenigen, 
deren  Beitrag  nur  in  einer  Arbeitsleistung  für  die  Gesell- 
«chaft  besteht,  wird  ein  entsprechendes,  eventuell  durch 
das  Gericht  festzusetzendes   Honorar  berechnet. 
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Vor  Deckung  der  Zinsen  und  der  Honorare  ist  kein 
Gewinn  vorhanden,  diese  Zinsen  und  Honorare  bilden 
oder  vermehren  den  Verlust  der  Gesellschaft. 

Art.  106  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Jedem  Gesellschafter  werden  am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäfts- 
Jahres  von  seiner  Einlage,  oder,  wenn  sich  dieselbe  beim  Schlüsse  des 
vorigen  Jahres  durch  Hinzurechnung  seines  Antheils  am  Gewinne 
vermehrt  oder  durch  Abrechnung  seines  Antheils  am  Verluste  vermin- 
dert hat,  von  seinem  Antheile  am  Gesellschaftsvermögen  Zinsen  zu 
vier  vom  Hundert  gutgeschrieben  und  von  den  während  des  Geschäfts- 
jahres auf  den  Antheil  entnommenen  Geldern  Zinsen  in  demselben 
Massstabe  zur  Last  geschrieben. 

Die  dem  Gesellschafter  hiernach  zukommenden  Zinsen  vermeh- 
ren seinen  Antheil  am  Gesellschaftsvermögen, 

Vor  Deckung  dieser  Zinsen  ist  kein  Gewinn  vorhanden  und 
der  Verlust  der  Gesellschaft  wird  durch  dieselben  vermehrt  oder 
gebildet. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftsjahres  wird  auf 
Grund  des  Inventars  und  der  Bilanz  der  Gewinn  oder 
Verlust  festgesetzt,  und  jedem  Gesellschafter  sein  Antheil 
daran  berechnet. 

Der  Gewinn  oder  Verlust  wird  unter  die  Ge- 
sellschafter nach  Köpfen  vertheilt  und  es  wird  der 
Gewinn  jedes  Gesellschafters  seinem  Antheile  am  Gesell- 
schaftsvermögen zugeschrieben,  der  Verlast  hingegen  von 
demselben  abgeschrieben. 

Art.  107  des  Ailg.  0.  H.  G.  B.: 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftsjahres  wird,  auf  Grund  des 
Inventars  und  der  Bilanz,  der  Gewinn  oder  der  Verlust  dieses 
Jahres    ermittelt    und  für  Jeden    Gesellschafter    sein  Antheil  daran 
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Der  Gewinn  jedes  Gesellschafters  wird  seinem  Antheile  am 
Gesellschaftsvermögen  zugeschrieben,  der  Verlust  von  demselben  abge- 
schrieben. 

Art.  109  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Der  Gewinn  oder  Verlust  wird,  in  Ermangelung  einer  ande- 
ren  Vereinbarung,  unter  die  Gesellschafter  nach  Köpfen  vertheilt. 

g(j  Keiner  der  Gesellschafter  ist  berechtigt,  ohne  Einwil- 

gung  der  Uebrigen  seine  Einlage  oder  seinen  Antheil  am 
Gesellschaftsvermögen  zu  vermindern. 

Dagegen  ist  er  berechtigt,  auch  ohne  Einwilli- 
gung der  Uebrigen  auf  seinen  Antheil  am  Gesellschafts- 
vermögen die  Zinsen  desselben  für  das  letztverflossene 
Jahr,  beziehungweise  das  Honorar,  und  insoweit  es  ohne 
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offenbaren  Nacbtheil  der  Gesellschaft  geschehen  kann,  der 
Gesellschaftscassa  einen  Betrag  zu  entnehmen,  welcher 
seinen  Antheil  am  Gewinne  des  letztverflossenen  Jahres 
nicht  tibersteigt. 

Art.  108  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Ein  Gesellschafter  darf  ohne  Einwilligung  der  übrigen  Gesell- 
schafter seine  Einlage  oder  seinen  Antheil  am  Gesellschaf tsiiermögen 
nicht  vermindern. 

Er  darf  Jedoch,  auch  ohne  diese  Einwilligung,  auf  seinen 
Antheil  am  Gesellschaftsvermögen  die  Zinsen  desselben  für  das  letZ' 
verflossene  Jahr,  und  soweit  es  nicht  zum  offenbaren  Nachtheil  der 
Gesellschaft  gereicht,  Gelder  bis  zu  einem  Betrage  entnehmen,  loel- 
cher  seinen  Antheil  am  Gewinne  des  letztverflossenen  Jahres  nicht 
übersteigt. 

Dritter  Abschnitt. 

ReohtsverhältnisBe   der  Gesellschaft  gegpenüber  dritten  Per- 
sonen. 

§87.  Die  rechtliche    Wirksamkeit    des  Gesellschaftsver- 

hältnisses gegenüber  dritten  Personen  tritt  mit  dem  Zeit- 
punkte ein,  in  welchem  die  in  das  Handelsfirmenregister 
erfolgte  Eintragung  der  Errichtung  der  Gesellschaft  kund- 
gemacht ist,  jedoch  auch  schon  früher,  sobald  die  Gesell- 
schaft ihren  Geschäftsbetrieb  thatsächlich  begonnen  hat. 
Die  Vereinbarung,  dass  die  Gesellschaft  nicht  mit 
der  Kundmachung,  sondern  mit  einem  späteren  Zeitpunkte 
ihren  Anfang  nehmen  soll,  hat  gegen  dritte  Personen 
keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  110  des    Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  rechtliche  Wirksamkeit  einer  offenen  Umidelsgesellschaft 
tritt  im  Verkältniss  zu  dritten  Personen  mit  dem  Zeitpunkte  ein,  in 
welchem  die  Errichtung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen ist,  oder  die  Gesellschaft  auch  nur  ihre  Geschäfte  begon- 
nen hat. 

Die  Beschränkung,  dass  die  Gesellschaft  erst  mit  einem  spä- 
teren Zeitpunkte,  als  dem  der  Eintragung,  ihren  Anfang  nehmen  soll, 
hat  gegen  dritte  Personen  keine  rechtliche   Wirkung, 

§  88.  Die  Gesellschafter  haften  für  die  Verbindlichkeiten 

der  Gesellschaft  solidarisch  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 
Eine  dem  entgegenstehende  Vereinbarung  hat  gegen, 
dritte  Personen  keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  112  des  Allg.  D.  H.  6.  B.: 

Die  Gesellschafter  haften  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
sellschaft solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen   Vermögen. 

Eine  entgegenstehende  Verabredung  hat  gegen  Dritte  keine: 
rechtliche    Wirkung, 
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Wer  in  eine  besteh  3nde  Collectivgesellschaft  ein- 
tritt, haftet  gleich  den  andern  Gesellschaftern  flir  alle 
von  der  Gesellschaft  vor  seinem  Eintritte  eingegangenen 
Verbindlichkeiten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  hiedurch 
die  Firma  eine  Aenderung  erlitten  hat  oder  nicht. 

Ein  dem  entgegenstehender  Vertrag  ist  dritten 
Personen  gegenüber  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Art.  113  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wer  in  eine  bestehende  Handelsgesellschaft  eintritt ,  haftet 
gleich  den  anderen  Gesellschaftern  für  alle  von  der  Gesellschaft  vor 
seinem  Eintritte  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  es  mag  die  Firma 
eine  Aenderung  erleiden  oder  nicht. 

Ein  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegen  Dritte  ohne  rechtli- 
che  Wirkung. 

Jeder  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugte  Ge- 
sellschafter wird  als  ermächtigt  angesehen,  alle  Arten 
von  Geschäften  und  Rechtshandlungen  im  Namen  der 
Gesellschaft  vorzunehmen,  insbesondere  auch  die  unbe- 
weglichen Sachen  der  Gesellschaft  zu  veräussern  und 
zu  belasten. 

Durch  die  Geschäfte,  welche  ein  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  befugter  Gesellschafter  in  deren  Namen 
scbliesst,  wird  die  Gesellschaft  berechtigt  und  ver- 
pflichtet. 

Ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Ge- 
sellschaft geschlossen  wurde  oder  ob  es  nach  Massgabe 
der  obwaltenden  Umstände  als  nach  dem  Willen  der 
Contrahenten  für  die  Gesellschaft  geschlossen  zu  be- 
trachten ist,  macht  gar  keinen  Unterschied. 

Art  ri4  des  AII9.  0.  H.  G.  B.: 

Jeder  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugte  Gesellschafter 
ist  ermächtigt,  alle  Arten  von  Geschäften  und  Rechtshandlungen  im 
Namen  der  Gesellschaft  vorzunehmen,  insbesondere  auch  die  der 
Gesellschaft  gehörenden  Grundstücke  zu  veräussern  und  zu    belasten. 

Die  Gesellschaft  wird  durch  die  Rechtsgeschäfte,  loelche  ein 
zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugter  Gesellschafter  in  ihrem 
Kamen  schliesst,  berechtigt  und  verpflichtet ;  es  ist  gleicJigiltig,  ob 
das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Gesellschaft  geschlossen 
worde7i  ist,  oder  ob  die  Umstände  ergeben,  dass  es  nach  dem  Willen 
der  Contrahenten  für  die  Gesellschaft  geschlossen  werden  sollte. 

91,  Die  Gesellschaft  wird  durch  Rechtsgeschäfte  eines 

Gesellschafters  nicht  verpflichtet,  wenn  demselben  die 
Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  entzogen  (§  65 
Punkt    4)     oder    wenn     seine    Befugniss    aufgehoben 
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worden  ist  (§  66) ;  vorausgesetzt,  dass  die  Ausschliessung 
oder  Aufhebung  der  Befugniss  in  der  Weise  gehörig 
kundgemacht  worden  ist,  welche  dieses  Gesetz  (§  42) 
hinsichtlich  des  Erlöschens  der  Procura  vorschreibt. 

Art.  115  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Gesellschaß  wird  durch  Eechtsgeschäfte  eines  Gesellschaf- 
ters nicht  verpflichtet,  wenn  derselbe  von  der  Befugniss,  die  Gesell- 
schaft zu  vertreten,  ausgeschlossen  {Art.  86  Ziff.  4),  oder  seine 
Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  aufgehoben  ist  {Artikel  87), 
sofern  hinsichtlich  dieser  Ausschliessung  oder  Aufhebung  die  Voraus- 
setzungen vorhanden  sind,  unter  welchen  nach  Artikel  46  hinsichtlich 
des  Erlöschens  der  Procura  die    Wirkung  gegen  Dritte  eintritt. 

§92.  Eine  wie  immer  geartete  Beschränkung  der  Befug- 

niss eines  Gesellschafters,  die  Gesellschaft  zu  vertreten, 
hat  dritten  Personen  gegenüber  keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  116  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Eine  Beschränkung  des  Umfanges  der  Befugniss  eines  Gesell- 
schafters, die  Gesellschaft  zu  vertreten,  hat  dritten  Personen  gegen- 
ilber  keine  rechtliche  Wirkmig ;  insbesondere  ist  die  Beschränkung 
nicht  zulässig,  dass  die  Vertretung  sich  nur  auf  gewisse  Geschäfte 
oder  Arten  von  Geschäften  erstrecken,  oder  dass  sie  nur  unter 
gewissen  Umständen  oder  für  eine  gewisse  Zeit  oder  an  einzelnen 
Orten  stattfinden  solle. 

§  93.  Vor  Gericht  kann  die  Gesellschaft  von  jedem   zur 

Vertretung  derselben  berechtigten  Gesellschafter  giltig 
vertreten  werden. 

Zur  Giltigkeit  der  Zustellungen  an  die  Gesellschaft 
genügt  es,  wenn  dieselben  zu  Händen  eines  zur  Ver- 
tretung befugten  Gesellschafters  geschehen. 

Art.  117  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Gesellschaft  ivird  vor  Gericht  von  jedem  Gesellschafter 
giltig  vertreten,  welcher  von  de)'  Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  ver- 
treten, nicht  ausgeschlossen  ist. 

Zur  Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellungen 
an  die  Gesellschaft  genügt  es,  wenn  dieselbe  an  einen  der  zur  Ver- 
tretung befugten  Gesellschafter  geschieht. 

§  94.  Die   Ertheilung   und   die  Aufhebung   der  Procura 

hat  rechtliche  Wirkung  gegen  Dritte,  wenn  sie  durch 
einen  der  zur  Vertretung  befugten  Gesellschafter  erfolgt. 

Art.  118  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Ertheilung,  sowie  die  Aufhebuig  einer  Procura  geschieht 
mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  Dritte  durch  einen  der  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  befugten  Gesellschaßer. 

§  95.  Die    Privatgläubiger   der    einzelnen   Gesellschafter 

können    die  zum   Gesellschaftsv  ermögen    gehörigen    Sa- 
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«hen,  Forderungen,  Rechte  oder  die  Antheile  der  ein- 
zelnen Gesellschafter  an  dem  Gesellschaftsvermögen  we- 
der zu  ihrer  Sicherstellung  noch  zu  ihrer  Befriedigung 
in  Anspruch  nehmen.  Als  Gegenstand  der  Sicherstellung 
«der  Befriedigung  kann  für  die  Privatgläubiger  nur  das- 
jenige dienen,  was  die  einzelnen  Gesellschafter  an  Jah- 
reszinsen, Honorar  oder  Gewinnantheil  zu  fordern  haben, 
oder  was  ihnen  bei  der  Auseinandersetzung  zukommt. 
Jedoch  finden  auf  jene  Rechte,  welche  an  den  von 
einem  Gesellschafter  in  die  Gesellschaft  eingebrachten 
Gegenständen  bereits  zur  Zeit  des  Einbringens  erwor- 
ben waren,  die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  An- 
wendung. 

Arf.  119  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Die  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  siiid  nicht  befugt,  die 
zum  Gesellschaftsvermögen  gehörigen  Sachen  ,  Forderungen  oder 
Hechte  oder  einen  Antheil  an  denselben  zum  Behuf  ihrer  Befriedi- 
gung  oder  Sicherstellung  in  Anspruch  zu  nehmen,  Gegenstand  der 
Execwtion,  des  Arrestes  oder  der  Beschlagnahme  kann  für  sie  nur 
dasjenige  sein,  was  der  Gesellschafter  selbst  an  Zinsen  und  an  (?e- 
winnantheilen  zu  fordern  berechtigt  ist,  und  was  ihm  bei  der 
Auseinandersetzung  zukommt. 

§  37  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  0.  H.  G.  B.: 
Unter    dem    im  Artikel    119    des    Handelsgesetzbuches    vor- 
kommenden  Ausdruck    „Arresf^    ist    das    in    den   Processvorsehrif- 
ten  enthaltene    Verbot  auf  bewegliche    Sachen    des    Schiddners    zu 
verstehen. 

Art.  120  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Bestimmung  des  vorigen  Artikels  gilt  auch  in  Betreff 
der  Privatgläubiger,  zu  deren  Gunsten  eine  Hypothek  oder  ein 
Pfandrecht  an  dem  Vermögen  eines  Gesellschafters  kraft  des  Ge- 
setzes oder  aus  einem  anderen  Rechtsgrunde  besteht.  Ihre  Hypo- 
thek oder  ihr  Pfandrecht  erstreckt  sich  nicht  auf  die  zum  GeseU- 
schaßsvermögen  gehörigen  Sachen,  Forderungen  und  Richte  oder 
auf  einen  Anlheil  an  denselben,  sondern  nur  auf  Dasjenige,  was 
in  dem  letzten  Satze  des  vorigen  Artikels  bezeichnet  ist. 

Jedoch  werden  die  Rechte,  welche  an  den  von  einem  Gesell- 
schafter in  das  Vermögen  der  Gesellschaft  eingebrachten  Gegenstän- 
den bereits  zur  Zeit  des  Einbringens  bestanden,  durch  die  vorstehen- 
den Bestimmungen  nicht  berührt. 

96.  Während  der  Dauer  der  Gesellschaft  können  deren 

Schuldner  dasjenige,  was  sie  von  den  einzelnen  Gesellschaf- 
tern zu  fordern  habeü,weder  ganz  noch  theilweise  der  Gesell- 
schaft einrechnen.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  findet 
die  Compensation  insoweit  statt,  als  die  Forderung  der  Ge- 
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Seilschaft  bei  der  schliesslichen  Auseinandersetzung    auf 
den  Gesellschafter  tibertragen  worden  ist. 

Ebensowenig  findet  zwischen  den  Privatforderungen 
des  einzelnen  Gesellschafters, und  den  Forderungen  seines 
Schuldners  gegen  die  Gesellschaft  eine  Compensation 
statt,  wenn  letzterer  seine  Forderung  gegen  die  Gesell- 
schaft geltend  macht,  vorausgesetzt,  dass  die  Forderung 
des  Gesellschafters  nicht  auf  die  Gesellschaft  tibertragen 
worden  ist. 

Art.  121  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Eine  Compensation  zwischen  Forderungen  der  Gesellschaft 
und  Privatforderungen  des  Gesellschaftsschuldners  gegen  einen  ein- 
zelnen  Gesellschafter  findet  während  der  Dauer  der  Gesesllschaft 
weder  ganz  noch  theilweise  statt ;  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  ist 
sie  zulässig,  wenn  und  insoweit  die  Gesellschaftsforderung  dem  Ge- 
sellschafter bei  der  Auseinandersetzung  überwiesen  ist. 

o  qn  Die  Gläubiger  der  Gesellschaft    werden  im   Falle 

^       *  des  Concurses  zunächst  aus  dem   Gesellschaftsvermögen 
befriedigt. 

Aus  dem  Privatvermögen  der  einzelnen  Gesell- 
schafter können  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  im  Falle 
des  Concurses  nur  bezüglich  jenes  Theiles  ihrer  Forde- 
rungen Befriedigung  beanspruchen,  welcher  keine  De- 
ckung aus  dem  Gesellschaftsvermögen  findet. 

Art.  122   des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Im  Falle  des  Concurses  der  Gesellschaft  werden  die  Gläubiger 
derselben  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  abgesondert  befriedigt,  und 
Jcönnen  aus  dem  Privatvermögen  der  Gesellschafter  nur  wegen  des 
Ausfalls  ihre  Befnedigung  suchen  ;  den  Landesgesetzen  bleibt  vorbe- 
halten, zu  bestimmen,  ob  und  wie  weit  den  Privatgläubigern  der 
Gesellschafter  ein  Absonderungsrecht  in  Bezug  auf  das  Privatvermö- 
gen derselben  zusteht. 

§  30  und  31  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

§  30.  Wenn  über  das  Vermögen  einer  offenen  Gesellschaft, 
einer  Commanditg  es  ellschaft  oder  einer  Commanditgesellschaft  auf 
Actien  der  Concurs  eröffnet  wird,  so  ist  auch  über  das  Privatver- 
mögen eines  Jeden  persönlich  haßenden  Gesellschafters  die  Eröff- 
nung des  Concurses  von  Amtswegen  einzuleiten. 

Die  Eröffnung  des  Concurses  über  das  Vermögen  eines  sol- 
chen Gesellschafters  hat  dagegen  die  Eröffnung  des  Concurses  über 
das   Vermögen  der  Gesellschaft  nicht  zur  Folge. 

§  31.  Um  die  Befriedigung  des  Ausfalles  im  Concurse  der 
Gesellschaft  aus  dem  Privatvermögen  eines  persönlich  haftenden 
Gesellsehaßers  zu  erlangen,  steht  dem  Gläubiger  der  Gesellschaß 
bevor,  bei  dem  Concurse  über  dieses  Vermögen  seine  ganze  Forde- 
rung an  die  Handelsgesellschaß  anzumelden. 


53 


Die  Frlvatgläublger  des  in  Concura  verfallenen  Gesell- 
schaßers  können  im  Geselhehaßseoncurae  als  Gläubiger  nichi 
auflreten. 

Vgl.  die  §§  199,  SOO,  SOI,  SS8,  S89  und  240  der  ConcOdg.  wm  25.  Dee.  tSSS, 
Nr.  1  R.  G  B.  f.  1869. 

Vierter  Abschnitt. 

Anflösungr  der  Oesellschaft  and  Austritt  einzelner  Gesell- 
schafter. 

Die  Gesellschaft  wird  aufgelöst: 

1.  durch  die  Eröffnung  des  Concurses  über  die 
Gesellschaft ; 

2.  durch  den  Tod  eines  Gesellschafters,  wenn  nicht 
der  Vertrag  bestimmt,  dass  die  Gesellschaft  mit  den 
Erben  des  Verstorbenen  fortgesetzt  werden  soll ; 

3.  durch  die  Eröffnung  des  Concurses  gegen  einen 
der  Gesellschafter  oder  durch  den  eingetretenen  Verlust 
des  freien  Verftigungsrechts  über  sein  Vermögen ; 

4.  durch  gegenseitige  Uebereinkunft  der  Mitglieder  ; 

5.  durch  gerichtlichen  Beschluss,  welcher  die  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  (§  100)  ausspricht; 

6.  durch  Ablauf  der  Zeit,  auf  deren  Dauer  die 
Gesellschaft  gegründet  wurde,  soferne  nicht  die  Ge- 
sellschafter dieselbe  stillschweigend  fortsetzen.  Im  Falle 
der  Fortsetzung  gilt  die  Gesellschaft  als  vom  Ablaufe 
der  ursprünglichen  Zeit  an  auf  unbestimmte  Dauer  ein- 
gegangen ; 

7.  durch  Eintreten  jener  Bedingung,  von  welcher 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  abhängig  gemacht   war; 

8.  durch  die  von  Seiten  eines  Gesellschafters  ge- 
schehene Aufkündigung,  wenn  die  Gesellschaft  auf  unbe- 
stimmte Dauer  eingegangen  war. 

Eine  auf  Lebenszeit  eingegangene  Gesellschaft  ist 
als  Gesellschaft  von  unbestimmter  Dauer  anzusehen. 

Art.  123  des  Allg.   D.  H.  G.  B. : 

Die  Gesellschaft  wird  aufgelöst : 

IJ  durch  die  Eröffnung  des    Concurses    über  die  Gesellschaft ; 

2)  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter,  wenn  nicht  der 
Vertrag  bestimmt,  dass  die  Gesellschaft  mit  den  Erben  des  Verstor- 
benen fortbestehen  soll ; 

3)  durch  die  Eröffnung  des  Concurses  über  das  Vermögen 
eines  der  Gesellschafter  oder  durch  die  eingetretene  rechtliche  Unfä- 
higkeit eines  der  Gesellchafter  zur  selbstständigen  Vermögensverwal- 
tung  ; 
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4)  durch  gtgtnseitige  Uebereinkunft ; 

5)  durch  Ablauf  der  Zeit,  auf  deren  Dauer  die  Gesellschaft 
eingegomgen  ist,  sofern  nicht  die  Gesellschafter  dieselbe  stillschwei- 
gend fortsetzen ;  in  diesem  Falle  gilt  sie  von  da  an  als  auf  unbe- 
stimmte Dauer  eingegangen  ; 

6)  durch  die  von  Seiten  eines  Gesellschafters  geschehene  Auf- 
kündigung, wenn  die  Gesellschaft  auf  unbestimmte  Dauer  eingegan- 
gen ist. 

Eine  auf  Lebenszeit  eingegangene  Gesellschaft  ist  als  eine 
Gesellschaft  von  unbestimmter  Datier  zu  betrachten. 

)  99.  Die  Aufkündigung  des  Vertrages  einer  Gesellschaft 

von  unbestimmter  Dauer  Seitens  einzelner  Gesellschaf- 
ter muss,  wenn  nicht  ein  Anderes  vereinbart  ist,  min- 
destens ein  halbes  Jahr  vor  Ablauf  des  Geschäftsjahres 
erfolgen. 

Art.  124  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Aufkündigung  einer  Gesellschaft  von  unbestimmter  Dauer 
Seitens  eines  Gesellschafters  mtiss,  wenn  nicht  ein  Anderes  vereinbart 
ist,  mindestens  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Geschäftsjahres  der  Ge- 
sellschaft erfolgen. 

100.  Jeder  Gesellschafter   ist   berechtigt,  die  Auflösung 

der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  vereinbarten  Zeit,  oder 
bei  Gesellschaften  von  unbestimmter  Dauer,  ohne  vor- 
gängige Aufkündigung  zu  verlangen,  sofern  die  we- 
sentlichen Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Gesellschaft 
zu  Stande  kam,  nicht  mehr  vorhanden  sind. 

Die  Beurtheilung,  ob  solche  Umstände  obwalten, 
bleibt  dem  freien  Ermessen  des  Gerichtes  überlassen. 

Das  Gericht  kann  insbesondere  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  aussprechen : 

1.  wenn  die  Erreichung  des  gesellschaftlichen  Zwe- 
ckes durch  äussere   Umstände   unmöglich  wird ; 

2.  wenn  einer  der  Gesellschafter  bei  der  Geschäfts- 
führung oder  bei  der  Rechnungslegung  unredlich  verfährt ; 

3.  wenn  einer  der  Gesellschafter  den  ihm  obliegen- 
den wesentlichen  Verpflichtungen  nicht  nachkommt ; 

4.  wenn  ein  Gesellschafter  die  Firma  oder  da» 
Vermögen  der  Gesellschaft  zuseinen  Privatzwecken  miss- 
braucht. 

5.  wenn  ein  Gesellschafter  durch  anhaltende  Krank- 
heit oder  aus  einer  anderen  Ursache  zu  den  ihm  oblie- 
genden Geschäften  der  Gesellschaft  unfähig  wird. 
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Art.  125  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Ein  Gesellchaßer  kann  die  Auflösung  der  Gesellschaß  vor 
Ablau/  dir  für  ihre  Dauer  lestimmten  Zeit  oder  Lei  Gesellschaften 
von  unbestimmter  Dauer  ohne  vorgängige  Aufkündigung  verlangen, 
sofern  hierzu  wichtige  Gründe  vorhanden  sind. 

Die  Betirtheilung,  ob  solche  Gründe  anzunehmen  sind,  bleibt, 
im  Falle  des   Widerspruchs  dem  JErmessen  des  Richters  überlassen. 

Die  Auflösung  kann  insbesondere  ausgesprochen  werden  : 

1)  wenn  durch  äussere  Umstände  die  Erreichung  des  gesell- 
schaftlichen Zweckes  immöglich  wird  ; 

2)  werm  ein  Gesellschafter  bei  der  Geschäflsßihrung  oder  bei 
der  Eechnungslegung  unredlich  veifährt ; 

5)  wenn  ein  Gesellschaßer  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden 
wesentlichen   Verpflichtungen  un'erlässt ; 

4)  icenn  ein  Gesellschaßer  die  Firma  oder  das  Vermögen 
der  Gesellschaß  ßir  seine  Privatzwecke  missbraucht ; 

5)  wenn  ein  Gesellschafter  durch  anhaltende  Krankheit  oder 
aus  anderen  Ursachen  zu  den  ihm  obliegenden  Geschäften  der  Ge- 
sellschaß  unfähig  toird. 

Hat  ein  PrivatglSubiger  eines  Gesellschafters,  nach 
fruchtlos  vollzogener  Execution  in  dessen  Privatvermö- 
gen, die  Execution  auf  den  dem  Gesellschafter  ftir  den  Fall 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  zukommenden  Antheil 
erwirkt,  so  kann  er,  es  mag  die  Gesellschaft  auf  be- 
stimmte oder  unbestimmte  Dauer  eingegangen  sein,  behufs 
seiner  Befriedigung,  nach  vorher  geschehener  Aufkündi- 
gung, die  Auflösung  der  Gesellschaft  verlangen. 

Die  Aufkündigung  muss  mindestens  ein  halbes 
Jahr  vor  Ablauf  des  Geschäftsjahres  erfolgen. 

Art.  126  des  Alla.  0.  H.  G.  B. : 

Hat  ein  Privatgläubiger  eines  Gesellschaßer s  nach  fruchtlos 
vollst}  eckter  Execution  in  dessen  Privatvermögen  die  Execution  in 
das  dem  Gesellschafter  bei  dereinstiger  Auflösung  der  Gesellschaß 
zukommende  Guthaien  erwirkt,  so  ist  er  berechtigt,  es  mag  die  Ge- 
sellschaß auf  bestimmte  oder  auf  unbestimmte  Datier  eingegangen 
sein,  behufs  seiner  Befriedigung  nach  vorher  vmi  ihm  geschehener 
Aufkündigung  die  Auflösung  der  Gesellschaft  zu  verlangen. 

Die  Aufkündigung  muss  mindestens  sechs  Monate  vor  Ablauf 
des  Geschäßsjahres  der  Gesellschaß  geschehen. 

Wenn  die  Gesellschafter  vor  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  übereingekommen  sind,  dass,  ungeachtet 
des  Ausscheidens  eines  oder  mehrerer  Gesellschafter, 
die  Gesellschaft  von  den  Uebrigen  fortgesetzt  werden 
soll,  so  wird  sie  nur  in  Beziehung  auf  die  Ausschei- 
denden als  beendigt  angesehen,  und  besteht  im  Uebrigen 
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mit  allen  ihren  bisherigen  Rechten  und  Verbindlichkei- 
ten fort. 

Art.  127  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Wenn  die  Gesellschafter  vor  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
übereingekommen  sind,  dass,  ungeachtet  des  Ausscheidens  eines  oder 
mehrerer  Gesellschafter,  die  Gesellschaß  unter  den  Uebrigen  fortgesetzt 
iverden  soll,  so  endigt  die  Gesellschaft  nur  in  Beziehung  auf  den 
Ausscheidenden  ;  im  Uebrigen  besteht  sie  mit  allen  ihren  bisherigen 
Rechten  und    Verbindlichkeiten  fort, 

§  103.  Wenn  die  Auflösung   der   Gesellschaft  aus   Grün- 

den gefordert  wird,  welche  in  der  Person  eines  Gesell- 
schafters liegen,  so  kann  das  Gericht  auf  ein  verständ- 
lichen Antrag  der  übrigen  Gesellschafter  anstatt  der 
Auflösung  der  Gesellschaft  auf  Ausschliessung  des  be- 
treffenden Gesellschafters  erkennen. 

Art.  128  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wenn  die  Auflösung  der  Gesellschaft  aus  Gründen  gefordert 
werden  darf,  welche  in  der  Person  eines  Gesellschafters  liegen  {Ar- 
tikel 125),  so  kann  anstatt  derselben  auf  Ausschliessung  dieses  Ge- 
sellschafters  erkannt  yperden,  sofern  die  sämmtlichen  übrigen  Gesell- 
schafter hierauf  antragen. 

%  104.  Die  Auflösung  der    Gesellschaft  ist  behufs   Eintra- 

gung in  das  Handelsfirmenregister  bei  dem  competen- 
ten  Gerichtshof  anzumelden.  Diese  Anmeldung  muss 
auch  in  dem  Falle  erfolgen,  wenn  die  Gesellschaft  we- 
gen Ablauf  der  Zeit,  für  welche  sie  eingegangen  war, 
beendigt  wird. 

Dasselbe  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  Einer  oder 
der  Andere  der  Gesellschafter  ausscheidet  oder  ausge- 
schlossen wird. 

Hinsichtlich  der  Rechts  Wirksamkeit  der  Auflösung 
der  Gesellschaft,  des  Ausscheidens  oder  der  Ausschlies- 
sung einzelner  Gesellschafter  sind  dritten  Personen  ge- 
genüber die  Bestimmungen  der  §§.  9  und  19  dieses 
Gesetzes  massgebend. 

Art.  129  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  muss,  wenn  sie  nicht  in  Folge 
der  Eröffnung  des  Goncurses  über  die  Gesellschaft  geschieht,  in  das 
Handelsregister  eingetragen  werden. 

Diese  Eintragung  muss  selbst  dann  geschehen,  wenn  die  Ge- 
Seilschaft  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  sie  eingegfmgen  war, 
•beendigt  wird. 
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Gleich  der  Auflösung  der  Gesellschaft  muss  auch  das  Aus» 
scheiden  oder  die  Ausschliessung  eines  Gesellschafters  aus  der  Ge- 
sellschaft in  das  Handelsregister  eingetragen  werden. 

Das  Handels (,ericht  hat  die  Betheiligten  zur  Anmeldung  die- 
ser Thatsachen  von  Amtsicegen    durch    Ordnungsstrafen    anzuhalten. 

Dritten  Personen  kann  die  Auflösung  der  Gesellschaft  oder 
das  Ausscheidin  oder  die  Ausschliessung  eines  Gesellschafters  aus 
derselben  nur  insofern  entgegengesetzt  werden,  als  hinsichtlich  einer 
solchen  Thatsache  die  Voraussetzungen  vorhanden  sind,  unter  wel- 
chen nach  Art.  25  hinsichtlich  des  Erlöschens  der  Firma  oder  der 
Aenderung  ihrer  Inhaber  die   Wirkung  gegen  Dritte  eintritt. 

Wenn  ein  Gesellschafter  ausscheidet  oder  ausge- 
schlossen wird,  so  erfolgt  die  Auseinandersetzung  seines 
Verhältnisses  zur  Gesellschaft  auf  Grund  der  Vermö- 
genslage, in  welcher  sich  die  Gesellschaft  zur  Zeit  des 
Ausscheidens,  beziehungsweise  zur  Zeit  der  Behändi- 
gung  der  Klage  auf  Ausschliessung  befindet. 

An  den  späteren  Geschäften,  Rechten  und  Ver- 
bindlichkeiten nimmt  der  ausgeschiedene  oder  ausge- 
schlossene Gesellschafter  nur  insofern  Theil,  als  die- 
selben eine  unmittelbare  Folge  dessen  sind,  was  vorher 
bereits  geschehen  war. 

Der  ausgeschiedene  oder  ausgeschlossene  Gesell- 
schafter muss  sich  die  Beendigung  der  laufenden  Ge- 
schäfte in  der  Weise  gefallen  lassen,  welche  die  ver- 
bleibenden Gesellschafter  für  die  vortheilhafteste  halten. 

Wenn  die  schliessliche  Auseinandersetzung  nicht 
sofort  erfolgen  kann,  so  kann  der  ausgeschiedene  oder 
ausgeschlossene  Gesellschafter  am  Schlüsse  eines  jeden 
Geschäftsjahres  Rechnungslegung  über  die  inzwischen 
erledigten  Geschäfte,  sowie  die  Auszahlung  des  ihm 
hiernach  gebührenden  Betrages  fordern  ;  über  den  Stand 
der  noch  laufenden  Geschäfte  kann  er  am  Schlüsse 
eines  jeden  Geschäftsjahres  einen  Ausweis  verlangen. 

Art.  130  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Wenn  ein  Gesellschafter  ausscheidet  oder  ausgeschlossen  wird, 
«0  erfolgt  die  Auseinandersetzung  der  Gesellschaft  mit  demselben 
<kuf  Grund  der  Vermögenslage,  in  welcher  sich  die  Gesellschaft  zur 
Zeit  des  Ausscheidens  oder  zur  Zeit  der  Behändigung  der  Klage  auf 
Ausschliessung  befindet. 

An  den  späteren  Geschäften,  Rechten  und  Verbindlichkeiten 
nimmt  der  Ausgeschiedene  oder  Ausgeschlossene  nur  insofern  Antheil. 
als  dieselben  eine  unmittelbare  Folge  dessen  sind,  was  vor  jenem 
Zeitpunkte  bereits  geschehen  war. 

Der    Ausgeschiedene    oder    Ausgeschlossene    muss    sich    die 
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Beendigung  der  laufenden  Geschäfte  in  der  Weise  gefallen  lassen, 
wie  sie  nach  dem  Ermessen  der  verbleibenden  Gesellschafter  am 
vortheilhaflesten  ist. 

Jedoch  ist  er,  wenn  eine  frühere  vollständige  Auseinvmder- 
setzung  nicht  möglich  ist,  berechtigt,  am  Schlüsse  eines  jeden  Ge- 
schäftsjahres Eechnungsablage  über  die  inzwischen  erledigten  Ge- 
schäfte, sowie  die  Auszahlung  der  ihm  hiernach  gebührenden  Beträge 
zu  fordern ;  auch  kann  er  am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftsjah- 
res  den  Nachweis  über  den  Stand  der  noch  laufenden  Geschäfte 
fordern. 

§  106.  Der  ausgeschiedene   oder  ausgeschlossene   Gesell- 

schafter muss  die  Auslieferung  seines  Antheiles  am 
Gesellschaftsvermögen  in  baarem  Gelde  annehmen  und 
ist  nicht  berechtigt,  einen  verhältnissmässigen  Antheil 
an  den  Forderungen,  Waaren  oder  anderen  Gütern  der 
Gesellschaft  zu  verlangen. 

Art.  131  des  Ailg.  0.  H.  G.  B.  : 

Ein  atis geschiedener  oder  ausgeschlossener  Gesellschafter  muss 
sich  die  Auslieferung  seines  Antheils  am  Gesellschaftsvermögen  in 
einer  den  Werth  desselben  darstellenden  Geldsumme  gefallen  las- 
sen ;  er  hat  kein  Hecht  auf  einen  verhältnissmässigen  Antheil  an 
den  einzelnen  Forderungen,  Waaren  oder  anderen  Vermögensstücken 
der  Gesellschaft, 

§  107.  Verlangt  ein  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters, 

gestützt  auf  das  in  §  101  festgesetzte  Recht,  die  Auf- 
lösung der  Gesellschaft,  so  steht  es  den  übrigen  Gesell- 
schaftern frei,  auf  Grund  einstimmigen  Beschlusses  statt 
der  Auflösung  die  schliessliche  Auseinandersetzung  zu 
wählen  und  die  Auslieferung  des  Antheiles  des  Schuld- 
ners nach  den  Bestimmungen  der  vorhergehenden  §§ 
vorzunehmen.  Der  Schuldner  wird  in  diesem  Falle  als 
aus  der  Gesellschaft  ausgeschieden  angesehen. 

Art.  132  des  Ailg.  0.  H.  G.  B. : 

Macht  ein  Frivatgläubi^er  eines  Gesellschafters  von  dem 
nach  Artikel  126  ihm  zustehenden  Rechte  Gibrauch,  so  können  die 
übrigen  Gesellschafter  auf  Grund  einstivimigen  Beschlusses  statt 
der  Auflösung  der  Gesellschaß  die  Auseinandersetzung  xind  die  Aus- 
lieferung  des  Antheils  des  Schuldners  nach  den  Bestimmungen 
der  vorhergehenden  Artikel  vornehmen  ;  der  letztere  ist  dann  als  aus 
der  Gesellschaft  ausgeschieden  zu  betrachten. 

Fünf:  er  Abschnitt. 
Liquidation  der  Gesellschaft. 

§  108.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  hat,  den  Fall  des 

Concurses    ausgenommen,  die   Liquidation   stattzufinden, 
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wobei,  sofern  nicht  durch  einstimmige  Vereinbarung  der 
Gesellschafter  oder  vermöge  des  Gesellschaftsvertrages 
das  Amt  des  Liquidators  einzelnen  Gesellschaftern  oder 
anderen  Personen  tibertragen  ist,  die  sämmtlichen  Ge- 
sellschafter oder  deren  gesetzliche  Vertreter  als  Liqui- 
datoren fungiren.  Stirbt  einer  der  Gesellschafter,  so  ha- 
ben dessen  Rechtsnachfolger  einen  gemeinschaftlichen 
Vertreter  zu  bestellen. 

Aus  wichtigen  Gründen  kann  auf  den  Antrag  eine» 
Gesellschafters  das  Gericht  Liquidatoren  bestellen  und 
dazu  auch  solche  Personen  ernennen,  welche  nicht  zur 
Gesellschaft  gehören. 

Art.  133  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Nach  Auflösung  der  Gesellschaß  ausser  dem  Fall  des  Con-^ 
curses  derselben  erfolgt  die  Liquidation,  sofern  diese  nicU  durch 
einstimmigen  Beschluss  der  Gesellschafter  oder  durch  den  Gesell^ 
schaftsvertrag  einzelnen  Gesellschaftern  oder  anderen  Personell  uher- 
traqen  ist  durch  die  sämmtlichen  Ushßrigtn  Gesellschaßer  odei- 
deren  Vertreter  als  Liquidatoren.  Ist  einer  der  Gesellschafter  gestor- 
ben, so  haben  dessen  Rechtsnachfolger  einen,  gemeinschafllicUn   Ver^ 

treter  zu  bestellen.  „    ,    *         ,  •  t.,-  ^^ 

Auf  den  Antrag  eines  Gesellschaßers  kann  aus  wtchtigm 
Gründm  die  Ernennung  von  Liquidatoren  durch  den  Eichter  6rfoU 
qen  Der  Eichter  Tcann  in  einem  solchen  Falle  Personen  zu  Liqui- 
datoren ernennen  oder  aXs  solche  beiordnen,  welche  nicht  zu  d6i\ 
Gesellschaßern  gehören. 

9  Der  Widerruf  der  Bestellung   zum   Liquidator   ge- 

*  schiebt  durch  einstimmigen  Beschluss  der  Gesellschaf- 
ter- aus  wichtigen  Gründen  kann  derselbe  jedoch  auch 
über  Antrag  eines  Gesellschafters  durch  das  Gericht 
erfolgen. 

Art.  134  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Abberufung  von  Liquidatoren  geschieht  durch  einstimmi- 
nen Beschluss  aller  Gesellschaßer ;  sie  kann  auch  auf  den  Antrag 
eines  Gesellschafters  aus  wichtigen  Gründen  durch  den  Eichter 
erfolgen. 

0  Die  Bestellung  der  Liquidatoren  ist  von    den   Ge- 

*  sellschaftern  behufs  Eintragung  in  das  Handelsfirmenre- 
gister bei  dem  competenten  Gerichtshofe  anzumelden; 
die  Liquidatoren  sind  unter  Einem  verpflichtet,  ihre  Un- 
terschrift daselbst  beglaubigen  zu  lassen  oder  in  beglau- 
bigter Form  einzureichen. 

Wenn  ein  Liquidator  austritt  oder  dessen  Vollmacht 
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«rlischt,  so  ist  diese  Thatsache  gleichfalls  zur  Eintra- 
gung in  das  Handelsfirmenregister  anzumelden. 

Der  Gerichtshof  ist  verpflichtet,  die  Gesellschafter 
zur  Befolgung  dieser  Vorschriften  von  Amtswegen,  un- 
ter Verhängung  der  im  §  21  festgestellten  Geldstrafe 
anzuhalten. 

Hinsichtlich  der  Rechtswirksamkeit  der  Ernennung, 
des  Austretens  oder  des  Erlöschens  der  Vollmacht  von 
Liquidatoren  gegenüber  dritten  Personen  sind  die  Be- 
stimmungen der  §§  9  und  19  dieses  Gesetzes  mass- 
gebend. 

Art.  135  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Liquidatoren  sind  von  den  Gesellschaßern  heim  Handels- 
yerichte  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  anzumelden;  sie 
haben  ihre  Unterschrift  persönlich  vor  dem  Handelsgerichte  zu 
zeichnen  oder  die  Zeichnung  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

Das  Austreten  eines  Liquidators  oder  das  Erlöschen  der 
Vollmacht  eines  solchen  ist  gleichfalls  zur  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister anzumelden. 

Die  Gesellschafter  sind  zur  Befolgung  dieser  Vorschriften  von 
Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 

Dritten  Personen  kann  die  Ernennung  von  Liquidatoren, 
sowie  das  Austreten  eines  Liquidators  oder  das  Erlöschen  der  Voll- 
macht eines  solchen  nur  insofern  entgegengesetzt  werden,  als  hin» 
sichtlich  dieser  Thatsachen  die  Voraussetzungen  vorhanden  sind,  unter 
welchen  nach  Artikel  25  und  46  hinsichtlich  einer  Aenderung  der 
Inhaber  einer  Firma  oder  des  Eh-löschens  einer  Procura  die  Wir- 
kung gegen  Dritte  eintritt. 

§  111.  Sind  mehrere  Liquidatoren  bestellt  worden,  so  kön- 

nen sie  in  Ermanglung  eines  anderweitigen  Ueberein- 
kommens  die  zur  Liquidation  gehörigen  Handlungen, 
giltiger  Weise  nur  in  Gemeinschaft  vornehmen. 

Art.  136  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Sind  mehrere  Liquidatoren  vorhanden,  so  können  sie  die  zur 
Liquidation  gehörenden  Handlungen  mit  rechtlicher  Wirkung  nur  in 
Gemeinschaft  vornehmen,  sofern  nicht  ausdrücklich  bestimmt  ist,  dass 
sie  einzeln  handeln  können. 

f  112.  Die  Liquidatoren  haben   die   laufenden   Geschäfte 

zu  beendigen,  die  Verpflichtungen  der  aufgelösten  Ge- 
sellschaft zu  erfüllen,  die  aushaftenden  Forderungen  der- 
selben einzuziehen  und  das  Vermögen  der  Gesellschaft 
in  Baargeld  umzusetzen ;  sie  haben  auch  die  Gesellschaft 
gerichtlich  und  aussergerichtlich  zu  vertreten.  Sie  kön- 
nen im  Namen   der   Gesellschaft    Vergleiche  schliessen. 
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Uebereinkommen  betreffs  eines  Schiedsgerichtes  treffen 
und  zum  Zweck  der  Beendigung  der  schwebenden  Ge- 
schäfte auch  neue  Geschäfte  eingehen. 

Die  unbeweglichen  Sachen  der  Gesellschaft  können 
die  Liquidatoren  ohne  Einwilligung  der  sämmtlichen 
Gesellschafter  nicht  anders,  als  durch  öffentliche  Feil- 
bietung veräussern. 

Art.  137  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Liquidatoren  haben  die  laufenden  Geschäfte  zu  beendi- 
gen, die  Verpflichtungen  der  aufgelösten  Gesellschaß  zu  erfüllen, 
die  Forderungen  derselben  einzuziehen  und  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft zu  versilbern;  sie  haben  die  Gesellschaft  gerichtlich  und 
ausser  gerichtlich  zti  vertreten ;  sie  können  für  dieselbe  Vergleiche 
scJdiessen  und  Compromisse  eingehen.  Zur  Beendigung  schwebender 
Geschäße  können  die  Liquidatoren  auch  neue  Geschäfte    eingehen. 

Hie  Veräussenmg  von  tmbeweglichen  Sachen  kann  durch 
die  Liquidatoren  ohne  Zustimmung  der  sämmtlichen  Gesellschaßer 
'     nicht  anders,  als  durch  öffentliche   Versteigerung  bewirkt  iverden, 

\.  Eine  Beschränkung  des  Umfanges  der   Geschäfts- 

befugnisse der  Liquidatoren  hat  gegen  dritte  Personen 
keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  138  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Eine  Beschränkung  des  TJvifanges  der  Geschäßsbefugnisse 
der  Liquidatoren  (Artikel  137)  hat  gegen  dritte  Personen  keine  i echt' 
liehe   Wirkung, 

|.  Die  Liquidatoren  haben  bei  ihrer   Unterschrift  un- 

ter Ersichtlichmachung  des  Liquidationsverhältnisses  und 
Beifügung  ihrer  Namen  die  Firma  der  Gesellschaft  zu 
gebrauchen. 

Art.  139  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Liquidatoren  haben  ihre  Unterschriß  in  der  Weise  ab^ 
zugeben,  dass  sie  der  bisherigen,  nun  als  Liquidationsfirma  zu  be- 
zeichnenden Firma  ihren  Namen  beifügen, 

I.  Die  Liquidatoren  haben  auch  in  dem   Falle,  wenn 

sie  gerichtlich  bestellt  worden  sind,  bei  der  Geschäfts- 
führung die  einhelligen  Beschlüsse  der  Gesellschafter  zu 
vollziehen,  widrigenfalls  sie  den  Gesellschaftern  verhaf- 
tet sind. 

Art.  140  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Liquidatoren  haben,  selbst  wenn  sie  votn  Bichter  bestellt 
»ind,  den  Gesellschaßern  gegenüber  bei  der  Geschäftsführung  den 
v(m  diesen  einstimmig  getroffenen  Anoi'dnungen  Folge  zu  geben. 
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§  116.  Die  Liquidatoren  haben  die  Gesellschaftsgelder,  so- 

fern diese  nicht  zur  Deckung  von  Schulden,  welche  erst 
später  fällig  werden  oder  zur  Deckung  von  Ansprüchen, 
welche  den  einzelnen  Gesellschaftern  bei  der  Auseinan- 
dersetzung zustehen,  erforderlich  sind,  vorläufig  unter 
die  Gesellschafter  zu  vertheilen. 

Art.  141  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Die  während  der  Liquidation  entbehrlichen  Gelder  werden 
vorläufig  unier  die  Gesellschafter  vertheilt. 

Zur  Deckung  von  Schulden  der  Gesellschaft,  welche  erst 
später  fällig  werden,  sowie  zur  Deckung  der  Ansprüche,  welche 
den  einzelnen  Gesellschaftern  bei  der  Auseinandersetzung  zustehen, 
sind  die  erforderlichen  Gelder  zurückzubehalten. 

%  117.  Die  Liquidatoren  haben   die    schliessliche   Ausein- 

andersetzung unter   den  Gesellschaftern  herbeizuführen. 

Streitigkeiten,  welche  in  Betreff  derselben  entste- 
hen, sind  Gegenstand  richterlicher   Entscheidung. 

Art.  142  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Die  Liquidatoren  haben  die  schliessliche  Auseinandersetzung 
unter  den  Gesellschaftern  herbeizuführen. 

Streitigkeiten,  welche  über  die  Auseinandersetzung  entstehen, 
fallen  der  richterlichen  Entscheidung  anheim. 

§  118.  Wenn  ein  Gesellschafter  Sachen  in  die  Gesellschaft 

eingebracht  hat,  welche  in  deren  Eigenthum  übergegan- 
gen sind,  so  werden  ihm  diese  Sachen  nicht  in  Natur, 
sondern  in  jenem  Werthe  zurückgegeben,  zu  welchem 
sie  gemäss  Uebereinkunft  übernommen  wurden. 

Ist  eine  Vereinbarung  über  den  Werth  nicht  er- 
folgt, so  ist  der  Werth  zu  ersetzen,  welchen  die  in 
das  Eigenthum  der  Gesellschaft  übergangenen  Sachen 
Äur  Zeit  der  Einbringung  hatten. 

Art.  143  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  ein  Gesellschafter  Sachen  in  die  Gesellschaft  einge- 
bracht hat,  welche  Eigenthum  derselben  geworden  sind,  so  fallen 
dieselben  bei  der  Auseinandersetzung  nicht  an  ihn  zurück,  sondern 
er  erhält  den  Werth  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  erstattet,  für 
v:tlchen  sie  gemäss  Uebereinkunft  übernommen  wurden. 

Fehlt  es  an  dieser  Werthbestimmung,  so  geschieht  die  Erstat- 
tung nach  dem  Werthe,  welchen  die  Sachen  zur  Zeit  der  Einbrin- 
gung hatten. 

i§  119.  Während  der  Dauer  der  Liquidation  dienen  in  Be- 

zug auf  die  Rechtsverhältnisse,  sowohl  der  Gesellschaft 
zu  dritten  Personen,  als   auch  der  Gesellschafter  unter- 


63 


einander,  die  Vorschriften  des  zweiten  und  dritten  Ab- 
schnittes zur  Richtschnur,  soweit  sie  nicht  mit  den  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Abschnittes  und  mit  dem 
Wesen  der  Liquidation  im  Widerspruch  stehen. 

Zur  Giltigiieit  der  Zustellungen  an  die  Gesellschaft 
genligt  es,  wenn  sie  zu  Händen  eines  der  Liquidatoren 
geschehen. 

Art.  144  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Ungeachtet  der  Auflösung  der  Gesellschaft  kommen  his  zur 
Beendigung  der  Liqtiidation  in  Bezug  auf  das  Eechtsverhältniss  der 
bisherigen  Gesellschafter  unter  einander,  sowie  der  Gesellschaft  zu 
dritten  Personen  die  Vorschrißen  des  zweiten  und  dritten  Abschnittes 
zur  Anicendung,  soweit  sich  aiis  den  Bestimmungen  des  gegenwär- 
tigen Abschnittes  und  aus  demWesen  der  Liquidation  nicht  ein  An- 
deres ergibt. 

Der  Gerichtsstand,  welchen  die  Gesellschaft  zur  Zeit  ihrer 
Auflösung  hatte,  bleibt  bis  zur  Beendigung  der  Liquidation  für 
die  aufgelöste  Gesellschaft  bestehen. 

Zustellungen  cm  die  Gesellschaft  geschehen  mit  rechtlicher 
Wirkung  an  einen  der  Liquidatoren. 

).  Nach  Beendigung  der  Liquidation  werden  die  Bü- 

cher und  sonstigen  Papiere  der  aufgelösten  Gesellschaft 
einem  der  Gesellschafter  oder  einem  Dritten  in  Verwah- 
rung gegeben.  Kann  sich  die  Gesellschaft  über  die  Wahl 
nicht  einigen,  so  ernennt  über  Antrag  einer  der  Parteien 
der  competente  Gerichtshof  den  Verwahrer  der  Bücher 
und  Papiere. 

Die  Gesellschafter  und  deren  Rechtsnachfolger  dür- 
fen auch  fernerhin  die  Bücher  und  Papiere  einsehen 
und  benützen. 

Art.  145  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Nach  Beendigung  der  Liquidation  werden  die  Bücher  und 
Schriften  der  aufgelösten  Gesellschaft  einem  der  gewesenen  Gesell- 
schafter oder  einem  Dritten  in  Verwahrung  gegeben.  Der  Gesell- 
schafter oder  der  Dritte  wird  in  Ermangelung  einer  gütlichen 
Uebereinkunft  durch  das  Handelsgericht  bestimmt. 

Die  Gesellschafter  und  deren  Rechtsnachfolger  behalten  das 
■   Becht  auf  Einsicht  und  Benutzung  der  Bücher  und  Papiere. 

Sechster  Abschnitt. 
Verjährnng  der  Klagen  gegen  die  OeselUtchafter. 

1,  Die  Klagen,  welche  gegen   einzelne   Gesellschafter 

aus  Ansprüchen  gegen  die  Gesellschaft  erhoben  werden 
können,  verjähren,  sofern  nicht  für  bestimmte  Forderun- 
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gen  gesetzlich  eine  kürzere  Verjährungsfrist  festgesetzt 
ist,  in  fünf  Jahren  nach  Auflösung  der  Gesellschaft, 
oder  nach  Ausscheiden  oder  nach  Ausschliessung  des 
Gesellschafters  aus  derselben. 

Die  Verjährung  wird  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  die  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  das 
Ausscheiden  oder  die  Ausschliessung  des  Gesellschafters 
f.uf  Grund  der  Eintragung  in  das  Handelsfirmenregister 
kundgemacht  worden  ist. 

Wird  jedoch  die  Forderung  erst  nach  Kundmachung 
der  erwähnten  Eintragung  fällig,  so  nimmt  die  Verjäh- 
rung mit  der  Fälligkeit  der  Forderung,  bei  nichträlligen 
Forderungen  dagegen,  welche  an  eine  Aufkündigungs- 
frist geknüpft  sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Aufkündi- 
gung mit  dem  Ablauf  der  Aufkündigungsfrist,  welche 
Frist  vom  Tage  der  Kundmachung  an  zu  rechnen  ist^ 
ihren  Anfang. 

Art.  146  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Klagen  gegen  einen  Gesellschafter  aus  Ansprüchen  gegen 
die  Gesellschaft  verjähren  in  fünf  Jahren  nach  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft oder  nach  seinem  Ausscheiden  oder  seiner  Ausschliessung 
aus  derselben,  sofern  nicht  nach  Beschaffenheit  der  Forderung 
eine  leürzere   Verjährungsfrist  gesetzlich  eintritt. 

Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  am,  welchem  die  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  oder  das  Atisscheiden  oder  die  Ausschlie- 
sung  des  Gesellschafters  aus  derselben  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen ist. 

Wird  die  Forderung  erst  nach  der  Eintragung  fällig,  so 
beginnt  die   Verjährung  mit  dem  Zeitpunkte  der  Fälligkeit. 

§  122.  Bleibt  der  Gesellschaft  ein  ungetheiltes  Vermögen^ 

so  können  die  Gesellschaftsgläubiger  auch  nach  Verlauf 
der  im  vorhergehenden  §  festgesetzten  Verjährungsfrist, 
Befriedigung  aus  diesem  Vermögen  verlangen. 

Art.  147  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Ist  noch  ungetheiltes  Gesellschaftsvermögen  vorhanden,  so  kann 
dem  Gläubiger  die  fünfjährige  Verjährung  nicht  entgegengesetzt 
werden,  sofern  er  seine  Befriedigung  nur  aus  dem  Gesellschafts- 
vermögen sucht, 

§  123.  Die  zu  Gunsten  eines  ausgeschiedenen  oder  ausge-^ 

schlossenen  Gesellschafters  laufende  Verjährung  wird 
durch  eine  Rechtshandlung  nicht  unterbrochen,  welche 
gegen  die  fortbestehende  Gesellschaft  oder  einen  ande- 
ren Gesellschafter  derselben  vorgenommen  wird. 
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Die  während  der  Liquidation  laufende  Verjährung 
wird  bezüglich  der  einzelnen  Gesellsehafter  nur  durch 
Rechtshandlangen  unterbrochen,  welche  gegen  die  Liqui- 
datoren vorgenommen  werden. 

Als  eine  Rechtshandlung,  durch  welche  die  Ver- 
jährung unterbrochen  wird,  ist  nur  die  Anstrengung 
der  Klage  anzusehen. 

Art.  148  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Verjährung  zu  Gtmsten  eines  ausgeschiedenen  oder  aus- 
geschlossenen Gesellschafters  wird  durch  Rechtshandlungen  nicht  un- 
terbrochen, welche  gegen  die  fortbestehende  Gesellschaft  oder  einen 
anderen  Gesellschaßer  vorgenommen  werden. 

Die  Verjährung  zu  Gunsten  eines  bei  der  Auflösung  einer  Ge- 
^ellschaß  zu  derselben  gehörigen  Gesellschafters  wird  7iicht  durch 
Rechtshandlungen  gegen  einen  anderen  Gesellschaßer,  icohl  aber  durch 
Rechtshandlungen  gegen  die  Liquidatoren  unterbrochen. 

Die  in  diesem  Abschnitte  festgesetzte  Verjährung 
ist  auch  gegen  minderjährige,  unter  Curatel  stehende  und 
juristische  Personen  wirksam. 

Ali.  149   des  Allg.  D.  H.  6.  B.: 

Die  Verjährung  läuß  auch  gegen  Minderjährige  und  bevor- 
mundete Personen,  soivie  gegen  juristische  Personen,  denen  gesetzlich 
die  Rechte  der  Minderjährigen  zustehen,  ohne  Zidassung  der  Wie- 
dereinsetzung in  den  vorigen  Stand,  jedoch  mit  Vorbehalt  des  Re- 
gresses gegen  die   Vormünder  und   Vericalter. 

§  36  des  Oesterr.  Einf.-Ge>.  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

In  Ansehung  der  im  Art.  149  des  Handelsgesetzbuches  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  Verjährung  sind  unter  bevormundeten 
und  juristischen  Personen  Pflegebefohlene  im  Sinne  des  vierten 
Bauptstückes  des  ersten  Theiles  des  allgemeinen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches und  Körperschaßen  im  Sinne  des  §  1472  des  allgeme^i- 
nen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  verstehen. 

Neunter   Titel. 
Commanditgesellschaft. 

Eine  Commanditgesellschaft  ensteht,  wenn  bei  einem 
unter  gemeinschaftlicher  Firma  betriebenen  Handelsge- 
werbe ein  oder  mehrere  Gesellschafter  nur  mit  vertrags- 
mässig  festgesetzter  Vermögenseinlage  (Commanditisten), 
ein  oder  mehrere  (persönlich  haftende)  Gesellschafter 
hingegen  unbeschränkt  und  solidarisch  haften. 

Sind  mehrere  persönlich  haftende  Gesellschafter 
vorhanden,  so  wird  die  Gesellschaft  zugleich  als  CoUec- 
tiv-Gesellschaft  angesehen. 

Zur  Giltigkeit  des  Gesellschaftsvertrages  bedarf  es 
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weder  der  Abfassung  einer  Urkunde  noch  einer  anderen 
Förmlichkeit. 

Art.  ISO  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Eine  C'ommanditgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn  hei  einem  nn- 
ter  einer  gemeinschaftlichen  Firma  betriebenen  Handels gewerbe  ein 
oder  mehrere  Gesellschafter  sich  nur  mit  Vermögenseinlagen  beiheili- 
gen (Oommanditisten),  wührend  bei  einem  oder  mehreren  anderen  Oe- 
sellschaftern  die  Betheiligung  nicht  in  dieser  Weise  beschränkt  ist 
(persöhnlich  haftende  Gesellschafter). 

Sind  mehrere  jyersönlich  haftende  Gesellschafter  vorhanden, 
so  ist  in  Ansehung  ihrer  die  Gesellschaft  zugleich  eine  offene  Gesell- 
schaß. 

Zur  Giltigkeit  des  Gesellschaftsvertrages  bedarf  es  der  schrift- 
lichen Abfassung  nicht. 

§  126.  Die  Errichtung  einer  Commanditgesellschaft  istvon 

den  Gesellschaftern    mit    Beginn  des  Geschäftsbetriebes 
bei  dem  nach  §  65  competenten  Gerichtshofe  behufs  Ein- 
tragung in  das  Haudelsfirmenregister  anzumelden. 
Diese  Anmeldung  muss  enthalten : 

1.  den  Namen,  bürgerlichen  Stand  und  Wohnort 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter; 

2.  den  Namen,  bürgerlichen  Stand  und  Wohnort 
jedes  Oommanditisten  und  die  Bezeichnung  desselben  als 
solchen ; 

3.  die   Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft ; 

4.  den  Betrag  der  Vermögenseinlage  jedes  einzel- 
nen Oommanditisten. 

Diese  Anmeldung  muss  in  ihrem  ganzen  Umfange 
in  das  Handelsfirmenregister  eingetragen  und  von  allen 
Gesellschaftern  persönlich  vor  dem  competenten  Gerichts- 
hofe unterzeichnet  oder  in  beglaubigter  Form  eingereicht 
werden. 

Bei  Kundmachung  der  Oommanditgesellschaft  wer- 
den die  auf  die  Namen,  den  bürgerlichen  Stand  und  den 
Wohnort  der  Oommanditisten  sowie  auf  den  Betrag  ihrer 
Vermögenseinlagen  bezüglichen  Angaben  nur  auf  Wunsch 
der  Betheiligten  erwähnt. 

Art.  151  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Errichtung  einer  Commanditgesellschaft  ist  von  sämmtli- 
chen  Gesellschaftern  bei  dem  Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirk  die 
Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  behufs  dei  Eintragung  in  das  Handelsre- 
gister anzumelden. 

Die  Anmeldung  muss  enthalten  : 

1)  den  Namen,  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  jedes  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafters ; 
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2)  den  Namen,   VoiTiajuen,  Stand  und     Wohnort    Jedes    Com- 
manditisten  mit  der  Bezeichnung  desselben  als  solchen  ; 

3)  die  Firma  der   Gesellschaft    und    den    Ort,    wo   sie    ihren 
Sitz  hat; 

4)  den  Betrag  der   Vermögenseinlage  jedes  Commanditisten. 
Die  Anmeldung  muss  von  allen  Gesellschaftern  persönlich  vor 

dem  Handelsgerichte  unterzeichnet,  oder  in  beglaubigter  Form  einge- 
reicht werden;  sie  ist  nach  ihrem  ganzen  Inhalt  in  das  Handelsre- 
gister  einzutragen.  Bei  der  Bekanntmachung  der  Commanditgesell- 
schaft  in  deji  öffentlichen  Blättern  (Art.  13)  unterbleibt  die  Angabe 
der  Namen,  des  Standes  und  des  Wohnortes  der  Commanditisten,  sowie 
die  Angabe  des  Betrages  ihrer   Vermögenseinlagen. 

27.  Die  Commanditgesellschaft  ist  auch  bei  jenem  Ge- 
richtshofe anzumelden,  in  dessen  Sprengel  dieselbe  eine 
Zweigniederlassung  hat.  ^ 

Hinsichtlich  des  Inhaltes  und  der  Form  der  Anmel- 
dung gelten  die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  §-en. 

Art.  152  d.  Altg.  0.  H.  G.  B. : 

Bei  jedem  Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirk  die  Commandit- 
gesellschaft  eine  Zweigniederlassung  hat,  muss  dies  behufs  der  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  angemeldet  teer  den. 

Die  Anmeldung  mtiss  die  in  Artikel  151  Ziff.  1  bis  4  bezeich- 
neten Angaben  enthalten,  und  von  sümmtlichen  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  vor  dem  Handelsgericht  unterzeichnet  oder  in  beglau- 
bigter Form  eingereicht  werden, 

28.  Die  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  berechtigten, 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  vor  dem  Ge- 
richtshofe, auf  dessen  Gebiet  die  Gesellschaft  ihren  Sitz 
hat,  und  vor  jenem  Gerichtshofe,  auf  dessen  Gebiet  die 
Gesellschaft  eine  Zweigniederlassung  hat,  ihre  Firmenzeich- 
nungen beglaubigen  zu  lassen  oder  dieselben  in  beglau- 
bigter Form  einzureichen. 

Art  153  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  welche  die  Gesellschaft 
vertreten  sollen,  haben  die  Firma  nebst  ihrer  Namensunterschnft 
persönlich  vor  dein  Handelsgericht,  in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaft 
'ihren  Sitz  hat,  und  vor  jedem  Handelsgericht,  in  dessen  Bezirk  sie 
eine  Zweigniederlassung  hat,  zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  in  beglau- 
bigter Form  einzureichen. 

129.  Die    Gerichtshöfe    sind  verpflichtet,  die   persönlich 

haftenden  Gesellschafter  zur  Befolgung  der  in  den  §§ 
126, 127  und  128  enthaltenen  Vorschriften  unter  Verhän- 
gung der  im  §  21  festgesetzten  Geldstrafe  zu  verhalten. 

Art.  154  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Das  Handelsgericht  hat  die  persönlich  haftenden  Gesells'chaf- 
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ier  zur  Befolgung  der  in  den  Artikeln  151,  152  und  153  enthaltenen 
Vorschriften  von  Ämtswegen  durch  Ordnungstrafen  anzuhalten. 

§  130.  Wenn  die  Firma  einer  bestehenden  Commanditge- 

sellschaft  geändert  wird,  oder  der  Sitz  der  Gesellschaft 
verlegt  wird,  so  sind  diese  Thatsachen  von  den  G-esell- 
schaftern  behufs  Eintragung  in  das  Handelsfirmenregister 
und  Kundmachung  nach  den  Bestimmungen  des  §  126  bei 
dem  competenten  Gerichtshofe  anzumelden.  Zur  Vollzie- 
hung dieser  Anmeldung  hat  der  Gerichtshof  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  unter  Verhängung  der  im 
§  21  festgesetzten  Geldstrafe  zu  verhalten. 

Rticksichtlich  der  Rechtswirksamkeit  der  Kundma- 
chung dritten  Personen  gegenüber  sind  die  in  den  §§ 
9  und  19  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen 
massgebend. 

Art.  155   des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  die  Firma  einer  bestehenden  Commanditgesellschaft  ge- 
ändert, oder  der  Sitz  der  Gesellschaft  an  einen  anderen  Ort  ver- 
legt wird,  so  sind  diese  Thatsachen  von  sämmtlichen  Gesellschaftern 
in  der  durch  Art.  151  bestimmten  Weise  behufs  der  Eintragung  in 
das  Handilsregister  amzumelden.  Das  Handelsgericht  hat  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  zur  Befolgung  dieser  Anordnung  von 
Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 

Bei  der  Bekanntmachung  kommt  in  Betreff  der  Commanditi- 
sten  die   Vorschrift  des  Artikels  151  zur  Anwendung. 

Die  Wirkung  gegen  Dritte  richtet  sich  nach  den  Bestimmun' 
gen  des  Art.  25. 

§  131.  Wenn  in   eine    bestehende    Commanditgesellschaft 

ein  neuer  Commanditist  eintritt,  so  muss  diese  Thatsa- 
che  von  den  Gesellschaftern  behufs  Eintragung  in  das 
Handelsfirmenregister  und  behufs  Kundmachung  im  Sinne 
der  Bestimmungen  des  §  126  bei  dem  competenten  Ge- 
richtshofe angemeldet  werden. 

Art.  156  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Wenn  in  eine  bestehende  Commanditgesellschaft  ein  neuer  Com' 
manditist  eintritt,  so  muss  dies  von  sämmtlichen  Gesellschaftern  zur 
Eintragung  in  das  Handelsregister  und  zur  Bekanntmachung  nach 
den  Bestimmungen  des  Art.  151  angemeldet  werden. 

§  132.  Hinsichtlich  der  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschafter 

untereinander  ist  zunächst  der  Gesellschafts  vertrag  massge- 
bend. Soweit  in  dems'elben  bezüglich  der  Rechtsverhält- 
nisse der  Gesellschafter  keine  Verfügung  getroifen  ist, 
kommen  die  das  Rechtverhältniss  der  persönlich  haftenden 
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Gesellschafter  untereinander  regelnden  Bestimmungen  mit 
den  in  den  nachfolgenden  §§  festgestellten  Abweichungen 
zur  Anwendung. 

Art.  1 57  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Das  Bechtaverhältniss  der  Gesellschafter  unter  einander  rich- 
tet sich  zunächst  nach  dem  Gesellschaftsvertrage.  Soweit  keine  Ver- 
einbarung getroffen  ist,  kommen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Rechtsverhältniss  der  offenen  Gesellschafter  unter  einander  auch 
hier  zur  Anwendung,  jedoch  mit  den  Äbiceichungen,  welche  die  nach' 
folgenden  Art.  (158  bis  162)  ergeben. 

33.  Die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  wird   durch 

den  oder  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  besorgt. 
Ein  Commanditist  ist  zur  Führung  der  Geschäfte 
der  Gesellschaft  weder  berechtigt  noch  verpflichtet  und 
kann  auf  die  Geschäftsführung  bezügliche  Handlungen 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  durch  seinen 
Widerspruch  nicht  hindern. 

Art.  158  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Geschäftsführung  der  Gesellschaß  unrd  durch  den  oder 
die  persönlich  haßenden  Gesellschaßer  besorgt. 

Ein  Commanditist  ist  zur  Führung  der  Gesehäße  der  Gesell- 
Schaft  weder  berechtigt  noch  verpflichtet. 

Er  kann  gegen  die  Vornahme  einer  Handlung  der  Geschäfts' 
führung  durch  die  persönlich  haßenden  Gesellschaßer  {Art.  99  bis 
102)   Widerspruch  nicht  erheben. 

\.  Die  im  §  74  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Beschrän- 

kungen erstrecken  sich  auf  die  Commanditisten  nicht. 

Art.  159  des   Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Ein  Commanditist  darf  ohne  Genehmigung  der  anderen  Gesell' 
schaßer  in  dem  Handelszweig  der  Gesellschaß  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  Geschäße  machen  und  an  einer  anderen  gleichartigen  Han- 
dels gesellschaß  als  offener  Gesellschaßer  Theil  nehmen. 

K  Jeder  Commanditist   kann   die   abschriftliche   Mit- 

theilung der  Jahresbilanz  verlangen  und  ist  zugleich 
berechtigt  die  Richtigkeit  der  Bilanz  auf  Grund  der 
Bücher  und  sonstigen  Papiere  der  Gesellschaft  zu  prüfen. 
Die  im  §.  83  festgesetzten  Rechte  kann  ein  Com- 
manditist zwar  nicht  beanspruchen,  jedoch  kann  der 
corapetente  Gerichtshof  über  Ansuchen  des  Commanditisten, 
wenn  wichtige  Gründe  vorliegen,  die  Mittheilung  der 
Bilanz  oder  sonstiger  Angaben,  sowie  die  Vorlegung 
der  Bücher  und  Papiere  der  Gesellschaft  zu  jeder  Zeit 
anordnen. 
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Art.  160  des   Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Jeder  Commanditist  ist  berechtigt,  die  abschriftliche  Mittheilung 
der  jährlichen  Bilanz  zu  verlangen  und  die  Eichtigkeit  derselben 
unter  Einsicht  der  Bilcher  und  Papiere  zu  'prüfen. 

Die  in  Art.  105  bezeichneten  iveiteren  Rechte  eines  offenen 
Gesellschafters  stehen  einem  Commanditisten  nicht  zu. 

Jedoch  kann  das  Handelsgericht  auf  den  Antrag  eines  Com- 
manditisten^ wenn  wichtige  Gründe  dazu  vorliegen,  die  Mittheilung 
einer  Bilanz  oder  sonstiger  Aufklärungen  nebst  Vorlegung  der  Bü- 
cher und  Papiere  zu  jeder  Zeit  anordnen. 

§  136.  Die  Bestimmungen  der  §§  84,    85   und   86  dieses 

Gesetzes  über  die  Festsetzung  der  Zinsen,  des  Gewinnes 
oder  Verlustes  und  über  die  Befugniss  Zinsen  und  Ge- 
winn zu  erheben,  gelten  auch  in  Betreff  der  Comman- 
ditisten, mit  der  Beschränkung  jedoch,  dass  diese  am 
Verluste  nur  bis  zum  Betrage  ihrer  eingezahlten  oder 
rückständigen  Einlagen  Antheil  nehmen. 

Der  Commanditist  ist  zwar  nicht  verpflichtet,  die 
Zinsen  oder  den  Gewinn,  welche  er  schon  bezogen  hat, 
wegen  späterer  Verluste  zurückzuzahlen;  jedoch  wird, 
so  lange  seine  ursprüngliche  Einlage  durch  Verlust  ver- 
mindert ist,  der  jährliche  Gewinnantheil  zur  Deckung 
desselben  verwendet. 

Art.  161  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Bestimmungen  der  Art.  106  bis  108  über  die  Verzinsung 
der  Mnlagß,  über  die  jährliche  Berechnung  des  Gewinnes  oder  Verlu- 
stes und  über  die  Befugniss,  Zinsen  und  Gewinn  zu  erheben,  gelten 
auch  in  Betreff  des  Commanditisten. 

Jedoch  nimmt  ein  Commomditist  an  einem  Verluste  nur  bis  sum 
Betrage  seiner  eingezahlten  oder  rückständigen  Einlage  Antheil. 

Er  ist  nicht  verpflichtet,  die  Zinsen  und  den  Gewinn,  welche 
er  bezogen  hat,  wegen  späterer  Verluste  zurückzuzahlen ;  jedoch 
wird,  so  lange  seine  ursprüngliche  Einlage  durch  Verlust  vermindert 
ist,  dir  jährliche  Gewinn  zur  Deckung  des  Verlustes  verwendet, 

§  137.  Ist  über  die  Art  und   Weise   der  Vertheilung   des 

Gewinnes  und  Verlustes  nichts  vereinbart  worden,  so 
wird  dieselbe  vom  Gerichte,  eventuell  unter  Zuziehung 
von  Sachverständigen,  festgestellt. 

Art.  1 62  des  Allg.  D.  H.  6.  B. : 

Ist  .über  die  Höhe  der  Betheiligung  an  Gewinn  und  Verlust 
nichts  vereinbart,  so  ivird  dieselbe  nach  richterlichem  Ermessen,  nö- 
thigenfalls  'unter  Zuziehung  von  Sachverständigen,  festgestellt. 

§  138.  Die  rechtliche    Wirksamkeit   des   Gesellschaftsver- 

hältnisses dritten    Personen  gegenüber  beginnt  von  dem 


71 


Zeitpunkte  an,  in  welchem  die  Errichtung  der  Comman- 
ditgesellschaft  nach  Eintragung  in  das  Handelsfirmen- 
register kundgemacht  worden  ist,  beziehungsweise  die 
Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  begonnen  hat    (§  87). 

Das  Uebereinkommen,,  dass  die  Gesellschaft  erst  mit 
einem  späteren  Zeitpunkte  als  dem  der  Kundmachung 
ihren  Anfang  nehmen  soll,  hat  gegen  dritte  Personen 
keine  rechtliche  Wirkung. 

Beginnt  die  Gesellschaft  vor  der  erwähnten  Kund- 
machung ihren  Geschäftsbetrieb,  so  haftet  der  Comman- 
ditist  dritten  Personen  für  die  bis  zur  Kundmachung 
entstandenen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  gleich 
einem  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  sofern  er 
nicht  zu  beweisen  vermag,  dass  denselben  seine  be- 
schränkte Haftung  bekannt  war. 

Art.  163  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Im  Verhältniss  zu  dritten  Personen  tritt  die  rechtliche  Wirk- 
samkeit einer  Öommandit-Gesellschaft  mit  dem  Zeitpunkte  ein,  in  wel- 
chem die  Errichtung  der  Gesellschaft  bei  dem  Handelsgericht,  in  des 
sen  Bezirk  die  Gesellschaß  ihren  Sitz  hat,  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist,  oder  die  Gesellschaß  auch  nur  ihre  Geschäße  begon- 
nen hat. 

Die  Beschränkung,  dass  die  Gesellschaß  erst  mit  einem  spä- 
teren Zeitpunkt  als  dem  der  Eintragung  ihren  Anfang  nehmen  soll, 
hat  gegen  dritte  Personen  keine  rechtliche   Wirkung. 

Hat  die  Gesellschaft  vor  der  Eintragung  ihre  Geschäße  be- 
gonnen, so  haßet  Jeder  (Kommanditist  dritten  Personen  für  die  bis 
zur  Eintragung  entstandenen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaß  gleich 
einem  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  wenn  er  nicht  beweist, 
dass  denselb&n,  seine  beschränkte  Betheiligung  bei  der  GeselUchaß  be- 
kannt war. 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  haftet 
der  Commanditist  nur  mit  seiner  Einlage,  und  so  weit 
er  diese  noch  nicht  eingezahlt  hat,  mit  dem  bedungenen 
Betrage. 

Die  Einlage  darf  während  des  Bestehens  der 
Gesellschaft  weder  ganz  noch  theilweise  zurUckbezahlt 
oder  erlassen  werden.  Zinsen  kann  die  Gesellschaft  den 
Commanditisten  nur  insoweit  zahlen,  als  hiedurch  deren 
ursprüngliche  Einlage  nicht  vermindert  wird. 

Bis  zur  Wiederergänzung  seiner  durch  Verlust 
verminderten  Einlage  kann  der  Commanditist  weder 
Zinsen  noch  Gewinn  beziehen. 

Der  Commanditist  haftet  persönlich  nur  dann  und 
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insoweit  fUr  die  Verbindlichkeiten  der  Gesell  schaft,  wenn 
und  insoferne  er  gegen  die  Bestimmung  dieses  §  von 
der  Gesellschaft  Zahlungen  empfangen  hat;  er  ist 
jedoch  auch  in  diesem  Falle  nicht  verpflichtet,  die  Zin- 
sen und  den  Gewinn  zurückzuzahlen,  welchen  er  auf 
Grund  einer  in  gutem  Glauben  errichteten  Bilanz 
in  gutem  Glauben  bezogen  hat. 

Art.  165  des  Allg.  0.  H.  G.B.: 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Geiellschaß  haftet  der  Common' 
ditist  nur  mit  der  Einlage  und,  soweit  diese  nicht  elnytzdhU  ist,  mit 
dem  versprochenen  Betrage. 

Die  Einlage  des  Commanditisfen  kann  während  des  Bestehens 
der  Gesellschaft  weder  ganz  noch  theilweise  zurnckbezahlt  oder  erlas- 
sen werden. 

Zinsen  können  ihm  von  der  Gesellschaft  nur  insoweit  bezahlt 
werden,  als  dadurch  die  ursprüngliche  Einlage  nicht  vermindert 
wird. 

Er  kann  bis  zur  Wiederergänzung  der  durch  Verlust  vev' 
minderten  Einlage  weder  Zinsen  noch  Gewinn  beziehen. 

Er  haftet  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaff,  wenn 
und  insoweit  er  diesen  Bestimmungen  entgegen  Zahlungen  von  der 
Gesellschaft  empfangen  hat. 

Er  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  die  Zinsen  und  den  Gewinn 
zurückzuzahlen,  welche  er  auf  Grund  einer  in  gutem  Glauben  errich- 
teten Bilanz  in  gutem  Glauben  bezogen  hat. 

§  140.  Wer   in   eine    bestehende    Handelsgesellschaft   als 

Commanditist  eintritt,  haftet  nach  Massgabe  des  vor- 
hergehenden §  für  alle  von  der  Gesellschaft  bis  dahin 
eingegangenen  Verbindlichkeiten,  es  mag  die  Firma 
eine  Aenderung  erleiden  oder  nicht. 

Ein  dem  entgegenstehender  Vertrag  oder  entge- 
genstehendes späteres  Uebereinkommen  hat  gegen  dritte 
Personen  keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  166  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wer  in  eine  bestehende  Handelsgesellschaft  als  Covivianditist 
eintj'itt,  haßet  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels  für  alle 
von  der  Gesellschaft  vor  seinem  Eintritte  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten, es  mag  die  Firvia    eine  Aenderung  erleiden  oder  nicht. 

Ein  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegen  Dritte  ohne  rechtliche 
Wirkung, 

§   141.  Für  die  Commanditgesellschaft  werden  Rechte  und 

Verbindlichkeiten  durch  die  Handlungen  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  begründet. 

Hinsichtlich  der  Vertretung  der  Gesellschaft  vor 
Gericht  und  hinsichtlich  der  Zustellungen  sind  die  Be- 
stimmungen des  §  93  massgebend. 
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Ein  Commauditist,  welcher  für  die  Gesellschaft 
Geschäfte  schliesst,  ohne  ausdrücklich  zu  erklären,  dass 
er  als  Procurist  oder  als  Bevollmächtigter  handle,  haftet 
aus  den  abgeschlossenen  Geschäften  gleich  einem  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter. 

Art.  167  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Comvianditgesellschaß  icird  durch  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  berechtigt  und  verpflichtet ;  sie  wird  durch  dieselben 
vor  Gericht  vertreten. 

Zur  Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellungen 
an  die  Gesellschaft  genügt  es,  wenn  dieselbe  cm  einen  der  zur  Ver- 
tretung befugten  Gesellschaf  er  geschieht. 

Ein  Gommanditist,  welcher  für  die  Gesellschaft  Geschäfte 
schliesst,  ohne  ausdrücklich  zu  erklären,  dass  er  nur  als  Procurist 
oder  als  Bevollmächtigter  handle,  ist  aus  diesen  Geschäften  gleich 
einem  persönlich  haftenden  Gesellschafter  verpflichtet. 

42.  Der  Name  eines  Commanditisten  kann  in  die  Firma 
der  Gesellschaft  nicht  aufgenommen  werden;  wenn 
dies  gleichwohl  geschehen  ist,  so  wird  der  Gommandi- 
tist den  Gläubigern  der  Gesellschaft  gegenüber  gleich 
einem  persönlich  haftenden  Gesellschafter  angesehen. 

Art.  168  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Der  Käme  eines  Commanditisten  darf  in  der    Firma  der  Ge- 
Seilschaft   nicht    enthalten   sein ;  im  entgegengesetzten  Falle  haftet  er 
den  Gläubigern  der  Gesellschaft  gleich  einem  offenen    Gesellschafter. 

43.  Die  in  den  §§-en  95,  96  und  97  dieses  Gesetzes 
enthaltenen  Bestimmungen  finden  auch  auf  Commandit- 
gesellschaften  Anwendung. 

Art.  169  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 
Die   Bestimmungen   der  Artikel  119,  120,  121  und  122  finden 
auch  bei  der  Oommcmditgesellschaft  Anwendung. 

44.  Wenn  ein  Gommanditist  stirbt  oder  sein  freies 
Verfögungsrecht  verliert,  so  haben  diese  Thatsachen 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  zur  Folge. 

Im  Uebrigen  gelten  dieaufdieCollectiv-Gesellschaf- 
teu  bezüglichen  Bestimmungen  der  §§  98—103  auch 
für  die  Commanditgesellschaften. 

Art.  170  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  ein  Commanditist  stirbt  oder  zur  Verwaltung  seines 
Vermögens  rechtlich  unfähig  wird,  so  hat  dies  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  nicht  zur  Folge. 

Im  Uebrigen  gelten  die  in  den  Artikeln  123  bis  128  für  die 
offene  Gesellschaft  gegebenen  Bestimmtingen  auch  für  die  Common- 
ditgesellschaft. 
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§  145.  Wenn    die    Commanditgesellschaft  aufgelöst  wird, 

oder  wenn  ein  Commanditist  mit  seiner  ganzen  Einlage 
oder  mit  einem  Theil  derselben  ausscheidet,  so  muss 
diese  Thatsache  behufs  Eintragung  in  das  Handelsfirmen- 
register bei  dem  Gerichtshofe   angemeldet   werden. 

Die  Kundmachung  erfolgt,  sofern  es  die  Betheilig- 
ten nicht  verlangen,  ohne  Nennung  des  Commanditisten 
und  ohne  Bezeichnung  seiner  Einlage. 

Die  Bestimmungen  des  §  lOi  erstrecken  sich  auch 
auf  die  Commanditgesellschaften. 

Art.  171  des  Alig.  D.  H.  G.  B.  : 

Wenn  6ine  Commanditgesellschaft  aufgelöst  toird,  oder  icenn 
ein  Commanditist  mit  seiner  ganzen  Einlage  oder  mit  einem  Theile 
derselben  ausscheidet,  so  müssen  diese  Thatsachen  in  das  Handels- 
register eingetragen  werden. 

Bei  der  Bekanntmachung  unterbleibt  die  Bezeichnung  des 
Commanditisten  und  die  Angabe  des  Betrages  der  Einlage. 

Die  Bestim7nungen  des  Artikels  129  kommen  atich  hier  zur 
Anwendung. 

§  146.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  hinsichtlich  der 

schliesslichen  Auseinandersetzung  (§§  105,  106, 107),  der 
Liquidation  (§§  108—120)  und  der  Verjährung  der 
Klagen  gegen  die  Gesellschafter  (Art.  121  — 124)  gelten 
auch  für  sämmtliche  Gesellschafter  von  Commanditge- 
sellschaften. 

Art.  172  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Was  bei  der  offenen  Gesellschaft  über  die  Art  der  Auseinan- 
dersetzung (Art.  130,  131  und  132),  über  die  Liquidation  und  über 
die  Verjährung  der  Klagen  gegen  die  Gesellschafter  bestimmt  ist, 
gilt  auch  bei  der  Commanditgesellschaft  in  Betreff  aller  Gesell- 
schafter. 

Zehnter    Titel. 
Actiengesellschäft. 

Erster  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmniigren. 

§  147.  Als  Actiengesellschaft  ist  jene   Gesellschaft    anzu- 

sehen, welche  mit  einem  in  Voraus  festgesetzten,  aus 
einer  bestimmten  Anzahl  gleichwerthiger  Actien  (ganze 
Actien  oder  Actienantheilen)  bestehenden  Stammcapital 
errichtet  wird,  und  bei  welcher  die  Eigenthtimer  der 
Actien  nur  bis  zum  Betrage  ihrer  Actien  haften. 

Absatz  I  und  II  des  Art.  207  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Eine  Gesellschaft  ist  eine  Actiengesellschaft,  wenn  sich  die 
sämmtlichen  Gesellschafter  nur  mit  Einlagen  betheiligen,  ohne  per» 
sönlich  für  die   Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  zu  haften. 
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D(is  GesellscliaßscapitaL  wird  in  Äctien  oder  auch  in  Actien- 
cmtheilen    zerlegt. 

§  32  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

In  Ansehung  der  Commandiigesllschaß  auf  Actien  und  der 
Aetiengesellschaß,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmen» 
in  Handelsgeschäften  besteht,  treten  die  Bestimmungen  der  §§  9 
und  12  des  Vereinsgesetzes  vom  26.  November  1852,  Xr.  253  d«* 
Betchsgesetzblattes,  ausser  Kraß. 

Der  Nominalwerth  der  Actien  kann  während  des 
Besteheus  der  Gesellschaft  nicht  erhöht  werden.  Eine 
solche  Erhöhung  ist  als  nichtig  anzusehen. 

Dasselbe  gilt  auch  für  Interimsactien  und  Actien- 
an  Weisungen. 

Absatz  III  und  IV  des  Art.  207  a)  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  1 1.  Junt 
1870    (Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B.): 

Der  Nominalbetrag  der  Actien  oder  Actienantheile  darf  wäh- 
rend des  Bestehens  der  Gesellschaft  weder  vermindert  noch  erhöht: 
icerden. 

Die  vorstehenden  '  Bestimmungen  gelten  auch  von  Promessen 
und  Interimsscheinen. 

D.  Die  Actiengesellschaft  wird  als  constituirt  angesehen^ 

wenn : 

1.  deren  Stammcapital  gesichert  ist; 

2.  die  Gesellschaftsstatuten  zu  Stande  gekommen 
sind;  und 

3.  die  Gesellschaft  in  das  Handelsfirmenregister 
eingetragen  ist. 

Die  Sicherung  des  Stammcapitals  geschieht  durch 
Actien-Zeichnung. 

Die  Grlinder  sind  gehalten  den  Prospect  der  Ge- 
sellschaft in  jedem  Zeichnungsbogen  aufzunehmen  und 
denselben  unter  Angabe  ihres  bürgerlichen  Standes 
und  ihres  Wohnortes  zu  unterfertigen.  Der  Prospect  muss 
enthalten : 

1.  den  Gegenstand  und  die  Dauer  der  Unter- 
nehmung ; 

2.  die  Höhe  des  Stammcapitals; 

3.  die  Anzahl  und  den  Nominalwerth  der  Actien 
und  der  eventuell  gleichzeitig  mit  denselben  zu  emitti- 
renden  Prioritätsobligationen ; 

4.  den  Schlusstermin  der  Zeichnung; 

5.  sofern  die  Gründer  oder  Andere  sich  mit  einer 
solchen  Einlage  an  der  Gesellschaft  zu  betheiligen  beab- 
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sichtigen,  die  nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  diese 
Einlage  und  deren  Werth; 

6.  die  den  Gründern  oder  anderen  Personen  zu- 
zusichern beabsichtigten  Vortheile. 

Die  Gründer  haften  für  die  Richtigkeit  der  im 
Prospect  enthaltenen  Angaben  solidarisch. 

§  151.  Die  Zeichnung   hat   persönlich    oder  durch    einen 

Bevollmächtigten  zu  geschehen. 

Bei  der  Zeichnung  sind,  sofern  im  Prospect  keine 
höhere  Einzahlung  bedungen  ist,  auf  jede  gezeichnete 
Actie  lOVo  des  Nominalwerthes  in  der  im  Prospecte  fest- 
gesetzten Währung  (Valuta)  baar  einzuzahlen.  Zu  einer 
höhern  als  dieser  oder  der  bedungenen  Einzahlung  kön- 
nen die  Zeichner,  beziehungsweise  ihre  Rechtsnachfolger 
vor  Abhaltung  der  constituirenden  Generalversammlung 
nicht  verpflichtet  werden. 

Eine  den  in  diesem  §  festgesetzten  Vorschriften 
zuwiderlaufende  Actienzeichuung  wird  als  nichtig  an- 
gesehen. 

§  152.  Die  Gründer  sind  für   die   auf  die  Actien    einge- 

zahlten Gelder  den  Zeichnern  oder  deren  Rechtsnach- 
folgern solidarisch  insolange  verhaftet,  bis  sie  hieven  durch 
Beschluss  der  Generalversammlung  (§  154)  entbunden 
werden. 

§  153.  Die  Zeichner  bleiben    bis    zu    507o  des  Nominal- 

werths  der  gezeichneten  Actien  auch  in  dem  Falle  ver- 
haftet, wenn  sie  ihre  Actien  unter  Befolgung  dieses  Ge- 
setzes und  der  Statuten  weiter  gegeben  haben. 

§  154.  Die  Gründer  haben  innerhalb  zweier    Monate  vom 

Schlusstermin  der  Zeichnung  an  gerechnet  die  Zeichner 
zur  constituirenden  Generalversammlung  einzuberufen. 
Zur  Aufgabe  dieser  Versammlung  gehört: 

1.  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  das 
Stammcapital  durch  gehörige  Zeichnung  und  Einzah- 
lung gesichert  ist; 

2.  die  Statuten  festzustellen  und  bezüglich  der 
mit  den  Gründern  oder  mit  Andern  etwa  getroffenen 
Vereinbarungen  Beschluss  zu  fassen; 

3.  über  Constituirung  oder  Nichtconstituirung  der 
Gesellschaft  Beschluss  zu  fassen; 
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4.  die  Direction  der  Gesellschaft,  sofern  dieselbe 
nicht  schon  gemäss  §  183  dieses  Gesetzes  ernannt 
worden  ist,  sowie  das  Aufsichtscomite  zu  wählen ; 

5.  betreffs  der  in  §  152  festgestellten  Verantwort- 
lichkeit der  Gründer  Verfügung  zu  treffen. 

Wird  die  Generalversammlung  innerhalb  zweier  Mo- 
nate nicht  einberufen  oder  ist  die  Zeichnung  erfolglos 
geblieben ,  so  können  die  Zeichner  ihre  eingezahlten 
Gelder  ohne  Abzug  zurückverlangen.  Zur  Rückzahlung 
sind   die  Gründer  solidarisch  verpflichtet. 

5.  Die  constituirende  Generalversammlung  wird  nur 
dann  für  beschlussfähig  angesehen,  wenn  in  derselben, 
sei  es  persönlich  oder  in  Vertretung,  wenigstens  sieben 
solche  Zeichner  anwesend  sind ,  die  mindestens  den 
vierten  Theil  des  Stammcapitals  vertreten. 

In  dieser  Versammlung  gewährt  jede  gezeichnete 
Actie  eine  Stimme,  doch  kann  Niemand  mehr  als  10 
Stimmen  geltend  machen. 

Art.  209  aj  der  Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B: 
yach  der  Zeichnung  des  OrundcapUals  hat  eine  Generalver- 
sammlung der  Acilonäre  auf  Grund  der  ihr  vorzulegenden  Besehei- 
nigung durch  Beschluss  festzustellen,  dass  das  Grundcapital  voll- 
ständig gezeichnet,  und  dass  mindestens  zehn  Procent,  hei  Ver- 
sicherungsgesellschaßen  mindestem  zwanzig  Procent,  auf  jede  Actie 
eingezahlt  sind,  sofern  nicht  der  Gesellschaftsvertrag  zwischen  den 
aämmtlichen  Actionären  abgeschlossen  tind  darin  die  Erßillung 
Jener  Erfordernisse  anerkannt  ist. 

Ueber  den  BeschUisa  ist  eine  gerichtliche  oder  notarielle 
Urkunde  aufzunehmen. 

Abs.  II.  des  Art.  224  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Jede  Actie  gewahrt  dem  Inhaber    eine    Stimme,    wenn    nicht 
der  Gesellschaftsvertrag  ein  Anderes  festgesetzt, 

6.  Wenn  ein  Gründer  oder  Actionär  sich  am  Stamm- 
capital  mit  einer  Einlage  zu  betbeiligen  beabsichtigt,  die 
nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  so  setzt  die  constitui- 
rende Generalversammlung  den  Werth  der  EinUi!:je  fest; 
sie  bestimmt  unter  Einem  die  Zahl  der  Actien,  welche 
für  die  übernommenen  Gegenstände  zu  geben  sind,  oder 
den  Preis,  zu  welchem  die  fraglichen  Gegenstände  über- 
nommen werden. 

Die  Generalversammlung  kann  jedoch  den  im  Pro- 
specte  festgesetzten  Preis  der  Einlage  nicht  erhöhen. 
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Die  diesbezüglichen  Vereinbarungen,  sowie  jene 
besonderen  Vortheile,  welche  den  Gründern  oder  ande- 
ren Personen  zugesichert  werden,  und  welche  das  im 
Prospecte  festgesetzte  Maass  nicht  überschreiten  dürfen, 
sind  in  die  Statuten  aufzunehmen,  widrigenfalls  die- 
selben für  die  Gesellschaft  keine  bindende  Kraft  haben. 

Bei  Fassung  dieses  Beschlusses  hat  der  betheiligte 
Actionär  kein  Stimmrecht. 

Art.  209  b),  der  Novelle  zum  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wenn  ein  Actionär  eine  auf  das  Grundcapital  anzurechnende 
Einlage  macht,  welche  nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  oder  wenn 
Anlagen  oder  sonstige  Vermögensstücke  von  der  zu  errichtenden 
Gesellschaft  übernommen  loerden  sollen,  so  ist  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage der  Werth  der  Einlage  oder  des  VermSg&nsstückes  festzu- 
setzen  und  die  Zahl  der  Actien  oder  der  Preis  zu  bestimmen,  welche 
für  dieselben  gewährt  loerden.  Jeder  zu  Gunsten  eines  Actionärs 
bedungene  besondere  Vortheil  ist  im  Gesellschaftsverlrage  gleichfalls 
festzusetzen. 

Nach  der  Zeichnung  des  Grundcapitals  muss  in  den  Fällen, 
welche  in  dem  vorstehenden  Absatz  bezeichnet  sind,  sofern  nicht  der 
G es ellschaßsv ertrag  zwischen  den  sämmtlichen  Actionären  abge- 
schlossen ist,  die  Genehmigung  des  Vertrages  in  einer  Generalver- 
sammlung der  Actionäre  durch  Beschluss  erfolgen. 

Die  den  Vertrag  genehmigende  Mehrheit  muss  mindestens 
ein  Viertheil  der  sämmtlichen  Actionäre  begreifen  und  der  Betrag 
ihrer  Antheile  mindestens  ein  Viertheil  des  gesammten  Grundcapi- 
tals darstellen.  Der  Gesellschafter,  welcher  die  betreffende  Einlage 
macht  oder  sich  besondere  Vortheile  ausbedingt,  hat  bei  der  Be- 
schlussfassung kein  Stimm,recht. 

.  Ueber  den  Beschluss  ist  eine  gerichtliehe  oder  notarielle  Ur- 
kunde aufzunehmen. 

157.  In  den  Statuten  muss  jedenfalls  Folgendes  festge- 

setzt sein : 

1.  die  Firma  und  der  Sitz  der  Gesellschaft; 

2.  der  Gegenstand  der  Unternehmung  und  die 
Zeitdauer  der  Gesellschaft; 

3.  die  Höhe  des  Stammcapitals ; 

4.  die  Anzahl  und  der  Nominalwerth  der  Actien 
und  Actienantheile  sowie  der  umstand^  ob  die  Actien  auf 
Namen  oder  Inhaber  lauten ; 

5.  die  Art  und  Weise  der  auf  die  Actien  zu  lei- 
stenden Einzahlungen  und  die  Folgen  der  Einzahlungs- 
versäumniss ; 

6.  die  im  Sinne  des  vorhergehenden  §  getroffenen 
Vereinbarungen ; 
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7.  die  Anzahl  und  der  Nominalwert!!  der  even- 
tuell gleichzeitig  mit  den  Actien  zu  emittirenden  Priori- 
tätsobligationen, die  Höhe  der  nach  denselben  zu  zah- 
lenden Zinsen,  die  Tilgungsart  sowie  jene  Vorrechte, 
welche  den  Besitzern  solcher  Prioritätsobligationen  zu- 
stehen ; 

8.  die  Art  der  Einberufung  der  Generalversamm- 
lung, der  Ort  und  die  Zeit  der  Abhaltung,  der  Wir- 
kungskreis, die  Verhandlungsordnung  und  die  Art  und 
Weise  der  Beschlussfassung  derselben ,  sowie  eine 
Bestimmung  darüber,  was  in  dem  Falle  zu  geschehen 
habe,  wenn  die  einberufene  Generalversammlung  nicht 
beschlussfähig  war; 

9.  das  Stimmrecht  der  Actionäre  und  die  Art  der 
Ausübung  desselben; 

10.  die  Art  und  Weise  der  Wahl  der  Direction, 
deren  Wirkungskreis  und  die  Zeitdauer  ihrer  Wirk- 
samkeit ; 

11.  die  Organisation  des  Aufsichtscomites  und  die 
Zeitdauer  seiner  Wirksamkeit; 

12.  die  Art  und  Weise  der  Firmenzeichnung; 

13.  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  an- 
zufertigen und  zu  prüfen  ist; 

14.  die  Art  und  Weise  der  Berechnung  und  Ver- 
theilung  des  Gewinnes ;  schliesslich 

15.  die  Art  und  Weise  der  Veröffentlichung  der 
Kundmachungen  der  Gesellschaft. 

Art.  209  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Der  Gesellschaftsvertrag  muss  insbesondere  bestirmnen : 

1)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft  ; 

2)  den  Gegenstand  des  Unternehmens; 

3)  die  Zeitdauer  des  Unternehmens,  im  Falle  dasselbe  auf 
«ine  bestimmte  Zeit  beschränkt  sein  soll  ; 

4)  die  Höhe  des  Grundcapitals  und  der  einzelnen  Actien 
oder  Actiencmfheile ; 

5)  die  Eigenschaft  der  Actien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf 
Namen  gestellt  werden  sollen,  ingleichen  die  etwa  bestimmte  Zahl 
der  einen  oder  der  anderen  Art,  sowie  die  etwa  zugelassene  Um' 
Wandlung  derselben  ; 

6)  die  Bestellung  eines  Aufsichtsrathes  von  mindestens  drei, 
aus  der  Zahl  der  Actionäre  zu  wählenden  Mitgliedern  ; 

7)  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen 
■und  der  Gewinn  zu  berechnen  und  auszuzahlen  ist,  sovne  die  Art 
und   Weise,  vjie  die  Prüfung  der  Bilanz  erfolgt  ; 

8)  die  Art  der  Bestellung    und    Zuscmimensetzung    des     Vor' 


80 

Standes  und  die  Formen  filr  die  Legitimation  der  Mitglieder  des- 
selben und  der  Beamten  der  Gesellschaß  ; 

9)  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenherufung  der  Actio- 
näre  geschieht ; 

10)  die  Bedingungen  des  Stimmrechts  der  Actionäre  und  die 
Form,  in  welcher  dasselbe  ausgeübt  wird ; 

11)  die  Gegenstände,  über  welche  nicht  schon  durch  einfache 
Stimmenmehrheit  der  auf  Zusammenberufung  erschienenen  Actionäre, 
sondern  nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder  nach  ande- 
ren Frfordernissen  Beschluss  gefasst  werden  kann ; 

12)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehen- 
den Bekanntmachungen  erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in 
welch6  dieselben  aufzunehmen  sind. 

§  158.  Die  Statuten  sind  bebufs  Eintragung  in  das  Han- 

delsfirmenregister und  Kundmacbung  bei  jenem  Gerichts- 
hofe einzureichen,  in  dessen  Sprengel  die  Gesellschaft 
ihren  Sitz  hat.  Die  Kundmachung  muss  enthalten : 

1.  das  Datum  der  Statuten; 

2.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

3.  den  Gegenstand  der  Unternehmung  und  die 
Dauer  der  Gesellschaft; 

4.  die  Höhe  des  Stammcapitals,  die  Zahl  und  den 
Nominalwerth  der  Actien  oder  Actien-Antheile ; 

5.  die  Zahl  und  den  Nominalwerth  der  eventuell 
zu  emittirenden  Prioritätsobligationen ; 

6.  die  Bestimmung,  ob  die  Actien  auf  Namen  oder 
Inhaber  ausgestellt  worden  sind; 

7.  die  Art  der  Firmenzeichnung; 

8.  die  Art  und  Weise  der  Kundmachung  der  Be- 
schlüsse der  Gesellschaft. 

Art.  210  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Der  Gesellschaftsvertrag  muss  bei  dem  Handelsgericht,  in 
dessen  Bezirk  die  Gesellschaß  ihren  Sitz  hat,  in  das  Handelsregister 
eingetragen  und  im  Auszuge  veröffentlicht  werden. 

Der  Auszug  muss  enthalten  : 

1)  das  Datum  des  Gesellschaßsvertrages  ; 

2)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

3)  den  Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des  Unternehmens  ; 

4)  die  Höhe  des  Grundcapitals  und  der  einzelnen  Actien  oder 
Actienantheile  ; 

5)  die  Eigenschaß  derselben,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf 
Namen  gestellt  sind; 

6)  die  Form,  in  welcher  die  rJti  der  Gesellschaft  ausgehenden 
Bekanntmachungen  erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in  wel- 
che dieselben  aufzunehmen  sind. 

Ist  im    Gesellschaftsvertrage    eine   Form    bestimmt,  in  welcher 
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der  Vorstand   seine    Willenserklärungen    Tcundgiht    uni  für  die  Ge, 
Seilschaft   zeichnet,  so  ist  auch    diese    Bestimmung  zu  veröffentlichen 

Die  Gesellschaft  hat  gleichzeitig  mit  der  Einrei- 
chung der  Statuten  nachzuweisen: 

1.  dass  das  ganze  Stammcapital  durch  Zeichnung 
gesichert  ist; 

2.  dass  die  Einberufung  der  Zeichner  zur  constitui- 
renden  Generalversammlung  rechtzeitig  erfolgt  ist; 

3.  dass  auf  das  gesicherte  Stammcapital  nach  den 
einzelnen  Actien  mindestens  30  Percent  thatsächlich  ein- 
gezahlt worden  sind; 

4.  dass  die  Direction  (den  Fall  des  §  183  ausge- 
nommen) und  das  Aufsichtscomitö  im  Sinne  der  Statu- 
ten gewählt  worden  ist; 

5.  dass  die  Gesellschaft  thatsächlich  constituirt  ist  und 
eventuell,  dass  die  in  §  156  erwähnten  Vereinbarungen 
durch  Generalversammlungsbeschluss  genehmigt  wor- 
den sind. 

Die  diesbezügliche  Eingabe  haben  die  Directions- 
mitglieder  bei  dem  competenten  Gerichtshofe  eigenhän- 
dig zu  unterfertigen,  oder  in  beglaubigter  Form  einzu- 
reichen. 

Die  Statuten  sind  behufs  Eintragung  in  das  Han- 
delsfirmenregister auch  bei  jenem  Gerichtshofe  einzurei- 
chen, in  dessen  Sprengel  die  Gesellschaft  eine  Zweig- 
niederlassung besitzt. 

Die  Mitglieder  der  Direction  sind  zur  Einhaltung 
dieser  Vorschriften  bei  sonstiger  Verhängung  der  im 
§  21  festgesetzten  Geldstrafe  von  Amts  wegen  anzu- 
halten. 

Art.  210  a;  zur  Novelle  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Der  Anmeldung    behtifs  der  Eintragung   in  das  Handelsregi' 

ster  muss  beigefügt  sein  : 

1)  die   Bescheinigung,   dass  der   gesammte  Betrag  des  Grund- 

capitals  durch  Unterschriften  gedeckt  ist ; 

2J  die  Bescheinigung,  dass  mindestens  zehn  Procent,    hei  Vtr- 

sicherungsgesellschaßen   mindestens   zwanzig   Procent,  des  von  Jedem 

Actionär  gezeichneten  Betrages  eingezahlt  sind; 

3)  der  Nachweis,  dass  der  Aufsichtsralh  nach  Inhalt  des 
Vertrages  in  einer  Generalversamlung  der  Actionäre   gewählt  ist; 

4)  betreffenden  Falls  die  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde 
über  die  in  den  Artikeln  209  a)  und  209  h)  bezeichneten  Beschlüsse 
der  Generalversammlung, 

Die   Anmeldung  muss  von    sämmtlichen  Mitgliedern  des    Vor- 
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Standes  vor  dem  Handelsgericht  unterzeichnet  oder  in  beglaubigter 
Form  eingereicht  werden.  Die  der  Anmeldung  beigefügten  Schiift- 
stücke  werden  bei  dem  Handelsgericht  in  Urschrift  oder  in  beglau- 
bigter Abschrift  aufbewahrt, 

Art.  212  des  Allg.  D.  H.  G.  B: 

Bei  Jedem  Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirke  die  Actien- 
gesellschaß  eine  Zweigniederlassung  hat,  muss  dies  behufa  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister  angemeldet  werden. 

Die  Anmeldung  muss  von  sämmtlichen  Mitgliedern  des  Vor- 
standes vor  dem  Handelsgerichte  unterzeichnet  oder  in  beglariblgter 
Form  eingereicht  werden  und  die  in  Art.  210,  Absatz  2  und  8, 
bezeichneten  Angaben  enthalten.  Das  Handelsgericht  hat  die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  zur  Befolgung  dieser  Versehrlßen  von 
Amtswegen  durch   Ordnungsstrafen  anzuhalten. 

§  160.  Bevor  die  Actiengesellschaft  in  das  Handelsfirmen- 

register eingetragen  und  die  Eintragung  kundgemacht 
worden  ist,  wird  die  Actiengesellschaft  nicht  als  beste- 
hend angesehen.  Die  vor  der  Eintragung  und  Kundma- 
chung ausgegebenen  Actien  oder  Actienantheile  sind  nich- 
tig und  die  Ausgeber  sind  für  allen  aus  der  Ausgabe 
entstehenden  Schaden  solidarisch  verhaftet. 

Jene  Personen,  die  vor  der  Eintragung  und  Kund- 
machung im  Namen  der  Gesellschaft  handeln,  haften 
persönlich  und  solidarisch. 

Art.  211  d.  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Handelsregister  besteht  die 
Actiengesellschaft  als  solche  nicht.  Die  vor  der  Eintragung  ausgege- 
benen Actien  oder  Actienantheile  sind  nichtig.  Die  Ausgeber  sind  den 
Besitzern  für  allen  durch  die  Ausgabe  verursachten  Schaden  solida- 
risch verhaftet. 

Wenn  vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Handelsregister  im 
Namen  der  Gesellschaft  gehandelt  worden  ist,  so  haften  die  Han- 
delnden persönlich  und  solidarisch, 

§  161.  Die    Actiengesellschaft   darf   ihre   eigenen   Actien 

weder  erwerben  noch  in  Pfand  nehmen.  Eine  Ausnahme 
findet  diesbezüglich  dann  statt,  wenn  die  Erwerbung  von 
Actien  behufs  Reduction  des  Capitals  geschieht,  in  wel- 
chem Falle  die  Bestimmungen  des  §  209  massgebend 
sind. 

Wenn  die  Mitglieder  der  Direction  diese  Bestim- 
mungen nicht  einhalten,  so  sind  sie  den  Gläubigern  der 
Gesellschaft  solidarisch  verhaftet. 

Absatz  IM    der  Novelle  zum  Art.  215  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Actiengesellschaft  darf  eigene  Actien  nicht  erwerben.  Sie 
darf  eigene   Actien    auch   nicht    amortisiren,  sofern  dies  nicht  durch 
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den  ursprünglichen  Gesellschaflsvertrag  oder  durch  einen,  den  letz- 
teren abändernden,  vor  Ausgabe  der  Äctien  gefassten  Beschlusa  zu- 
gelaasen  ist. 

Die  Actiengesellschaft  darf  vor  vollständiger  Ein- 
zahlung der  ursprünglich  emittirten  Actien  neue  Actien 
nicht  emittiren. 

Die  vor  vollständiger  Einzahlung  ausgegebenen  neuen 
Actien  sind  nichtig  und  deren  Ausgeber  für  jeden  aus 
der  Ausgabe  etwa  erwachsenden  Schaden  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  solidarisch  verhaftet. 

Ziffer  I  des  Art.  222  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Ausgabe  der  Actien  darf  vor  Einzahlung  des  gcmzen 
Nominalbetrages  derselben  nicht  erfolgen ;  ebensowenig  dürfen  über 
die  geleisteten  Partialzahlungen  Promessen  oder  Interimsscheine, 
welche  auf  Inhaber  lauten,  ausgestellt  werden. 

Zweiter  Abschnitt. 
Rechtaverh&ltnlsse  der  Aotionäre. 

Jedem  Actionär  steht  ein  verhältnissmässiger  An- 
theil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  zu. 

Der  Actionär  kann  den  eingezahlten  Betrag  — 
den  Fall  des  §  154  ausgenommen  —  nicht  zurückfor- 
dern, und  hat,  so  lange  die  Gesellschaft  besteht,  nur 
auf  jenen  reinen  Gewinn  Anspruch,  welcher  nach  den 
Statuten    zur   Verfcheilung    unter  die   Actionäre   gelangt. 

Art.  216  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Jeder  Actionär  hat  einen  verhältniasmässigen  Antheil  an 
dem   Vermögen  der  Gesellschaft. 

Er  kann  den  eingezahlten  Betrag  nicht  zuriickfordern  und 
hat,  80  lange  die  Gesellschaft  besteht,  nur  einen  Anspruch  auf  den 
reinen  Gewinn,  soweit  dieser  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  zur 
Vertheilung  unter  dte  Actionäre  bestimmt  ist. 

Die  Actien  können  auf  einen  bestimmten  Namen  oder 
auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden,  müssen  aber  immer 
über  einen  bestimmten  Geldbetrag  lauten  und  sind  für 
ihre  Eigenthüraer  als  untheilbar  anzusehen. 

Auf  jenen  (Interims-)  Actien  und  Actienanweisungen, 
die  vor  vollständiger  Einzahlung  des  Nominalwerthes 
emittirt  werden,  ist  die  thatsächlich  eingezahlte  Summe 
deutlich  anzugeben. 

Zinsen  und  Dividende  aus  dem  Stammcapital  dür- 
fen den   Actionären  weder   zugesichert   noch  ausbezahlt 
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werden ;  es  kann  nur  Dasjenige  zur  Vertheilung  unter 
die  Actionäre  gelangen,  was  nach  der  Jahresbilanz  als 
Reingewinn  übrig  bleibt. 

Es  können  gleichwohl  für  jene  in  den  Statuten 
festgesetzte  Frist,  welche  zur  Vorbereitung  des  Unter- 
nehmens bis  zum  Beginn  ihres  vollen  Betriebes  nöthig 
ist,  zu  Gunsten  der  Actionäre  Zinsen  bedungen  werden. 

Die  Actionäre  haben  bis  zur  Wiederergänzung 
des  durch  Verluste  herabgeminderten  Stammcapitals  kei- 
nen Anspruch  auf  Dividende. 

Abs.  fll  und  IV  des  Art.  207  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Actien  oder  Actienantheile  sind  untheilbar. 
Dieselben  können  auf  Inhaber  oder  auf  Namen  lauten. 
__  Art.  217  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Zinsen  von  bestimmter  Höhe  dürfen  für  die  Actionäre  nicht 
bedungen,  noch  ausbezahlt  werden ;  es  darf  nur  dasjenige  unter  sie 
vertheilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz,  iind,  wenn  im 
Gesellschaßsvertrage  die  Innehaltung  eines  Beservecapitals  bestimmt 
ist,  nach  Abzug  desselben  als  reiner  Ueberschuss  über  die  volle  Ein- 
lage ergibt.  Die  Actionäre  können  bis  zur  Wiederergänzung  des  durch 
Verlust  verminderten  Oesammtbetrages  der  Einlagen  Dividenden 
nicht  beziehen. 

Jedoch  kennen  für  den  in  dem  Gesellschaftsvertrage  cmgege- 
benen  Zeitraum,  welchen  die  Vorbereitung  des  Unternehmens  bis  zum 
Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert,  den  Actionären  Zinsen  von 
bestimmter  Höhe  bedungen  werden. 

166.  Die  Bestimmungen  der  §§  161  und  165  dieses 
Gesetzes  finden  auf  die  von  einer  Actiengesellschaft  emit- 
tirten  Prioritäts  Obligationen  keine  Anwendung. 

Die  Prioritätsobligationen  dürfen  rückgelöst  und 
für  dieselben  in  Voraus  festgestellte  jährliche  Zinsen  be- 
zahlt werden. 

Welcher  Vortheile  die  Prioritäts  -  Obligationen  ge- 
genüber den  Actien  theilhaft  werden,  wird  durch  die 
Statuten,  eventuell  für  später  zu  emittirende  Obligationen 
durch  die  Generalversammlung  bestimmt. 

167.  Die  Actionäre  können  nicht  verhalten  werden,  die 
auf  Grund  der  Bilanz  in  gutem  Glauben  erhobene  Di- 
vidende zurückzuzahlen. 

Eine  Ausnahme  hievon  findet  statt,  wenn  sich 
nach  Anfertigung  der  Jahres-Bilanz  ergibt,  dass  der  im 
Verlaufe  des  Geschäftsjahres  zufolge  Generalversamm- 
lungs-Beschlusses in  Vorhinein  ausbezahlte  Beti-ag  die 
den  Actionären  zukommende  Dividende  übersteigt. 


85 


Art.  218  des  Allg.  D.  H   G.  B. : 

Der  Actionür  ist  in  keinem  Falle  verpflichtet,  die  in  gutem 
Glauben  empfangenen  Zinsen  und  Dividenden  zurückzugeben. 

Die  Actionäre  sind  nicht  verpflichtet  zu  den  Zwecken 
der  Gesellschaft  und  den  Verbindlichkeiten  derselben 
weiteres,  als  die  durch  die  Statuten  festgesetzte  Einzah- 
lung  des  Nominalwerthes  ihrer  Actien  beizutragen. 

Art.  219  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Der  Actionär  ist  nicht  schuldig,  zv,  den  Zicecken  der  Geaell- 
schaß  und  zur  Erfülhmg  ihrer  Verbindlichkeiten  mehr  beizutragen, 
als  den  für  die  Actie  statutenmässig  zu   leistenden  Beitrag. 

Der  Actionär,  welcher  die  auf  seine  Actien  ent- 
fallenden Einzahlungen  nicht  zu  rechter  Zeit  leistet,  ist 
von  Gesetzeswegen  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
verpflichtet. 

üebrigens  steht  es  der  Gesellschaft  frei,  im  Falle 
der  versäumten  Einzahlung,  ohne  Rücksicht  auf  die  son- 
stigen gesetzlichen  Folgen,  in  den  Statuten  eine  be- 
stimmte Conventionalstrafe  festzustellen  oder  auszuspre- 
chen, dass  der  säumige  Actionär  seiner  Anrechte  aus 
der  Zeichnung  und  der  geleisteten  Einzahlungen  ver- 
lustig wird. 

Art.  220  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ein  Actionär,  welcher  den  Betrag  seiner  Actie  nicht  zur 
rechten  Zeit  einzahlt ,  ist  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen  von 
liechtswegen  verpflichtet. 

Im  Gesellschaftsvertrage  können  für  den  Fall  der  verzögerten 
Einzahlung  des  gezeichneten  Actienbetrages  oder  eines  Theils  dessel- 
ben Conventionalstrafen  ohne  Rücksicht  auf  die  sonst  stattfindenden 
gesetzlichen  Einschränktingen  festgesetzt  werden;  auch  kann  bestimmt 
werden,  dass  die  säumigen  Actionäre  ihrer  Anrechte  aus  der  Zeich' 
nung  der  Actien  und  der  geleisteten  Theilzahlungen  zu  Gunsten  der 
Gesellschaß  verlustig  gehen. 

Ist  in  den  Statuten  keine  besondere  Form,  wie  die 
Aufforderung  zur  Einzahlung  geschehen  soll,  bestimmt 
worden,  so  geschieht  dieselbe  in  der  Form,  welche  die 
Statuten  für  die  Bekanntmachung  der  Gesellschaft  vor- 
schreiben. 

Jedoch  können  die  Ansprüche  des  Actionärs  über- 
haupt nur  in  dem  Falle  für  erloschen  erklärt  werden, 
wenn  die  Aufforderung  zur  Einzahlung  in  den  statuten- 
mässig bestimmten  Blättern,  eventuell  im  Wege  des  Amts- 
blattes dreimal,  und  zwar  das  letzte  Mal  mindestens  vier 
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Wochen  vor  Ablauf  des  zur  Einzahlung  festgesetzten 
Schlusstermines   kundgemacht  worden  ist. 

Art.  221  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ist  im  Gesellschc^tsvertrage  keine  besondere  Form,  wie  die 
Aufforderung  zur  EinzaMung  geschehen  soll,  bestimmt,  so  geschieht 
dieselbe  in  der  Form,  in  welcher  die  Bekanntmachungen  der  Gesell- 
schaft nach  dem  Gesellachaflsvertrage  überhaupt  erfolgen  müssen. 
(Art.  209,  Z.  11). 

Jedoch  komn  in  keinem  Falle  ein  Actionär  seines  Anrechts 
verlustig  erklärt  werden,  wenn  nicht  die  Aufforderung  zur  Zahlung 
mindestens  dreimal  in  den  hierzu  bestimmten  öffentlichen  Blättern 
(Art,  209,  Z.  11)  das  letzte  Mal  wenigstens  vier  Wochen  vor  dem 
für  die  Einzahlungen  gesetzten  Schlusstermine  bekannt  gemacht  wor- 
den ist.  Wenn  die  Actien  aiif  Namen  lauten  und  ohne  Einwilligung 
der  übrigen  Actionäre  nicht  übertragbar  sind,  so  kann  die  Bekannt- 
machung dieser  Aufforderungen  durch  besondere  Erlässe  an  die  ein- 
zelnen Actionäre  statt  der  Einrückungen  in  die  öffentlichen  Blätter 
erfolgen, 

§  171.  Wird  die  Actie  wegen    versäumter    Einzahlung  für 

nichtig  erklärt  (§  169),  so  bleibt  der  Actienzeichner  im 
Sinne  des  §  153  demungeachtet  bis  zum  Belaufe  von  50 
Percent  des  Nominalbetrages  der  gezeichneten  Actien 
verhaftet. 

Ziffer  2  und  3  des  Art.  222  d.  AIIq.  D.  H.  6.  B.  : 

2,  Der  Zeichner  der  Actie  ist  für  die  Einzahlung  von  vierzig 
Procent  des  Nominalbetrages  der  Actie  unbedingt  verhaftet,  von 
dieser  Verpflichtung  kann  derselbe  weder  durch  Uebertragung  sei- 
nes Anrechts  auf  ein6n  Dritten  sich  befreien,  noch  Seitens  der  Ge- 
sellschaft entbunden  werden ;  wird  der  Zeichner  der  Actie,  wegen 
verzögerter  Einzahlung,  seines  Anrechts  aus  der  Zeichnung  verlustig 
erklärt  {Artikel  220),  so  bleibt  er  dessenungeachtet  zur  Einzahlung 
von  vierzig  Procent  des  Nominalbetrages  der  Actie  verpflichtet, 

8,  Im  Gesellschaß  SV  ertrage  kann  bestimmt  werden,  dass  und 
unter  welchen  Massgaben  nach  erfolgter  Einzahlung  von  vierzig 
Percent  die  Befreiung  des  Zeichners  von  der  Verhaftung  ßlr  wei- 
tere Einzahlungen  zulässig  sei,  und  dass  im  Falle  der  eingetrete- 
nen Befreiung  über  die  geleisteten  Einzahlungen,  Promessen  oder 
Jnterimsscheine,  welche  auf  Inhaber  lauten,  ausgestellt  werden 
dürfen. 

§.  35  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Entscheidung,  ob  in  Ansehung  einzelner  Actiengesell- 
Schäften,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Han- 
delsgeschäften besteht,  in  dem  Gesellschaftsvertrage  festgesetzt  wer- 
den könne : 

1.  Dass  die  im  Art.  222  des  Handelsgesetzbuches  bestimmte 
Höhe  der  Einzahlung  von  40  Percent  des  Nominalbetrages  der 
Actien  bis  auf  25  Percent  dieses  Betrages  herabgesetzt ;  oder 

2.  dass  die  in  dem  Artikel  239  des  Handelsgesetzbuches 
bestimrrite  Frist  zur    Vorlegung  der  Bilanz    bis    aiif   zwölf    Monade 


87 


seit  Ablauf  des  Geschäftsjahres  ausgedehnt  werde,  bleibt  mit  Rück- 
sicht auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Geschäftsbetriebes  von 
Fall  zu  Fall  der  Beurtheilung  der  zur  ErtheÜung  der  staatlichen 
Genehmigung  berufenen  Behörde  vorbehalten. 

2.  Die  Uebertragung  der  auf  den  Inhaber   lautenden 

Actien  geschieht  durch  deren  Uebergabe. 

Die  auf  Namen  lautenden  Actien  müssen  unter 
Angabe  des  Namens  und  Wohnortes  ihres  Besitzers  in 
das  Actienbuch  der  Gesellschaft  eingetragen  werden. 

Die  Uebertragung  derartiger  Actien  kann  zwar  mit- 
tels Blanco-Indossament  erfolgen,  jedoch  wird  der  Be- 
sitzer, sofern  die  Statuten  nicht  ein  Anderes  verfügen, 
der  Gesellschaft  gegenüber  blos  dann  als  legitimirt  an- 
gesehen, wenn  die  Uebertragung  unter  Vorweisung  der 
Actie  in  das  Actienbuch  der  Gesellschaft  eingetragen 
worden  ist. 

Die  Gesellschaft  ist  zur  Prüfung  der  Eigenschaft 
des  Besitzers  nicht  verpflichtet. 

Der  Actionär  bleibt  trotz  der  Uebertragung  bis  zur 
Höhe  des  noch  nicht  gezahlten  Nominalwerthes  der  auf 
Namen  lautenden  Actie  insolange  verhaftet,  als  der 
neue  Besitzer  nicht  in  das  Actienbuch  der  Gesellschaft 
eingetragen  ist. 

Absatz  II  und  III  der  Art.  223  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

So  lange  der  Beirag  der  Actie  nicht  vollständig  eingezahlt  isf^ 
tcird  der  Actionär  durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen 
Anderen  von  der  Verbindlichkeit  zur  Zahlung  des  Rückstandes  nur 
dann  befreit,  icenn  die  Gesellschaft  den  neuen  Erwerber  an  seiner 
Stelle  annimmt  und  ihn  der    Verbindlichkeit  entlässt. 

Auch  in  diesem  Falle  bleibt  der  austretende  Actionär  atf 
Höhe  des  Rückstandes  für  alle  bis  dahin  von  der  Gesellschaft  einge- 
gangenen  Verbindlichkeiten  noch  auf  ein  Jahr,  vom  Tage  des  Aus' 
fritts  an  gerechnet,  subsidiarisch  verhaftet. 

74.  Jeder  einzelne  Actionär  hat  ein  Klagerecht  gegen 

einen  Generalversammlungs-ßeschluss,  wenn  dieser  mit 
dem  Gesetze  oder  mit  den  Statuten  im  Widerspruche 
steht. 

Wenn  ein  Generalversammlungs-Beschluss  wegen 
Ausserachtlassung  von,  durch  das  Gesetz  oder  durch  die 
Statuten  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  angefochten 
wird,  so  muss  das  Klagerecht  binnen  15  Tagen, 
von    der    bei    dem    competenten  Gerichtshofe  erfolgten 


Einreichung  des  den  Beschwerdepunkt  enthaltenden  Pro- 
tocolles  an  gerechnet,  geltend  gemacht  werden,  widrigen- 
falls das  Klagerecht  auf  dieser  Grundlage  erlischt. 

175.  Ein  oder  mehrere  Actionäre,  die  ein  Zehntheil  des 
Stammcapitals  vertreten,  können  gegen  vorherigen  Erlag 
der  Kosten  und  Hinterlegung  ihrer  Actien  bei  dem  com- 
petenten  Gerichtshofe  verlangen,  dass  die  Geschäftsge- 
barung der  Gesellschaft  durch  Sachverständige  geprüft 
und  das  Resultat  der  Untersuchung  ihnen  mitgetheilt 
werde.  Die  hinterlegten  Actien  sind  bis  zum  Abschlüsse 
der  Untersuchung  vom  Gerichtshofe  zurückzuhalten. 

Dritter  Abschnitt. 
Generalveraammlnng:. 

176.  Alle  Rechte,  welche  den  Actionären  in  den  Ange- 
legenheiten der  Gesellschaft  zustehen,  werden  von  der 
Gesammtheit  der  Actionäre  in  der  Generalversammlung 
ausgeübt. 

Absatz  I  des  Arf.  224  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Rechte,  welche  den  Actionären  in  den  Angelegenheiten  der 
Oesellachaß,  insbesondere  in  Beziehimg  auf  die  Führung  der  Geschäfte, 
die  Einsicht  und  Prüfung  der  Bilanz  und  die  Bestimmung  der  Ge- 
winnvertheilung  zustehen,  werden  von  der  Gesammtheit  der  Actionäre 
in  der  Generalversammlung  ausgeübt. 

177.  Die  Generalversammlung  ist  jährlich  mindestens 
einmal  einzuberufen.  Die  Gegenstände  der  Generalver- 
sammlung sind  in  jeder  Einberufung  anzugeben.  Giltige 
Beschlüsse  können  nur  über  derart  angegebene  Gegen- 
stände gefasst  werden.  Eine  Ausnahme  hievon  findet 
bezüglich  solcher  Anträge  statt,  welche  zum  Zwecke 
der  Einberufung  einer  neuen  Generalversammlung  ge- 
stellt werden. 

Art.  238  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Berufung  der  Generalversammlung  hat  in  der  durch  den 
Gesellsehafisvertrag  bestimmten   Weise  zu  erfolgen. 

Der  Zweck  der  Generalversammlung  muas  jederzeit  hei  der 
Berufung  bekannt  gemacht  werden.  Ueber  Gegenstände,  deren  Ver- 
handlung nicht  in  dieser  Weise  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse 
nicht  gefasst  werden  ;  hiervon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in 
einer  Generalversammlung  gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer 
ausserordentlichen  Gener alversamvilung  ausgenommen. 

Zur  Stellung  von  Anträgen  und  zu  Verhandhmgen  ohne  Be- 
■Schlussfassung  bedarf  es  der  Ankündigung  nicht. 
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Ein  oder  mehrere  Actionäre,  welche  ein  Zehntel 
des  Stammcapitales  vertreten,  können  die  Einberufung 
der  Generalversammlung  unter  Angabe  des  Grundes  und 
Zweckes  jeder  Zeit  verlangen.  Wenn  diesem  Verlan- 
gen von  dem  zur  Einberufung  berechtigten  Organ  in- 
nerhalb 8  Tagen  nicht  entsprochen  wird,  so  nimmt  auf 
Ansuchen  des  oder  der  Betheiligten  der  competente 
Gerichtshof  die  Einberufung  der  Generalversamm- 
lung vor. 

Machen  die  Statuten  das  obenerwähnte  Recht  vom 
Besitze  eines  kleinern  Theiles  des  Stammcapitals  ab- 
hängig, so  sind  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  der 
Statuten  massgebend. 

Art.  237  desIAIIg.  0.  H.  G.  B.  : 

üine  Generalversammlung  der  Actionäre  ist,  ausser  den  in 
Gesellschaftsvertrage  ausdrücklich  bestimmten  Fällen,  zu  berufen, 
wenn    dies    im    Interesse    der  Gesellschaft    erforderlich    erscheint. 

Die  Generalversa7nmlung  muss  auch  dann  berufen  werden, 
wenn  dies  ein  Actionär,  oder  eine  Anzahl  von  Actionären,  deren 
Actien  zusammen  den  zehnten  Theil  des  GrundcapitcUs  darstellen, 
in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des 
Zweckes  und  der  Gründe  verlangen.  Ist  in  dem  Gesellchaßsver- 
trage  das  Recht,  die  Berufung  einer  Generalversammlung  zu  ver- 
langen, an  den  Besitz  eines  grösseren  oder  eines  geringeren 
AntheUes  am  Grundcapital  geknüpß,  so  hat  es  hiebei  sein  Be- 
wenden. 

Gegenstände,  über  welche  die  Generalversammlung 
in  jedem  Falle  zu  beschliessen  hat,  sind : 

1.  die  Wahl  (den  Fall  des  §  183  ausgenommen) 
und  Enthebung  der  Direction  und  des  Aufsichtscomites 
sowie  die  Ertheilung  des  Absolutoriums  an  dieselben ; 

2.  die  Prüfung  der  Rechnungen,  die  Feststellung 
der  Bilanz  und  die  Vertheilung  des  Gewinnes; 

3.  die  Fusion  mit  einer  andern  Gesellschaft ; 

4.  der  Abschluss  von  Cartellverträgen,  welche  die 
Führung  aller  Geschäfte  der  Gesellschaft  auf  gemein- 
samen Nutzen  bezwecken ; 

5.  die  Reduction  oder  Erhöhung  des  Stammcapi- 
tales ; 

6.  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Bestel- 
lung der  Liquidatoren ;  endlich 

7.  die  Abänderung  der  Statuten. 

Die  Verfügungen,  welche  in  die  Statuten  aus  dem 
Prospecte  übernommen  worden  sind,  können  ausser  den 
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in  diesem  Gesetz  angegebenen  Fällen  selbst  durch  Ge- 
neralversammlungs-Beschluss    nicht  abgeändert   werden. 

§  180.  Ueber  jede  Generalversammlung  ist   ein  ProtocoU 

zu  fuhren,  in  welches  die  Namen  der  anwesenden  Ac- 
tionäre  und  die  Anzahl  der  von  denselben  vertretenen 
Actien  aufzunehmen  sind.  Dieses  General versammlungs- 
Protocoll  ist  von  der  Direction  dem  competenten  Gerichts- 
hofe im  Originale  oder  in  beglaubigter  Abschrift  unver- 
züglich vorzulegen. 

§  181.  Die  Generalversammlungs-BeschlUsse,    welche    die 

Abänderung  der  Statuten,  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
oder  deren  Fusion  mit  einer  anderen  Gesellschaft  be- 
treffen, sind  von  der  Direction  behufs  Eintragung  in  das 
Handelsfirmenregister  bei  dem  Gerichtshofe  anzumel- 
den. Vor  erfolgter  Eintragung  haben  die  erwähnten 
Beschlüsse  keine  rechtliche  Wirksamkeit. 

Die  Kundmachung  der  Eintragung  ist  nur  dann 
erforderlich,  wenn  durch  dieselbe  bezüglich  des  Inhalts 
früherer  Kundmachungen  eine  Aenderung  eintritt. 

Bezüglich  der  rechtlichen  Wirksamkeit  der  gefass- 
ten  Beschlüsse  gegenüber  dritten  Personen  sind  die  in 
den  §§  9  und  19  enthaltenen  Bestimmungen  mass- 
gebend. 

Art.  214  und  215  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Art.  214.  Jeder  Beschluss  der  Oeneralveraammlung,  welcher  die 
Fortsetzung  der  Gesellschaft  oder  eine  Abänderung  der  Bestimmungen 
des  Gesellschaftsvertrages  ztim  Gegenstande  hat,  bedarf  zu  seiner 
Giltigkeit  der  notariellen  oder  gerichtlichen  Beurkundung. 

Ein  solcher  Beschluss  muss  in  gleicher  Weise  wie  der  ur- 
sprüngliche Vertrag  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  im 
Auszug  veröffentlicht  werden  (Artikel  210,  212). 

Der  Beschluss  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  derselbe 
hei  dem  Handelsgerichte^  in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaß  ihren 
Sitz  hat.  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Art.  215.  Die  Abänderung  des  Gegenstandes  der  Untemeh' 
mvng  der  Gesellschaft  kann  nicht  durch  Stimmenmehrheit  beschlos- 
sen werden,  sofern  dies  nicht  im  Gesellschaftsvertrage  ausdrücklich 
gestattet  ist. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Falle,  wenn  die  Gesellschaß  durch 
Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schtdden  an  eine  andere 
Aetiengesellschaß  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren  atif- 
gelöst  werden  soll. 

Absatz  III  zu  Art.  2 1 5  der  Novelle  zum  AIIq.  D.  H.  G.  B.  : 

Die  Aetiengesellschaß  darf  eigene  Actien  nicht  erwerben^ 
Sie  darf  eigene  Actien  auch    nicht    amortisiren,    sofern    dies    nicht 
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durch  den  ursprünglichen  Geaellschaßsverlrag  oder  durch  etnen^ 
den  letzteren  abändernden,  vor  Ausgabe  der  Aetien  gefassten  Be- 
sehluss  zugelassen  ist. 

Vierter  Abschnitt. 
Direotion  und  Anfsichtscomltö, 

Die  Geschäfte  der  Actiengesellschaft  besorgt  diö 
Direction,  welche  aus  einer  oder  mehreren  Personen  be- 
stehen kann  und  aus  der  Mitte  der  Actionäre  oder  An* 
derer  mit  oder   ohne  Besoldung  gewählt  wird. 

Absatz  I  und  II  des  Art.  227  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 
Jede  Actiengesellschaft  muss  einen     Vorstand    haben    (Artiket 

209  Ziff.  8).  Sie  wird  dtirch  denselben  gerichtlich  und  aussergericht- 

lich  vertreten. 

Der  Vorstand  kann  aus  Einem  oder  mehreren  Mitgliedern  fce-- 

stehen;  diese   können    besoldet    oder  unbesoldet,  Actionäre  oder  An-^ 

dere  sein. 

Die  erste  Direction  kann  von  den  Gründern  ernannt 
werden.  Diese  Ernennung  indess,  welche  auf  höchsten» 
drei  Jahre  geschehen  darf,  ist  im  Prospect  (§  150). 
deutlich  zu  erwähnen. 

Die  Mitglieder  der  Direction  können  von  der  Ge- 
neralversammlung unbeschadet  der  eventuellen  Schaden- 
ersatzansprüche zu  jeder  Zeit  ihres  Amtes  enthobea 
werden. 

Absatz  III  des  Art.  227  des  Alig.  D.  H.  G.  B. : 

Ihre  Bestellung  ist  zu  jeder  Zeit  loiderruflich,  unbeschadet: 
der  Entschädigungsansprüche  aus  bestehenden   Verträgen. 

Die  Mitglieder  der  Direction  müssen  bei  dem  com- 
potenten  Gerichtshof  zur  Eintragung  in  das  Handelsfir- 
menregister unverzüglich  angemeldet  werden.  Gleichzei- 
tig mit  dieser  Anmeldung  haben  die  Mitglieder  der  Di- 
rection ihre  Unterschriften  beglaubigen  zu  lassen  oder 
dieselben  daselbst  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

Jede  Aenderung  der  Mitglieder  der  Direction  ist 
behufs  Eintragung  in  das  Handelsfirmenregister  bei 
dem  competenten  Gerichtshofe  ebenfalls  anzumelden. 

Hinsichtlich  der  rechtlichen  Wirksamkeit  solcher 
Aenderungen  gegen  dritte  Personen  finden  die  im  §  42^ 
dieses  Gesetzes   enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung. 

Art.  228  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  jeweiligen  Mitglieder  des   Vorstandes  müssen  alsbald  nach 
ihrer  Bestellung  zur   Eintragung   in  das  Handelsregister  angemeldet 
werden.  Der  Anmeldung  ist  ihre  Legitimation  beizufügen. 
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Sie  haben  ihre  Unterschrift  vor  dem  Handelsgerichte  zu  zeich' 
nen,  oder  die  Zeichnuxtg  derselben  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

Das  Handelsgericht  hat  die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur 
Befolgung  dieser  Vorschrift  von  Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen 
anzuhalten, 

Art.  233  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Jede  Aenderung  der  Mitglieder  des  Vorstandes  muss  bei  Ord- 
nungsstrafe zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  angem,eldet 
werden. 

Dritten  Personen  kann  die  Aenderung  nur  insofern  entge- 
gengesetzt werden,  als  in  Betreff  dieser  Aenderung  die  im  Artikel 
46  in  Betreff  des  Erlöschens  der  Procura  bezeichneten  Voraussetzun- 
gen vorhanden  sind. 

185.  Die  Direction  zeichnet  die  Firma  der  Gesellschaft 
im  Sinne  der  Statuten.  Die  Firmenzeichnung  selbst  ge- 
schieht in  der  Weise,  dass  die  zu  derselben  Berechtigten 
der  Firma  der  Gesellschaft  ihre  Unterschrift  beifügen. 

Art.  229  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Der  Vorstand  hat  in  der  durch  den  Gesellschaftsvertrag  be- 
stimmten Form  seine  WillenserTdärung  kundzugeben  und  für  die  Ge- 
sellschaß zu  zeichnen.  Ist  nichts  darüber  bestimmt,  so  ist  die  Zeich- 
nung durch  sämmtliche  Mitglieder  des   Vorstandes  erforderlich. 

Die  Zeichnung  geschieht  in  der  Weise,  dass  die  Zeichnenden 
zu  der  Firma  der  Gesellschaft  oder  zu  der  Benennung  des  Vor- 
standes ihre  Unterschrift  hinzufügen. 

186.  Die  Actiengesellschaft  wird  Behörden  und  dritten 
Personen  gegenüber  von  der  Direction  vertreten. 

Zur  Giltigkeit  der  die  Gesellschaft  betreffenden 
Zustellungen  ist  es  genügend,  wenn  solche  zu  Händen 
eines  Mitgliedes  der  Direction  erfolgt  sind. 

Art.  235  d.  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Zur  Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellungen 
an  die  Gesellschaft  genügt  es,  wenn  dieselbe  an  ein  Mitglied  des 
Vorstandes,  welches  zu  zeichnen  oder  mitzuzeichnen  befugt  ist,  oder 
an  einen  Beamten  der  Gesellschaft,  loelcher  dieselbe  vor  Gericht  zu 
vertreten  berechtigt  ist,  geschieht. 

187.  Sobald  aus  den  Rechnungen  oder  aus  der  Bilanz  er- 
sichtlich wird,  dass  die  Gesellschaft  die  Hälfte  ihres  Stamm- 
capitals  verloren  hat,  so  ist  von  der  Direction  unver- 
züglich eine  Generalversammlung  zu  dem  Zwecke  einzu- 
berufen, damit  die  Actionäre  über  den  weiteren  Fortbe- 
stand oder  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  Beschluss 
fassen  können. 

Ergibt  sich  jedoch,  dass  das  Gesellschafts  vermögen 
die  Schulden  nicht  deckt,   so  hat  die  Direction  dies  be- 
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hufs  Eröffnung  des  Concurses  beim  competenten  Gerichts- 
hofe anzuzeigen. 

Art.  240  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Ergibt  sich  aus  der  letzten  Bilanz,  dass  sich  das  Orundca- 
pital  um  die  Eälft6  vermindert  hat,  so  muss  der  Vorstand  unverzüg- 
lich eine  Generalversammlung  berufen  und  dieser  davon  Anzeige 
machen. 

Ergibt  sich,  dasa  das  Vermögen  der  Gesellschaft  nicht  mehr  die 
Schulden  deckt,  so  muss  der  Vorstaiid  hiervon  dem  Gericht  behufs 
der  Eröffnung  des    Concurses  Anzeige  inachen. 

§  34  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  zum  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Behörde,  an  welche  die  im  Art,  240  des  Handelsgesetz' 
buches  erwähnte  Anzeige  zu  geschehen  hat,  sowie  die  Behörde, 
welche  nach  Art.  242  berufen  ist,  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
zu  verordnen,  wird  durch  das   Vereinsgesetz  bestimmt. 

Durch  die  von  der  Direction  im  Namen  der  Ge- 
sellschaft geschlossenen  Geschäfte  wird  die  Gesellschaft 
berechtiget  und  verpflichtet.  Es  macht  hiebei  keinen  Un- 
terschied, ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der 
Gesellschaft  geschlossen  worden  ist,  oder  ob  nach  Mass- 
gabe der  obwaltenden  Umstände  dasselbe  nach  dem  Wil- 
len der  contrahirenden  Parteien  als  für  die  Gesellschaft 
geschlossen  anzusehen   sei. 

Dritten  Personen  gegenüber  sind  die  Mitglieder 
der  Direction  für  im  Namen  der  Gesellschaft  vorgenom- 
mene Handlungen  und  übernommene  Verbindlichkeiten 
persönlich  nicht  haftbar. 

Art.  230  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Gesellschaft  wird  durch  die  von  dem  Vorstande  in  ihrem 
Namen  geschlossenen  Rechts geschäße  berechtigt  und  verpflichtet',  e» 
ist  gleichgiltig,  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Gesell- 
schaft geschlossen  worden  ist,  oder  ob  die  Umstände  ergeben,  dass 
es  nach  dem  Willen  der  ContraherUen  für  die  Gesellschaft  geschlos* 
sen  werden  sollte. 

Abs.  I  des  Art.  241  des  Allg.  0  H.  G.  B. : 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  sind  aus  den  von  ihnen  im 
Namen  der  Gesellschaft  vorgenommenen  Rechtshandlungen  Dritten 
gegenüber  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  persönlich  nicht 
verpflichtet. 

Die  Direction  ist  der  Gesellschaft  gegenüber  ver- 
pflichtet die  Beschränkungen  einzuhalten,  an  welche  in 
den  Statuten  oder  durch  Beschlüsse  der  Generalver- 
sammlung ihre  Befuguiss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten, 
geknüpft  worden  ist. 
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Wenn  die  Mitglieder  der  Direction  die  Grenzen  ihres 
Auftrages  überschreiten  oder  den  Bestimmungen  dieses 
Titels  oder  den  Statuten  entgegen  handeln,  so  haften 
«ie  solidarisch  dem  Beschädigten  für  den  dadurch  ent- 
standenen Schaden  auch  in  dem  Falle,  wenn  die  mit 
^em  Gesetz  oder  mit  den  Statuten  im  Widerspruch  ste- 
hende Verfügung  auf  einem  Generalversammlungsbe- 
Bchlusse  beruht. 

Abs.  I  des  Art.   231  des  Allg.  0..H.  G.  B.: 

Der  Vorstand  ist  der  Gesellschaß  gegenüber  verpflichtet,    die 
Beschränkung  einzuhalten,  welche  in  dem    Gesellschaftsvertrage  oder 
durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  für  den    Umfang    seiner 
^efugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  festgesetzt  sind. 
Abs.  II  des  Art.  241  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  ausser  den  Grenzen  ihres 
Auftrages,  oder  den  Vorschriften  dieses  Titels  oder  des  Gesellschafls- 
vertrages  entgegen  handeln,  haften  persönlich  und  solidarisch  für 
den  dadurch  entstandenen  Schaden.  Dies  gilt  insbesondere,  wenn  sie 
der  Bestimmung  des  Artikels  2t7  entgegen  an  die  Actionäre  Divi- 
denden oder  Zinsen  zahlen,  oder  wenn  sie  zu  einer  Zeit  noch  Zah- 
lungen leisten,  in  welcher  ihnen  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Gesell- 
schaft hätte  bekannt  sein  müssen. 

§  190.  Die  in  den  Statuten  oder  in  Generalversammlungs- 

beschlüssen festgestellten  Beschränkungen  des  Rechtsum- 
fanges  der  Direction  haben  dritten  Personen  gegenüber 
keine  rechtliche  Wirksamkeit. 

Abs.  M  des  Art.  231  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Gegen  dritte  Personen  hat  jedoch  6ine  Beschränkung  der 
Befugniss  des  Vorstandes,  die  Gesellschaß  zu  vertreten,  keine  recht- 
liche Wirkung.  Dies  gilt  insbesondere  für  den  Fall,  dass  die  Ver- 
tretung sich  nur  auf  gewisse  Geschäfte  oder  Arten  von  Geschäßen 
erstrecken,  oder  nur  unter  gewissen  Umständen  oder  für  eine  gewisse 
Zeit  oder  an  einzelnen  Orten  stattfinden  soll,  oder  dass  di6  Zustim- 
mung der  Generalversammlung,  eines  Verwaltungsrathes,  eines  Auf- 
'  sichtsrathes  oder  eines  anderen  Organes  der  Actionäre  für  einzelne 
Gesehäße  erforderlich  ist. 

%  191.  Die  Verantwortlichkeit  für  die  Beschlüsse  und  Ver- 

fügungen der  Direction  fällt  jenem  Mitgliede  derselben 
nicht  zur  Last,  welches  gegen  den  Beschluss  oder  die 
Verfügung,  sobald  es  hievon  Kenntniss  erlangt,  Ein- 
sprache erhebt  und  diese  Einsprache  dem  Aufsichtsco- 
mite  anzeigt. 

§  192.  Wenn  die  Anzahl   der  Directionsmitglieder  auf  die 

zur  Beschlussfähigkeit  statutenmässig  festgesetzte  Anzahl 


95 


herabgesunken  ist,  so  können  die  Directionsmitglieder 
nur  in  der  Generalversammlang  giltigerweise  ihrer 
Stelle  entsagen. 

Mit  der  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft, 
sowie  mit  der  Vertretung  der  Gesellschaft  in  Bezug  auf 
diese  Geschäftsführung  können  auch  sonstige  Bevoll- 
mächtigte oder  Beamte  der  Gesellschaft  betraut  werden. 

Auf  diese  finden  überhaupt  die  auf  die  Handelsbe- 
vollmächtigten bezüglichen  Bestimmungen  dieses  Gese- 
tzes Anwendung. 

Art.  234  d83  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Der  Betrieb  von  Geschäßen  der  Gesellschaft,  sowie  die  Ver- 
tretung der  Gesellschaß,  in  Bezug  avf  diese  Geschäßsßihrung  kann 
auch  sonstigen  Bevollmächtigten  oder  Beamten  der  Gesellschaß  zu- 
gewiesen werden.  In  diesem  Falle  bestimmt  sich  die  Befugniss  der- 
selben nach  der  ihnen  ertheilten  Vollmacht;  sie  erstreckt  sich  im 
Zweifel  auf  alle  Rechtshandlungen,  welche  die  Ausfuhrung  dtrartiger 
Geschäße  gewöhnHch  mit  sich  bringt. 

Das  Aufsichtscomite  muss  aus  mindestens  drei 
Mitgliedern  bestehen. 

Dieses  Aufsichtscomite  ist  das  erste  Mal  auf  höch- 
stens ein  Jahr,  weiterhin  aber  auf  höchstens  drei  Jahre 
zu  wählen. 

Die  Mitglieder  des  Aufsichtscomites  können,  un- 
ter Aufrechterhaltung  ihrer  etwaigen  Schadenersatz- 
ansprüche von  der  Generalversammlung  jederzeit  ent- 
hoben werden. 

Das  Aufsichtscomite  überwacht  die  Geschäftsfüh- 
rung der  Gesellschaft  in  allen  ihren  Zweigen;  es  ist 
zu  dem  Ende  berechtigt,  von  dem  Gange  der  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft  sich  Kenntniss  zu  verschaffen  und 
die  Bücher,  Schriften  und  Gassen  der  Gesellschaft  jeder- 
zeit zu  untersuchen. 

Das  Aufsichtscomite  hat  die  Jahresrechnungen 
und  die  Bilanz  sowie  die  Vorschläge  zur  Gewinnver- 
theilung  zu  prüfen  und  darüber  der  Generalversammlung 
alljährlich  Bericht  zu  erstatten.  Ohne  diesen  Bericht 
kann  die  Generalversammlung  über  die  Vertheilung  des 
Gewinnes  nicht  giltiger  Weise  beschliessen. 

Wenn  das  Aufsichtscomite  in  seiner  Amtswirk- 
eamkeit   gesetz-  oder    Statuten  widrige  Verfügungen  oder 
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die  Interessen  der  Gesellschaft  schädigende  Unterlassun- 
gen oder  Missbräuche  wahrnimmt,  so  hat  es  die  Gene- 
ralversammlung allsogleich  einzuberufen. 

Dem  Aufsichtscomitö  können  andere  als  die  ob- 
erwähnten Functionen  nicht  tibertragen  werden. 

Art.  225  aj  der  Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Der  Aufsichtsrafh  Übermacht  die  Oeachäßsführung  der  Gesell^ 
Schaft  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung ;  er  kann  sich  von  dem 
Gange  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  unterrichten,  die  Bücher 
und  Schriften  derselben  jederzeit  einsehen  und  den  Bestand  der  Ge- 
sellschaftscassa  untersuchen. 

Er  hat  die  Jahresrechnungen,  die  Bilanzen  und  die  Vorschläge 
zur  Gewinnvertheilung  zu  prüfen  und  darüber  alljährlich  der  Gene' 
ralversammlung  der  Actionäre  Bericht  zu  erstatten. 

Er  hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  dies  im 
Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  ist. 

§  196.  Die  Mitglieder  des  Aufsichtscomites  sind  solida- 
risch zum  Schadenersatz  verpflichtet,  wenn  sie  die  Er- 
füllung ihrer  im  §  195  festgesetzten  Pflichten  verab- 
säumen. 

Art.  225  b)  der  Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Die  Mitglieder  des  Aufrichisrathes  sind  persönlich  und  solida- 
risch zum  Schadenersatz  verpflichtet,  wenn  mit  ihrem  Wissen  und 
ohne  ihr  Einschreiten  : 

1)  Einlagen  an  die  Actionäre  zurückgezahlt,  oder  der  Bestim- 
mung des  Artikels  215  Absatz  3  entgegen,  eigene  Actien  der 
Gesellschaß  erworben    oder  amortisirt  worden  sind  ; 

2)  Zinsen  oder  Dividenden  gezahlt  sind,  welche  nach  Mass- 
gäbe  der  Bestimmungen  des  Artikels  217  nicht  gezahlt  wer- 
den durften  ; 

3)  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  oder  ein6  theiU 
weise  Zurückzahlung  oder  eine  Herabsetzung  des  Grundca- 
pitals  ohne  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestimmung  {Art. 
245  und  248)  erfolgt  ist. 

§  197.  Die  Gesellschaft  wird  in  Processen,  welche  zufolge 

Generalversammlungs-Beschlusses  gegen  die  Direction 
oder  gegen  das  Aufsichtscomit6  angestrengt  werden  sol- 
len, durch  Bevollmächtigte  vertreten,  welche  in  der  Ge- 
neralversammlung gewählt  werden. 

Falls  aus  irgend  einem  Grunde  in  der  Generalver- 
sammlung keine  Bevollmächtigten  bestellt  werden,  so 
ernennt  solche  der  competente  Gerichtshof  von  Amts- 
wegen. 

Art.  226  des  Allg.  D.  H.  G.  B. 

Handelt  es  sich  um  die  Führung  von  Processen  gegen  die 
Mitglieder  des  Vorstandes  oder  des  Aufsichtsrathes,  so  kommen    die 
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für  die    Commandit gesellschaß   auf  Actien    gegebenen  Bestinunungen 
(Art.  194,  195)  auch  hier  zur  Anwendung. 

Die  Direction  ist  verpflichtet  Sorge  zu  tragen,  dass 
die  Bücher  der  Gesellschaft  ordnungsmässig  geführt  wer- 
den, und  hat  die  vom  Aufsichtscomite  geprüfte  Jahres- 
bilanz sammt  dem  der  Generalversammlung  vorzulegen- 
den Berichte  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  zu 
veröffentlichen. 

Ueberdies  hat  die  Direction  ein  Original-Exemplar 
der  von  der  Generalversammlung  genehmigten  Bilanz 
dem  competenten  Gerichtshofe  unverzüglich  vorzulegen. 
Die  vorgelegte  Bilanz  kann  von  Jedermann  eingesehen 
werden. 

Die  Mitglieder  der  Direction  sind  zur  Befolgung 
dieser  Vorschriften  durch  den  competenten  Gerichtshof 
unter  Verhängung  der  im  §  21  festgesetzten  Geldstrafe 
zu  verhalten. 

Art.  239  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  er- 
forderlichen Bücher  der  Gesellschaft  geführt  werden.  Er  muss  den 
Actionären  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  Geschäfts- 
jahres eine  Bilanz  des  verflossenen  Geschäftsjahres  oorlegen  7tnd 
iolche  innerhalb  dieser  Frist  in  der  Form  und  in  den  öffentlichen 
Blättern,  welche  für  die  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft  in  dem 
c^esellschaftsvertrage  bestimmt  sind,  veröffentlichen. 

Zur  Entlastung  des  Vorstandes  bei  Legung  der  Rechnung 
können  Personen  nicht  bestellt  werden,  welche  mif  irgend  eine  Weise 
an  der  Geschäftsführung  theilnehmen. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  die  Personen,  i.celchen 
die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  zusteht. 

§  35  des  Oesterr.  Einf.-Ges.    zum  Allg.  0.  H.  G.  B. 

Die  Entscheidung,  ob  in  Ansehung  einzelner  Actiengesell- 
schaften,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Han- 
delsgeschäften besteht ,  in  dem  Gesellschaftsvertrage  festgesetzt 
werden  könne  : 

1.  dass  die  im  Art.  222  des  Handelsgesetzbuches  bestimmte 
Hohe  der  Einzahlung  von  40  Percent  des  Nominalbetrages  der 
Actien  bis  auf  25  Percent  dieses  Betrages  herabgesetzt ;   oder 

2.  dass  die  in  dem  Artikel  239  des  Handelsgesetzbuches 
bestimmte  Frist  zur  Vorlegung  der  Bilanz  bis  auf  zwölf  Monate 
seit  Ablauf  des  Geschäftsjahres  ausgedehnt  werde,  bleibt,  mit 
Fiücksichi  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Geschäßsbetrleibes, 
von  Fall  zu  Fall  der  Beurfheilung  der  zur  Ertheilung  der  staat- 
lichen Genehmigung  berufenen  Behörde  vorbehalten. 

J9.  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  sind  folgende  Vor- 

schriften massgebend: 
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1.  das  Gesellschaftsvermögen  ist  in  dem  Werthe 
aufzunehmen,  welcher  dem  Werthe  der  einzelnen  Gegen- 
stände am   letzten   Tage   des  Geschäftsjahres  entspricht; 

2.  courshabende  Papiere  können  höchstens  zu  je- 
nem Course  aufgenommen  werden,  welchen  sie  am  letz- 
ten Tage  des  Geschäftsjahres  haben ; 

3.  von  den  Kosten  der  ersten  Organisation  kann 
nur  soviel  unter  die  Forderungen  aufgenommen  werden, 
als  bei  einer  Vertheilung  derselben  auf  höchstens  fünf 
Jahre  nach  dem  betreffenden  Geschäftsjahr  übrig  bleibt; 

4.  das  Stammcapital  und  der  etwaige  Reservefond 
der  Gesellschaft  sind  unter  die  Passiva   einzustellen; 

5.  zweifelhafte  Forderungen  sind  nach  ihrem  wahr- 
scheinlichen Werthe  in  Rechnung  zu  bringen,  unein- 
bringliche Forderungen  aber  abzuschreiben ; 

6.  der  aus  der  Vergleichung  des  Activ-  und  Pas- 
sivstandes sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  ist  am 
Schlüsse  der  Bilanz  besonders  anzusetzen. 

Art.  239  a;  der  Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  sind  folgende  Vorschriften 
massgebend : 

1)  Courshabende  Papiere  dürfen  höchstens  zu  dem  Courswerthe, 
welchen  dieselben  zur  Zeit  der  Bilanzaufstellung  hab6n,  angesetzt 
tcerden ; 

2),  die  Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung  dürfen  nicht 
unter  die  Activa  aufgeführt  werden,  müssen  vielmehr  ihrem  vollen 
Betrage  nach  in  der  Jahresrechnung  als  Ausgabe  erscheinen  ; 

3)  der  Betrag  des  Grundcapitals  und  des  etwa  im  Gesell- 
schaftsvertrage vorgeschriebenen  Reserve-  oder  Emeuerungsfonds  ist 
unter  die  Passiva  aufzunehmen ; 

4)  der  aus  der  Vergleichung  sämmtlicher  Activa  und  sämmt- 
licher  Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlu-it  muss  avi  Schlüsse 
•der  Bilanz  besonders  angegeben  werden. 

§  200.  Für  die  richtige  Aufstellung  der  Jahresbilanz,  wel- 

che der  Generalversammlung  vorgelegt  worden  ist,  sind 
die  Mitglieder  der  Direction  und  des  Aufsichtscomit6s 
solidarisch  verhaftet. 

Fünfter   Abschnitt. 
Auflösnngr  der  AotiengreBellsohaft. 

§  201.  Die  Actlengesellschaft  wird  aufgelöst: 

1.  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  die  Gesell- 
schaft entstanden  ist; 

2.  in  Folge  Gener alversammlungsbeschlasses ; 
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^.  durch  Fusion  und 

4.  in  Folge  der  Concurseröffnung. 

Die  in  diesem  Abschnitt  enthaltenen  Bestimmungen 
dienen  auch  dann  zur  Richtschnur,  wenn  die  Actienge- 
sellschaft  sich  nicht  aus  den  oben  erwähnten,  sondern 
aus  andern  Gründen  auflöst. 

Art.  242  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Actiengesellschqß  wird  aufgelöst: 

1)  durch  Ablauf  der  im  GeselUchaftsvertrage  bestimmten 
Zeit ; 

2)  durch  einen  notariellen  oder  gerichtlich  beurkundeten  Be- 
schluss  der  Actionäre  ; 

3)  durch  Eröffnung  des  Concuraes. 
Wenn    die    Auflösung    einer    Actiengesellschafl    aus    anderen 

Gründen  erfolgt,  so  finden  die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes 
ebenfalls  Anwendung, 

202.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft   ist,    den   Fall   des 

Concurses  ausgenommen,  durch  die  Direction  dem  com- 
Petenten  Gerichtshof  zur  Eintragung  in  das  Handelsfir- 
menregister und  Kundmachung,  bei  sonstiger  Verhängung 
der  im  §  21  bestimmten  Geldstrafe,  anzumelden. 

Unter  Einem  hat  die  Direction  die  Auflösung  in 
den  zur  Aufnahme  der  Kundmachungen  der  Gesellschaft 
bestimmten  Blättern  eventuell  im  Amtsblatte  drei- 
mal zu  veröffentlichen  und  die  Gläubiger  der  Gesell- 
schaft aufzufordern,  ihre  Forderungen  binnen  sechs  Mo- 
naten, von  der  dritten  Kundmachung  an  gerechnet,  gel- 
tend zu  machen. 

Art.  243  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  muss,  wenn  sie  nicht  eine 
Folge  des  eröffneten  Concurses  ist,  durch  den  Vorstand,  bei  Ord' 
nungsstrafe,  zur  Eintragung  in  das  Sandeisregister  angemeldet 
xcerden  ;  sie  muss  zu  drei  verschiedenen  Malen  durch  die  hierzu  be- 
stimmten öffentlichen  Blätter  (Art.  209,  Z.  12)  bekannt  gemacht  werden. 

Durch  diese  Bekanntmachung  müssen  zugleich  die  Gläubiger 
aufgefordert  werden,  sich  bei  der  Gesellschaft  zu  melden, 

)3.  Löst  sich  die  Actiengesellschaft  auf,  so  hat  —  die 

Fälle  des  Concurses  und  der  Fusion  ausgenommen  — 
die  Liquidation  stattzufinden,  bei  welcher,  sofern  durch 
die  Statuten  oder  einen  Gesellschaftsbeschluss  keine 
andere  Verfügung  getroffen  worden  ist,  die  Mitglieder 
der  Direction  als  Liquidatoren  fungiren. 

Die  Bestellung  zum  Liquidator  kann  von  der  Ge« 
neralversammlung  jederzeit  widerrufen  werden. 

K  ö  r»  ^  V  T  Ä  R  /i 
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Für  die  Anmeldung  der  Liquidatoren  und  deren 
Rechtsverhältnisse  sind  die  in  den  §§  110—114,  188  und 
189  enthaltenen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  mit  der 
Abweichung  massgebend,  dass  die  Anmeldung  durch  die 
Direction   zu  geschehen   hat. 

Die  Pflicht  des  Aufsichtscomitös  zur  Ueberwachung 
bleibt  während  der  Liquidationsdauer  unberührt. 

Art.  244  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Die  Liquidation  geschieht  durch  den  Vorstand,  wenn  nicht 
dieselbe  durch  den  Gesellschaftsvertrag  oder  einen  Beschluss  der 
Actionäre  an  andere  Personen  übertragen  wird. 

Es  kommen  die  hei  der  offenen  Handelsgesellschaft  über  die 
Anmeldung  und  das  Rechtsverhültniss  der  Liquidatoren  gegebenen 
Bestimmungen  auch  hier  zur  Anwendung,  mit  der  Massgabe,  dasa 
die  Anmeldungen  behufs  der  Eintragung  in  das  Handelsregister 
durch  den  Vorstand  zu  machen  sind. 

Die  Bestellung  der  Liquidatoren  ist  Jederzeit  widerruflich, 

§  204.  ^^  Vermögen   der  aufgelösten   Gesellschaft  wird 

nach  Tilgung  der  Schulden  unter  die  Actionäre  nach 
Verhältniss  ihrer  Actien  vertheilt.  Die  thatsächliche  Ver- 
theilung  darf  jedoch  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten, 
von  der  im  §  202  erwähnten  dreimaligen  Bekanntma- 
chung an  gerechnet,  vollzogen  werden. 

Abs.  I  und  II  des  Art.  245  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Das  Vermögen  einer  aufgelösten  Actiengesellschaft  wird  nach 

Tilgung  ihrer  Schulden  unter  die  Actionäre    nach  Verhältniss  ihrer 

Actien  vertheilt. 

Die   Vertheilung  darf  nicht  eher  vollzogen    werden,    als  nach 

Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Tage  an   gerechnet,    an    welchem    die 

Bekanntmachung  in  den  hierzu  bestimmten  öffentlichen  Blättern  {Art. 

243)  zum  dritten  Male  erfolgt  ist. 

§  205.  ^^^  ^^s  ^^"^  Büchern  der  Gesellschaft  ersichtlichen 

oder  sonst  bekannten  Gläubiger  der  Gesellschaft  sind 
zur  Geltendmachung  ihrer  Forderungen  mittelst  besonde- 
rer Verständigung  eventuell  Kundmachung  aufzufordern, 
und  wenn  dies  erfolglos  bleibt,  so  sind  die  Forderungen 
bei  dem  competenten  Gerichtshof  in  baarem  Gelde  zu 
hinterlegen. 

Dasselbe  gilt  auch  in  Ansehung  der  noch  schwe- 
benden Verbindlichkeiten  und  streitigen  Forderungen. 
Eine  Ausnahme  hievon  findet  dann  statt,  wenn  die  Ver- 
theilung des  Gesellschaftsvermögens  bis  zur  Tilgung  der 
erwähnten  Verbindlichkeiten  und  Forderungen  in  Schwebe 
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gelassen,  oder  wenn  den  Gläubigern  genügende   Sicher- 
heit geboten  wird. 

Die  Liquidatoren  und  die  Mitglieder  der  Direction 
haften  solidarisch  fUr  alle,  den  obigen  Bestimmungen 
entgegen  geleisteten  Zahlungen. 

Abs.  III  und  IV  des  Art.  245  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
In  Ansehung  der  aus  den  Handelshüchem  ersichtlichen  oder 
in  anderer  Weise  bekannten  Gläubiger  und  in  Ansehung  der  noch 
schwebenden  Verbindlichkeiten  und  streitigen  Forderungen  kommen 
die  bei  der  Commanditgesellscha/t  auf  Actien  gegebenen  Bestimmun- 
gen {Artikel  202,  Absatz  2  und  8)  zur  Anwendung. 

Mitglieder  des  Vorstandes  und  Liquidatoren,  weicht  diesen 
Vorschriften  entgegen  handeln,  sind  persönlich  und  solidarisch  zur 
Ih'stattung  der  geleisteten  Zahlungen  verpflichtet. 

Die  Liquidatoren  haben  mindestens  jährlich  einen 
Ausweis  über  die  Abwicklung  der  Gesellschaftsange- 
legenheiten zu  veröffentlichen  und  bei  Beendigung  der 
Liquidation  deren  Resultat  öffentlich  kundzumachen. 

Die  Bücher  der  aufgelösten  Actien-Gesellschaft  sind 
behufs  Aufbewahrung  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  an 
einem  von  dem  competenten  Gerichtshöfe  zu  bezeichnen- 
den Orte  zu  hinterlegen. 

Art.  246  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Handelsbücher  der  aufgelösten  Gesellschaft  sind  an  einern 
von  dem  Handelsgerichte  zu  bestimmenden    sicheren  Orte  zur  Aufbe- 
wahrung auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  niederzulegen. 

Im  Falle  der  Fusion  zweier  oder  mehrerer  Actien- 
gesellschaften    sind   folgende    Vorschriften     massgebend: 

L  Das  Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist 
so  lange  getrennt  zu  verwalten,  bis  die  Gläubiger  derselben 
befriedigt  oder  sichergestellt  sind;  die  Verwaltung  selbst 
geschieht  dagegen  durch  die  Direction  der  neuen  Ge- 
sellschaft. 

2.  Die  Mitglieder  jener  Direction,  welche  die  Ver- 
waltung führt,  sind  den  Gläubigern  der  aufgelösten  Ge- 
sellschaft für  die  getrennte  Verwaltung  solidarisch  ver- 
antwortlich. 

3.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung 
in  das  Handelsfirmenregister  dem  competenten  Gerichts- 
hof unverzüglich  anzumelden. 

4.  Die  Aufforderung  der  Gläubiger  der  aufgelösten 
Gesellschaft  kann  unterbleiben  oder  auf  später  versehe- 
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ben  werden;  allein  die  thatsächliche  Vereinigung  des 
Vermögens  darf  keinesfalls  vor  Ablauf  der  im  §  204 
erwähnten   Zeitfrist  erfolgen. 

Art.  247  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Bei  der  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  durch  Vereinigungi 
derselben  mit  einer  anderen  Actiengesellschaft  (Art.  215)  kommen 
/olgende  Bestimmungen  zur  Anwendung  : 

1)  Das  Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist  so  lange 
getrennt  zu  verwalten,  bis  die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer 
Gläubiger  erfolgt  ist. 

2)  Der  bisherige  Gerichtsstand  der  Gesellschaft  bleibt  für  die 
Dauer  der  getrennten  Vermögensverwaltung  bestehen;  dagegen  wird 
die   Verwertung  von  der  anderen  Gesellschaft    geführt. 

3)  Der  Vorstand  der  letzteren  Gesellschaft  ist  d6n  Gläubigem 
für  die  Ausführung  der  getrennten  Verwaltung  persönlich  und  soli- 
darisch verantworÜich, 

4)  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung  in  da» 
Handelsregister  bei  Ordnungsstrafe  anzumelden, 

5)  Die  öffentliche  Aufforderung  der  Gläubiger  der  aufgelösten  Ge- 
sellschaft (Art.  243)  kann  unterlassin  oder  auf  einen  späteren  Zeitpunkt 
verschoben  werden.  Jedoch  ist  die  Vereinigung  der  Vermögen  der 
beiden  Gesellschaften  erst  in  dem  Zeitpunkte  zulässig,  in  welchem 
eine  Vertheilung  des  Vermögens  einer  aufgelösten  Actiengesellschaft 
unier  die  Actionäre  erfolgen  darf  {Art.  245). 

209.  Die  Reduction  des  Stammcapitals  kann  geschehen : 

durch  Ruckerwerbung  der  eigenen  Actien  und  Amortisi- 
rung  derselben,  durch  Nachlass  der  noch  ausständigen 
Theilzahlungen,  durch  Rückzahlung  in  baarem  Gelde  und 
durch  Reduction  des  Nominalwerthes  der  Actien. 

Sofern  eine  derartige  Reduction  nicht  auf  dem  Wege 
einer  in  den  ursprünglichen  Statuten  festgesetzten  Aus- 
losung erfolgt,  ist  zu  derselben  stets  ein  Generalver- 
sammlungsbeschluss  und  die  Bewilligung  des  competenten 
Gerichtshofes  erforderlich. 

Der  Gerichtshof  kann  in  einem  solchen  Falle  die 
angesuchte  Reduction  nur  dann  bewilligen,  wenn  er 
auf  Grund  der  neuesten  Bilanz  und  eventuell  Anhörung 
der  mittelst  Kundmachung  vorzuladenden  Gläubiger  sich 
die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  dass  die  Gesellschaft 
auch  mit  dem  reducirten  Stammcapital  allen  ihren  Ver- 
bindlichkeiten nachkommen  kann. 

Art.  248  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Eine  theilweise  Zurückzahlung  des  Grundeapltals  an  die 
Actionäre  oder  eine  Herabsetzung  desselben  kann  nur  auf  Beschluss 
der  Generalversammlung  erfolgen. 
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Die  Zurückzahlung  oder  Herabsetzung  kann  nur  unter 
Beobachtung  derselben  Bestimmtingen  erfolgen,  welche  ßir  die  Ver- 
theilung  des  Gesellsehaßsvermögens  im  Falle  der  Auflösung  m<Ms« 
gebend  sind  (Art.  243,  245). 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  dieser  Vorschrift 
entgegenhandeln,  sind  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  persönlich 
und  solidarisch  verhaßet. 

Sechster  Abschnitt. 
Ausländlsclie  AotiengesellBOhaften. 

Wollen  auswärtige  Actiengesellschaften  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  unter  eigener  Firma 
durch  Zweigniederlassungen  oder  Agentschaften  Geschäfte 
betreiben,  so  haben  sie  vor  Beginn  des  Geschäftsbetriebes 
ihre  Firma  bei  jenem  Gerichtshofe  eintragen  zu  lassen, 
in  dessen  Sprengel  sie  eine  Zweigniederlassung  oder 
Agentschaft  zu  errichten  beabsichtigen. 

Jede  ausländische  Actiengesellschaft  ist  verpflich- 
tet, mit  dem  Ansuchen  um  Eintragung  dem  competenten 
Gerichtshofe  ihre  Statuten  behufs  Aufnahme  in  das  Han- 
delsfirmenregister in  beglaubigter  Form  vorzulegen  und 
unter  Einem  nachzuweisen : 

1.  dass  sie  sich  den  Gesetzen  ihres  Landes  ge- 
mäss constituirt  hat  und  thatsächlich  Geschäfte  be- 
treibt ; 

2.  dass  das  zur  Führung  ihrer  hierländischen  Ge- 
schäfte bestimmte  Capital  im  Inlande  angelegt  ist; 

3.  dass  sie  zur  Führung  ihrer  hierländischen  Ge- 
schäfte eine  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone 
domicilirende  Vertretung  bestellt  hat; 

4.  dass  sie  sich  verpflichtet  hat,  sich  in  ihren  in- 
ländischen Geschäften  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
zu  unterwerfen  und  die  Rechtshandlungen  ihrer  hierlän- 
dischen Vertretung    als   für   sie   bindend  anzuerkennen  ; 

5.  dass  die  Vertretung  zur  giltigeu  Zeichnung  der 
Firma  der  Zweigniederlassung  der  Gesellschaft  berech- 
tigt w^orden  ist ; 

6.  dass  sie  sich  in  allen  aus  den  von  der  Ver- 
tretung geschlossenen  Geschäften  entstehenden  Streit- 
sachen den  hierländischen  Gesetzen  und  inländischen 
Gerichten  unterwirft; 

7.  dass  der  ausländische  Staat,  in  welchem  die 
Gesellschaft  gegründet  ist,  den  hierländischen  Actiengesell- 


104 


Schäften  gegenüber  dem  Grundsatze  der  Reciprocität 
gemäss  verfährt. 

Die  unter  Punkt  4,  5  und  6*)  erwähnten  Um- 
stände sind  mittelst  rechtsgiltig  gefassten  und  eventuell 
von  Seiten  der  Staatsgewalt  zu  genehmigenden  Beschlusses 
nachzuweisen. 

In  den  Fällen,  wo  bestehenden  Staatsverträgeu 
zufolge  die  Ertheilung  der  Genehmigung  dem  Ministerium 
zusteht,  hat  dieses  gleichfalls  im  Sinne  der  obigen  Be- 
stimmungen vorzugehen. 

§  212.  Die  Kundmachung  der  Eintragung  hat  ausser  den 

im  §  158  dieses  Gesetzes  aufgezählten  Angaben  auch 
die  Benennung  der  hierländischen  Vertretung  und  die 
Höhe  des   hier  angelegten   Capitals   zu    enthalten. 

§  213.  Ueber  die  inländischen    Geschäfte   einer   ausländi- 

schen Actiengesellschaft  sind  besondere  ordnungsmässige 
Bücher  zu  führen. 

§214.  Die    inländische   Vertretung   ist   verpflichtet,    dem 

competenten  Gerichtshofe  die  General versammluogspro- 
tocolle,  die  Haupt-Bilanz  der  Actiengesellschaft  und  die 
Specialbilanz  über  den  hierländischen  Geschäftsbetrieb 
innerhalb  zweier  Monate  nach  der  Generalversammlung 
in  je  einem  Original-Exemplar  vorzulegen. 

Die  Haupt-  und  die  Special- Bilanz  ist  überdies  in 
den  für  die  gesellschaftlichen  Kundmachungen  bestimmten 
Blättern  eventuell  im  Amtsblatte  zu  veröffentlichen. 

§215.  Die  Mitglieder   der  Vertretung   sind   für   den   aus 

der  Nichteinhaltung  der  im  vorhergehenden  §  enthalte- 
nen Bestimmungen  entspringenden  Schaden  solidarisch 
verhaftet. 

§216.  Beschlüsse      ausländischer      Actiengesellschaften, 

durch  welche  über  die  Aenderung  des  Gegenstandes 
der  Unternehmung  oder  über  die  Auflösung  oder  Fusion 
der  Gesellschaft  Verfügung  getroffen  wird,  äussern,  auch 
wenn  sie  im  Sinne  des  ausländischen  Gesetzes  rechts- 
giltig zu  Stande  gekommen  sind,  ihre  Wirksamkeit 
hinsichtlich  des  Geschäftsbetriebes  der  inländischen 
Zweigniederlassung  nur  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  wel- 

*)  Im  authentischen  Gesetzestexte  steht  in  Folge  eine» 
Versehens  2,  3,  4  und  5,  was  jedoch  unrichtig  ist. 
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chem  dieselben  durch  den  hierländischen  competenten 
Gerichtshof  in  das  Handelsfirmenregister  eingetragen 
worden  sind. 

Die  Löschung  der  Eintragung  kaon  auf  wessen 
Verlangen  immer  verordnet  werden,  wenn  nachgewie- 
sen wird: 

1.  dass  die  Gesellschaft  in  ihrem  eigenen  Lande 
ihre  Thätigkeit  eingestellt  hat  oder  des  Verfügungsrechtes 
über  ihr  Vermögen  verlustig  geworden  ist; 

2.  dass  sie  den  im  §211,  Punkt  3  und  in  den  §§213 
und  214  festgestellten  Pflichten  ungerechtfertigter  Weise 
nicht  entspricht ; 

3.  dass  der  auswärtige  Staat,  in  welchem  sich  der 
Sitz  der  Gesellschaft  befindet,  den  hierländischen  Actien- 
gesellschaften  gegenüber  vom  Grundsatze  der  Recipro- 
cität  abgewichen  ist; 

4.  dass  eine, gegen  die  Gesellschaft  oder  deren  hier- 
iändische  Zweigniederlassung  angeordnete  Execution 
erfolglos  geblieben  ist; 

5.  dass  die  Gesellschaft  das  zur  Führung  des  hier- 
ländischen Geschäftsbetriebes  bestimmte  und  im  Inlande 
augelegte  Capital  ganz  oder  zum  Theile  aus  dem  Lande 
gezogen  hat. 

Die  kais.  Vdg.  v.  29.  Nov.  1865  Nr.  127  R.  G.  B,  über  die 
Zulassung  ausländischer  Actlengesellschaßen  und  Goininanditgesell- 
schaßen  auf  Actien  zum  Geschäftsbetriebe  in  Oesterreieh  lautet: 

Um  Verzögerungen  zu  vermeiden,  welche  eine  Einleittmg  diplotnatischer 
Verhandlungen  mit  den  einzelnen  Staaten  zur  Folge  hätte,  finde  Ich  in  Würdi- 
gung der  Staats-  und  volkstvirthschaftlichen  Interessen  des  Reiches  mit  Bezug 
auf  den  zweiten  Artikel  Meines  Patentes  vom  20.  Sept.  1865,  Nr.  89  R.  O.  B., 
nach  Anhörung  Meines  Mlnisterrathes  zu  verordnen,  wie  folgt  : 

Art.  I.  Jede  ausländische  Actiengesellschaft  tmd  CommanditgeseUschaft 
aif  Actien,  mit  Ausschluss  der  Versicherungsgesellschaften,  wird  in  Oesterreieh 
als  rechtlich  bestehend  atierkannt,  UMi  zum  gewerbemässigen  Betriebe  ihrer  Ge- 
schäfte unter  ihrer  Firma  gleich  den  hierländigen  Gesellschaftern,  derselben  Art 
zugelassen,  wenn  a)  dieselbe  nachweist,  dass  sie  in  dem  Staate,  in  welchem  _  sie 
sich  g^ildet  Imt,  nach  dessen  Gesetzen  rechtlich  besteht  und  sich  dort  in  wirk- 
licher und  regelmässiger  Geschäftsthätigkeit  befindet ;  bj  die  Regierting  des  Staa- 
tes, dem  sie  angehört,  die  hierländigen  Gesellschaften  gleicher  Art  zum  gewerbe- 
mässigen Geschäftsbetriebe  und  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  en» 
dort' gen  Staatsgebiete,  auf  Grundlage  der  Gegenseitigkeit  gleich  den  einheimischen 
Gesellschaften  zulässt;  wenn  ferner  c)  die  Zwecke  der  Gesellschaft  den  hierlän- 
digen Staatsinteressen  und  die  Statuten  derselbe»  den  für  die  Sicherheit  dts 
Verkehres  massgebenden  Grundsätzen  der  hierlän  tischen  Gesetzgebung  nicht 
widerstreitin,  und  wenn,  endlich  ä)  die  Gesellschaft  durch  einen  statutenmässigen, 
erforderlichen  FaUs  von  der  Reg'erung  ihres  heimatlichen  Staates  genehmigten 
Beschluss  sich  giltig  verpflichtet,  bei  der  Ausübung  ihres  Geschäftsbetriebe»  in 
Oesterreieh,  nehst  den  allgemeinen  Gesetzen,  insbesondere  den  Bestimmungen  der 
gegenicärtigen  Verordnung  nachzukommen. 
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Art.  II.  Die  Entscheidung  über  den  Eintritt  der  im  Art.  I  erwähn' 
ten  Vorauasetztmgen  und  die  Ertheilung  der  Zulassiingserklärung  steht  den- 
selbtn  Behörden  zu,  welche  in  Ansehung  der  Eirichtimg  hierländiger  Gesellschaf- 
ten gleicher  Art  competent  sind.  Die  Zulassung  kann  für  die  ganze  Statuten- 
massige  Dauer  der  ausländischen  Gesellschaften  oder  für  eine  kürzere  Zeitdauer, 
ausgesprochen  werden.  Jede  Verlängerung  derjenigen  Zeitdauer,  auf  welche  die 
ursprüngliche  Zulassungserklärung  sich  erstreckt,  jede  Errichtung  von  Filialen 
oder  Agentien,  die  in  derselben  nicht  begriffen  sind,  sowie  jede  auf  Grund  einer 
im  Heimatlande  der  Gesellsclrnft  erfolgten  Ergänzung  oder  Aenderung  der 
Statuten,  heahsichtigte  Erweiterung  oder  Aenderung  des  Geschäftsbetriebes  in 
Oesterreich  unterliegt  einer  neuerlichen  Entscheidung  derjenigen  Behörden,  wel- 
che die  Zulassung  erklärt  haben. 

Art.  III.  Bevor  die  ausländische  Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  auf 
Grund  der  Zulassung surkunde  eröffnet,  verlängert,  erweitert  oder  ändert 
(,Art.  II),  hat  dieselbe  den  Wortlaut  dieser  Urkunden  und  die  einschlägigen 
wesentlichen  Bestimmungen  der  Statuten  durch  diejenigen  Blätter  zu  veröffent- 
lichen, welche  durch  besondere  Verordnungen  bestimmt  werden.  Durch  dieselben 
Blätter  haben  auch  die  üqrigen  Veröffentlichungen  zu  geschehen,  die  der  Gesell- 
schaft nach  diesem  Gesetze  obliegen. 

Art.  IV.  Die  Gesellschaft  hat  für  ihren  gesammten  Geschäftsbetrieb  iit 
Oesterreich  eine  aus  einer  oder  mehreren  Personen  bestehende,  der  Staatsver- 
waltung in  Oesterreich  zur  Genehmigung  anzuzeigende  und  durch  die  öffentlichen 
Blätter  kundzumachende  Rejträsentanz  zu  bestellen,  deren  Mitglieder  an  dem 
Orte  der  Merländigen  Hauptniederlassung  ihren  bleibenden  Wohnsitz  haben  oder 
nehmen  müssen.  Die  hierlänlige  Repräsentanz  der  Gesellschaft  hat  diese  sowohl, 
gegenüber  der  Staatsverwaltung,  als  gegenüber  dritten  Personen  in  Oesterreich, 
gerichtlich  und  aussergerichtlich  mit  unbeschränkter  Vollmacht  in  allen  Angelegen- 
heiten zu  vertreten,  welche  in  dem  Betriebe  der  Geschäfte  in  Oesterreich  ihren 
Chrmid  haben.  In  Rechtsstreiten,  welche  sich  auf  Angelegenheit,  dieser  Art  beziehen, 
ist  die  ausländische  Gesellschaft  als  Geklagte  den  österreichischen  Gerichten  unter- 
worfen, und,  falls  statutenmässig  eine  schiedsrichterliche  Entscheidung  einzutre- 
ten hat,  ist  für  derlei  Angelegenheilen  nur  ein  in  Oesterreich  zu  bestellendes: 
Schiedsgericht  zuständig. 

Art.  V.  Die  hierländige  Repräsentanz  der  GesellshJuifler  hat  der  politi- 
schen Landesstelle  desjenigen  Landes,  in  welchem  die  hierländige  Hauptnieder- 
lasstmg  ihren  Sitz  hat,  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  eities  jeden  Geschäfts- 
jahres folgende  Urkunden  über  das  letztvergangene  Geschäftsjahr  vorzulegen  : 
a)  die  Protocolle  der  abgehaltenen  Generalversammlungen  ;  bj  die  Genei  albilans 
der  Gesellschaft ;  c)  die  Specialbilanz  für  den  Geschäftsbetrieb  in  Oesterreich , 
in  welcher  die  für  diesen  Betrieb  bestimmten  Activen,  sowie  die  in  Oesterreich 
befindlichen  Betriebsanlagen,  abgesondert  von  dem  übrigen  Vermögen  der  Gesell- 
schaft nachzuweisen  sind.  Ausserdem  hat  die  Gesellschaft  die  abgedachten  Bilan- 
zen zu  veröffentlichen, 

Art.  VI.  Die  Mitglieder  der  Repräsentanz  haften  gegenüber  sämmtlichen 
hierläniigen  Gläubigern  der  Gesellschaft  persönlich  für  jeden  Schaden,  welcher, 
aus  der  Unrichtigkeit  der  eingere'chten  Specialbilanz  (Art.  V,  Iit.  c)  entstanden 
ist,  und  durch  die  Anwendung  der  pflichtmässigen  Sorgfalt  bei  der  Errichtung 
derselben  hätte  vermieden  werden  können. 

Art.  VII.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  in  Oesterreich  zugelassenen 
Gesellschaften  sind  nach  den  für  hierländige  Gesellschaften  gleicher  Art  gel- 
tenden Gesetzen  und  Verordnungen  zu  beut  theilen.  Insbesondere  haben  auf  die 
Gesellschaft  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Uebung  der  Staatsaufsicht, 
und,  soferne  sie  in  Oesterreich  Handelsgeschäfte  betreibt,  über  d'e  Pflicht  zur 
Eintragung  in  die  Handelsregister,  wo  solche  gesetzlich  bestehen,  Anwendung  zu 
finden.  Auch  hat  dieselbe,  gleich  d.n  Merländigen  Gesellschaften,  von  ihren  zum 
Geschäftsbetriebe  in  Oesterre'ch  gehörigen  Betriebsan'agen,  von  ihren  hierlandea 
abgeschlossenen  Geschäften  und  von  ihrem  Handels-  und  and'ren  Einkommen, 
in  Oesterreich  die  Steuern,  Abgaben  und  Gebühren  nach  Massgabe  der  hierländi- 
gen  Gesetze  und  Verordnungen  zu  entrichten. 

Art.  VIII.  Die  Wirksamkeit  der  Zulassungserklärung  erlischt  :  a)  wenn 
die  Gesellschaft  den  Geschäftsbetrieb  in  Oesterreich  innerhalb  der  ihr  in  der 
Zulassungserklärung  ausdrücklich  bestimmten  oder  in  Ermanglung  einer  solchen 
Bestimmung  innerhalb  einer  Frist  von  sechs  Monaten  vom  Zeitpunkte  der  Erthei- 
lung der  Zulassungserklärung  nicht  wirklich  eröffnet  hat;  bJ  wenn  die  Gesell- 
schaft den  in  Oesterreich  schon  eröffneten  Geschäftsbetrieb  ohne  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  durch  einen  drei  Monate  überschreitenden  Zeltraum  gänz- 
lich e'ngestellt  hat ;  c)  wenn  die  Gesellschaft  in  ihrem  heimatlichen  Staate  recht- 
lich zu  bestehen  aufgehört,  oder  die  volle  Verfügungs-  oder  Verkehrsfähigkeit  in 
Betreff  ihres  Vermögens  verloren  hat ;  d)  wenn  die  Zeit  abgelaufen  Ist,  auf  deren 
Dauer   in   der   Zulassungserklärung   der   gewerbemässige    Geschäftsbetrieb  der 
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Gesellschaft  in  Oesterreich  gestattet  wurde.  Durch  die  Bestimmung  der  FrU 
rten  in  a)  tmd  b)  wird  der  Fall  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Genehmigimg  zu 
einzünen  BetriSsanlagen  der  Gesellschaft  auf  Grund  der  Verordnungen  der- 
allgemeinen  Gewerbegesetze  noch  vor  Ablauf  obiger  Fristen  erlösche. 

Art.  IX.  Die  Staatsverwaltung  kann  die  Zulassimgserklärung  widerru- 
fen !  a)  wenn  der  Heimatstaat  der  Gesellschaft  in  der  Becbacktung  der  Gegen- 
seitigkeit (Art.  I,  lit.  b)  eine  für  die  hierländigen  Gesellschaften  nachtheilig» 
AMdenmg  eintretm,  oder  b)  wenn  die  Gesellschaft  sich  Uebertretungen  diese». 
Gesetzes  zu  Schulden  kommen  lässt. 

Art.  X.  lieber  die  Zulassung  ausländischer  Versicherungsgesellschaften^ 
zum  Geschäftsbetriebe  in  Oesterreich  wird  eine  besondere  Vorschrift  folgen. 

Ueber  die  Zulassung  ausländischer  Versicherungsgesellschaft 
ten  bestimmt  das  Gesetz  v.  29.  März  1873,  Nr.  42  R.  G.  B.,  Fol- 
g^idea  : 

§  /.  Die  in  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  25.  Kovember  1865  {R.  G. 
Bl.  Nr.  127)  ausgesprochene  Ausschliessung  der  ausländischen  Versicherungsge- 
sellschaften von  der  Zulassung  zum  hierländigen  Geschäftsbetriebe  wird  auf- 
gehoben. 

§  2.  Die  jeweilig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Zulassung 
auswärtiger  Gesellschaften  zu  hierländigem  Geschäftsbetriebe  haben  fortan  auch 
auf  die  Zulassung  von  ausländischen  Versicherungsgesellschaften,  und  zwar  sj- 
wold  von  Actiengesellschaften  und  CommoMditgesellschaften  auf  Actien,  die  Ver- 
sicherungsgeschajte  betreiben,  als  auch  von  gegenseitigen  Versicherungsgesellschaf- 
ten zum  Geschäftsbetriebe  in  den  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königrächen  uiui 
Ländern  mit  der  im  nachstehenden  §  3  enthaltenen  Beschränkung  Anwendung  zu> 
finden. 

§  3.  Wenn  in  einem  auswärtigen  Staate  Vorschriften  bestehen,  durch' 
welche  Pr.'vat-Versichertingsgesellschaffen  von  dem  Betriebe  eines  Versicheriings- 
zweiges  ganz  oder  theilweise  ausgeschlossen  sind,  ist  den  Gesellschaften,  welche- 
jenem  Staate  angeihören,  der  Betrieb  dieses  Versicherungszweiges  hierlandes  nicht 
gestattet. 

Siebenter  Abschnitt. 
Strafbestlmmnngrea . 

i.  Die  Mitglieder  der  Direction  sind,  sofern  ihre  Hand- 

lung oder  Unterlassung  nicht  unter  das  Strafgeseta 
fällt,  vom  competenten  Gerichtshofe  zu  Haft  bis  zu  drei 
Monaten  zu  verurtheilen  : 

1.  wenn  sie  behufs  Eintragung  der  Statuten  in 
das  Handelsfirmenregister  bezüglich  der  Zeichnung  und 
Einzahlung  auf  das  Stammcapital,  wissentlich  falsche 
Angaben  machen ; 

2.  wenn  wegen  ihrer  schuldbaren  Unterlassung  die 
Gesellschaft  länger  als  drei  Monate  überhaupt  ohne 
Aufsichtscomit6  war  oder  dasselbe  in  ungenügender 
Anzahl  gewesen  ist; 

3.  wenn  sie  bei  Aufstellung  der  Bilanz  gesetzwid- 
rig vorgehen  oder  wenn  sie  in  den  Vorlagen  an  die  Ge- 
neralversammlung den  Stand  der  Gesellschaft  wissentlich 
falsch  darstellen  oder  deren  Lage  verheimlichen ; 

4.  wenn  sie  die  Generalversammlungs-Protocolle 
vorsätzlich  falsch  führen  lassen; 
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5.  wenn  sie  eigene  Actien  der  Gesellschaft 
gegen  die  Bestimmungen  des  §  161  erwerben  oder 
belehnen  5 

6.  wenn  sie  gegen  die  Bestimmung  des  §  165  den 
Actionären  aus  dem  Stammcapital  Dividende  oder  Zin- 
sen zahlen; 

7.  wenn  sie  in  den  Fällen  des  §  187  die  General- 
Tersammlung  einzuberufen  beziehungsweise  die  Eröff- 
nung des  Concurses  zu  verlangen  unterlassen ; 

8.  wenn  sie  in  den  der  Generalversammlung  vor- 
Ibehaltenen  Angelegenheiten  (§  179)  eigenmächtig  vor- 
gehen. 

Art.  249  der  Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathea  und  des  Vorstandes  werden 
mit    Oefüngsnisa    bis    zu    drei  Monaten  bestraft : 

1)  wenn  sie  vorsätzlich  behufs  der  Eintragung  des  Gesell' 
acha/tsvertragea  in  das  Handelsregister  falsche  Angaben  über  die 
Zeichnung    oder    Einzahlung    des   Grundeapitals  machen  ; 

2)  wenn  durch  ihre  Schuld  länger  als  drei  Monate  die  6e- 
Seilschaft  ohne  Aufsichtsrath  geblieben  ist,  oder  in  dem  letzteren  die 
zur  Beschlussfähigkeit  erforderliche  Zahl  von  Mitgliedern  gefehlt  hat  ; 

3)  wenn  sie  in  ihren  Darstellungen,  in  ihren  Uebersichten 
über  den  Vermögensstcmd  der  Gesellschaft  oder  in  den  in  der  Gene- 
ralversammlung gehaltenen  Vorträgen  wissentlich  den  Stand  der 
Verhältnisse  der  Gesellschaft  unwahr  darstellen  oder  verschleiern. 

Wird  in  den  Fällen  zu  2  und  3  festgestellt,  dass  mildernde 
Umstände  vorhanden  sind,  so  ist  auf  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend 
Thalern  zu  erkennen. 

Art.  249  aj  der  Novelle  zum  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  werden  mit  Gefängniss  bis  zu 
'drei  Monaten  bestraft,  wenn  sie  der  Vorschrift  des  Artikels  240 
zuwider  dem  Gerichte  die  Anzeige  zu  machen  unterlassen,  dass  das 
Vermögen  der  Gesellschaft  nicht  mehr  die  Schulden  deckt. 

Die  Strafe  tritt  nicht  ein,  wenn  von  ihnen  nachgewiesen  wird, 
dass  die  Anzeige  ohne  ihr   Verschulden  unterblieben  ist. 

§219.  Die  im    vorhergehenden  §  festgesetzte  Strafe  wird 

auch  verhängt  ; 

1.  gegen  Gründer,  welche  im  Prospecte  wissentlich 
falsche  Angaben  machen ; 

2.  gegen  die  Mitglieder  des  Aufsichtscomitös,  wenn 
dieselben  ihren  Bericht  an  die  Generalversammlung  über 
^ie  Jahresrechnungen,  über  die  Bilanz  und  über  die  Ver- 
theilung  des  Gewinnes  wissentlich  auf  falsche  Angaben 
gründen ; 
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3.  gegen  die  hierländischen  Vertreter  ausländischer 
Aetiengesellschaften,  wenn  sie  das  zur  Führung  des  hier- 
ländischen Geschäftes  bestimmte  Capital  einem  anderen 
Zwecke  zuwenden  oder  aus  dem  Lande  fortziehen 
lassen. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  ist  daa 
Gericht  in  den  Fällen  der  vorhergehenden  beiden  §§  be- 
rechtigt, die  Haft  in  eine  für  jeden  einzelnen  Schuldige» 
besonders  auszumessende  Geldstrafe  bis  zur  Höhe  von 
je  1000  fl.  umzuwandeln. 

Mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  tausend  Gulden  sind 
zu  bestrafen: 

1.  die  Mitglieder  der  Direction,  wenn  sie  dem  §  198 
entgegen  die  Bilanz  und  den  Bericht  8  Tage  vor  der  Ge- 
neralversammlung zu  veröffentlichen  unterlassen ;  oder 
wenn  sie  die  GeneralversammlungsprotocoUe  dem  com- 
petenteu  Gerichtshofe  nicht  einreichen,  oder  wenn  sie 
die  Interimsactien  über  einen  höheren  als  den  thatsäch- 
lieh  eingezahlten  Betrag  ausstellen ; 

2.  das  zur  Einberufung  der  Generalversammlung 
verpflichtete  Organ,  wenn  es  dieselbe  nicht  wenigstens 
einmal  jährlich  einberuft  (§  177) ; 

3.  die  Liquidatoren,  wenn  sie  dem  §  206  entgegen 
über  den  Verlauf  der  Liquidation  nicht  Bericht  erstatten 
oder  das  Endresultat  kundzumachen  unterlassen; 

4.  die  hierländischen  Vertreter  ausländischer  Actien- 
gesellschaften,  wenn  sie  die  im  §  214  enthaltenen  Be- 
stimmungen nicht  einhalten. 

2.  Durch  Bemessung  der  in  den  §§  218,  219  und 
221  festgesetzten  Strafen  wird  an  der  in  diesem  Ge- 
setze ausgesprochenen  Verpflichtung  zum  Schadenersatze 
nichts  geändert. 

Eilfter      Titel. 
Genossenschaften. 

Erster  Abschnitt. 
AUffemelae  Bestimmungren. 

3.  Als  Genossenschaft  im  Sinne  dieses  Gesetzes  wird 
jene   aus  einer  nicht  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern 
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bestehende  Gesellschaft  angesehen,  welche  sich  zur 
Förderung  des  CrediteS;  des  Erwerbes  oder  der  Wirth- 
schaft  ihrer  Mitglieder  mittelst  gemeinsamer  Geschäfts- 
^ebahrung,  beziehungsweise  auf  Grundlage  der  Gegen- 
seitigkeit constituirt. 

Hieher  gehören  namentlich: 

Die  Vorschuss-  und  Credit  vereine  ; 

die  zur  gemeinschaftlichen  Anschaffung  von  Roh- 
stoffen, zur  Haltung  gemeinschaftlicher  Magazine  oder  zur 
gemeinschaftlichen  Production  gegründeten  Vereine; 

die  Consumvereine ; 

die  Wohnungsbaugesellschaften ; 

die  wechselseitigen  Versicherungsgesellschaften. 

§  I  des  Oesterreich.  Genossenschafisgesetzes : 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  haben  Anwendung  zu  ßn- 
vlen  auf  Vereine  von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl,  welche  die 
Förderung  des  Erwerbes  oder  der  Wirthschaft  ihrer  Mitglieder  mittelst 
gemeinschaftlichen  Geschäftsbetriebes  oder  mittelst  Oreditgewährung 
bezwecken  {Erwerbs-  und   Wirthschaftsgenossenschaften),  wie  auf 

Vorschuss-  und  Oreditvereine, 

Rohstoff-  und  Magazinsvereine, 

Productivgenossenschaften, 

Consumvereine  und 

Wohnungsgenossenschaften  und  dgl. 

§  224.  Die  Genossenschaft  wird  als  constituirt  angesehen: 

1.  wenn  die  Gesellschaftsstatuten  zu  Stande  ge- 
kommen sind; 

2,  wenn  die  Gesellschaft  in  das  Handelsfirmen- 
register eingetragen  worden  ist. 

Der  Eintritt  der  einzelnen  Mitglieder  in  die  Ge- 
nossenschaft geschieht  auf  Grundlage  schriftlicher  Er- 
klärung. 

§  3  des  Oesterreich.  Ganossenschaftsgesetzes: 

Zur  Gründung  der  Genossenschaft  ist  erforderlieh  : 

1)  Die  Annahme  einer  Genossenschaftsfirma. 

2)  Die  schriftliche  Abfassung  des  Genossenschaftsvertrages 
{Statuts). 

3)  Die  Eintragung  dieses  Vertrages  in  das  GenossenschaftS' 
register. 

Der  Beitritt  der'  einzelnen  Genossenschafter  geschieht  durch 
schriftliehe  Erklärung. 

§  225.  In  den  Statuten  muss  jedenfalls  festgesetzt  werden : 

1.  die   Firma  und  der  Sitz  der  Genossenschaft; 

2.  der  Gegenstand  der  Unternehmung; 
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3.  die  Dauer  der  Genossenschaft; 

4.  die  Bedingungen  des  Eintrittes  der  Genossen- 
schafter sowie  die  besonderen  Bestimmungen  über  das 
allfällige  Ausscheiden  derselben  (in  Folge  Austrittes, 
Todes  oder  der  Ausschliessung) ; 

5.  das  Verhältniss  der  Betheiligung  der  einzelnen 
Mitglieder  beziehungsweise  deren  Geschäftsantheile  und 
die  Art  der  Bildung  dieser  Antheile; 

6.  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  zu 
verfassen  und  zu  prüfen  ist ; 

7.  die  Art  und  Weise,  wie  der  Gewinn  oder  der 
Verlust  zu  berechnen  und  unter  die  einzelnen  Mitglieder 
zu  vertheilen  ist ; 

8.  die  Organisation  der  Direction,  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Wahl  derselben  zu  erfolgen  hat,  der 
Wirkungskreis  derselben  und  die  Dauer  ihrer  Wirk- 
samkeit ; 

9.  die  Organisirung  und  die  Dauer  der  Wirksam- 
keit des  Aufsichtscomites ; 

10.  die  Art  und  Weise  der  Firmenzeichnung; 

11.  die  Form  der  Einberufung,  der  Ort  und  die 
Zeit  der  Abhaltung,  der  Wirkungskreis  und  die  Ver- 
liandlungsordnung  der  Generalversammlung,  die  Art  und 
Weise  der  Beschlussfassung  und  die  Festsetzung  dar- 
über, was  in  dem  Falle  zu  geschehen  habe,  wenn  die 
einberufene  Generalversammlung  nicht  beschlussfahig  war ; 

12.  das  Stimmrecht  der  Mitglieder  und  die  Form, 
in  welcher  dasselbe  ausgeübt  wird; 

13.  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Kund- 
machungen der  Genossenschaft  erfolgen  ; 

14.  die  Bestimmung,  ob  die  Haftung  der  Genossen- 
schafter für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft 
eine  unbeschränkte  oder  eine  beschränkte  ist  und  wenn 
im  letztern  Falle  die  Haftung  über  das  im  Gesetze  be- 
stimmte Mass  ausgedehnt  wird,  der  Umfang  dieser 
Haftung. 

§  5  des  Oesterreich.  Genossenschaftsgesetzes : 

Der  Genoaenschaftavertrag  muaa  enthalten : 

1)  die    Firma  und  den  Sitz  der  Genoaaensehaft  ; 

2)  den  Gegenstand  des  Unternehmens ; 

5)  die  Zeitdauer  der  Genoaaenachaft,  im  Falle  dieaelbe  auf 
•eine  beatimmte  Zeit  beschränkt  sein  soll  ; 

4)  die    Bedingungen  des  Eintrittes  der  Genoaaenacha/ler,  tovoie 
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die  allfälligen  besonderen  Beatimmungen  über  da»  AusacJieiden  (-4««- 
tritt,  Tod  oder  Ausschliessung)  derselben  ; 

5)  den  Betrag  der  Geschäftsantheile  der  einzelnen  Genossen- 
schafter und  die  Art  der  Bildung  dieser  Antheile ; 

6)  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen  und 
der  Gewinn  zu  berechnen  ist,  die  Art  und  Weise,  loie  die  Prüfung 
der  Bilanz  erfolgt,  sowie  die  Bestinitmmg  über  die  Vertheilung  des 
Gewinnes  und   Verlustes  unter  die  einzelnen  Genossenschafter  ; 

7)  die  Art  der  Wahl  und  Zusammensetzung  des  Vorstandes 
und  die  Formen  für  die  Legitimation  der  Mitglieder  des  Vorstan- 
des sowie  der  Stellvertreter  derselben  und  Beamten  der  Genossen- 
schaft ; 

8)  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenbervfung  der  Genos' 
senschafter  geschieht ; 

0)  die  Bedingungen  des  Stimmrechtes  der  Genossenschafter 
und  die  Form,  in  welcher  dasselbe  ausgeübt  wird  ; 

10)  die  Gegenstände,  über  welche  nicht  schon  durch  einfache 
Stimmenmehrheit  der  auf  Zusamm&nberufung  erschienenen  Genossen- 
schafter, sondern  nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder 
nach  anderen  Erfordernissen  Beschluss  gefasst  loerden  kann  ; 

11)  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  von  der  Genossenschaft 
ausgehenden  Bekanntmachungen  erfolgen  ; 

12)  die  Angabe,  ob  die  Haftung  der  Genossenschafter  filr  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  eine  unbeschränkte  oder  eine 
beschränkte  ist,  und,  wenn  im  letzteren  Falle  die  Haftung  über 
das  im  Gesetze  bestimmte  Mass  (§  76)  ausgedehnt  wird,  die  Angabe 
des   Umfanges  dieser  Haftung  ; 

13)  die  Benennung  der  Mitglieder  des  ersten  Vorstandes  oder 
derjenigen  Personen,  welche  die  Registrirung  der  Genossenschaft  zi» 
erwirken  haben. 

§  226.  Die  Statuten  sind  sammt  dem  Namensverzeichnis» 

der  Mitglieder  bei  jenem  Gerichtshof,  in  dessen  Spren- 
gel die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat,  behufs  Eintra- 
gung in  das  Handelsfirmenregister  und  Kundmachung 
anzumelden. 

Die  Kundmachung  der  Anmeldung  muss  enthalten : 

1.  das  Datum  der  Statuten; 

2.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Genossenschaft ; 

3.  den  Gegenstand  der  Unternehmung; 

4.  die  Dauer  der  Genossenschaft; 

5.  die  Art  und  Weise  der  Firmenzeichnung ; 

6.  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Kundmachun- 
gen der  Genossenschaft  erfolgen  ; 

^  7,  die  Angaben ,  ob  die  Mitglieder  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  eine  unbe- 
schränkte oder  eine  beschränkte  Haftung  übernehmen^ 
und  wenn  im  letzteren  Falle  die  Haftung   über  das   im 
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Gesetze  bestimmte  Maass  ausgedehnt  wird,  den  Umfang 
dieser  Haftung. 

§  6  des  Oesterreich.  Genossenschaftsgesetzes. 

Der  in    das    Genossenschafisregister  eingetragene  (registrirte) 
Genosaensckaflsvertrag  muss  im  Auszuge  veröffentlicht  werden. 
Der  Auszug  muss  enthalten : 
/)  das  Datum  des  Genossens<Aa/csvertrages; 

2)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Genossenschaft  ; 

3)  den  Gegenstand  des    Unternehmens  ; 

4)  die  Zeitdauer  der  Genossenschaß,  im  Falle  dieselbe  auf 
eine  bestimmte  Zeit  beschränkt  sein  soll  ; 

5)  die  Namen  und  den  Wohnort  der  Mitglieder  des  Vor- 
standes, falls  ein  solcher  schon  im  Genossenschaftsvertrage  bestellt  ist  ; 

6)  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  von  der  Genossenschaft 
ausgehenden  Bekanntmachungen  erfolgen ; 

7)  die  Angabe,  ob  die  Haftung  der  Genossenschafter  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaß  eine  unbeschränkte  oder  eine 
beschränkte  ist,  und  ivenn  im  letzteren  Falle  die  Haftung  über  das  im. 
Gesetze  bestimmte  Maass  (§  76)  ausgedehnt  wird,  die  Angabe  des  Um- 
fanges  dieser  Haßung. 

Ist  in  dem  Genossenschaftsvertrage  eine  Form  bestimmt,  in 
welcher  der  Voi'stand  seine  Willenserklärungen  kund  gibt  und  ßir 
die  Genossenschaß  zeichnet,  so  ist  auch  diese  Bestimmung  zu  ver- 
öffentlichen. 

!7.  Die  Genossenschaft  hat  gleichzeitig   mit  der   Ein- 

reichung der  Statuten  nachzuweisen,  dass  die  Statuten 
durch  die  constituirende  Generalversammlung  festgesetzt, 
die  Direction  und  das  Aufsichtscomite  gewählt  wor- 
den ist. 

Die  hierauf  bezügliche  Eingabe  haben  die  Direc- 
tionsmitglieder  bei  dem  competenten  Gerichtshofe  eigen- 
händig zu  unterfertigen  oder  in  beglaubigter  Form  ein- 
zureichen. 

J8.  Die    Genossenschaft    wird     vor    erfolgter    Eintra- 

gung in  das  Handelsfirmenregister  und  Kundmachung 
nicht  als  bestehend  angesehen.  Diejenigen,  welche  vor 
der  Eintragung  und  Veröffentlichung  im  Namen  der  Ge- 
sellschaft gehandelt  haben,  haften  persönlich  und  soli- 
darisch. 

§  8  des  Oesterr.  Genossenschaftsgesetzes: 

Vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Genossenschaftsregister  besteht 
die  Genossenschaft  als  solche  nicht.  Wenn  vor  erfolgter  Eintragung 
im  Namen  der  Genossenschaft  gehandelt  tcird,  so  haften  die  Han- 
delnden persönlich  und  solidarisch. 
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§  229,  Die  Gesellschaftstatuten  sind   unter  Nachweis   der 

im  vorigen  §  erwähnten  Thatsachen  behufs  Eintragung 
in  das  Handelsfirmenregister  auch  bei  jenem  Gerichts- 
hofe einzureichen,  in  dessen  Sprengel  die  Genossenschaft 
eine  Zweigniederlassung  hat. 

§  10  des  Oesterr.  Genossenschaftsgesetzes: 

Bei  jedem  Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirk  die  Genoasen- 
scha/t  eine  Zweigniederlassung  hat,  muss  diese  behufs  der  Eintragung 
in  das  Genossenschaftsregister  angemeldet  werden,  und  ist  dabei 
Alles  zu  beobachten,  was  die  §§  6  und  9  für  das  Hauptgeschäft  vor- 
schreiben, 

§  230.  Die  auf  ausländische  Actien- Gesellschaften   bezüg- 

lichen Bestimmungen  der  §§  210— 217Miese8  Gesetzes, 
finden  auch  auf  ausländische  Genossenschaften  entspre- 
chende Anwendung. 

Zweiter  Abschnitt. 

BechtBverh&ltnisse   der   Genossenschafter  untereinander  und 

dritten  Personen  geg'enäber. 

§  231.  Die    Mitglieder    einer    mit    unbeschränkter     Haf- 

tung errichteten  Genossenschaft  haften  für  die  Verbind- 
lichkeiten der  Genossenschaft,  sofern  dieselben  aus  dem 
Gesellschaftsvermögen  nicht  befriedigt  werden  können, 
solidarisch  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

Die  Mitglieder  einer  mit  beschränkter  Haftung  er- 
richteten Genossenschaft  haften,  sofern  die  Statuten  nichts 
Anderes  verfügen,  nur  bis  zur  Höhe  der  von  ihnen  ge- 
zeichneten  Geschäftsantheile. 

Abs.  I  des  §  53  des  Oesterr.  Genossenschaftsgesetzes: 

Die  Mitglieder  einer  mit  unbeschränkter  Haftung  errichteten 
Genossenschaft  haften  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft, 
insoferne  zur  Deckung  derselben  im  Falle  der  Liquidation  oder  des 
Concurses  die  Activen  der  Genossenschaft  nicht  ausreichen,  aolida- 
risch  mit  ihrem  ganzen   Vermögen. 

§  76  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 
Jedes  Mitglied  einer  mit  beschränkter  Haftung  errichteten 
Genossenschaft  haftet  im  Falle  des  Concurses  oder  der  Liquidation 
für  deren  Verbindlichkeiten,  insoferne  der  Gesellschaftsvertrag  nicht 
einen  höheren  Haßungsbetrag  festsetzt,  nicht  nur  mit  seinen  Geschäfts- 
antheilen,  sondern  auch  noch  mit  einem  weiteren  Betrage  in  der 
Höhe  derselben, 

§  232.  Die  Gläubiger  der  Gesellschaft   können  ihre  For- 

derungen   gegen    einzelne    Genossenschafter    nur    nach 
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Beendigung  des  über  das  Vermögen  der  Gesellschaft 
eröffneten  Concurses  und  nur  insoweit  geltend  machen,  als 
diese  Forderungen  im  Concurse  aufgerechnet,  bezie- 
hungsweise zugesprochen  worden  sind. 

Solche  Forderungen  können  bei  dem  einzelnen 
Genossenschafter  ohne  Einleitang  eines  neuerlichen  ge- 
richtlichen Verfahrens  im  Wege  der  Execution  eingetrie- 
ben werden. 

Abs.  4  und  5  des  §  60  des  Oesterr.  Genossenschafisgesetzes : 
Sobald  der  Concurs  beendet  ist,  sind  die  Gläubiger  berechtigt, 
wegen  des  Ausfalles  an  ihren  Forderungen,  jedoch,  nur  wenn  solche 
hei  dem  Concursverfahren  angemeldet  und  als  richtig  festgestellt  sind, 
einschliesslich  Zinsen  und  Kosten,  die  einzelnen,  ihnen  solidarisch 
haftenden  Genossenschafter  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Wegen    Forderungen,    welche  im  Concurse  der  Oenossenschaß 
.als    richtig   festgestellt    und    auch  von  dem     Vorstande,    beziehungs- 
v:eise  den  Liquidatoren  nicht  bestritten  worden  sind,  kann  gegen  den 
Genossenschafter,  ohne  dass  es  der  Einleitung  eines  neuerlichen  recht- 
lichen  Verfahrens  bedarf,  die  Execution  erwirkt  werden. 

33.  Wer  in  eine  bestehende  Genossenschaft  eintritt, 
haftet  für  alle  vor  seinem  Eintritte  entstandenen  Ver- 
bindlichkeiten derselben. 

Ein  dem  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegenüber 
dritten  Personen  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Abs.  II  und  III  des  §  53  des  Oesterr.  Genossenschafisgesetzes  : 

Wer  in  eine  bestehende  Genossenschaft  eintritt,  haftet  gleich 
den  anderen  Genossenschaftern  für  alle  von  der  Genossenschaft  vor 
seinem  Eintritte  eingegangenen   Verbindlichkeiten. 

Ein  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegen  Dritte  ohne  rechtli' 
che   Wirkung. 

34.  Enthaltet!  die  Statuten  keine  abweichende  Bestim- 
mung, so  können  jene  Genossenschafter,  welche  die  sta- 
tutenmässigen  Einzahlungen  geleistet  haben,  von  den 
übrigen  Genossenschaftern  unter  dem  Titel,  dass  die  Letz- 
teren mehr  gezahlt  haben,  mittelst  Regresses  nicht  be- 
langt werden. 

35.  Jeder  Genossenschafter  hat  das  Recht,  selbst  in  dem 
Falle,  wenn  die  Gesellschaft  auf  bestimmte  Zeit  errichtet 
ist,  aus  der  Genossenschaft  ganz,  oder  wenn  er  meh- 
rere Geschäftsantheile  gehabt  hat,  hinsichtlich  bestimm- 
ter Geschäfsantheile  nach  vorheriger  Kündigung  auszu- 
treten. Ist  die  Kündigungsfrist  und  der  Zeitpunkt  des 
Austrittes   in  den   Statuten  nicht  festgesetzt    worden,  so 
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kann  der  Austritt  nur  nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres 
nach  vorheriger,  mindestens  vierwöchentlicher  Kün- 
digung erfolgen. 

Die  Mitgliedschaft  hört  mit  dem  Tode  auf.  Die  Rechts- 
nachfolger können  an  die  Stelle  des  verstorbenen  Genossen- 
schafters treten,  sofern  die  Statuten  dies  nicht  ausschliessen. 

Die  Genossenschaft  kann  die  einzelnen  Genossen- 
schafter aus  in  den  Statuten  festgesetzten  Gründen  auch 
ausschliessen. 

<  §  54  des  Oesterr.  Genossenschaftsgesetzes  .- 

Jeder  Genossenschafter  hat  das  Recht,  aus  der  Genossenschaft 
auszutreten,  auch  wenn  der  Genossenschaftsvertrag  auf  bestimmte 
Zeit  geschlossen  ist. 

Ist  über  die  Kündigungsfrist  und  den  Zeitpunkt  des  Austrit- 
tes im  Genossenschaflsvertrage  nichts  festgesetzt,  so  findet  der  Aus- 
tritt nur  mit  dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  nach  vorheriger  min- 
destens vierwöchentlicher  Kündigung  statt.  Ferner  erlischt  di6  Mit- 
gliedschaft durch  den  Tod,  sofern  der  Genossenschaftsvertrag  keine 
entgegengesetzten  Bestimmungen  enthält. 

§  77  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

Der  Austritt  eines  Genossenschafters  darf  nicht  vor  Ablauf 
des  Geschäftsjahres  und  nur  nach  vorausgegangener,  mindestens 
vierwöchentlicher  Kündigung  geschehen. 

Ebenso  wird  die  Kündigung  eines  oder  mehrerer  Geschäfts' 
antheile,  ohne  gleichzeitigen  Austritt  eines  Genossenschafters,  welcher 
mit  anderen  Geschäftsantheilen  in  der  Genossenschaft  verbleibt,  nicht 
vor  Ablauf  des  Geschäftsjahres  wirksam  und  muss  mindestens  vier 
Wochen  vorher  erfolgen. 

Jede  Kündigung  ist  sogleich  in  das  nach  §  14  zu  führende 
Register  der  Mitglieder  einzutragen. 

§  236.  Die  aus  der   Genossenschaft  ganz   oder  rücksicht- 

lich einzelner  Geschäftsantheile  ausgeschiedenen  Mitglie- 
der sowie  ihre  Erben  haften  den  Gläubigern  der  Ge- 
nossenschaft für  alle  jene  Gesellschaftsverbindlichkeiten, 
welche  bis  zum  Zeitpunkte  des  Ausscheidens  entstanden 
sind,  innerhalb  der  im  §  254  festgesetzten  Verjährungs- 
frist in  dem  Maasse,  wie  es  die  Statuten  festsetzen. 

Abs.  1  des  §  55  des   Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

Die  aus  der  Genossenschaft  ausgeschiedenen  Mitglieder,  sowie 
ihre  Erben  bleiben  den  Gläubigern  der  Genossenschaft  innerhalb  der 
Verjährungsfrist  für    alle  bis  zum    Ausscheiden  von  der    Genossen- 
schaft eingegangenen  Verbindlichkeiten  in  Haßung. 
§  78  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

Die  Haftung  eines  ausgeschiedenen  Genossenschafters  oder 
seiner  Erben  dauert  noch  durch  Ein  Jahr  nach  Ablauf  des  Geschäfts- 
jahres, in  welchem  das  Ausscheiden  des  Genossenschafters  erfolgt  ist, 
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inso/eme  nicht  durch  den  Genossenschaftsvertrag  eine  längere  Dauer 
der  Haftung  festgesetzt  ist,  und  erstreckt  sich  auf  alle  Verbindlich' 
keiten,  welche  von  der  Genossenschaft  bis  zur  Ausscheidung  des  Ge- 
nossenschafters eingegangen  wa/ren. 

57.  Die  aus  der  Genossenschaft  ausgeschiedenen  Ge- 
nossenschafter sowie  ihre  Erben  haben,  sofern  die  Sta- 
tuten nicht  Anderes  bestimmen,  auf  den  Reservefond 
und  auf  das  übrige  Vermögen  der  Genossenschaft  keinen 
Anspruch.  Dagegen  haben  sie  Anspruch  auf  jenen  Ge- 
schäftsantheil,  der  ihnen  nach  dem  Rechnungsabschlüsse 
für  das  Jahr,  in  welchem  das  Ausscheiden  erfolgte, 
zufällt. 

Die  Auszahlung  dieses  Geschäftantheiles  und  der 
etwaigen  anderen  Bezüge  können  die  Genossenschafter 
■  einer  mit  unbeschränkter  Haftung  errichteten  Genossen- 
schaft oder  deren  Erben  nach  Ablauf  von  drei  Monaten 
von  der  Feststellung  des  Rechnungsabschlusses  an  ge- 
rechnet, die  Genossenschafter  einer  mit  beschränkter 
Haftung  gegründeten  Genossenschaft  oder  deren  Erben 
dagegen  nur  nach  Ablauf  der  im  §  254  festgesetzten 
Verjährungsfrist  verlangen,  vorausgesetzt,  dass  nicht  bis 
dahin  die  Auflösung  der  Gesellschaft  beschlossen  wor- 
den ist. 

Dasselbe  findet  auch  dann  statt,  wenn  ein  Genos- 
senschafter nur  hinsichtlich  eines  oder  mehrerer  Ge- 
schäftsantheile  aus  der  Genossenschaft  austritt. 

Abs.  II  des  §  55  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 
Wenn  der  Genossenschaftsvertrag  nichts  Anderes  bestimmt 
haben  sie  an  den  Reservefond  und  an  das  sonst  vorhandene  Ver- 
mögen der  Genossenschaft  keinen  Anspruch,  sie  sind  mir  berechtigt 
zu  verlangen,  dass  ihnen  ihr  Geschäftsantheil,  wie  er  s'ch  nach  dem 
Rechnungsabschlüsse  ßir  das  Jahr,  in  icelchem  der  Genossenschafter 
ausgeschieden  ist,  darstellt,  einen  Monat  nach  Feststellung  dieses 
Rechnungsabschlusses  ausgezahlt  werde,  insofern  nicht  bis  dahin  die 
Auflösung  der  Genossenschaft  beschlossen  oder  verfügt  ist. 

Abs.  II  des  §  79  des  Oesterr.  Genoss.>Ges. : 
An  den  Reservefond   und  an  das  sonst  vorhandene   Vermögen 
<ler  Genossensehaß    hat  der  ausgeschiedene    Genossenschafter    keinen 
Anspruch,  loenn  nicht  in  dem  Genossenschaftsvertrage  etwas  Anderes 
bestimmt  ist. 

58.  Sofern  die  Statuten  nicht  Anderes  verfügen,  kann  der 
Genossenschafter  seine  einzelnen  oder  sämmtliche  Ge- 
schäftsantheile  und  die  damit  verbundenen  Mitgliedschafts- 
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Rechte  nach  erfolgter  Anmeldung  bei  der  Direclion  ao 
einen  Andern  tibertragen. 

Die  im  §  236  festgesetzte  Haftung  des  Uebertra- 
gers  bleibt  jedoch  unberührt,  wenn  der  Uebernehmer 
seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen   nicht  fähig  ist. 

§  83  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. . 

Die  Oesehüftsantheile  und  sonstigen  auf  Grund  des  Oenos- 
aensehaftsverhältnissea  zugeschriebenen  Guthaben  der  Genossenschaf- 
ter können  mit  Bewilligung  des  Vorstandes  an  Andere  übertragen 
werden,  wenn  nicht  der  Genossenschaftsvertrag  etwas  Anderes  be- 
stimmt. 

Auch  in  diesem  Falle  bleibt  jedoch  der  übertragende  Genos~ 
senschafter  subsidiarisch  nach  den  Bestimmungen  der  §§  78  und  80 
in  Haftung. 

§  239.  Die  auf  die  Privatgläubiger  und    auf  die  Compen- 

sation  bezüglichen  Bestimmungen  der  §§  95  und  9& 
dieses  Gesetzes  finden  auch  auf  die  Genossenschaften 
Anwendung. 

Führt  ein  Privatgläubiger,  nach  fruchtlos  voll- 
streckter  Execution  in  das  Privatvermögen  eines  Genos- 
senschafters, auf  das  seinem  Schuldner  für  den  Fall  der 
Auflösung  der  Gesellschaft  zukommende  Guthaben  die 
Execution,  so  kann  er  wegen  seiner  Befriedigung  nach 
vorangegangener  Kündigang  das  Ausscheiden  des  Ge- 
nossenschafters verlangen,  ohne  Kücksicht  darauf,  ob  die 
Gesellschaft  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  er- 
richtet  worden  ist. 

Die  Kündigung  muss  mindestens  vier  Wochen  vor 
Ablauf  des  Geschäftsjahres  geschehen. 

§  58  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 
Eine  Compensation  zwischen  Forderungen  der  Genossenschaft 
und  Privatforderungen  des  Genossenachaftsschuldners  gegen  einen 
Genossenschafter  findet  während  der  Dauer  der  Genossenschaft  weder 
gamz  noch  theilweise  statt.  Nach  Auflösung  der  Genossenschaft  ist 
sie  zulässig,  loenn  und  soweit  die  Genossenschaftsforderung  dein. 
Genossenschafter  bei  der  Auseinandersetzung  überwiesen  ist, 

§  59    des  Oesterr.  Genoss.-Ges.: 

Eat  ein  Privatgläubiger  eines  Genossenschafters  nach  frucht- 
los vollstreckter  Execution  in  dessen  Privatvermögen  die  Execution 
in  das  demselben  für  den  Fall  seines  Ausscheidens  aus  der  Genos- 
senschaji  zukommende  Guthaben  erwirkt,  so  ist  er  berechtigt,  die 
Genoasenschaft  mag  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  eingegan- 
gen sein,  behufa  aeiner  Befriedigung  nach  vorher  von  ihm  geaehe- 
ner  Kündigung  daa  Ausscheiden  jenes  Genossenschafters  zu  ver- 
langen. 
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Die  Kündigung  muss  mindestens    sechs    Monate    vor    Ahlauf 
des  Oesthäßsjahres  der  Genossenschaft  geschehen. 

Dritter  Abschnitt. 
Oeneralversammlnngr,  Direction  und  Anfsiohtsoomit^. 

0.  Die  auf  die  Generalversammlungen  der  Actiengeselh 

Schäften  bezüglichen  Bestimmungen  der  §§  176—181 
finden  auf  die  Genossenschaften  derart  Anwendung,  dass 
die  den  einzelnen  Actionären  gesicherten  Rechte  von  den 
einzelnen  Mitgliedern,  die  der  Gesammtheit  der  Actio- 
Läre  vorbehaltenen  Rechte  aber  von  der  Gesammtheit  der 
Genossensenschafter  ausgeübt  werden. 

§§  27—34  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

§  27,  Die  Rechte,  welche  den  Genossenschaßern  in  Angelegenheiten 
der  Genossenschaß,  insbesondere  in  Beziehung  auf  die  Führung  der 
Geschäfte,  die  Einsicht  und  Prüfung  der  Bilanz  und  die  Bestim- 
mung der  Gewinnt  er  theilung  zustehen,  icerden  von  der  Gesammt- 
heit der  Genossenschafter  in  der  Generalversammlung  ausgeübt. 

Jeder  Genossenschaßer  hat  hiehei  eine  Stimme,  wenn  nicht 
der  Genossenschaftsvertrag  etwas  Anderes  festsetzt. 

§  28.  Die  Generalversammlung  der  Genossenschaßer  wird  durch 
den  Vorstand  berufen,  soweit  nicht  nach  dem  Genossensehaßs- 
vertrage  oder  nach  diesem  Gesetze  auch  andere  Personen  duzu  be- 
fugt sind,  ' 

§  29.  Eine  Generalversammlung  der  Genossenschafter  ist  ausser 
den  im  Genossenschaftsvertrage  ausdrücklich  bestimmten  Fällen  zu 
berufen ,  wenn  dies  im  Interesse  der  G enossenschaß  erforderlieh 
erscheint. 

Die  Generalversammlung  muss  sofort  berufen  werden,  wenn 
mindestens  der  zehnte  Theil  der  Mitglieder  der  Genossenschaft  in 
einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Anführung  des 
Zweckes  und  der  Gründe  darauf  anträgt.  Ist  in  dem  Genossen- 
schaßsvertrage  das  Recht,  die  Berufung  einer  Generalversammlung 
zu  verlangen,  einer  grösseren  oder  geringeren  Zahl  von  Genossen- 
schaßern beigelegt,  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden. 

Die  zur  Einberufung  der  Generalversammlung  Verpflichteten 
sind  hiezu  erforderlichen  Falles  auf  Begehren  der  Antragsteller  von 
dem  Handelsgerichte  durch  Geldstrafen  bis  zu  300  fl.  ö.  W.  zu 
verhalten. 

§  30.  Die  Berufung  der  Generalversammlung  hat  in  der  durch  den 
Genossenschaftsvertrag  bestimmten    Weise  zu  erfolgen. 

Der  Zweck  der  Generalversammlung  muss  jederzeit  bei  der 
Berufung  bekannt  gemacht  werden,  lieber  Gegenstände,  deren  Ter- 
handlung  nicht  in  dieser  Weise  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse 
nicht  gefasst  werden  ;  hiervon  ist  jedoch  der  Beachluss  über  den  in 
einer  Generalversammlung  gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  ausgenommen. 

Zur  Stellung  von  Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne 
Besehlussfassung  bedarf  es  der  Ankündigung  nicht. 
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§  31.  Zur  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  ist,  inso/emo 
der  Qenossenachaftsvertrag  nichts  Anderes  bestimmt,  erforderlich, 
dass  in  derselben  wenigstens  der  zehnte  Theil  der  Mitglieder  anwe- 
send oder  vertreten  ist. 

%  82.  Im  Falle  der  Besehlussunfähigheit  einer  Generalversammlung 
ist,  wenn  der  Genossenschaftsvertrag  nichts  Anderes  bestimmt,  eine 
zweite  Versammlung  einzuberufen,  welche  ohne  Bücksicht  auf  die 
Zahl  der  anwesenden  oder  vertretenen  Mitglieder  beschlussfähig  ist. 

Die  zweite  Generalversammlung  ist  auf  die  Verhandlung 
jener  Gegenstände  beschränkt,  für  welche  die  vereitelte  Versamm- 
lung einberufen  war. 

§  83.  Wenn  der  Genossenschaßsvertrag  über  die  Art  der  Beschluss- 
fassung nichts  Anderes  bestimmt,  werden  die  Beschlüsse  der  Gineral' 
Versammlung  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst ;  der  Vorsitzende 
nimmt  an  der  Abstimmung  Theil  und  bei  Stimmengleichheit  gilt 
jene  Meinung  als  BeschZuss ,  welcher  der  Vorsitzende  beigetre- 
ten ist. 

Eine  Abänderung  des  Genoss6nschaftsvertrages ,  sowie  die 
Auflosung  der  Genossenschaft  kann,  vorbehaltlich  einer  abweichenden 
Bestimmung  des  Genossenschaftsvertrages,  nur  mit  einer  Mehrheit  von 
wenigstens  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  beschlossen 
werden. 

§  84.  Der  Vorstand  ist  zur  Beobachtung  und  Ausführung  aller 
Bestimmungen  des  Genossenschaftsvertrages  und  der  in  Gemässheit 
desselben  von  der  Generalversammlung  giltig  gefassten  Beschlüsse 
verpflichtet  und  dafür  der  Genossenschaft  verantwortlich. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  in  ein  Proto- 
collbuch  einzutragen,  dessen  Einsicht  jedem  Genossenschafter  und 
der   Verwaltungsbehörde  freisteht. 

§  241.  Die  auf   die  Vertretung    der  Gesellschaft,   auf  die 

Wahl  der  Direetion,  auf  die  Rechte  und  Pflichten  der- 
selben bezüglichen  Bestimmungen  der  §§  182  —  193  und 
197  dieses  Gesetzes  kommen  auch  bei  den  Genossen- 
schaften zur  Anwendung. 

§§  15—21,  23  und  26  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

§  15.  Jede  Genossenschaft  muss  einen  aus  der  Zahl  der  Genossen- 
schafter zu  wählenden  Vorstand  haben.  Sie  wird  durch  denselben 
gerichtlich  und  aussergerichtlich  vertreten. 

Der  Vorstand  kann  aus  einem  oder  mehreren  Mitgliedern 
bestehen,  diese  können  besoldet  odtr  unbesoldet  sein,  Ihre  Bestellung 
ist  zu  jeder  Zeit  widerruflich,  unbeschadet  der  EntschädigungS' 
ansprüche  aus  bestehenden    Verträgen. 

§  16.  Die  jeweiligen  Mitglieder  des  Vorstandes  müssen  alsbald 
nach  ihrer  Bestellung  zur  Eintragung  in  das  Genossenschaftsregi- 
ster angemeldet  werden.  Der  Anmeldung  ist  ihre  Legitimation  beizu- 
ßigen.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes  haben  ihre  Unterschrift  vor 
dem  Handelsgerichte  zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  tn  beglaubigter 
Form  einzureichen. 
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In  gleicher  Weisse  muss  bei  Jeder  Aenderung  der  Mitglieder 
des  Vorstandes,  beziehungsweise  bei  Bestellung  von  Stellvertretern 
vorgegangen  werden. 

Ist  die  Aenderung  nicht  in  das  Genossenschaflsregister  einge- 
tragen und  öffentlich  bekannt  gemacht,  so  kann  sie  die  Genossen- 
schaft einem  Dritten  nur  dann  entgegensetzen,  icenn  sie  beteeist, 
dass  die  Aenderung  Letzterem  beim  Abschbtsse  des  Geschäßes  be- 
kannt war. 

Ist  die  Eintragung  tmd  Bekanntmachung  geschehen,  so  muss 
'in  Dritter  die  Aenderung  gegen  sich  gelten  lassen,  so/erne  nicht 
durch  die  Umstände  die  Annahme  begründet  wird,  dass  er  die 
Aenderung  beim  Abschlüsse  des  Geschäßes  weder  gekannt  habe, 
noch  habe  kennen  müssen. 

§  17.  Der  Vorstand  hat  in  der  durch  den  Genossenschaftsvertrag 
bestivimten  Foi'm  seine  Willenserklärung  kund  zu  geben  und  ßir 
die  Genossenschaft  zu  zeichnen.  Ist  nichts  darüber  bestimmt,  so  ist 
die  Zeichnung  durch  sümmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  erforder- 
lich. Die  Zeichnung  geschieht  in  der  Weise,  dass  die  Zeichnenden 
zu  der  Firma  der  Genossenschaß  oder  zu  der  Benennung  des  Vor- 
standes ihre   Unterschriß   hinzufügen. 

%  18.  Die  Genossenschaß  wird  durch  die  vom  Vorstande  in  ihren 
Namen  geschlossenen  Rechtsgeschäfte  berechtigt  und  verpflichtet.  Es 
ist  gleichgiltig.  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Genos- 
senschaß geschlossen  worden  ist,  oder  ob  die  Umstände  ergeben, 
dass  es  nach  dem  Willen  der  Contrahenten  für  die  Genossenschaft 
geschlossen  werden  sollte. 

Die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung  der  Genossen- 
schaft erstreckt  sich  auch  auf  alle  Geschüße,  zu  welchen  nach  dem 
allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  eine  besondere,  auf  die  Gattung 
des  Geschäftes  lautende    Vollmacht  erforderlich  ist. 

§  19,  Der  Vorstand  ist  der  Genossenschaß  gegenüber  verpflichtet, 
die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  in  dem  Genossenschaftsver- 
trage oder  durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  für  den  Um- 
fang seiner  Befugniss,  die  Genossenschaß  zu  vertreten,  festgesetzt 
sind.  Gegen  dritte  Personen  hat  jedoch  eine  Beschränkung  de«  Vor- 
landes, die  Genossenschaft  zu  vertreten,  keine  rechtliche  Wirkung. 
Dies  gilt  insbesondere  für  den  Fall,  dass  die  Vertretung  sich  nur 
auf  gewisse  Geschäfte  oder  Arten  von  Geschäßen  erstrecken,  oder 
nur  tinter  gewissen  Umstünden,  oder  für  eine  gewisse  Zeit  oder  an 
einzelnen  Orten  stattfinden  soll,  oder  dass  die  Zustimmung  der 
Generalversammlung ,  eines  Avfsichtsrathes  oder  eines  anderen 
Organes  der  Genossenschaß  für  einzelne  Geschäße    erfordert    wird. 

§  20.  Eide  Namens  der  Genossenschaß  werden  durch  den  Vorstand 
geleistet. 

§  21.  Zur  Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellun- 
gen an  die  Genossenschaß  genügt  es,  wenn  dieselbe  an  ein  Mitglied 
des  Vorstandes,  welches  zu  zeichnen  oder  mitzuzeichnen  befugt  ist, 
oder  an  einen  Beamten  der  Genossenschaft,  welcher  dieselbe  vor 
Gericht  zu  vertreten  berechtigt  ist,  geschieht. 

§  23.  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  in  dieser  ihrer  Eigenschaß 
ausser  den  Grenzen  ihres  Außrages  oder  den  Vorschrißen  dieses 
Gesetzes  oder  des  Genossenschaßsvertrages  entgegen  handeln,  haßen 
-persönlich  und  solidarisch  ßir  den  dadurch   entstandenen    Schaden. 
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§  26.  Der  Betrieb  von  Geschäften  der  Genossenschaft,  sowie  die 
Vertretung  der  Genossenschaft  in  Beziehung  auf  diesen  Geschäfts- 
betrieb  kann  auch  Beamten  der  Genossenschaft  oder  anderen  Per- 
sonen als  Bevollmächtigten  der  Genossenschaft  zugewiesen  werden. 
In  diesem  Falle  bestimmt  sieh  die  Befugniss  derselben  nach  der 
ihnen  er  (heilten  Vollmacht,  sie  erstreckt  sich  im  Zweifel  auf  alle 
Eeehtshandlungen,  welche  die  Ausßihrung  derartiger  Geschäfte  ge- 
wohnlich  mit  sich  bringt. 

§  242.  Die  Direction  hat  mit  Ende    eines   jeden  Viertel- 

jahres die  ein-  und  austretenden  Mitglieder,  die  Anzahl 
der  gekündigten  Geschäftsantheile  bei  dem  Gerichtshofe 
anzumelden  [und  im  Monat  Januar  eines  jeden  Jahres 
das  alphabetisch  geordnete  Namensverzeichniss  der  Ge- 
nossenschafter unter  Bezeichnung  der  Geschäftsantheile 
einzureichen. 

§  243.  Die  Direction   hat  für   die   ordnungsmässige  Füh- 

rung der  Bücher  der  Gesellschaft  zu  sorgen  und  die 
durch  das  Aufsichtscomite  geprüfte  Bilanz  acht  Tage  vor 
der  Generalversammlung  zu  veröffentlichen. 

In  dieser  Bekanntmachung  ist  insbesondere  die  An- 
zahl der  zur  Zeit  der  Schlussrechnung  der  Genossen- 
schaft vorhandenen  Mitglieder,  ferner  der  im  Laufe  des 
betreffenden  Geschäftsjahres  ein-  und  ausgetretenen  Ge- 
nossenschafter, sowie  die  Anzahl  der  eingelegten,  gekün- 
digten und  zurückgezahlten  Geschäftsantheile  anzu- 
führen. 

Ueberdies  ist  die  Direction  gehalten,  ein  Original- 
Exemplar  der  durch  die  Generalversammlung  genehmig- 
ten Bilanz  dem  competenten  Gerichtshof  unverzüglich 
einzureichen.  Die  eingereichte  Bilanz  kann  von  Jeder- 
mann eingesehen  werden. 

§  22  des  Oesterr.  [Genoss.-Ges. : 

Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  er- 
forderlichen Bücher  der  Genossenschaft  geführt  werden. 

Denselben  kommt,  insofeme  sie  nach  Vorschrift  des  Han- 
delsgesetzbuches geßlhrt  sind,  zur  Nachweisung  der  Forderung  der 
Genossenschaft  aus  den  ihr  gesetzlich  gestatteten  Geschäften  das 
den  Handelsbüchern  durch  Art.  34  des  Handelsgesetzbuches  und 
nach  den  §§  19,  20,  21  und  22  des  Einführungsgesetzes  zu  diesem 
Handelsgesetze  (R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1863,  Nr.  1)  eingeräumte 
Maass  der  Beweiskraft  zu. 

Der  Vorstand  muss  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten 
Jede*  Geschäftsjahres  einen  Rechnungsabschluss  des  verflossenen 
Geschäftsjahres  nebst  der  Bilanz  bekannt    machen.     In    dieser    Be- 
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Jcanntviaehung  ist  inbesondere  auch  dii  Zahl  der  Mitglieder,  wel- 
che zur  Zeit  des  Bilanzalschlusses  der  Genossenschaft  angehört 
haben,  dann  der  im  Laufe  des  Bilanzjahres  eingetretenen  und  aus- 
geschiedenen Mitglieder,  sowii  die  Zahl  der  beim  Bilamabsehlussei 
bestandenen  und  der  im  Laufe  des  Bilanzjahres  zugewachsenen^ 
gekündigten  oder  rnckgezahlten  Geschäßsantheile  anzugeben. 
§  35  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

Der  Vorstand  ist  verpflichtet.  Jedem  Genossenschaßer  auj 
Verlangen  eine  Abschriß  {Abdruck)  des  Genossenschaßsvertrages 
mit  den  allfälligen  Aenderungen  und  Ergänzungen  desselben,  dann 
eine  Abschriß  der  genehmigten  Eechnungsabschlüsse  und  Bilanzen 
gegen  Ersetz  der  Kosten  zu  erfolgen  und  diese  Echrißstücke  auf 
Begehren  mit  seiner  Unterschrift  zu  versehen. 

Der  Vorstand  hat  ausserdem  eine  Abschriß  {einen  Abdruck) 
des  Genossenschaftsvertrages,  sowie  jede  Aenderung  desselben  bin- 
nen acht  Tagen  nach  erfolgter  Registrirung,  und  eine  Abschriß  der 
genehmigten  Eechnungsabschlüsse  und  Bilanzen  binnen  acht  Tagen, 
nach  erfolgter  Genehmigung  der  Landesstelle  im  Wege  der  politi- 
schen Bezirksbehörde  vorzulegen.  Die  Mitglieder  des  Vorstande» 
sind  hiezu  von  den  politischen  Behörden,  nöthigenfalls  mittelst 
Geldstrafen  bis  zu  100  fl.  zu  verhalten, 

4.  In  Betreff  des  Aufsichtscomites  finden  auch  bei  den 

Genossenschaften    die   in   den  §§  194—196  enthaltenen 
Bestimmungen  Anwendung. 

§  24  des  Oesterr.  Genoss.-Ges.: 

Der  Genossenschaßsvertrag  kann  dem  Vorstande  einen  Auf"- 
sichtsrath,  welcher  von  den  Genossenschaftern  aus  ihrer  Mitte,  mit 
Ausschluss  der  Vorstandsmitglieder,  gewählt  wird,  und  dessen  B&- 
stellung  zu  jeder  Z6it  widerruflich  ist,  an  die  Seite  setzen. 

Ist  ein  Avfsichtsrath  bestellt,  so  überwacht  derselbe  die  Ge- 
schäftsßihrung  der  Genossenschaß  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung^ 
er  kann  sich  von  dem  Gange  der  Angelegenheiten  der  Genossen- 
schaß unterrichten,  die  Bücher  und  Schriften  derselben  jederzeit 
einsehen  tind  den  Bestand  der  Genossenschaßscassa  untersuchen.  Er 
kann,  sobald  es  ihm  nothwendig  erscheint,  Vorstandsmitglieder  und 
Beamte  vorläufig,  und  zwar  bis  zur  Entscheidung  der  demnächst  zw 
berufenden  Generalversammlung,  von  ihren  Befugnissen  entbinden 
und  wegen  einstweiliger  Fortßihrung  der  Geschäße  die  nöthigen 
Anstalten  treffen. 

Er  hat  die  Bechmmgen  über  die  einzelnen  Geschäftsperioden 
insbesondere  die  Jahresreehnungen,  die  Bilanzen  und  die  Vor- 
schläge zur  Gewinnvertheilung  zu  prüfen  und  darüber  alljährlich 
der  Generalversammlung   Bericht  zu  erstatten. 

Er  hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  dies  im 
Interesse  der  Genossenschaß  erforderlich  ist. 

Die  Mitglieder  des  Avfsischtsrathes  haften  für  den  Scha- 
den, welchen  sie  durch  die  Nichterfüllung  ihrer  Obliegenheiten  ver- 
ursachen. 

§  25  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

Der    Avfsichtsrath    ist    ermächtigt,      gegen     die     Vorstands- 
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mitglieder  die  Processe  zu  führen,  welche  die  Generalversammlung 
besehliesst. 

Wenn  die  Genossenschaft  gegen  die  Mitglieder  des  AufsichtS' 
rathes  einen  Process  zu  führen  hat,  so  wird  sie  durch  Bevoll- 
mächtigte vertreten,  welche  in  der  Generalversammlung  gewühlt 
werden. 

Jeder  Genossenschafter  ist  hefugt,  als  Intervenient  in  die 
vorerwähnten  Processe  auf  seine  Kosten  einzutreten. 

245.  Flir  die  richtige  Aufstellung  der  der  Generalver- 
sammlung vorgelegten  Bilanz  haften  die  Mitglieder  der 
Direction  und  des  Aufsichtscomitös  solidarisch. 

246.  Die  §§  218-222  dieses  Gesetzes  finden  auch  auf 
die  Genossenschaften  Anwendung. 

§§  87—89  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

§  87.  Die  Unterlassung  der  den  Genossenschaften  obliegenden  An 
meidungen  zum  Genossenschaf tsregisler  ist  an  den  hiezu  Verpßich 
teten  nach  dem  im  Handelsgesetzbuche  für  die  Unterlassung  der 
Anmeldungen  zum  Handelsregister  enthaltenen  Bestimmungen  mit 
Ordnungstrafen  zu  ahnden.  Die  Nichtbefolgnng  der  in  den  §§.  14 
22  (3  Abs.),  34  (2  Ahs.J,  35  (1  Als.),  49,  61—69,  71  und  77  (5 
Abs.)  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Vorschriften,  sowie  Unrichtigkeiten 
in  den  durch  dieses  Gesetz  angeordneten  Nachweisungen  und  Mit- 
theilungen sind  von  dem  Handelsgerichte  an  den  Mitgliedern  des 
Vorstandes  und  Aufsichtsrathes,  beziehungsweise  den  Liquidatoren 
mit  Ordnungsstrafen  bis  zu  100  fl.  ö.  W.  zu  ahnden.  Auch  diese 
Ordnungsstrafen  gleichwie  die  im  §  29  und  im  §  35  {2  Abs.)  er- 
wähnten Geldstrafen  ßiessen  in  den  Armenfond  des  Ortes,  an  wel- 
chem die  Genossensehaft  ihren  Sitz  hat  und  können  nicht  in  Arrest- 
strafen umgeändert  werden. 

§  88.  Wenn  eine  Genossenschaft  ihre  Thätigkeit  oder  ihre  Verhand- 
lungen auf  andere  als  die  im  §  1  dieses  Gesetzes  bezeichneten 
Gegenstände  ausdehnt,  sind  die  betheiligten  Genossenschafter,  inso- 
ferne  sie  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  nicht  einer  strengeren 
Behandlung  unterliegen,  eines  Vergehens  schuldig  und  mit  Geld  bis 
zu  300  fl.  zu  bestrafen. 

§  89.  Mitglieder  des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrathes,  ferner 
Liquidatoren  und  sonstige  Beauftragte  der  Genossenschaft,  welche 
in  den  Generalversammlungsprotokollen,  in  den  Rechnungsabschlüs- 
sen, Bilanzen  und  Geschäftsberichten,  in  dem  Register  der  Mitglie- 
der (§  14),  sowie  in  den,  durch  §  35  angeordneten  Mittheilungen 
wissentlich  falsche  Angaben  machen  oder  bestätigen,  sind,  insoferne 
sie  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  nicht  einer  strengeren  Be- 
handlung unterliegen,  eines  Vergehens  schuldig  und  mit  Arrest  bis 
zu  drei  Monaten  zu  bestrafen. 
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Vierter  Abschnitt. 
Anflöanng:  der  GenosseQsohaft. 

Die  Genossenschaft  wird  aufgelöst: 

1.  mit  Ablauf  der  Zeit,  auf  welche  die  Gesellschaffe 
entstanden  ist ; 

2.  in  Folge  Generalversammlungsbeschlusses ; 

3.  durch  Fusion; 

4.  durch  Eröffnung  des  Concurses ; 

5.  in  Folge  gerichtlichen  Beschlusses. 

§  36  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

Die  Genossenschafl  wird  aufgelöst : 

1,  durch  Ahlauf  der  im  Genosaenschaßavirtrage  bestimmten 
Zeit  ; 

2.  durch  einen  Beschluss  der   Genossenschaft; 
8.  durch  Eröffnung  des  Concurses ; 

4.  durch  eine   Verßigung  der   Verwaltungsbehörde  (§  37). 

Dehnt  die  Genossenschaft  ihre  Wirksamkeit  auf 
Zwecke  aus,  welche  von  den  im  §  223  bezeichneten  ab- 
weichen, so  kann  sie  ohne  Anspruch  auf  Schadenersatz 
gerichtlich  aufgelöst  werden. 

Die  Auflösung  wird  auf  Ansuchen  jeder  bethei- 
ligten Partei  oder  der  Verwaltungsbehörde  unter  Ein- 
tragung in  das  Handelsfirmenregister  von  jenem  Ge- 
richtshof angeordnet,  bei  welchem  die  Genossenschaft 
eingetragen  ist. 

§§  37  und  38  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

§  57.  Die  Auflösung  einer  Genossenschaft  kann  von  der  Verwal- 
tungsbehörde verfügt  werden,  wenn  aus  Anlass  der  Thätigkeit  oder 
der  Verhandhingen  der  Genossenschaft  ein  rechtskräftiges  Strafer' 
kenntniss  in  Gemässheit  des  §  88  dieses  Gesetzes  erfolgt  ist. 

Die  Strafgerichte  haben  derartige  Erkenntnisse  sogleich,  nach- 
dem sie  in  Rechtskraft  erwachsen  sind,  der  politischen  Landesstelle 
nitzutheilen. 

§  88.  Das  Auflösungserkenntniss  steht  der  politischen  Landestelle 
zu,  in  deren  Gebiet  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat,  und  loenn 
sich  die  Wirksamkeit  der  Genossenschaft  durch  Zweigniederlassun- 
gen  auf  mehrere  Länder  erstreckt,  Jener  politischen  Landesstelle,  in 
deren  Gebiet  sich  das  Hauptgeschäft  befindet.  Gegen  das  Auflösungs- 
erkenntniss kann  binnen  vier  Wochen  der  Recurs  an  das  Ministe- 
rium des  Innern  ergriffen  werden. 

Die  Befugniss  der  politischen  Landesstelle,  die  Auflösung 
einer  Genossenschaft  auf  Grund  eines  strafgerichtlichen  Erkenntnis- 
ses (§  57)  zu  verßigen,  erlischt  mit  Ablauf  von  drei  Monaten,  nocÄ- 
dem  dieses  Erkenntniss  in  Rechtskraft  erwachsen  ist. 
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§  249.  Die  Auflösung  der  Genossenschaft  ist,  die  im  Punkt 

4  und  5  des  §  247  erwähnten  Fälle  ausgenommen,  von 
der  Direction  behufs  Eintragung  in  das  Handelsfirmen- 
Register  bei  dem  competenten  Gerichtshofe  anzumelden. 
Die  Direction  hat,  den  Fall  des  Concurses  ausgenom- 
men, die  Auflösung  in  den  zur  Aufnahme  der  Kund- 
machungen der  Gesellschaft  bestimmten,  eventuell  in 
den  amtlichen  Blättern  dreimal  bekannt  zu  machen  und 
die  Gläubiger  der  Genossenschaft  zur  Geltendmachung 
ihrer  Forderungen  innerhalb  sechs  Monaten,  von  der 
drittmaligen  Kundmachung   an   gerechnet,    aufzufordern. 

§  39  und  §  40  des  Oesterr.  Genoss.-Ges : 

§  39.  Die  von  der  Verwaltungshehörde  rechtskräftig  verfügte  Auflö 
sung  ist  von  Amtswegen  dem  Handelsgerichte  zur  Eintragung  in  das 
Genoasenschaftsregiafer  und  Bekanntmachung  mitzutheilen. 

§  40.  Die  Auflösung  der  Genossenschaft  muss,  wenn  sie  nicht  eine 
Folge  des  eröffneten  Concurses  oder  nicht  von  der  Verwaltungsbe- 
hörde verfügt  ist,  durch  den  Vorstand  zur  Eintragung  in  das  Oenos- 
senschaftsregister  angemeldet  und  zu  drei  verschiedenen  Malen  durch 
die  für  die  Bekanntmachung  solcher  Eintragungen  bestimmten  Blät- 
ter verlautbart  werden. 

Durch    diese    Bekanntmachung    müssen    die    Gläubiger    zu- 
gleich aufgefordert  werden,  sich  bei  der  Genossenachafi  zu  melden. 

§  250.  Die  auf  die  Liquidation  bezüglichen  Bestimmungen 

der  §§.  203  und  206    dieses   Gesetzes  finden   auch   auf 
Genossenschaften  Anwendung. 

§§  41—47  des  Oesterr.  Genoss.-Ges: 

§  41.  Nach  Auflösung  der  Genossenschaft  ausser  dem  Falle  des  Con- 
curses erfolgt  die  Liquidation  durch  den  Vorstand,  wenn  nicht  die- 
selbe  durch  den  Genossenachaftsvertrag  oder  einen  Beschluaa  der 
Genosaenachaft  an  andere  Personen  übertragen  wird.  Die  Bestellung 
der  Liquidatoren  ist  jederzeit  widerruflich. 

§  42.  Die  Liquidatoren  sind  von  dem   Vorstände  beim  Handelsge- 
richte   zur    Eintragung  in  das    Genossenschaftsregister    anzumelden  ; 
aie  haben    ihre   Unterachriß  peraönlich  vor    dieaer  Behörde  zu  zeich- 
nen oder  die  Zeichnungen  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 
I  Daa    Austreten    eines    Liquidators    [oder     das     Erlöschen     der 

Vollmacht  eines  aolchen  iat  gleichfalla  zur  Eintragung  in  daa  Genoa- 
-aenachaßsregiater  anzumelden. 

§  43  .Dritten  Personen  kann  die  Ernennung  von  Liquidatoren,  so- 
wie das  Austreten  eines  Liquidatora  oder  daa  Erlöschen  der  Voll- 
macht eines  aolchen  nur  unter  denaelben  Vorauaaetzungen  entgegenge- 
setzt werden,  unter  welchen  einem  Dritten  nach  %  16  eine  Aenderung 
der   Voratandamitglieder  entgegengeaetzt  werden  kann. 

Sind  mehrere  Liquidatoren  vorhanden,  so  können  sie  die  zur 
Liquidation  gehörenden  Handlungen  mit  rechtlicher  Wirkung  nur  in 
Gemeinschaft  vornehmen,  sofern  nicht  ausdrücklich  bestimmt  ist,  dass 
■sie  einzeln  handeln  können. 
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§  44.  Die  Liquidatoren  haben  die  laufenden  Geschäfte  zu  beendigen, 
•die  Verpflichtungen  der  au/gelöxten  Genossenschaß  zu  erfüllen,  For- 
derungen derselben  einzuziehen  und  das  Vermögen  der  Genossenschaft 
in  Geld  umzusetzen ;  sie  haben  die  Genossenschaft  gerichtlich  und 
ausser  gerichtlich  zu  vertreten,  sie  können  für  dieselbe  Vergleiche 
schliessen  und  Compromisse  eingehen.  Neue  Geschäfte  können  die 
Liquidatoren  nur  zur  Beendigung  schwebender  Geschäße  eingehen. 

Die  Veräusserung  von  unbeweglichen  Sachen  kann  durch  die 
Liquidatoren,  sofern  nicht  der  Genossenschaftsvertrag  oder  ein  Be- 
achluss  der  Genossenschaft  anders  bestimmt,  nur  durch  öffentliche 
Versteigerung  bewirkt  werden. 

%  45.  Eine  Beschränkung  des  Uvifanges  der  Geschäftsbefugnisse 
der  Liquidatoren  (§  44)  hat  gegen  dritte  Personen  keiiie  rechtliche 
Wirkung. 

%  46.  Die  Liquidatoren  haben  ihre  Unterschriß  in  der  Weise  abzu- 
geben, dass  sie  der  bisherigen,  nunmehr  als  Liquidationsfirma  zu 
bezeichnenden  Firma  ihre  Namen  beifügen. 

§  47.  Die  Liquidatoren  haben  der  Genossenschaß  gegenüber  bei  der 
Geschäßsführung  den  von  der  Generalversamlmung  gefassten  Beschlüs- 
sen Folgi  zu  gebin,  widrigenfalls  sie  der  Genossenschaß  ßir  den 
durch  ihr  Entgegenhandeln  erwachsenen  Schaden  persönlich  und 
solidarisch  haften. 

Während  der  Dauer  des  Liquidationsverfahrens 
sind  hinsichtlich  der  Rechtsverhältnisse  der  Genossen- 
schafter sowohl  untereinander  als  dritten  Personen  ge- 
genüber die  Vorschriften  des  zweiten  Abschnittes  dieses 
Titels  massgebend,  soweit  sie  nicht  mit  den  Bestimmun- 
gen dieses  Abschnittes  und  mit  der  Natur  der  Liquida- 
tion in  Widerspruch  stehen. 

§  50  des  Oesterr.  Genoss.-Ges  - 

Ungeachtet  der  Auflösung  der  Genossenschaß  kommen  bis  zur 
Beendigung  der  Liquidation,  im  Uehrigen  in  Bezug  auf  die  Rechts- 
verhältnisse der  bisherigen  Genossenschaßer  unter  einander,  sowie  zu 
dritten  Personen  die  Anordnungen  des  eisten  und  zweiten  Abschnit- 
tes zur  Anwendung,  soweit  sich  aus  den  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Abschnittes  und  au^  dem  Wesen  der  Liquidation  nicht  ein 
Anderes  ergibt. 

Der  Gerichtsstand,  welchen  die  Genossenschaß  zur  Zeit 
ihrer  Auflösung  hatte,  bleibt  bis  zur  Beendigung  der  Liquidation 
ßlr  die  aufgelöste  Genossenschaß  bestehen.  Zustellungen  an  die 
Genossenschaß  geschehen  mit  rechtlicher  Wirkung  an  einen  der 
Liquidatoren. 

Aus  dem  Vermögen  der  aufgelösten  Genossen- 
schaft sind  zunächst  die  Gläubiger  mit  ihren  Forde- 
rungen nach  der  Reihenfolge  der  Fälligkeit  zu  befrie- 
digen. Die  zur  Deckung  der  noch  nicht  fälligen  Forde- 
rungen nöthigen  Beträge  sind  zurückzubehalten. 
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Der  nach  Tilgung  der  Schulden  verbleibende  Be- 
trag wird  unter  die  Genossenschafter  nach  den  in  den 
Statuten  festgestellten  Grundsätzen  vertheilt. 

Die  thatsächliche  Vertheilung  kann  jedoch  vor  Ab- 
lauf von  sechs  Monaten,  von  der  drittmaligen  Veröffentli- 
chung der  im  §  249  erwähnten  Kundmachung  an  gerech- 
net, nicht  stattfinden. 

§§  48,  40  und  81  des  Oesterr.  Genoss.-Ges. : 

§  48.  Die  bei  Auflösung  der  Genossenschaft  vorhandenen 
und  die  während  der  Liquidation  eingehenden  Gelder,  werden,  wie 
folgt,  verwendet : 

1.  Es  werden  zunächst  die  Gläubiger  der  Genossenschaft  je 
nach  der  Fälligkeit  ihrer  Forderungen  befriedigt  und  die  zur  De- 
ckung  noch  nicht  fülliger  Forderungen  nöthigen  Summen  zurückbe- 
halten. 

2.  Aus  den  verbleibenden  Ueberschüssen  werden  die  auf  die 
Gesehäftsantheile  eingezahlten  Betrüge  an  die  Genossenschaßer  zu- 
rückgezahlt. Reicht  der  Bestand  zur  vollständigen  Deckung  nicht  aus 
so  erfolgt  die  Vertheilung  desselben  nach  Verhältniss  der  Höhe  der 
einzelnen  Guthaben,  wenn  in  dem  Genossenschaftsvertrage  nicht» 
Anderes  bestimmt  ist. 

3.  Der  nach  Deckung  der  Schulden  der  Genossenschaft,  sowie 
der  Gesehäftsantheile  der  Genossenschafter  noch  vorhandene  lieber' 
schuss  loird,  nach  den  Bestimmungen  des  Genossenschaftsvir träges 
über  die  Gewinnstvertheilung  (§  5,  Abs.  6)  unter  die  Genossenschaf' 
ter  vertheilt. 

§  49.  Die  Liquidatoren  haben  sofort  beim  Beginne  der  Liqui- 
dation eine  Bilanz  aufzustellen.  Ergibt  diese  oder  eine  später  auf- 
gestellte Bilanz,  dass  die  Activen  der  Genossenschaft  einschliesslich 
des  Eeservefondes  und  der  Gesehäftsantheile  der  Genossenschafter 
zur  Deckung  der  Schulden  der  Genossenschafl  nicht  hinreichen,  so 
haben  die  Liquidatoren  bei  eigener  Verantwortlichkeit  sofort  die 
Eröffnung  des  Concurses  über  da>s  Vermögen  der  Genoss&nschaß  zu 
beantragen  und  hiervon  einer  gleichzeitig  zu  berufenden  General- 
versammlung die  Mittheilung  zu  machen. 

§  81.  Im  Falle  der  Auflösung  de*-  Genossensehaß  darf  die  Zurück' 
Zahlung  der  eingezahlten  Geschäßsanlheile,  sowie  die  Vertheilung  des 
lieber  Schusses  an  die  Genossenschaßer  C%  48,  Z.  2  und  3)  nicht  eher 
stattfinden,  als  nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Tage  an  gerech- 
net, an  welchem  die  Bekanntmachung  in  den  hiezu  bestimmten  öffent- 
lichen Blättern  (%  40)  zum  dritten  Male  erfolgt  ist. 

Diese  Bestimmting  hat  auch  für  Jene  Gesehäßsanthelle  zu 
gelten,  welche  zur  Zeit  des  Auflösungsbeschhisses  bereits  gekündigt 
waren. 

§  253.  ^^  Betreff  der  Verständigung  beziehungsweise  Auf- 

forderung der  Genossenschaftsgläubiger,  ferner  der  Si- 
cherung der  in  Schwebe  befindlichen  Forderungen,  der 
Aufbewahrung    der    Blicher    und  Schriften    der    aufge- 
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lösten  Genossenschaften  und  der  Fusion  zweier  oder  meh- 
rerer Genossenschaften  finden  die  in  den  §§  :205,  207 
und  208  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  auf 
die  Genossenschaften  Anwendung. 

§  51  des  Oesterr.  Genoss.-Ges: 

Nach  Beendigung  der  Liquidation  werden  die  Biiehtr  und 
Schriften  der  aufgelösten  Ginossenschaft  einem  der  gewesenen  Genos- 
stnschafler  oder  einem  Dritten  in  Verwahrung  gegeben.  Der  Genas- 
senschafier  oder  der  Dritte  icird  in  Ermanglung  einer  gütlichen 
Uehereinkunß  durch  das  Handelsgericht  hestimmt. 

Die  Genossenschafter  und  deren  Rechtsnachfolger  behalten 
das  Recht  auf  Einsicht  und  Benützung    der  Bücher  und  Papiere. 

Fünfter  Abschnitt. 
Verjäbnmg  der  Klagren  gegren  die  Genossenschafter. 

Die  Klagen,  welche  gegen  die  Genossenschafter 
aus  Ansprüchen  gegen  die  Genossenschaft  anhängig  ge- 
macht werden  können,  verjähren  in  einem  Jahre  nach 
Auflösung  der  Genossenschaft  oder  nach  Ausscheiden 
oder  Ausschliessung  des  Genossenschafters,  sofern  nicht 
rücksichtlich  gewisser  Forderungen  eine  kürzere  Verjäh- 
rungsfrist gesetzlich  festgesetzt  ist. 

Die  Verjährung  wird  von  jenem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  die  Auflösung  der  Genossenschaft  auf  Grund 
der  erfolgten  Eintragung  in  das  Handelsfirmenregister 
kundgemacht  worden  ist,  beziehungsweise  an  welchem 
das  Ausscheiden  oder  die  Ausschliessung  der  einzelnen 
Genossenschafter  in  das  bei  der  Genossenschaft  zu  füh- 
rende Verzeichniss  eingetragen  worden  ist. 

Wird  die  Forderung  erst  nach  diesem  Zeitpunkte 
fällig,  so  beginnt  die  Verjährungsfrist  mit  dem  Zeit- 
punkte der  Fälligkeit;  —  bei  noch  nicht  fälligen,  aber 
an  eine  Kündigungsfrist  gebundenen  Forderungen  hin- 
gegen ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Fälligkeit 
mit  dem  Ablaufe  der  Kündigungsfrist,  welche  vom  Tage 
der  Veröffentlichung  an  zu  rechnen  ist. 

Abs.  I  u.  2  des  §  73  des  Oasterreich.  Genossenschaftsgesetzes. 

Die  Klagen  gegen  einen  Genossenschafter  aus  Ansprüchen 
gegen  die  Genossenschaft  verJahren  in  zwei  Jahren  nach  Auflösung 
der  Genossenschaß  oder  nach  seinem  Ausscheiden  aus  derselben,  so- 
fern nicht  nach  Beschaffenheit  der  Forderung  eine  kürzere  Verjäh- 
rungsfrist gesetzlich  eintritt. 

Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Auf- 
lösung der  Genossenschaß  in  das  Genossenichaßsregister  oder  das 
Ausscheiden  des  Genossenschaßers  in  das  bei  der  Genossenschaß  zu 
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führende  Register  der  Mitglieder  (§  14)  eingetragen  ist.  Wird  die 
Forderung  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  fällig,  so  beginnt  die  Ver- 
jährung mit  dem  Zeitpunkte  der  Fälligkeit;  hei  nicht  fälligen,  je- 
doch kündbaren  Forderungen  hingegen  ohne  Bücksicht  auf  den  Zeit- 
punkt der  Fälligkeit  mit  dem  Ausgange  der  nr  die  Forderung  be- 
stehenden Kündigungsfrist, 

§  255.  Hat  die  Genossenschaft  noch  ein  ungetheiltes  Ver- 

mögen, 80  können  die  Gesellschaftsgläubiger  aus  diesem 
Vermögen  auch  nach  der  im  vorhergehenden  §  festge- 
setzten Verjährungsfrist  Befriedigung  verlangen. 

Abs.  3  des  §  73  des  Oesterreich.  Genossenschaftsgesetses. 

Ist  noch  ungetheiltes  Genossenschaftsvermögen  vorhanden,  so 
kann  dem  Gläubiger  die  zweijährige  Verjährung  nicht  entgegenge- 
setzt werden,  soferne  er  seine  Befriedigung  nur  aus  dem  Genossen- 
schaftsvermögen sucht. 

§256.  Die  zu  Gunsten  eines  ausgeschiedenen  oder   ausge- 

schlossenen Gesellschafters  laufende  Verjährungsfrist 
wird  nicht  durch  eine  solche  Rechtshandlung  unterbro- 
chen, welche  gegen  einen  anderen  Gesellschafter  vorge- 
nommen wird,  dagegen  wird  sie  unterbrochen  durch  eine 
Rechtshandlung,  welche  gegen  die  fortbestehende  Ge- 
nossenschaft oder  im  Falle  der  Auflösung  gegen  die 
Liquidatoren,  beziehungsweise  gegen  die  Concursmassa 
vorgenommen  wird. 

§  74  des  Oesterreich.  Genossenschaftsgesetzes. 

Die  Verjährung  der  Klagen  gegen  einen  Genossenschafter  aus 
Ansprüchen  gegen  die  Genossenschaft  wird  nicht  durch  Rechtshand- 
lungen gegen  einen  anderen  Genossenschafter,  wohl  aber  durch  Rechts- 
handlungen gegen  die  fortbestehende  Genossenschaft  und  im  Falle 
der  Auflösung  oder  des  Concurses  durch  Rechtshandlungen  gegen  die 
Liquidatoren,    beziehungsweise  gegen   die  Concursmasse  unterbrochen. 

§  257.  Die  hier  festgesetzte  Verjährung  äussert  ihre  Wirk- 

samkeit auch  gegen  minderjährige  und  unter  Curatel 
stehende,  als  auch  gegen  juristische  Personen. 

§  75  des  Oesterreich.  Genossenschaftsgezetzes. 

Die  Verjährung  läuft  in  gleicher  Weise  auch  gegen  minder- 
jährige und  Pflegebefohlene  Personen,  sowie  gegen  Körperschaften  mit 
Vorbehalt  des  Regresses  gegen   Vormünder  und   Verwalter. 


II.    THEILi. 

Handelsgeschäfte. 

Erster    Titel. 
Handelsgeschäfte  im  Allgemeinen. 

Erster  Abschnitt. 
Bestimmungr  der  Handelsgrcschäfte. 

Als  Handelsgeschäfte  sind  anzusehen: 

1 .  der  Kauf  oder  die  anderweitige  Anschaffung  von 
Waaren  und  überhaupt  von  beweglichen  Sachen  um  die- 
selben in  Natur,  bearbeitet  oder  verarbeitet  wieder  wei- 
ter zu  veräussern ; 

2.  die  Uebernahme  einer  Lieferung  von  solchen 
im  früheren  Punkte  erwähnten  Gegenständen,  welche 
der  Lieferer  zu  diesem  Zwecke  anschafft ; 

3.  der  Kauf  oder  die  anderweitige  Anschaffung  von 
Staatspapieren,  Actien  oder  anderen  für  den  Handelsver- 
kehr bestimmten  Werthpapieren,  selbst  in  dem  Falle, 
wenn  die  Anschaffung  nicht  in  der  Absicht,  dieselben 
weiter  zu  veräussern,  erfolgt  ist ; 

4.  die  Uebernahme  von  Versicherungen ; 

5.  die  Uebernahme  der  Beförderung  von  Reisenden 
oder  Gütern  zur  See  und  das  Abschliessen  von  Darlei- 
hen gegen  Verbodmung. 

Art.  271  des  Alig.  0.  H.  G.  B. : 

Handels geschäße  sind  : 

/)  der  Kauf  oder  die  anderweite  Anschaffung  von  Waa- 
ren oder  anderen  beweglichen  Sachen,  von  Staaispapieren,  Actien 
oder  cmdertn  für  den  Handelsverkehr  bestimmten  Werthpapieren, 
vm  dieselben  weiter  zu  verävssem ;  es  macht  keinen  Unterschied, 
ob  die  Waaren  oder  anderen  beweglichen  Sachen  in  Natur  oder 
nach  einer  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  weiter  veräussert  werden 
sollen  ; 

2)  die  Uebernahme  einer  Lieferung  von  Gegenständen  der 
unter  Ziffer  1  bezeichneten  Art,  welche  der  Uebernehmer  zu  diesem 
Zwecke  anschafft  ; 

3)  die  Uebernahme  einer  Versicherung  gegen  Prämie ; 

4)  die  Uebernahme  der  Beförderung  von  Gütern  oder  Rei- 
senden zur  See  und  das  Darleihen  gegen   Verbodmung. 

9* 
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§  259.  Als  Handelsgeschäfte  sind,  sofern  sie  gewerbemäs- 

sig  betrieben  werden,  anzusehen  : 

1.  die  Uebernahme  der  Bearbeitung  oder  Verar- 
beitung beweglicher  Sachen  für  Andere,  vorausgesetzt, 
dass  der  Gewerbebetrieb  des  Uebernehmers  über  den 
Umfang  des  Kleingewerbes  hinausgeht; 

2.  die  Bank-  und  Geldwechslergeschäfte  ; 

3.  die  Commissions-,  Speditions-  und  Frachtge- 
schäfte, sowie  die  Geschäfte  der  für  den  Transport  von 
Personen   bestimmten  Anstalten ; 

4.  die   Geschäfte  der  öffentlichen   Lagerhäuser; 

5.  die  Verlagsgeschäfte,  sowie  die  sonstigen  Ge- 
schäfte des  Buch-  und  Kunsthandels ;  ferner  die  Ge- 
schäfte der  Druckereien,  sofern  letztere  Gewerbszweige 
den  Umfang  des  Kleingewerbes  übersteigen ; 

6.  die  Geschäfte  jener  Producenten,  welche  ihre  eige- 
nen Producte  bearbeiten  oder  verarbeiten  und  die  Geschäfte 
des  Montangewerbes,  sofern  diese  Gewerbszweige  den 
Umfang  des  Kleingewerbes  übersteigen; 

7.  die  Vermittlung  von  Handelsgeschäften. 

Die  erwähnten  Geschäfte  werden  auch  in  dem  Falle 
als  Handelsgeschäfte  angesehen,  wenn  sie  zwar  nicht 
gewerbemässig,  jedoch  von  einem  Kaufmann  im  Betriebe 
des  Handelsgewerbes  geschlossen  werden. 

Art.  272  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Handelsgeschäfte  sind  ferner  die  folgenden  Geschäfte,  wenn 
sie  gewerbemässig  betrieben  uerden : 

1)  die  Uebernahme  der  Bearbeitung  oder  Verai'beitung  be- 
weglicher Sachen  für  Andere,  wenn  der  Gewerbebetrieb  des  Ueber- 
nehmers über  den  Umfang  des  Handwerkes  hinausgeht  ; 

2)  die  Bankier-  oder  Geldwechslergeschäfte  ; 

3)  die  Geschäfte  des  Commissionärs  {Art.  360),  des  Spedi- 
teurs und  des  Frachtführers,  sowie  die  Geschäfte  der  für  den 
Transport  von  Personen  bestimmten  Anstalten  ; 

4)  die  Vermittlung  oder  Abschliessung  von  Handelsgeschäf- 
ten für  andere  Personen ;  die  amtlichen  Geschäfte  der  Handelsmäk- 
ler sind  jedoch  hierin  nicht  einbegriffen  ; 

5)  die  Verlagsgeschäße,  sonne  die  sonstigen  Geschäße  des 
Buch-  oder  Kunsthandels;  ferner  die  Geschäfte  der  Druckereien, 
sofern  nicht  ihr  Betrieb  nur  ein  handwerkmässigir   ist. 

Die  bezeichneten  Geschäfte  sind  auch  alsdann  Handels ge- 
sehäfle,  wenn  sie  zwar  einzeln,  jedoch  von  einem  Kaufmanne  im 
Betriebe  seines  gewöhnlich  auf  andere  Geschäfte  gerichteten  Han- 
delsgewerbes gemacht  werden. 
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»0.  Alle  jene  Geschäfte  eines  Kaufmannes,  welche  zum 

Betriebe  seines   Handelsgewerbes   gehören,   werden   als 
Handelsgeschäfte  angesehen. 

Dagegen  können  die  von  Handwerkern  vorgenom- 
menen Veräusserungen,  sofern  diese  einzig  und  allein 
als  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  gehörig  erscheinen, 
nicht  als  Handelsgeschäfte  angesehen  werden. 

Art.  273  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Alle  einzelnen  Geschäße  eines  Kaufmannes,  welche  zum 
Betriebe  seines  Handelsgewerbes  gehören,  sind  als  Handelsgeschäfte 
anzusehen. 

Dies  gilt  insbesondere  ßlr  die  gewerbliche  Weiterv6rüusse- 
rung  der  zu  diesem  Zwecke  angeschafften  Waaren,  beweglichen 
Sachen  und  Werthpapiere,  sowie  für  die  Anschaffung  von  Gera- 
then,  Material  und  andern  beweglichen  Sachen,  welche  bei  dem 
Betriebe  des  Gewerbes  unmittelbar  benutzt  oder  verbraucht  werden 
sollen. 

Die  Weiterveräusserungen,  welche  von  Handwerkern  vor- 
genommen  werden,  sind,  insoweit  dieselben  nur  in  Ausübung  ihres 
Handwerksbetriebes  geschehen,  als  Handelsgeschäfte  nicht  zu  be- 
frachten. 

Jl.  Der   von    einem   Kaufmann  geschlossene    Vertrag 

gilt  im  Zweifel   als  zum  Betriebe  des   Handelsgewerbes 
gehörig. 

Der  von  einem  Kaufmann  ausgestellte  Schuldschein 
gilt  als  zum  Betriebe  des  Handelsgewerbes  gehörig,  so- 
fern sich  nicht  aus  der  Urkunde  selbst  das  Gegentheil 
ergibt. 

Art.  274  des  Allg.  D.  H.  G  B. : 

Die  von  einem  Kaufmanne  geschlossenen  Verträge  gelten  im 
Zweifel  als  zum  Betriebe  des  Handelsgewerbes  gehörig. 

Die  von  einem  Kaufmanne  gezeichneten  Schuldscheine  gelten 
als  iin  Betriebe  des  Handelsgewerbes  gezeichnet,  sofern  sich  nicht 
aus  denselben  das  Geg&ntheil  ergibt. 

52.  Verträge  über  unbewegliche  Sachen  werden  nicht  als 

Handelsgeschäfte  angesehen. 

Art.  275  des  Allg.  0.  H.  G.  2.  : 
Verträge    über    unbewegliche    Sachen     sind   keine    Handels- 
geschäfte. 

§  3  des  Oesterr.  Einf.-Ges.  : 
Die  Gesetze  über  die  Erwerbung,    Beschränkung  und  Aufhe- 
bung dinglicher  Hechte  auf  unbeweglichen  Gütern  werden  durch  die 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  nicht  berührt. 

63.  Der  Umstand,   dass  Jemand  wegen  seines   Amtes, 

seines  Standes,  aus  gewerbepolizeilichen   oder   aus   an- 
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deren  Gründen  keine  Handelsgeschäfte  betreiben  darf, 
hat  auf  die  Eigenschaft  und  Giltigkeit  der  Handelsge- 
schäfte keinen  Einfluss. 

Art.  276  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Eigenschaft  oder  die  Giltigkeit  eines  Handelsgeschäftes 
wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  einer  Fersen  wegen  ihres 
Amtes  oder  Standes,  oder  aus  gewerbepolizeilichen  oder  anderen 
ähnlichen  Gründen  untersagt  ist,  Handel  zu  treiben  oder  Handels- 
geschäfte  zu  schliessen. 

§  264.  Die  in  dem  zweiten    Theile   dieses   Gesetzes   ent- 

haltenen Bestimmungen  finden  bei  jenen  Geschäften,  wel- 
che auf  Seite  eines  der  Contrahenten  Handelsgeschäfte 
sind,  in  Beziehung  auf  beide  Contrahenten  gleichmässig 
Anwendung.  Eine  Ausnahme  hievon  findet  nur  dann 
statt,  wenn  aus  diesen  Bestimmungen  selbst  sich  ergibt, 
dass  diese  nur  denjenigen  der  Contrahenten  verpflichten, 
auf  dessen   Seite  das   Geschäft  ein   Handelsgeschäft   ist. 

Art.  277  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Bei  Jedem  Rechtsgeschäfte,  welches  auf  der  Seite  eines  der 
Contrahenten  ein  Handelsgeschäft  ist,  sind  die  Bestimmungen  die- 
ses vierten  Buches  in  Beziehung  auf  beide  Contrahenten  gleich- 
massig  anzuwenden,  softrne  nicht  aus  diesen  Bestimmungen  selbst 
sich  ergibt,  dass  ihre  besonderen  Festsetzungen  sich  nur  auf  denjeni- 
gen von  beiden  Contrahenttn  beziehen,  auf  dessen  Seite  das  Geschäft 
ein  Handelsgeschäft  ist. 

Zweiter  Abschnitt. 
Allgemeine  BestimmnnKen  über  Handelsgeschäfte. 

§  265.  ßei  Beurtheilung  und   Auslegung   der   Handelsge- 

schäfte ist  nicht  so  sehr  der  buchstäbliche  Sinn  der 
gebrauchten  Ausdrücke,  als  vielmehr  der  Wille  der  Con- 
trahenten massgebend. 

Art.  278  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Bei  Betirtheilung  und  Auslegung  der  Handelsgeschäße  hat  der 
Richter  den  Willen  der  Contrahenten  zu  erforschen  und  nicht  an 
dem  buchstäblichen  Sinne  des  Ausdruckes  zu  haften. 

§  266.  Die  Worte  des  Vertrages   sind  in   ihrem   gewöhn- 

lichen Sinne  zu  nehmen,  ausgenommen  die  Betheiligten 
weisen  nach,  dass  sie  dem  gebrauchten  Ausdrucke  einen 
im  Handelsverkehre  angenommenen  anderen  Sinn  bei- 
gelegt haben. 

Im   Zweifel   ist   den    Worten   des   Vertrages   eine 
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solche   Auslegung   zu   geben,  bei  welcher  das   Geschäft 
rechtliche  Wirkung  haben  kann. 

7.  Bei  Beurtheilung  der  Bedeutung  und  rechtlichen 
Wirkung  von  Handlungen  und  Unterlassungen  ist  auf 
die  im  Handelsverkehr  angenommenen  Gewohnheiten  und 
Gebräuche  Rücksicht  zu  nehmen. 

Art.  279  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
In  Beziehuny  auf   die  Bedeutung    und    Wirkung    von    Hand- 
lungen und  Unterlassungen  ist  auf   die  im  Handelsverkehre    gelten- 
den Gewohnheiten  und  Gebräuche  Rücksicht  zu  nehmen. 

8.  Gehen  Personen  in  einem  Geschäft,  welches  auf 
ihrer  Seite  ein  Handelsgeschäft  ist,  einem  Dritten  gegen- 
über gemeinschaftlich  eine  Verpflichtung  ein,  so  sind  sie 
als  Solidarschuldner  zu  betrachten,  sofern  sich  aus  der 
mit  dem  Gläubiger  getroffenen  Uebereinkunft  nicht  das 
Gegentheil  ergibt. 

Art.  280  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  ; 
Wenn  zwei  oder  mehrere  Personen  einem  Andern  gegenüber 
in  einem  Geschäfte,  welches  auf  ihrer  Seite  ein  Handelsgeschäft  ist, 
gemeinschaftlich  eine  Verpflichtung  eingegangen  sind,  so  sind  sie 
als  Solidarschuldner  zu  betrachten,  sofeme  sich  nicht  aus  der  Ueher- 
einkunft  mit  dem  Gläubiger    das  Gegentheil  ergibt. 

9.  Der  Gläubiger  ist  berechtigt  wegen  seiner  For- 
derung die  Solidarschuldner  nach  seiner  Wahl  insge- 
sammt,  oder  Mehrere  derselben  oder  Einen  allein  zu 
belangen;  ist  der  Gegenstand  der  Forderung  theilbar, 
so  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  seine  Forderung  getheilt 
geltend  zu  machen,  ohne  desshalb  sein  Recht  in  Betreff 
der  ganzen  Forderung  jenem  Schuldner  gegenüber  zu 
verlieren,  gegen  welchen  er  es  nur  zum  Theile  geltend 
gemacht  hat. 

'0.  Der  belangte  Solidarschuldner   kann  dem   Gläubi- 

ger nur  solche  Einreden  entgegensetzen,  welche  ihm 
persönlich  oder  sämmtlichen  Schuldnern  gegen  den 
Gläubiger  zustehen. 

In  Handelsgeschäften,  und  überhaupt  in  allen  Fäl- 
len, in  welchen  dieses  Gesetz  eine  solidarische  Ver- 
pflichtung festsetzt,  kann  der  Solidarschuldner  die  Thei- 
lung  der  Forderung  oder  die  vorgängige  Einklagung  der 
übrigen   Schuldner  nicht  verlangen  und  steht  ihm  dess- 
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halb,  weil  er  allein  vom  Gläubiger  wegen  der  ganzen 
Forderung  belangt  worden  ist,  keine  Einrede  zu. 

Dasselbe  gilt  vom  Bürgen,  wenn  die  Bürgschaft 
für  eine  Verpflichtung  übernommen  wurde,  welche  aus 
einem  Handelsgeschäfte  entstanden  ist,  oder  wenn  die 
Bürgschaft  selbst  als  Handelsgeschäft  anzusehen  ist. 

Art.  281  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Bei  Handelsgeschäften,  ingleichen  in  allen  Fällen,  in  weU 
chen  in  diesem  Oesetzbuche  eine  solidarische  Verpflichtung  auferlegt 
wird,  steht  einem  Solidarschuldner  die  Einrede  der  Theilung  oder 
der   VorausJclage  nicht  zu. 

Dasselbe  gilt  von  Bürgen,  wenn  die  Schidd  ans  einem  Han- 
delsgeschäft auf  Seiten  des  Hauptschuldners  hervorgeht,  oder  wenn 
die  Bürgschaft  selbst  ein  Handelsgeschäft  ist, 

§  271.  Wer  aus  einem  Geschäft,  welches  auf  seiner  Seite 

als  Handelsgeschäft  anzusehen  ist,  einem  Andern  zur 
Sorgfalt  verpflichtet  ist,  muss  mit  der  Sorgfalt  eines  or- 
dentlichen Kaufmanns  vorgehen. 

Art.  282  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wer  aus  einem  Geschäft,  welches  avf  seiner  Seite  ein  Han- 
delsgeschäft  ist,  einem  Andern  zur  Sorgfalt  verpflichtet  ist,  muss  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  anwenden. 

§  272.  Wer  Schadenersatz   beanspruchen    darf,  kann   die 

Erstattung  des  wirklichen  Schadens  und  des  entgange- 
nen Gewinnes  verlangen. 

Art.  283  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wer  Schaderersatz  zu  fordern  hat,  kann  die  Erstattung  des 
wirklichen  Schadens  und  des  entgangenen  Gewinnes  verlangen. 

§  273.  Der  Betrag  der   Conventionalstrafe   unterliegt  kei- 

ner Beschränkung  und  ist  der  Schuldner  im  Zweifel 
nicht  berechtigt,  sich  durch  Erlegung  der  Conventional- 
strafe von  der  Erfüllung  zu  befreien. 

Die  Verabredung  einer  Conventionalstrafe  schliesst 
im  Zweifel  den  Anspruch  auf  einen  den  Betrag  dersel- 
ben übersteigenden  Schadenersatz  nicht  aus. 

Ist  die  Conventionalstrafe  für  den  Fall  festgesetzt 
worden,  dass  der  Vertrag  nicht  zur  rechten  Zeit,  oder 
nicht  am  rechten  Orte  erfüllt  wird,  so  kann  der  Gläubi- 
ger nebst  Erfüllung  des  Vertrages  auch  die  Conventio- 
nalstrafe verlangen. 

Art.  284  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 
Die    Conventionalstrafe    unterliegt   keiner   Beschränkung    in 
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Ansehung  des  Betrages ;  sie  kann  das  Doppelte  des  Interesses 
übersteigen. 

Der  Schuldner  ist  im  Ztceifel  nicht  berechtigt,  sich  durch 
Erlegung  der  Conventionalstrafe  von    der  Erß'dlung  zu  befreien. 

Die  Verabredung  einer  Conventionalstrafe  schliesst  im  Zwei- 
fel den  Anspruch  auf  einen  den  Betrag  derselben  übersteigenden 
Schadenersatz  nicht  aus. 

4.  Die  Conventionalstrafe  wird,    wenn    sie    zu    dem 

Zwecke  vereinbart  worden  ist,  dass  Etwas  unterlassen 
werden  soll,  in  Folge  einer  der  Vereinbarung  zuwider- 
laufenden Handlung,  wenn  sie  hingegen  auf  Erfüllung 
von  Etwas  gerichtet  ist,  mit  dem  Verzuge  des  Schuld- 
ners fällig. 

Die  Conventionalstrafe  kann  nicht  gefordert  wer- 
den, wenn  die  Erfüllung  des  Vertrages  durch  unver- 
schuldeten Unfall  oder  durch  Verschulden  des  Gläubi- 
gers unmöglich  wird,  oder  wenn  die  Erfüllung  des  Ver- 
trages ohne  Vorbehalt  angenommen  worden  ist. 

6.  Das  Angeld  dient,  in   Ermangelung   eines   ander- 

weitigen Uebereinkommens  nur  als  Zeichen  des  Ver- 
tragsabschlusses und  wird  mit  Erfüllung  des  Vertrages 
zurückerstattet  oder  eingerechnet. 

Zurückzuerstatten  ist  das  Angeld  auch  dann,  wenn 
der  Vertrag  in  Folge  gegenseitigen  Abstehens  der 
Parteien  oder   aus   einem  andern  Grunde  aufhört. 

Art.  285  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Daraufgabe  fArrha)  gilt  nur  dann  als  Beugeid,  icenn 
dies  vereinbart  oder  orts gebräuchlich  ist. 

Sie  ist,  wenn  nichts  Anderes  vereinbart  oder  orts  gebräuchlich 
ist,  zurückzugeben  oder  in  Anrechnung  zu  bringen. 

'7.  In    Ermangelung    eines  anderweitigen    Ueberein- 

kommens oder  eines  abweichenden  Handelsgebrauches 
verliert  Derjenige,  wegen  dessen  Verschulden  der  Ver- 
tiag  nicht  erfüllt  werden  kann,  das  gegebene  Angeld, 
das  erhaltene  Angeld  ist  er  hingegen  in  doppeltem  Be- 
trage zurückzuerstatten   verpflichtet. 

Der  Vertragsbrüchige  ist  überdies  der  andern 
Partei  in  beiden  Fällen  auch  einen,  den  Betrag  des  An- 
geldes überschreitenden  Schaden  zu  ersetzen  ver- 
pflichtet. 
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§  278.  Hat   eine    Partei    beim   Abschluss   des   Vertrages 

Reugeld  gegeben  oder  ein  solches  versprochen,  so  kann 
sie  vom  Vertrage  zm'ücktreten,  sofern  sie  die  Erfüllung 
desselben  noch  nicht  begonnen  oder  die  von  Seiten  der 
anderen  Partei  gänzlich  oder  theilweise  erfolgte  Er- 
füllung nicht  angenommen  hat. 

Die  zurücktretende  Partei  muss  das  vereinbarte 
Reugeld  bezahlen  und  wird  des  gegebenen  verlustig. 

§  279.  Wird  der  Vertrag   erfüllt,  so  ist  das  Reugeld   zu- 

rückzuerstatten, beziehungsweise  dem  Erfüllenden  ein- 
zurechnen. Zurückzuerstatten  ist  das  Reugeld  auch  in  dem 
Falle,  wenn  der  Vertrag  in  Folge  Uebereinkommens 
der  Parteien  oder  aus  einem   anderen   Grunde   aufhört. 

§  280.  Handelsgeschäfte  können   wegen   Verletzung  über 

die  Hälfte  nicht  angefochten  werden. 

Art.  286  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Wegen  übermässiger   Verletzung,  insbesondere    wegen    Verle- 
tzung   über    die    Hälfte,  können    Handelsgeschäfte  nicht  angefochten 
werden. 

§  281.  l^iö  gesetzlichen  und  Verzugszinsen  bei   Handels- 

geschäften betragen  jährlich  sechs  Percent  des  zu  zah- 
lenden Capitals. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  dieses  Gesetz  eine 
Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Zinsen  festsetzt,  können 
jährlich  67o  Zinsen  berechnet  werden. 

Art.  287  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Die  Höhe  der  gesetzlichen,  insbesondere  auch  der  Verzugszinsen^ 
ist  bei  Handelsgeschäften  sechs  vom  Hundert  Jährlich, 

In  allen  Fällen,  in  loelchen  in  diesem  Gesetzbuche  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  von  Zinsen  ohne  Bestimmung  der  Höhe  aus- 
gesprochen wird,  sind  darunter  Zinsen  zu  sechs  vom  Hundert  Jähr- 
lich zu  verstehen. 

§  282.  Wer  aus  einem  Geschäft,  welches  auf  seiner  Seite 

als  Handelsgeschäft  anzusehen  ist,  eine  fällige  For- 
derung hat,  kann  vom  Tage  der  Fälligkeit  und  wenn 
kein  Zahlungstag  festgesetzt  ist,  vom  Tage  der  Mahnung 
an,  Zinsen  fordern. 

Die  Uebersendung  der  Rechnung  für  sich  allein 
kann  nicht  als  Mahnung  angesehen  werden. 
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Art.  288  des  Alig.  0.  H.  G.  B.  : 

Wer  aus  einem  Geschäft,  icelches  auf  seiner  Seile  ein  Han- 
delsgeschäß  ist,  eine  fällige  Forderung  hat,  kann  wegen  derselben 
vom  Tage  der  Mahnung  an  Zinsen  fordei'n,  sofern  er  nicht  nach 
dem  bürgerlichen  Recht  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkte  an 
Zinsen  zu  fordern  berechtigt  ist. 

Die  Uebersendung  der  Rechnung  gilt  für  sich  allein  nicht 
als  Mahnung. 

Kaufleute  können  von  ihren  Forderungen,  die  aus 
ihren  beiderseitigen  Handelsgeschäften  entstehen,  von 
der  Fälligkeit  an,  auch  ohne  vorgängige  Verabredung 
und  Mahnung  Zinsen  fordern. 

Art.  289  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Kaufleute    unter    einander    sind  berechtigt,    in  beiderseitigen 
Handels geschäflen  auch  ohne   Verabredung  oder  Mahnung  von  Jeder 
Forderung    seit    dem     Tage,  an  welchem    sie  fällig  war,  Zinsen  zu 
fordern. 

Der  Kaufmann,  welcher  in  seinem  Geschäftszweige 
für  einen  andern  Kaufmann  oder  Nichtkaufmann  Ge- 
schäfte besorgt  oder  Dienste  leistet,  kann  für  dieselben 
auch  ohne  vorherige  Verabredung  die  dem  Ortsgebrau- 
che entsprechende  Provision  und,  soweit  es  sich  um 
Aufbewahrung  einer  Sache  handelt,  auch  das  Lagergeld 
fordern. 

Von  den  gegebenen  Darlehen  und  Vorschüssen,  so- 
wie von  den  gemachten  Auslagen  kann  der  Kauf- 
mann vom  Tage  der  Leistung,  beziehungsweise  der  er- 
folgten Auslage,  Zinsen  berechnen. 

Abs.  I  und  II  des  Art.  290  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Ein  Kaufmann^  welcher  in  Ausübung  des  Handelsgewerbes: 
einem  Kaufmanne  oder  XichtJcaufmanne  Geschäfte  besorgt  oder  Dien^ 
sie  leistet,  kann  dafür  auch  ohne  vorherige  Verabredung  Provision^ 
und  wenn  es  sich  um  Aufbewahrung  handelt,  zugleich  auch  Lager- 
geld nach  den  an  dem  Orte  gewöhnlichen  Sätzen  fordern. 

Von  seinen  Darlehen,  Vorschüssen,  Auslagen  und  anderen 
Verwendungen  kann  er,  vom  Tage  ihrer  Leistung  oder  Beschaffung 
an  Zinsen  in  Ansatz    bringen. 

Wenn  ein  Kaufmann  mit  einem  andern  Kaufmanne 
oder  Nichtkaufmanne  auf  Grund  laufender  Rechnung 
in  Verbindung  steht,  so  kann  Derjenige,  welcher  beim 
Rechnungsabschlüsse  einen  Ueberschuss  zu  fordern  hat, 
hievon,  wenngleich  auch  Zinsen  darunter  begriffen  sind, 
vom  Tage  des  Abschlusses  an  Zinsen  fordern. 

Der   Rechnungsabschluss   geschieht,   in    Ermange- 
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lung  eines  andern  Uebereinkommens  oder  Handelsge- 
brauches, mit  Ende  jedes  Geschäftsjahres. 

Art.  291  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Wenn  ein  Kaufmann  mit  einein  anderen  Kaufmann  in  lau- 
fender Rechnung  (Conto-Corrent)  steht,  so  ist  derjenige,  welchem 
beim  Eechnungsahschlusse  ein  Ueherschuss  gebührt,  von  dem  ganzen 
Betrage  desselben,  wenngleich  darunter  Zinsen  begriffen  sind,  seit 
dem  Tage  des  Abschlusses  Zinsen  zu  fordern  berechtigt. 

Der  Bechmingsabschluss  geschieht  Jährlich  einvial,  sofern 
nicht  von  den  Parteien  ein  Anderes  bestimmt  ist. 

%  286.  Die   Verfügung   des   §.    1    des   XXXI.    Ges.-Art. 

vom  Jahre  1868,  wonach  der  Zinsfuss  nur  bei  schrift- 
licher Vereinbarung  keiner  Beschränkung  unterliegt, 
findet  auf  Handelsgeschäfte  keine   Anwendung. 

Die  ruckständigen  Zinsen  können  bei  Handelsge- 
schäften auch  dann  gefordert  werden,  wenn  sie  den  Be- 
trag des  Capitals  übersteigen. 

Art.  292  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Bei  Handelsgeschäften  können  Zinsen  zu  sechs  vom  Hundert 
jährlich  bedungen  werden  •  höhere  Zinsen  zu  bedingen  ist  nur  inso- 
fern zulässig,  als  die  Landesgeseize  solches  gestatten. 

Bei  Darlehen,  welche  ein  Kaufmann  empfängt,  und  bei  Schul- 
den   eines    Kaufmanns  aiis    seinen    Handelsgeschäften  können  auch 
höhere  Zinsen  als  sechs  vom  Hundert  Jährlich  bedungen  werden. 
Art.  293  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Die  Zinsen  können  bei  Handelsgeschäßen  in  ihrem  Oesammt- 
betrage  das  Capital  übersteigen. 

Abs.  II  des  §  3  des  Oesterr.  Einf.-Ges. : 
Die  Gesetze  über  Zinstaxen    und   Wucher  werden  durch  das 
Handelsgesetzbuch    nur    insoweit    berührt,    als    dasselbe    besondere 
Bestimmung&i    enthält,    welche    einzelne  Anordnungen  Jener  Gesetze 
abändern. 

Oesterr.  Gesetz  vom  14.  Juni  1868, 

wodurch    die   gegen    den    Wucher   bestehenden    Gesetze    aufgehoben 

werden.  {Nr.  62  R.  G.  B.) 

§  1.  Die  bisher  bestehenden  gesetzlichen  Beschränkungen  des  vertrags- 
mässigen  Zinsfusses  und  der  Höhe  der  C'onventionalstrafe  bei  Darlehen  und 
creditirten  Forderungen  treten  ausser  Kraft. 

§  2.  Wenn  Zinsen  ohne  bestimmtes  Mass  bedungen  wurden  oder  aus  dem 
Gesetze  gebühren,  so  gelten  sechs  vom  Hundert  auf  ein  Jahr. 

§  3.  Zinsen  von  Zinsen  dürfen  gefm-dert  werden :  a)  wenn  solche  aus- 
drücklich bedungen  tixurden;  h)  wenn  fällige  Zinsen  eingeklagt  werden,  von  diesen 
vom  Tage  der  Elagsbehändigung  an.  Ueber  die  Höhe  der  Zinseszinsen  entscheidet 
ztinächst  die  Verabredung ;  wurde  aber  hierüber  nichts  bedungen,  so  gelten  die 
ijesetzUchen  Z'nsen  (%  2J. 

§  4.  Ueber  die  Frist  zur  Zahlung  der  Zinsen  entscheidet  die  Verabre- 
dung. Wird  hierüber  keine  Verabredung  getroffen,  so  sind  die  Zinsen  bei  Zu- 
rückzahlung des  Capitals,  oder  wenn  der  Vertrag  auf  mehrere  Jahre  geschlossen 
wurde,  jährlich  abzuführen.  Zinsen  dürfen  in  Vorhinein  ohne  alle  Beschränkung 
abgezogen  oder  gefordert  werden. 

%  5.  Es  darf  bei  Darlehen  bedungen  werden,  dass  eine  grössere  Summe 
oder  Menge,  oder  Sachen  von  besserer   Beschaffenheit,   als  gegeben   wurden,  zu- 
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rückerstattet  toerden,  jedoch  muss  dat  Zurückzuerstattende  von  derselben  Gattung 
sein,  leie  das  Oegebene. 

§  e.  AlU  den  vorstehenden  zuwiderlaufenden  civil-  und  strafrechtlichen 
Bestimmungen  sind  hiermit  ausser  Wirksamkeit  gesetzt ;  so  insbesondere  das 
Patent  v.  2.  Dec.  1803,  Nr.  640  der  Justizgeietzsammhmg,  die  Verordnung  vom 
14.  Dec.  1866,  Nr.  160  Reichsgesetzblatt,  der  §  485  des  Strafgesetzbuches,  dann 
die  §§  993,  994,  995,  996,  997,  998,  1000  und  1196  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches.  Die  statutenmässig  begründeten  Rechte  der  Creditanstaiten  und 
Sparcassen,  die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches,  sowie  auch  das  Patent 
i:  2.  Juni  1848,  Nr.  1157  Justizgesetzsammlung,  und  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  7.  Februar  1856,  Nr.  21  Reichsgesetzblatt,  über  den  Zwang scoitrs  des  Papier' 
geldes  toerden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

Die  Anerkennung  der  Rechnung  —  Conto  oder 
Conto-Corrente  —  schliesst  die  Zulassung  des  Beweises 
eines  Irrthumes  oder  eines  Betruges  nicht  aus. 

Art.  294  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 
Die  Anerkennung  einer  Rechnung  sehlieast  den  Beweis  eines 
Irrthnms  oder  eines  Betruges  in  der  Rechnung  nicht  aus. 

Zur  Giltigkeit  des  Auftrages  ist  eine  bestimmte 
Form  nicht  erforderlich  und  es  ist  bezüglich  des  Rechts- 
kreises des  Beauftragten  der  ausgesprochene  Wille  der 
Parteien,  in  Ermanglung  eines  solchen  aber  der  Han- 
delsgebrauch und  die  Natur  des  Geschäftes  massgebend. 

Ein  Antrag,  ein  Auftrag  oder  eine  Vollmacht, 
welche  von  einem  Kaufmann  in  seinem  Handelsgewerbe 
ausgehen,  sind  durch  seinen  Tod  nicht  als  aufgehoben  an- 
zusehen, ausser  wenn  die  entgegengesetzte  Absicht  aus 
einer  eigenen  Aeusserung  des  Betreffenden  oder  aus 
den  obwaltenden  Umständen  hervorgeht. 

Art.  297  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Ein  Antrag,  ein  Auftrag  oder  eine  Vollmacht,  welche  von 
einem  Kau/mann  in  dem  Handelsgewerbe  ausgegangen  sind,  werden 
durch  seinen  Tod  nicht  aufgehoben,  sofern  nicht  eine  entgegenge- 
setzte Willensmeinung  aus  seiner  Erklärung  oder  aus  den  Umstän- 
den hervorgeht. 

Bei  einer  auf  Handelsgeschäfte  bezüglichen  Voll- 
macht finden  hinsichtlich  der  Rechtsverhältnisse  zwi- 
schen dem  Vollmachtgeber  und  dem  Bevollmächtigten, 
ferner  zwischen  Letzterem  und  dritten  Personen  die  im 
fünften  Titel  des  I.  Theiles  dieses  Gesetzes  enthalte- 
nen Bestimmungen  Anwendung. 

Abs.  I  des  Art.  298  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 
Bei  einer   Vollmachi,  zu  Handelsgeschäften  kommen  in  Betreff 
des   Verhältnisses  ztcischen  dem   Vollmachtgeber,  dem  Bevollmächtig- 
ten und   dem   Dritten,    mit   welchem    der  Bevollmächtigte    Namens 
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des  Vollmeuihtgebers  das  Gesehäß  schliesst,  dieselben  Bestimmungen 
zur  Anwendung,  welche  im  Artikel  52  in  Beziehung  auf  die  Proeu- 
risten  und  Handlung sheoollmächtigten  gegeben  sind. 

§291.  Als    kaufmännische   Anweisungen   CAssignationen) 

werden  angesehen : 

1.  die  auf  Ordre  lautenden  und 

2.  die  von  Kaufleuten  ausgestellten  oder  acceptir- 
ten  schriftlichen  Anweisungen. 

Gegenstände  solcher  Anweisungen  können  ausser 
Geld  auch  Werthpapiere  und  andere  vertretbare  Sachen 
sein,  und  es  ist  zu  deren  Giltigkeit  weder  die  Anfüh- 
rung des  Rechtstitels  der  Verbindlichkeit,  noch  die  An- 
erkennung des  Wertbes  erforderlich. 

§  292.  Der  Assignat  verpflichtet  sich  durch  die  Annahme 

der  auf  ihn  gezogenen  Anweisung,  dass  er  dem  Assigna- 
tar,  beziehungsweise  dem  Rechtsnachfolger  desselben, 
den  in  der  Anweisung  enthaltenen  Auftrag  erfüllen  wird. 
Die  Zeichnung  des  Namens  oder  der  Firma  des 
Assignaten  auf  der  Vorderseite  der  Anweisung  wird  als 
giltige  Annahme  angesehen. 

§  293.  Die     Anweisung    erlischt   weder    mit    dem    Tode 

des  Assignanten,  noch  mit  dem  des  Assignatars,  noch 
endlich  mit  dem  des  Assignaten,  ausser  wenn  das  Ge- 
gentheil  davon  auf  der  Anweisung  selbst  vereinbart 
erscheint. 

Art.  300  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Ein  Kaufmann,  welcher  eine  auf  ihn  ausgestellte  Anweisung 
{Assignation)  gegenüber  demjenigen,  zu  dessen  Gunsten  sie  ausge- 
stellt ist,  angenommen  hat,  ist  demselben  zur  Erfüllung  verpflich- 
tet. Die  auf  eine  schrißliche  Anweisung  geschriebene  tmd  unter- 
schriebene Annahin e- Erklärung  gilt  als  ein  dem  Assignatar  gelei- 
stetes Zahlungsversprechen. 

§  294.  Die  ohne  Vereinbarung  einer   Gegenleistung   aus- 

gestellten Anweisungen  und  Verpflichtungsscheine  über 
eine  Geldzahlung  oder  über  die  Lieferung  von  vertret- 
baren Sachen  oder  Werthpapieren  können,  soferne  sie 
auf  Ordre  lauten,  auch  durch  Indossament  übertragen 
werden.  Das  Indossament  ist  auch  dann  giltig,  wenn 
der  Indossant  nur  seinen  Namen  oder  seine  Firma  auf 
die  Rückseite  der  Urkunde  schreibt  (Blancoindossa- 
ment). 
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Art.  301  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Anweisungen  und  Verpflichtungsscheine,  welche  vm  Kauf- 
leuten über  Leistungen  von  Geld  oder  einer  Quantität  vertretbarer 
Sachen  oder  Werthpapiere  ausgestellt  sind,  ohne  dass  darin  die 
Verpflichtung  zur  Leistung  von  einer  Gegenleistung  abhängig 
gemacht  ist,  können  durch  Indossament  übertragen  werden,  wenn 
sie  an  Ordre  lauten. 

Zur  Cfiltigkeit  der  Urkunde  oder  des  Jndossamerds  ist 
nich^  er/orderlich,  dass  sie  die  Angabe  des  Verpflichtungsgrundes 
oder  das  Empfangsbekenntniss  der   Valuta  enthalten. 

Wer  eine  solche  Anweisung  acceptirt  hat,  ist  demjenigen,  zu 
dessen  Gunsten  sie  ausgestellt  oder  an  welchen  sie  indossirt  ist, 
zur  Erfüllung  verpflichtet. 

5.  In  gleicher  Weise  können  die  Connossemente  der 

Seeschiffer,  die  Ladescheine  der  Frachtführer,  ferner 
die  Bödmereibriefe  und  Assecuranzpolizzen  übertragen 
werden,  sofern  sie  auf  Ordre  ausgestellt  sind. 

Art.  302  des  Allg  D.  H.  G.  B. : 
Ingleichen  können  Connossemente  der  Seeschiß'er  und  Lade- 
scheine der  Fraehtßihrer,  Auslieferungsscheine  (Lagerscheine.  War- 
rants) über  Waaren  oder  andere  bewegliche  Sachen,  welche  von 
einer  zur  Aufbewahrung  solcher  Sachen  staatlich  ermächtigten  An- 
stalt ausgestellt  sind,  ferner  Bödmereibriefe  und  Seeass ecuranz- 
polizzen  durch  Indossament  übertragen  werden,  wenn  sie  an  Ordre 
lauten. 

Durch  Uebertragung  der  in  den  vorhergehenden 
beiden  §§  erwähnten  Urkunden  gehen  die  auf  dieselben 
gegründeten  Rechte  auf  den  Indossatar  über. 

Der  Schuldner  ist  seine  Verpflichtung  nur  gegen 
Ausfolgung  des  quittirten  Papieres  zu  erfüllen  ge- 
halten. 

Der  Schuldner  kann  nur  solche  Einreden  geltend 
machen,  welche  sich  auf  die  Urkunde  selbst  oder  auf 
das  zwischen  ihm  und  dem  Besitzer  der  Urkunde  ob- 
waltende Verhältniss  gründen. 

Art.  303  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Durch  das  Indossament  der  in  den  beiden  vorhergehenden 
Artikeln  bezeichneten  Urkunden  gehen  alle  Rechte  aus  dem  indos- 
sirten  Papiere  auf  den  Indossatar  über. 

Der  Verpflichtete  kann  sich  nur  solcher  Einreden  bedienen, 
welche  ihn  nach  Maassgabe  der  Urkunde  selbst  oder  unmittelbar 
gegen  den  jedesmaligen  Kläger  zustehen. 

Der  Schuldner  ist  nur  gegen  Aushändigung  des  quittirten 
Papieres  zu  erfüllen  verpflichtet. 
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§  297.  Bei  Papieren,  welche  durch  Indossament   übertra- 

gen werden  können,  hat  der  Indossatar  seine  Eigen- 
schaft als  Besitzer  durch  eine  zusammenhängende,  bis 
auf  ihn  hinuntergehende  Reihe  von  Indossamenten  nach- 
zuweisen. 

Die  ausgestrichenen  Indossamente  werden  bei  Be- 
urtheilung  der  Eigenschaft  als  Besitzer  als  nicht  vorhan- 
den angesehen. 

Der  Zahler  ist  nicht  verpflichtet,  die  Echtheit  der 
Indossamente  zu  prüfen. 

Abs.  I  des  Art.  305  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Für  Papiere^  welche  an  Ordre  lauten  und  welche  durch  In- 
dossament übertragen  werden  können  (Artikel  301  bis  304),  gelten 
in  Betreff  der  Form  des  Indossaments,  in  Betreff  der  Legitimation 
des  Inhabers  und  der  Prüfung  dieser  Legitimation,  sowie  in  Be- 
treff der  Verpflichtung  des  Besitzers  zur  Herausgabe  dieselben  Be- 
stimmungen, welche  die  Artikel  11  bis  13,  36  und  74  der  Allgemei- 
nen Deutschen  Wechsel- Ordnung  in  Betreff  des  Wechsels  enthalten, 

§  298.  Die  Bestimmungen  des  Wechselgesetzes,  bezüglich 

der  Präsentation  zur  Zahlung,  der  Zahlung,  des  Prote- 
stes, der  Verständigung  der  Vormänner,  des  Regress  behufs 
Zahlung,  der  Verjährung  und  der  Amortisation  finden 
auch  auf  kaufmännische  Anweisungen  Anwendung. 

Abs.  II  des  Art.  305  des  Allg.  H.  G.  B. : 
Sind  die  im  Artikel  301  bezeichneten  Papiere  abhanden 
gekommen,  so  finden  in  Bezug  auf  die  Amortisation  die  im  Artikel 
73  der  Allgemeinen  Deutschen  Wechsel -Ordnung  gegebenen  Bestim- 
mungen Anwendung,  Die  Amortisation  der  im  Artikel  302  bezeich- 
zeten  Papiere  richtet  sich  nach  den  Landesgesetzen, 

§  299.  Waaren  oder   andere   bewegliche   Sachen,  welche 

der  Kaufmann  in  seinem  Geschäftsbetriebe  veräussert 
und  übergeben  hat,  gehen  in  das  Eigenthum  des  redli- 
chen Käufers  auch  in  dem  Falle  über,  wenn  der  Ver- 
käufer nicht  Eigenthümer  war.  Das  früher  erworbene 
Eigenthum  erlischt;  es  erlischt  ferner  jedes  früher  er- 
worbene Pfandrecht  oder  sonstige  dingliche  Recht,  wenn 
dasselbe  dem  Käufer  bei  der  Veräusserung  nicht  be- 
kannt war. 

Hat  der  Kaufmann  in  seinem  Geschäftsbetriebe 
Waaren  oder  andere  bewegliche  Sachen  verpfändet  und 
übergeben,  so  kann  ein  früher  erworbenes  Eigenthum, 
Pfandrecht  oder  sonstiges  dingliches  Recht  an  diesen 
Sachen    zum    Nachtheile    des   redlichen  Pfandbesitzers 
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oder  der  Rechtsnachfolger  desselben  nicht  geltend  ge- 
macht werden. 

Das  dem  Commissionär,  Spediteur  und  Frachtfüh- 
rer zustehende  gesetzliche  Pfandrecht  ist  hinsichtlich 
seiner  Wirkung  dem  Pfandrecht  aus  einem  Vertrage 
gleich. 

Art.  306  des  Allg.  D.  H.  6.  B.  : 

Wenn  Waaren  od6r  andere  hevcegliche  Sachen  von  einem 
Kavfmann  in  dessen  Handelsbetrieb  veräussert  tmd  übergeben 
worden  sind,  so  erlangt  der  redliche  Erwerber  das  Eigenthum, 
auch  wenn  der  Veräusserer  nicht  Eigenthnmer  war.  Das  früher 
begründete  Eigenthum  erlischt.  Jedes  früher  begründete  Pfandrecht 
oder  sonstige  dingliche  Eecht  erlischt,  wenn  dasselbe  dem  Erwerber 
bei  der   Veräusserung  unbekannt  war. 

Sind  Waaren  oder  andere  unbewegliche  Sachen  von  einem 
Kaufmann  in  dessen  Handelsbetrieb  verpßindet  und  übergeben 
worden,  so  kann  ein  früher  begründetes  Eigenthum,  Pfandrecht 
oder  sonstiges  dingliches  Recht  an  den  Gegenständen  zum  Xach- 
theil  des  redlichen  Pfandnehmers  oder  dessen  Rechtsnachfolger  nicht 
geltend  gemacht  werden. 

Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Oommissionärs,  Spediteurs 
und  Frachtführers  steht  einem  durch  Vertrag  erworbenen  Pfand- 
rechte gleich. 

Dieser  Artikel  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Gegen- 
stände gestohlen  oder  verloren  waren. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  §  finden 
bei  auf  Inhaber  lautenden  und  bei  indossablen  Papie- 
ren auch  in  dem  Falle  Anwendung,  wenn  deren  Ver- 
äusserung oder  Verpfändung  durch  einen  Nichtkaufmann 
geschieht. 

Art.  307  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Die  Bestimmztngen  des  vorigen  Artikels  finden  bei  Papieren 
auf  Inhaber  auch  dann  Anwendung,  wenn  die  Veräusserung  oder 
Verpfändung  nicht  von  einem  Kaufmanne  in  dessen  Handels- 
betriebe geschehen  ist,  und  wenn  die  Papiere  gestohlen  oder  ver- 
loren waren. 

11.  Bei  beweglichen  Sachen,   bei  auf  Inhaber   lauten- 

den und  bei  solchen  Papieren,  welche  durch  Indossa- 
ment tibertragen  werden  können,  ferner  bei  Forderun- 
gen auf  Grund  von  Handelsbtichern,  sind  zur  Griltigkeit 
des  Pfandvertrages,  soferne  dieser  hinsichtlich  eines  Han- 
delsgeschäftes entsteht,  nebst  der  einfachen  Vereinbarung 
der  Parteien  blos  die  in  den  folgenden  §§  festgesetzten  Be- 
dingungen erforderlich. 

10 
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§  302.  Bei    beweglichen   Sachen    genügt   es ,   wenn   das 

Faustpfand  dem  Gläubiger  oder  für  denselben  einem 
Dritten  übergeben  wird. 

§  303.  Bei    auf    Inhaber   lautenden   Papieren     wird   das 

Pfandrecht  durch  deren  thatsächliche  üebergabe,  bei 
Papieren  dagegen,  welche  durch  Indossament  übertragen 
werden  können,  dadurch  erworben,  dass  das  mit  dem 
Indossament  versehene  Papier  dem  Gläubiger  oder  an 
dessen  Stelle  einem  Dritten  thatsächlich  übergeben  wird. 

Art.  309  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  zur  Bestellung  eines  Faustpfandes  in  dem  bürgerlichen 
Hechte  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  sind  nicht  er/orderlich, 
wenn  unter  Kaufleuten  für  eine  Forderung  aus  beiderseitigen 
Handelsgeschäften  ein  Faustpfand  an  beweglichen  Sachen,  a/n 
Papieren  auf  Inhaber  oder  an  Papieren,  welche  durch  Indossa- 
ment   übertragen    werden    können^  bestellt  wird. 

In  diesem  Falle  genügt  neben  der  einfachen  Vereinbarung 
über  die    Verpfändung  : 

1)  bei  beweglichen  Sachen  und  bei  Papieren  auf  Inhaber  die 
Uebertragung  des  Besitzes  auf  den  Gläubiger,  wie  solche  nach  den 
Bestimmungen  des  bürgerlichen  Hechts  für  das  Faustpfand  erfor- 
dert wird  ; 

2)  bei  Papieren,  welche  durch  Indossament  übertragen  wer- 
den können,  die  Üebergabe  des  Indossirten  Papiers. 

§  304.  Bei  Forderungen   auf   Grund  von   Handelsbüchern 

wird  das  Pfandrecht  erworben,  wenn  der  mit  der  Pfän- 
dungs-Erklärung versehene  Buchauszug  dem  Gläubiger 
übergeben  wird  und  die  Verpfandung  selbst  im  Hau- 
delsbuche  bei  der  in  Pfand  gegebenen  Forderung  vor- 
gemerkt wird. 

§  305.  Ist  das  Faustpfand  zur  Deckung    einer  aus  einem 

Handelsgeschäft  entstehenden  Forderung  auf  Grund 
eines  schriftlichen  Vertrages  übergeben  worden,  und 
erfüllt  der  Schuldner  seine  Verpflichtung  nicht  zur 
rechten  Zeit,  so  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  sich  aus 
den  Pfandgegenständen  zu  befriedigen,  ohne  dass  er 
vorher  gegen  den  Schuldner  eine  Klage  anzustrengen 
hätte. 

Zu  diesem  Behufe  stellt  der  Gläubiger  unter 
Vorlegung  der  erforderlichen  Urkunden  das  Ansuchen 
bei  dem  für  ihn  competenten  Gerichtshofe,  welcher  ohne 
Anhörung  des  Schuldners  den  Verkauf  der  verpfändeten 
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Oegenstände    oder   eines  Theiles   derselben   auf  Gefahr 
und  Kosten  des  Gläubigers  verordnet. 

Der  Gläubiger  ist  verpflichtet,  den  Schuldner,  so 
weit  dies  möglich,  sowohl  von  der  Anordnung  des 
Verkaufes,  als  von  der  geschehenen  Vollziehung  des- 
selben sogleich  zu  verständigen,  und  den  Ueberschuss 
des  Kaufpreises  dem  Schuldner  zu  übergeben.  Wenn 
der  Gläubiger  die  Verständigung  unterlässt,  so  ist  er 
zum  Schadenersatz  verpflichtet. 

Art.  310  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Ist  die  Bestellung  eines  Faustpfandes  unter  Kaufleuten  für 
eine  Forderung  aus  beiderseitigen  Handelsgeschäßen  schrißlich  er- 
folgt, so  kann  der  Gläubiger,  wenn  der  Schuldner  im  Verzuge  ist, 
sich  aus  dem  Pfände  sofort  bezahlt  machen,  ohne  dass  es  einer 
Ivlage  gegen  den  Schiddner  bedarf. 

Der  Gläubiger  hat  die  Bewilligung  hierzu  unter  Vorlegung 
der  erforderlichen  Bescheinigungsmittel  bei  dem  für  ihn  zuständigen 
Handelsgerichte  nachzusuchen,  von  welchem  hierauf  ohne  Gehör 
des  Schuldners  und  auf  Gefahr  des  Gläubigers  der  Verkauf 
der  verpfändeten  Gegenstände  oder  eines  Theils  derselben  verord- 
net wird. 

Von  der  Bewilligung,  sowie  von  der  Vollziehung  des  Ver- 
Tcaufs  hat  der  Gläubiger  den  Schuldner,  soweit  es  thunlieh,  sofort 
zu  benachrichtigen ;  unterlässt  er  die  Anzeige,  so  ist  er  zum 
Schadenersätze  verpflichtet.  Um  den  Verkauf  zu  bewirken,  ist  der 
Kachweis  der  Anzeige  nicht  erforderlich. 

§  47  des  Oesterr.  Einf.-Ges. : 
Für  den  nach  Artikel  310  des  Handelsgesetzbuches  vorzu- 
nehmenden  öffentlichen  Verkauf  hat  das  bewilligende  Gericht  einen 
einzigen  Termin  festzusetzen  und  in  der  für  exeeutive  Versteige- 
rungen üblichen  Weise  kundzumachen.  Eine  Schätzung  hat  der 
Commissär  vor  dem  Verkaufe  nur  dann  zu  veranlassen,  wenn  die 
zu  verkaufenden  Gegenstände  weder  einen  Börsenpreis  oder  Markt- 
preis hohen,  noch  auch  in  Privatschuldurkunden  bestehen,  und 
wenn  zugleich  beide  Theile  darüber  einig  sind,  dass  die  Schätzung 
stattfinde,  oder  eine  der  Parteien  die  Vornahme  der  Schätzung  auf 
ihre  Kosten  verlangt. 

Wenn  das  Faustpfand  zur  Deckung  einer  aus 
einem  Handelsgeschäfte  entstandenen  Forderung  gege- 
ben wird  und  die  Parteien  schriftlich  vereinbart  haben, 
dass  der  Gläubiger  sich  aus  dem  Pfände  ohne  richter- 
liche Intervention  befriedigen  kann,  so  ist  in  diesem 
Falle,  wenn  der  Schuldner  seiner  Verbindlichkeit  nicht 
zur  rechten  Zeit  nachkommt,  der  Gläubiger  berechtigt, 
das  Pfand  öffentlich  zu  verkaufen ;  es  steht  ihm  in 
diesem  Falle   frei,    die  Pfandgegenstände,   wenn  diesel- 
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ben  einen  Marktpreis  oder  Börsenpreis  haben,  die- 
selben durch  eine  beglaubigte  Person  zum  laufenden 
Preise  auch  im  Privatwege  verkaufen  zu  lassen.  Von 
dem  erfolgten  Verkaufe  hat  er  den  Schuldner,  sofern 
dies  möglich  ist,  bei  sonstiger  Verpflichtung  zu  Scha- 
denersatz, sogleich  zu  verständigen  und  demselben 
unter  Einem  den  Ueberschuss  des  Kaufpreises  zu  über- 
geben. 

Art.  31  i  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Wenn  die  Bestellung  eines  Faustpfandes  unter  Kaufleuten 
für  eine  Forderung  aus  beiderseitigen  Handels geschäßen  erfolgt, 
%ind  schriftlich  vereinbart  ist,  dass  der  Gläubiger  ohne  gerichtli- 
ches Verfahren  sich  aus  dem  Pfände  befriedigen  könne,  so  darf, 
wenn  der  Schuldner  im  Verzuge  ist,  der  Gläubiger  das  Pfand 
öffentlich  verkaufen  lassen;  er  darf  in  diesem  Falle,  wenn  die 
verpfändeten  Gegenstände  einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis 
haben,  den  Verkauf  auch  nicht  öffentlich  durch  einen  Handels- 
mäkler oder  in  Ermangelung  eines  solchen  durch  einen  zu  Ver- 
steigerungen befugten  Beamten  zum  laufenden  Preise  bewirken. 
Von  der  Vollziehung  des  Verkaufs  hai  der  Gläubiger  den  Schuld- 
ner, soweit  es  thunlich,  sofort  zu  benachrichtigen  •  bei  Unterlassung 
der  Anzeige  ist  er  zum  Schadenersatze  verpflichtet. 

307.  Im  Falle    der  Schuldner   in   Concurs   geräth,   hat 

der  Gläubiger  im  Sinne  der  vorhergehenden  zwei  §§ 
die  Concursmasse  vom  Verkaufe  zu  verständigen  und 
den  Ueberschuss  des  Kaufpreises  derselben  zu  über- 
geben. 

§§  44  und  45  des  Oesterr.  Einf.-Ges. 

§  44.  Das  Recht  aus  dem  kaufmännischen  Faustpfande,  das 
karifmännische  Zurückbehaltungsrecht  und  das  gesetzliche  Pfand- 
recht des  Commissionärs,  Spediteurs  und  Frachtführers  am  Commis- 
sions-,  Speditiona-  und  Frachtgute,  wovon  die  Artikel  309 — 811, 
313 — 315^  374  und  375,  382  und  409 — 412  des  Handelsgesetzbuches 
handeln,  können  im  Falle  des  Concurses  in  jener  Weise  und  mit 
derselben  Wirkung  wie  ausserhalb  desselben  gegen  den  Schiddner 
geltend  gemacht  werden. 

Es  ist  jedoch  auch  die  Vertretung  der  Concursmassa  von 
denjenigen  Schritten  in  Kenntniss  zu  setzen,  von  welchen  nach  dem 
Handelsgesetzbuche  der  Schuldner  zu  benachrichtigen  ist. 

§  45.  Der  im  Falle  des  vorhergehenden  Paragraphen  sich 
etwa  ergebende  Ueberschuss  des  Erlöses  ist  an  die  Concursmassa 
abzuftihren ;  der  ATispruch  wegen  eines  etwaigen  Ausfalles  dagegen 
ist  bei  der  Concursmassa  geltend  zu  machen,  und  findet  auch  hier' 
über  die  Bestimmung  des  §  3t  ihre  Anwendung. 

Vgl.  die  §§  26—41  der  Oesterr.  Conc.-Ordn.  v.  25.  Dec.  JSG8  Nr.  i  B, 
O.  Bl.  f.  1869. 
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Mit  der  Uebertragung  der  sichergestellten  Forderung 
wird  das  Pfandrecht  dann  als  tibertragen  angesehen, 
wenn  auch  das  Faustpfand  selbst  übergeben  wird. 

Der  Gläubiger  hat  hinsichtlich  seiner  aus  Handels- 
geschäften entstehenden  und  fälligen  Forderungen  ein 
Retentionsrecht  an  jenen  Geldern,  beweglichen  Sachen 
und  Werthpapieren  seines  Schuldners,  welche  mit  dessen 
Willen  in  seinen  thatsächlichen  Besitz  oder  zu  seiner 
Verfügung  gelangen.  Dieses  Recht  kann  nicht  ausgeübt 
werden,  wenn  die  Gegenstände,  sei  es  durch  den 
Schuldner,  oder  durch  einen  Dritten  vor  der  Uebergabe 
oder  bei  Gelegenheit  der  Uebergabe  behufs  bestimmter 
Verfügung  in  den  Besitz  des  Gläubigers  gelangen. 

Kaufleute  können  untereinander  auch  hinsichtlich 
ihrer,  aus  wechselseitigen  Handelsgeschäften  entstehenden, 
nicht  falligen  Forderungen  das  Retentionsrecht  aus- 
üben: wenn  der  Schuldner  in  Concurs  geräth  oder  auch 
nur  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  oder  wenn  die 
gegen  ihn  geführte  gerichtliche  Execution  ohne  Erfolg 
geblieben  ist.  In  diesen  Fällen  schliesst  die  Weisung 
des  Schuldners  oder  die  zu  bestimmter  Verfügung  über- 
nommene Verpflichtung  die  Ausübung  des  Retentions- 
rechtes nicht  aus,  wenn  die  erwähnten  Thatumstände  nach 
der  Uebergabe  der  Gegenstände  eingetreten  sind,  oder 
wenn  der  Gläubiger  von  denselben  nach  der  Ueber- 
uahme  der  Gegenstände  Kenntniss  erlangt  hat. 

Art.  313  und  314  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Art.  313.  Ein  Kaufmann  hat  wegen  der  fälligen  Forderun- 
■gen,  welche  ihm  gegen  einen  anderen  Kaufmann  ans  den  zwischen 
ihnen  geschlossenen  beiderseitigen  Handelsgeschäften  zustehen,  ein 
Zurückbehaltungsrecht  {Retentionsrecht)  an  allen  beweglichen  Sachen 
und  Werthpai)ieren  des  Schuldners,  welche  mit  dessen  Willen  auf 
Grund  von  Handelsgeschäften  in  seinen  Besitz  gekommen  sind, 
sofern  er  dieselben  noch  in  seinem  Gewahrsam  hat  oder  sonst  ins- 
besondere vermittelst  Connossemente,  Ladescheine  oder  Lagerscheine 
noch  in  der  Lage  ist,  darüber  zu  verfügen. 

Dieses  Hecht  tritt  Jedoch  nicht  ein,  wenn  die  Zurückbehal- 
tung  der  Gegenstände  der  von  dem  Schuldner  vor  oder  bei  der 
Uebergahe  ertheilten  Vorschrift  oder  der  von  den  Gläubiger  über- 
nommenen Verpflichtung,  in  einer  bestimmten  Weise  mit  den  Ge- 
genständen zu  verfahren,  widerstreiten  würde. 

Art.  314.  Das  in  dem  vorhergehenden  Artikel  bezeichnete 
ZurückhMungsrecht  besteht  tinter  der  dort  angegebenen  Voraus' 
Setzung  selbst  wegen  der  nicht  fälligen  Fordertingen: 
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1)  wenn  über  das  Vermögen  des  Schuldners  der  Concurs 
eröffnet  worden  ist,  oder  der  Schuldner  auch  nur  seine  Zahlungen 
eingestellt  hat  ; 

2)  wenn  eine  Execution  in  das  Vermögen  des  Schiddners 
fruchtlos  vollstreckt  oder  wider  denselben  wegen  Nichterfüllung 
einer  Zahlungsverbindlichkeit  die  Vollstreckung  des  Personalarre- 
stes erwirkt  worden  ist. 

In  diesen  Fällen  steht  auch  die  Vorschriß  des  Schuldners 
oder  die  U ebernahme  der  Verpflichtung  in  einer  bestimmten  Weise 
mit  den  Gegenständen  zu,  verfahren,  dem  Zurückbehaltungsrecht 
nicht  entgegen,  sofern  die  vorstehend  unter  l  und  2  bezeichneten 
Umstände  erst  nach  Uebergabe  der  Gegenstände  oder  nach  Ueber- 
nahne  der  Verpflichtung  eingetreten  oder  dem  Glätihiger  bekannt 
geworden  sind. 

§  310.  Der  Gläubiger,  welchem   im   Sinne    des  vorherge- 

lienden  §  ein  Ketentionsrecht  zusteht,  ist  verpflichtet^ 
von  der  Ausübung  desselben  den  Schuldner  sogleich  zu 
verständigen. 

Sofern  der  Schuldner  nicht  auf  andere  Weise  zur 
rechten  Zeit  Deckung  bietet,  ist  der  Gläubiger  berechtigt, 
selbst  im  Falle  des  gegen  den  Schuldner  verliängten 
Concurses,  bei  dem  für  ihn  competenten  Gerichtshöfe 
den  Verkauf  der  zurückbehaltenen  Gegenstände  im 
Wege  der  Klage  zu  verlangen  und  sich  aus  dem 
Kaufpreise  vor  jedem  andern  Gläubiger  zu  befriedigen. 
Den  etwaigen  Ueberschuss  ist  er  dem  Schuldner,  be- 
ziehungsweise der  Concursmassa,  zu  tibergeben  ver- 
pflichtet. 

Art.  315  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Der  Gläubiger,  welchem  das  Ztirückbehaltungsrecht  nach  den 
Artikeln  313  oder  314  zusteht,  ist  verpflichtet,  von  der  Ausübung 
desselben  den  Schiddner  ohne  Verzug  zu  benachrichtigen.  Er  ist 
befugt,  wenn  ihn  dieser  nicht  reclUzeitig  in  anderer  Weise  sichert, 
im  Wege  der  Klage  bei  dem  für  ihn  selbst  zuständigen  Gerichte 
gegen  den  Schuldner  den  Verkauf  der  Gegenstände  zu  beantragen ; 
er  kann  sich  aus  dem  Erlöse  vor  den  anderen  Gläubigern  des 
Schuldners  befriedigen.  Der  Gläubiger  hat  diese  Hechte  auch  gegen- 
über der  Concursmassa  des  Schuldners. 

Dritter  Abschnitt. 
Abschliessungr   der  Kandelsgreschäfte. 

§  311.  Zur   Giltigkeit   der  Handelsgeschäfte    ist,   die   in 

diesem  Gesetze  bezeichneten  Fälle  ausgenommen,  deren 
schriftliche  Abfassung  oder  eine  sonstige  Förmlichkeit 
nicht  erforderlich. 
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Ist  nach  diesem  Gesetze  für  ein  Geschäft  eine  be- 
stimmte Form  erforderlich  oder  haben  die  Parteien  die  Gil- 
tigkeildes  Geschäftes  von  einer  bestimmten  Form  abhängig 
gemacht,  so  wird  das  Geschäft  nur  dann  als  geschlos- 
!«en  angesehen,  wenn  es  in  der  festgesetzten  Form  zu 
Stande  kömmt. 

Art.  317  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Bei  Handels geschäßen  ist  die  Giltigkeit  der  Verträge 
durch  sehrißliche  Ahfassung  oder  andere  Förmlichkeiten  nicht 
bedingt. 

Ausnahmen  von  dieser  Eegel  finden  nur  insoweit  statt,  als 
sie  in  diesem  Gesetzbuche  enthalten  sind. 

Zur  Giltigkeit  der  schriftlichen  Verträge  genügt 
es,  wenn  die  Urkunde  von  der  verpflichteten  Partei 
unterschrieben  wird. 

Ist  eine  der  Parteien  des  Schreibens  nicht  kundig, 
so  hat  sie  ihr  Handzeichen  durch  die  Unterschrift  zweier 
Zeugen,  deren  Einer  auch  den  Namen  der  des  Schrei- 
bens nicht  kundigen  Partei  zu  unterschreiben  hat,  be- 
glaubigen zu  lassen. 

Wird  ein  Antrag  zur  Schliessung  eines  Handelsge- 
schäftes gemacht  und  für  die  Annahme  desselben  eine 
bestimmte  Zeit  bedungen,  so  darf  der  Antragsteller,  es 
mögen  die  Parteien  gegenwärtig  sein  oder  nicht,  vor 
Ablauf  der  festgesetzten  Zeit  nicht  zurücktreten. 

In  Ermanglung  einer  solchen  Vereinbarung  verliert 
der  Antrag,  welcher  unter  Gegenwärtigen  gestellt  wird, 
seine  Wirksamkeit,  wenn  über  dessen  Annahme  nicht 
sogleich  eine  Erklärung  erfolgt. 

Art.    318  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Ueber  einen  Antrag    unter  Gegenwärtigen  zur  Abschliessung 
eines    Handelsgeschäfts    muss    die    Erklärung    sogleich    abgegeben 
werden,  widrigenfalls    der    Antragende    an    seinen    Antrag    nicht 
länger  gebunden  ist. 

Unter  Abwesenden  bleibt  der  Antragsteller,  wenn 
für  die  Annahme  des  Antrages  keine  bestimmte  Zeit  be- 
dungen worden  ist,  bis  zu  jener  Zeit  verpflichtet,  welche 
unter  regelmässigen  Verhältnissen  zur  Ertheilung  der 
Antwort  erforderlich  ist.  Bei  der  Berechnung  dieser  Zeit 
kann  der  Antragsteller  von  der  Voraussetzung  ausge- 
hen, dass  sein  Antrag  zu  rechter  Zeit  an  den  Bestim- 
mungsort gelangt  ist. 


152 


Langt  die  zu  rechter  Zeit  abgesandte  Erklärung 
der  Annahme  nach  Ablauf  der  oben  bezeichneten  Frist 
an,  so  verliert  der  Vertrag  seine  Wirksamkeit,  sofern 
der  Antragsteller  seinen  Rücktritt  der  andern  Partei  in 
der  Zwischenzeit  oder  sogleich  nach  dem  Eintreffen  der 
Annahmeerklärung  mitgetheilt  hat. 

Art.  319  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Bei  einem  renter  Abwesenden  gestellten  Antrage  bleibt  der 
Antragende  bis  zu  dem  Zeitpunkte  gebunden,  in  welchem  er  bei 
Ordnung smässig er  rechtzeitiger  Absendung  der  Antwort  den  Ein- 
gang der  letzteren  erwarten  darf.  Bei  der  Berechnung  dieses  Zeit- 
punktes darf  der  Antragende  von  der  Voraussetzung  ausgehen 
dass  sein  Antrag  rechtzeitig  angekommen  sei. 

Trifft  die  rechtzeitig  abgesandte  Annahme  erst  nach  diesem 
Zeitpunkte  ein,  so  besteht  der  Vertrag  nicht,  wenn  der  Antragende 
in  der  Zwischenzeit  oder  ohne  Verzug  nach  dem  Eintreffen  d  er 
Annahme  von  seinem  liücktritt  Nachricht  gegeben  hat. 

§316.  Der  Antrag    ist  als   nicht    geschehen    anzusehen, 

wenn  dessen  Widerruf  vor  dem  Antrag  oder  gleichzeitig 
mit  demselben  zur  Kenntniss  der  andern  Partei  gelangt. 
Die  Annahme  verliert  ihre  Wirksamkeit,  wenn  der  An- 
tragsteller von  deren  Widerruf  vor  Anlangen  der  An- 
uahmeerklärung  oder  gleichzeitig  mit  derselben  Nach- 
richt erhalten  hat 

Art.  320  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Geht  der  Widerruf  eines  Antrages  dem  andern  Theile  frü- 
her als  der  Antrag,  oder  zu  gleicher  Zeit  mit  demselben  zu,  so  ist 
der  Antrag  für  nicht    geschehen    zu  erachten. 

Ebenso  ist  die  Annahme  für  nicht  geschehen  zu  erachten, 
wenn  der  Widerriif  noch  vor  der  Erklärung  der  Annahme  oder  eu 
gleicher    Zeit  mit  derselben  bei  dem  Antragsteller  eingegangen  ist. 

§  317.  Ist  das  Geschäft  nach  Absicht  der  Parteien  sogleich 

zu  erfüllen,  so  findet  ein  Widerruf  der  Annahme  nicht 
statt,  wenn  die  Erfüllung  bereits   begonnen   worden  ist. 

§  318.  l*ßi  einem   Vertrage,    welcher    unter   Abwesenden 

zu  Stande  gekommen  ist,  wird  als  Zeit  des  Abschlusses 
jeuer  Zeitpunkt  angesehen,  in  welchem  die  Erklärung 
der  Annahme  abgesandt  oder  behufs  Absendung  auf- 
gegeben worden  ist. 

Art.  321  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Ist  ein  unter  Abwesenden  verhandelter    Vertrag    zu    Stande 
gekommen,  so  gilt  der  Zeitpunkt,    in    welchem    die    Erklärung    der 
Annahme  behufs  der  Absendung    abgegeben  ist,    als  der    Zeitpunkt 
des  Abschlusses  des   Vertrages. 
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9.  Eine  Erklärung  der  Annahme,    welche   unter  Be- 

dingungen oder  Einschränkungen  geschieht,  ist  als 
Ablehnung  des  Antrages  und  zugleich  als  neuer  Antrag 
anzusehen. 

Art.  322  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Eine  Annahme  unter  Bedingungen  oder  Einschränkungen  gilt 
als  Ablehnung  des  Antrages  verbunden   mit  einem   neuen   Antrage, 

0.  Ein  Kaufmann,    der   mit    einem   Andern   in   Ge- 

schäftsverbindung steht  oder  sich  demselben  gegenüber 
zur  Erfüllung  von  Aufträgen  erboten  hat,  ist  verpflich- 
tet sich  bezüglich  des  erhaltenen  Auftrages  oder  An- 
trages sogleich  zu  äussern,  widrigenfalls  sein  Schweigen 
als  Uebernahme  des  Antrages  beziehungsweise  des 
Auftrages  angesehen  wird. 

Er  ist  jedoch  selbst  in  dem  Falle,  wenn  er  den 
Antrag  oder  Auftrag  ablehnt,  die  gleichzeitig  übersand- 
ten Waaren  oder  sonstigen  Gegenstände  auf  Kosten  des 
Antragstellers  oder  Auftraggebers  einstweilen  vor  mög- 
lichem Schaden  zu  bewahren  verpflichtet,  vorausgesetzt, 
dass  er  dies  ohne  eigenen  Nachtheil  thun  kann  und 
dass  er  für  die  etwa  auflaufenden  Kosten  Deckung  be- 
sitzt. 

Uebrigens  kann  der  competeute  Gerichtshof  auf 
Ansuchen  des  Beauftragten  verordnen,  dass  die  über- 
sandten Gegenstände  in  einem  öfifentlichen  Lagerhause 
oder  bei  einem  Curator  behufs  Verwahrung  solange 
hinterlegt  werden,  bis  der  Eigenthümer  anderweitig 
verfügt. 

Art.    323  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Wenn  zwischen  dem  Kaufmann,  welchem  ein  Auftrag  gege- 
ben wird,  und  dem  Außraggeber  eine  Geschäftsverbindung  besteht, 
oder  sich  derselbe  gegen  let''.teren  zur  Ausrichtung  solcher  Auf- 
träge erboten  hat,  so  ist  er  zu  einer  Antwort  ohne  Zögern  ver- 
jtflichtet,  widrigenfalls  sein  Schweigen  als  Uebernahme  des  Auftra- 
ges gilt. 

Auch  wenn  derselbe  den  Auftrag  ablehnt,  ist  er  schuldig, 
die  mit  dem  Außrage  etwa  übersandten  Waaren  oder  anderen 
Gegenstände  auf  Kosten  des  Außraggebers,  soweit  er  fllr  diese 
Kosten  gedeckt  ist,  und  soweit  es  ohne  seinen  Nachtheil  geschehen 
kann,  einstweilen  vor  Schaden  zu  bewahren. 

Das  HandelsgericTU  kann  auf  seinen  Antrag  verordnen, 
dass  das  Gut  in  einem  öffentlichen  Lagerhause  oder  bei  einem 
Dritten  so  lange  niedergelegt  wird,  lis  der  Eigenthümer  anderwei- 
tige  Torkehrung  trifft. 
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Vierter  Abschnitt. 
Erfüllnugr  der  Handelssreschäfte. 

§321.  Ist  im  Vertrage    bezüglich    der    Gattung   und   Be- 

schaffenheit der  Waare  keine  nähere  Bestimmung  ent- 
halten, so  hat  der  Schuldner  Waare  von  mittlerer 
Gattung  und  Beschaffenheit  zu  gewähren. 

Art.  335  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ist  im  Vertrage  über  die  Beschaffenheit  und  Güte  der  Waare 
nichts  Näheres  bestimmt,  so  hat  der  Verpflichtete  Handelsgut  mitt- 
lerer Art  und  Güte  zu  gewähren. 

§  322.  Die  Handelsgeschäfte  sind  an  jenem   Orte    zu  er- 

füllen, welcher  nach  dem  ausdrücklichen  oder  nach  dem, 
aus  den  Umständen,  insbesondere  aus  der  Natur  oder  dem 
Zwecke  des  Geschäftes  erkennbaren  Uebereinkommen 
der  Parteien  als  Ort  der  Erfüllung  bestimmt  worden  ist. 
In  Ermangelung  eines  solchen  Uebereinkommens 
ist  —  den  im  folgenden  §  erwähnten  Fall  ausgenom- 
men —  das  Geschäft  an  jenem  Orte  zu  erfüllen,  wo 
der  Verpflichtete  bei  Abschluss  des  Vertrages  seine 
Handelsniederlassung  oder  in  Ermangelung  einer  sol- 
chen, seinen  Wohnsitz  gehabt  hat. 

§  323.  Sollen  solche  bestimmte  Sachen  übergeben  werden, 

welche  sich  bei  Abschluss  des  Vertrags  mit  Wissen  der 
contrahirenden  Parteien  an  einem  andern  Orte  befan- 
den, so  hat  die  Uebergabe  an  jenem  Orte  zu  geschehen. 

Art.   324  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Die  Erfüllung  des  Handelsgeschäftes  muss  an  dem  Orte  ge- 
schehen, welcher  im  Vertrage  bestimmt  oder  nach  der  Natur  des 
Geschäfts  oder  der  Absicht  der  Contrahenten  als  Ort  der  Erfüllung 
anzusehen  ist. 

Fehlt  es  an  diesen  Voraussetzungen,  so  hat  der  Verpflichtete 
an  dem  Orte  zu  erfüllen,  an  welchem  er  zur  Zeit  des  Vertragsah- 
schlusses seine  Handelsniederlassung  oder  in  deren  Ermanglung 
seinen  Wohnort  hatte.  Wenn  jedoch  eine  bestimmte  Sache  übergeben 
werden  soll,  welche  sich  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  mit  Wis- 
sen der  Contrahenten  an  einem  anderen  Orte  befand,  so  geschieht 
die   Uebergabe  an  diesem  Orte. 

§  324.  Geldschulden,   mit    Ausnahme    von    Schulden   auf 

Grund  indossabler  oder  auf  Inhaber  lautender  Papiere, 
ist  der  Schuldner,  sofern  nicht  aus  dem  Vertrage,  aus 
der  Natur  des  Geschäftes  oder  aus  der  Absicht  der 
contrahirenden    Parteien  ein  Anderes    folgt,    auf    seine 
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Gefahr  und  Kosten  an  jenem  Orte  zu  zahlen  verpflich- 
tet, an  welchem  der  Gläubiger  bei  Abschluss  des  Ge- 
schäftes seine  Handelsniederlassung  oder  in  Ermange- 
lung einer  solchen,  seinen  Wohnsitz  hatte. 

Art.    325  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Bei  Geldzahlungen,  mit  Ausnahme  der  Auszahlung  von  in- 
dossdblen  cder  auf  Inhaber  lautenden  Papieren  ist  der  Schuldner 
verpflichtet,  wenn  nicht  ein  Anderes  aus  dem  Vertrage  oder  aus 
der  Xatur  des  Geschäftes  oder  der  Absicht  der  Contrahenten  her- 
vorgeht, auf  seine  Gefahr  und  Kosten  die  Zahlung  dem  Gläubiger 
an  den  Ort  zu  übermachen,  an  welchem  der  letztere  zur  Zeit  der 
Entstehung  der  Forderung  seine  Handelsniederlassung  oder  in  de^ 
ren  Ermanglung  seinen    ^V^chnort  hatte. 

Durch  diese  Bestimmung  wird  jedoch  der  gesetzliche  ErfüU 
lungsort  des  Schuldners  (Artikel  324)  in  Betreff  des  Gerichtsstan- 
des oder  in  sonstiger  Beziehung  nicht  geändert. 

Ist  der  Vertrag  an  mehreren  Orten  zu  erfüllen, 
so  ist  die  Verpflichtung,  soferne  sie  theilbar  ist,  in  Er- 
mangelung anderweitigen  Uebereinkommens  an  den  be- 
zeichneten Orten  gleiehmässig  getheilt  zu  erfüllen.  Bei 
nicht  theilbaren  Verpflichtungen  dagegen  kann,  falls 
bezüglich  des  Wahlrechtes  keine  Verfügung  getroffen 
worden  ist,  die  Verpflichtung  an  welchem  der  bezeich- 
neten Orte  immer  erfüllt  werden. 

Maass,  Gewicht,  Münzfuss,  Münzsorte,  Berechnung 
der  Zeit  und  Entfernung,  welche  an  dem  Orte  der  Er^ 
füllung  gelten,  werden  im  Zweifel  als  die  vertragsmäs- 
sigen  angesehen. 

Lautet  der  Vertrag  über  eine  Rechnungswähning 
oder  eine  Geldsorte,  welche  am  Orte  der  Erfüllung  nicht 
im  Verkehre  ist,  so  geschieht  die  Zahlung  am  Orte  der 
Erfüllung  in  der  Landesmünze  nach  dem  am  Verfallstag 
notirten  Course.  Eine  Ausnahme  in  dieser  Hinsicht 
findet  dann  statt,  wenn  die  Zahlung  mit  den  Worten  j 
„in  natura",  „effectiv"  oder  mit  andern  ähnlichen  Aus- 
drücken in  einer  bestimmten  Münzsorte  bedungen  wor- 
den ist, 

Art.  336  des   Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Maass,  Gewicht,  Münzfuss,  Münzsorten,  Zeitrechnung  und 
Entfernungen,  welche  an  dem  Orte  gelten,  wo  der  Vertrag  erfüllt 
werden  soll,  sind  im  Zweifel  als  die  vertragsmässigen  zu  be- 
trachten. 

Ist  die  im  Vertrage  bestimmte  Münzsorte  am  Zahlungsort« 
nicht  in   Umlauf  oder  nur    eine     Rechnungswährung,    so  kann   der 
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Betraff  nach  dem  Werthe  zur  Verfallszeit  in  der  Landesmünze  ge- 
zahlt werden,  sofern  nicht  durch  den  Gebrauch  des  Wortes  „ejfcc- 
tiv"'  oder  eines  ähnlichen  Zusatzes  die  Zahlung  in  der  im  Vertrage 
benannten  Münzsorte  ausdrücklich  bedungen  ist, 

§  327.  Wenn  die  Zeit  der    Erfüllung   einer   Verpflichtung 

in  dem  Vertrage  nicht  bestimmt  worden  ist,  so  kann, 
soferne  die  Natur  des  Geschäftes  oder  der  Handelsge- 
brauch nicht  etwas  Anderes  verlangt,  die  Erfüllung 
zu  jeder  Zeit  gefordert  und  zu  jeder  Zeit  geleistet  werden. 

Art.  326  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Wenn  die  Zeit  der  Erfüllung  einer  Verbin  ttichkeit    in  dem 
Vertrage  nicht  bestimmt    ist,  so  kann  die  Erfüllung    zu  jeder  Zeit 
gefordert  und  geleistet  werden,    sofern  nicht   nach  den    Umständen 
oder  nach  dem  Handels  gebrauche  etwas  Anderes  anzunehmen  ist. 

§  328.  Lautet  die  Zeit  der  Erfüllung  auf  eine   Jahreszeit 

oder  einen  andern  Zeitabschnitt,  so  dient  bei  Festsetzung 
derselben  der  Handelsgebrauch  am  Orte  der  Erfüllung 
zur  Richtschnur. 

Verpflichtungen,  welche  auf  die  Mitte  eines  Mona- 
tes lauten,  sind  am  fünfzehnten  Tage  desselben,  Ver- 
pflichtungen hingegen,  welche  auf  das  Ende  eines  Mo- 
nates lauten,  am  letzten  Tage  desselben  zu  erfüllen. 

Art.  327  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Lautet  die  Erfüllungszeit  auf  das  Frühjahr  oder  den  Herbst 
oder  auf  ähnliche  Zeitbestimmungen,  so  entscheidet  der  Handelsge- 
hrauch des  Ortes  die  Erfüllung, 

Ist  die  Erfüllung  auf  die  Mitte  eines  Monates  gestellt  wor- 
den, so  gilt  der  Fünfzehnte  dieses  Monats  als  der  Tag  der  Er- 
füllung. 

§  329.  Wenn    die  Verpflichtung,  nach   Ablauf  einer   be- 

stimmten Zeit  vom  Abschlüsse  des  Vertrages  an  gerech- 
net, zu  erfüllen  ist,  so  dienen  für  den  Zeitpunkt  der 
Erfüllung  folgende  Bestimmungen  zur  Richtschnur: 

1)  wenn  die  Frist  nach  Tagen  festgesetzt  ist,  so 
fällt  die  Erfüllung  auf  den  letzten  Tag  der  Frist,  wobei 
der  Tag  des  Abschlusses  selbst  nicht   gerechnet    wird; 

2)  wenn  die  Frist  nach  Wochen,  Monaten  oder 
einem  mehrere  Monate  umfassenden  Zeitabschnitt  — 
Jahr,  halbes  Jahr  und  Vierteljahr  —  festgesetzt  ist,  so 
fallt  die  Erfüllungszeit  auf  jenen  Tag  der  letzten  Woche 
oder  des  letzten  Monates,  welcher  durch  seine  Benen- 
nung oder  Zahl  dem  Tage  des  Vertragsabschlusses  ent- 
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spricht ;  fehlt  dieser  Tag  in  dem  letzten  Monate,  so  fällt 
die  Erfüllung  auf  den  letzten  Tag  dieses  Monates ;  unter 
einer  Woche  sind  sieben  Tage  zu  verstehen ; 

3)  wenn  die  zur  Erfüllung  festgesetzte  Frist  nach 
einem  oder  mehreren  ganzen  Monaten  und  einem  halben 
Monat  vereinbart  worden  ist,  so  ist  der  halbe  Monat, 
worunter  fünfzehn  Tage  zu  verstehen  sind,  nach 
dem  ganzen  Monate  oder  den  Monaten  zu  zählen. 

Nach  denselben  Grundsätzen  geschieht  die  Berech- 
nung der  Frist  auch  dann,  wenn  dieselbe  nicht  mit 
Abschluss  des  Vertrages,  sondern  mit  einem  anderen 
Zeitpunkt  oder  Ereigniss  beginnt. 

Fällt  der  Erfüllungstag  auf  einen  Sonntag  oder 
allgemeinen  Feiertag,  so  ist  die  Verpflichtung  am 
nächsten  Werktage  zu  erfüllen. 

Art.  328  und  329  des  Allg.  D.  H.  G.  B. 
Art.  328.  Wenn  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  mit  dem 
Ablaufe  einer  bestimmten  Frist  nach  AbscMiiss  des   Vertrages  erfol- 
yen  soll,  so  fällt  der  Zeitpunkt  der  Erßlllung  : 

1)  wenn  die  Frist  nach  Tagen  bestimmt  ist,  auf  den  letzten 
Tag  der  Frist ;  bei  Berechnung  der  Frist  wird  der  Tag,  an  welchem 
der  Vertrag  geschlossen  ist,  nicht  mit  gerechnet ;  ist  die  Frist  axif 
acht  oder  vierzehn  Tage  bestimmt,  so  werden  darunter  volle  acht 
oder  vierzehn  Tage  verstanden; 

2)  wenn  die  Frist  nach  Wochen,  Monaten,  oder  einem  meh- 
rere Monate  umfassenden  Zeitraum  (Jahr,  halbes  Jahr,  Viertel- 
Jahr)  bestimmt  ist,  auf  denjenigen  Tag  der  letzten  Woche  oder  des 
letzten  Monats,  welcher  durch  seine  Benennung  oder  Zahl  dem  Tage 
des  Vertragsschlusses  entspricht ;  fehlt  dieser  Tag  in  dem  letzten 
Monate,  so  fällt  die  Erfüllung  auf  den  letzten  Tag  dieses  Mo- 
nats, 

Der  Ausdruck  „halber  Monaf^  wird  einem  Zeitraum  von 
fünfzehn  Tagen  gleich  geachtet.  Ist  die  Frist  zur  ErßiXlung  auf 
einen  oder  mehrere  ganze  Monate  und  einen  halben  Monat  gestellt^ 
so  sind  die  fünfzehn  Tage  zuletzt  zu  zählen. 

^^ach  den  vorstehenden  Grundsätzen  ist  die  Frist  auch  dann 
zu  berechnen,  wenn  der  Anfang  derselben  nicht  nach  dem  Tage  des 
Vertragschlusses,  sondern  nach  einem  anderen  Zeitpunkte  oder 
Ereignisse  bestimmt  worden  ist. 

Art.  329.  Fällt  der  Zeitpunkt  der  Erßlllung  auf  einen  Sonn^ 
tag  oder  allgemeinen  Feiertag,  so  gilt  der  nächste  Werktag  als  der 
Tag  der  Erfüllung. 

0,  Ist  die  Verbindlichkeit  innerhalb  eines  bestimmten 

Zeitraumes  zu  erfüllen,  so  hat  die  Erfüllung  vor  Ablauf 
dieses  Zeitraumes  zu  erfolgen.  Fällt  jedoch  der  letzte 
Tag  des  bestimmten  Zeitraumes  auf  einen  Sonntag  oder 
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allgemeinen  Feiertag^  so  ist  die  Verpflichtung  späte- 
stens an  dem  Werktage  zu  erfüllen,  welcher  dem  Sonn- 
tage oder  Feiertage  unmittelbar  vorhergeht. 

Art.  330  des  Allg.  D.  H.  6.  B.  : 

Soll  die  Erfüllung  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraums  ge- 
schehen, so  muss  sie  vor  Ahlauf  desselben  erfolgen. 

Fällt  der  letzte  Tag  des  Zeitraums  auf  einen  Sonntag  oder 
allgemeinen  Feiertag,  so  muss  spätestens  am  nächstvorhergehenden 
Werktage  erfüllt  werden. 

§  331.  Bei  Verträgen,    in  welchen    statt   näherer    Festse- 

tzung der  Erfülluugszeit  folgende  Ausdrücke :  „je  eher", 
„sobald  als  möglich",  „gelegentlich"  oder  andere  ähnliche 
Ausdrücke  gebraucht  werden,  bestimmt  das  Gericht  die 
Zeit  der  Erfüllung  nach  Maassgabe  der  obwaltenden 
Umstände  und  nach  der  Natur  des  Geschäftes. 

Ist  hingegen  die  Erfüllung  in  der  Weise  verspro- 
chen worden,  dass  dieselbe  in  „einigen"  oder  „ein 
bis  zwei"  Tagen,  Wochen,  Monaten  oder  Jahren  zu  ge- 
schehen hat,  so  sind  unter  dem  Ausdrucke  „einige" 
oder  „ein  bis  zwei"  zwei  Tage,  Wochen,  Monate  oder 
Jahre  zu  verstehen. 

§  332.  Die  Erfüllung   der   Handelsgeschäfte   ist   an    dem 

hiezu  bestimmten  Tage  in  den  gewöhnlichen  Geschäfts- 
stunden zu  leisten  und  zu  eben  dieser  Zeit  anzu- 
nehmen. 

Art.  332  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Die  Erfüllung  muss  an  dem  Erfüllungstage  während  der 
gewöhnlichen  Geschäftszeit  geleistet  und  angenommen  werden. 

§  333.  Wird  die  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  fest- 

gesetzte Frist  verlängert,  so  beginnt  die  neue  Frist,  in 
Ermangelung  einer  anderen  Vereinbarung,  mit  dem  er- 
sten Tage  nach  Ablauf  der  frühereu  Frist. 

Art.  333  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Ist  die    vertragsmässige    Frist  zur  Erfüllung  einer   Verhind- 
iichkeit    verlängert    worden,  so  beginnt  die  neue    Frist  im  Zweifel 
am  ersten  Tage  nach  Ablauf  der  alten  Frist. 

§  334.  In  allen  Fällen,  in  welchen  ein   Verfallstag    fest- 

gesetzt worden  ist,  muss  nach  der  Natur  des  Geschäf- 
tes und  der  Absicht  der  Parteien  beurtheilt  werden,  ob 
der  Verfallstag  blos  zu  Gunsten  der  einen  contrahiren- 
den  Partei  oder  beider  festgesetzt  worden  ist. 
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Der  Scliulcluer  kann  jedoch  auch  in  dem  Falle, 
wenn  er  zur  Zahlung  vor  dem  Verfalle  berechtigt  ist, 
ein  Disconto  ohne  Einwilligung  des  Gläubigers  nur  dann 
abziehen,  wenn  ihn  der  Handelsgebrauch  dazu  berechtigt. 

Art.  334  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

In  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Verfallstag  hestimmf  worden 
ist,  ist  nach  der  Natur  des  Geschäße^  und  der  Absicht  der  Contra- 
henten  zu  heurtheilen,  ob  derselbe  nur  zu  Gunsten  eines  der  beiden 
Contrahenten  hinzugefügt  worden  ist. 

Auch  wenn  der  Schuldner  hiernach  vor  dem  Verfallstage  zu 
zahlen  befugt  ist,  ist  er  doch  nicht  berechtigt,  ohne  Einwilligung  des 
Gläubigers  den  Disconto  abzuziehen,  insofern  nicht  Uebereinkunß 
oder  Handelsgebrauch  ihn  dazu  ermächtigen. 

Bei  zweiseitigem  Vertrage  kann  derjenige,  von  dem 
die  Erfüllung  verlangt  wird,  liiezu  nur  in  dem  Falle 
verpflichtet  werden,  wenn  die  andere  Partei  ihrerseits 
den  Vertrag  erfüllt  hat,  beziehungsweise  zur  Erfüllung 
bereit  ist.  Eine  Ausnahme  findet  in  dieser  Hinsicht  dann 
statt,  wenn  die  Erfüllung  von  Seite  der  belangten  Par- 
tei in  Folge  gegenseitiger  Vereinbarung  oder  nach  der 
Natur  des  Geschäftes  oder  nach  Handelsgebrauch  frü- 
her zu  geschehen  hat. 

Zweiter  Titel. 
Kauf. 

Erster  Abschnitt. 
Im  AUgrememen. 

Der  Kauf  wird  als  geschlossen  angesehen,  wenn 
die  Parteien  sowohl  über  den  Kaufgegenstand  als  über 
den  Preis  einig  geworden  sind. 

Jene  Verkaufsanträge,  welche  erkennbar  für  meh- 
rere Personen ,  insbesondere  durch  Mittheilung  von 
Preislisten,  Lagerverzeichnissen,  Proben  oder  Mustern 
gemacht  werden,  oder  welche  ohne  bestimmte  Bezeich- 
nung der  Waare,  des  Preises  oder  der  Menge  gesche- 
hen, werden  nicht  als  verbindlich  angesehen. 

Art.  337  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Das  Anerbieten  zum  Verkauf,  welches  erkennbar  für  mehrere 
Personen,  insbesondere  durch  Mittheilung  von  Preialiaten,  Lagerver- 
zeichnissen, Proben  oder  Mustern  geschieht,  oder  bei  welchem  die 
Waare,  der  Preis  oder  die  Menge  nicht  bestimmt  bezeichnet  ist,  ist 
kein  verbindlicher  Antrag  zum  Ka^if. 
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§  337.  Die  auf  den  Kauf  bezüglichen   Bestimmungen  fin- 

den auch  auf  jene  Handelsgeschäfte  Anwendung,  welche 
behufs  Lieferung  einer  bestimmten  Quantität  vertretbarer 
Sachen  zu  einem  bestimmten  Preise  geschlossen  werden. 

Art.  338  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Nach  den  Bestimmungen  über  den  Kauf  ist  auch  ein  Han- 
delsgeschäß  zu  heurtheilen,  dessen  Gegenstand  in  der  Lieferung 
einer  Quantität  vertretbarer  Sachen  gegen  einen  bestimmten  Preis 
besteht, 

§  338.  Der  Kaufpreis  muss  in   baarem   Gelde   festgesetzt 

werden.  Werden  nebst  Geld  noch  Leistungen  anderer 
Art  vereinbart  und  übersteigt  deren  Werth  den  des  haa- 
ren Geldes  oder  ist  er  diesem  gleich,  so  wird  das  Ge- 
schäft nicht  als  Kauf  angesehen. 

§  339,  Ist   der   Marktpreis  oder  der  Börsenpreis  als  Kauf- 

preis vereinbart  worden,  so  ist  hierunter  in  Ermange- 
lung eines  anderweiten  Uebereinkommens  der  an  dem 
Orte  und  zur  Zeit  der  Erfüllung  notirte  mittlere  Preis 
zu  verstehen.  Besteht  eine  solche  Preisnotirung  nicht, 
so  ist  der  notirte  mittlere  Preis  des  dem  Erfüllungs- 
orte zunächst  gelegenen  Marktes  massgebend. 

Es  ist  hiedurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  be- 
theiligte Partei  mit,  auf  dem  betreffenden  Markte  zur 
Zeit  der  Erfüllung  geschlossenen  Kaufverträgen  einen 
von  dem  notirten  Preise  abweichenden  Mittelpreis  nach- 
weisen könne,  worüber  in  jedem  einzelnen  Falle  das 
Gericht  nach  seinem  Ermessen  entscheidet. 

Art.  353  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Ist  im  Vertrage  der  Marktpreis  oder  der  Börsenpreis  als 
Kaufpreis  bestimmt,  so  ist  im  Zweifel  hierunter  der  laufende  PreiSy 
welcher  zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Erfüllung  oder  an  dem  für 
letzteren  massgebenden  Handelsplatze  nach  den  dafür  bestehenden 
örtlichen  Einrichtungen  festgestellt  ist,  in  Ermangelung  einer  sol- 
chen Feststellung  oder  bei  nachgewiesener  UnricMigkeit  derselben, 
der  mittlere  Preis  zu  verstehen,  welcher  sich  aus  der  Vergleichung 
der  zur  Zeit  und  am  Orte  der  Erfüllung  geschlossenen  Kaufver- 
träge ergibt. 

§  340.  In  solchen  Fällen,  wo  der  Kaufpreis  nach  dem  Ge- 

wichte der  Waare  zu  berechnen  ist,  wird  das  Gewicht 
der  Verpackung  in  Abzug  gebracht,  sofern  eine  ander- 
weitige   Vereinbarung  nicht   getroffen  wurde,  oder   der 
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am  Erfüllungsorte  bestehende  Gebrauch  nichts  Anderes 
bestimmt. 

Hinsichtlich  dessen,  wie  viel  als  Taragewicht  in 
Abzug  gebracht  oder  wie  viel  als  Gutgewicht  zu  Gun- 
sten des  Käufers  zu  berechnen  ist  oder  was  als  Vergü- 
tung für  schadhafte  oder  unbrauchbar  gewordene  Theile 
gefordert  werden  kann,  ist  der  Vertrag,  beziehungsweise 
der  am  Orte  der  Erfüllung  bestehende  Handelsgebrauch 
massgebend. 

Art.  352  des  Allg.  0.  H.  G-  B.  : 
Ist  der  Kaufpreis  nach  dem  Gewicht  der  Waare  zu  berech- 
nen, so  kommt  das  Gewicht  der  Verpackung  (Taragewicht)  in  Abzug, 
wenn  nicht  durch  besondere  Abrede  oder  durch  den  Handelsgebrauch 
am  Orte  der  Uebergabe  ein  Anderes  bestimmt  ist.  Ob  und  in  wel- 
cher Höhe  das  Taragewicht  nach  einem  bestimmten  Ansätze  oder 
Verhältnisse  statt  nach  genauer  Ausmittelung  abzuziehen  ist,  inglei- 
chen ob  und  wieviel  als  Gutgewicht  zu  Gunsten  des  Käufers  zu  be- 
rechnen ist,  oder  als  Vergütung  für  schadhaße  oder  unbrauchbare 
Theile  (Befactie)  gefordert  werden  kann,  ist  nach  dem  Vertrage 
oder  dem  Handelsgebrauche  am  Orte  der  üebergckbe  zu  beurtheilen. 

:1.  In   Ermangelung  eines   andern    Uebereinkommens 

oder  sofern  der  Ortsgebrauch  nicht  ein  Anderes  bestimmt, 
hat  die  mit  der  Uebergabe,  insbesondere  die  mit  dem 
Messen  und  Wägen  verbundenen  Kosten  der  Verkäufer, 
die  mit  der  Uebernahme  verbundenen  Kosten  dagegen 
der  Käufer  zu   tragen. 

Art.  351  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 
Sofern  nicht  durch  Ortsgebrauch    oder  besondere  Abrede  ein 
Anderes    bestimvit  ist,  trägt  der   Verkäufer    die  Kosten  der  Ueber- 
gabe, insbesondere  des  Messens  und   Wagens ;  der  Käufer  die  Ko- 
sten der  Abnahme. 

:2.  Bis  zur  erfolgten  Uebergabe  hat,  wenn  der  Käufer 

nicht  im  Verzuge  ist,  der  Verkäufer  die  Sache  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen   Kaufmannes  aufzubewahren. 

Abs.  I  des  Ar».  343  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  die  Waare,  so  lange  der 
Käufer  mit  der  Empfangnahme  nicIU  im  Verzuge  ist,  mit  der  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Geschäflmannes  aufzubewahren. 

[.3.  Ist  die  Waare  dem  Käufer  von  einem  andern  Orte 

zu  tibersenden  und  hat  derselbe  über  die  Art  der  Ueber- 
sendung  nicht  verfügt,  so  wird  der  Verkäufer  für  er- 
mächtigt angesehen,  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 


162 

Kaufmanns  statt  des  Käufers  Anordnungen  zu  treffen, 
insbesondere  die  Person  zu  bestimmen,  durch  welche 
die  Verfrachtung  geschehen  soll. 

Art.  344  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Soll  die  Waare  dem  Käu/er  von  einem  anderen  Orte  über- 
sendet werden,  und  hat  der  Käu/er  über  die  Art  der  Ueberaendung 
nichts  bestimmt,  so  gilt  der  Verkäufer  für  beauftragt,  mit  der  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmanns  die  Bestimmung  statt  des  Käu- 
fers zu  treffen,  insbesondere  auch  die  Person  zu  bestimmen, 
durch  welche  der  Transport  der  Waare  besorgt  oder  ausgeführt 
werden  soll. 

344.  Von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  die   Waare 

dem  Spediteur  oder  Frachtführer  oder  der  sonst  zum 
Transport  bestimmten  Person  übergeben  worden  ist,  hat 
der  Käufer  die  Gefahr  zu  tragen,  von  welcher  die  Waare 
betroffen  wird.  Hat  jedoch  der  Käufer  hinsichtlich  der 
Versendung  eine  besondere  Weisung  ertheilt  und  weicht 
der  Verkäufer  davon  ohne  dringende  Veranlassung  ab, 
so  ist  letzterer  für  den  daraus  entstehenden  Schaden 
verantwortlich. 

Die  Gefahr,  von  welcher  die  Waare  auf  dem  Trans- 
porte betroffen  wird,  fallt  dem  Verkäufer  dann  zur  Last, 
wenn  der  Ort,  wohin  der  Transport  zu  geschehen  hat, 
für  ihn  als  Erfüllungsort  anzusehen  ist.  Der  Umstand  je- 
doch, dass  der  Verkäufer  die  Zahlung  der  mit  dem  Trans- 
port verbundenen  Auslagen  und  Kosten  übernommen  hat, 
kann  für  sich  allein  noch  nicht  als  Grund  dazu  dienen^ 
dass  der  Ort,  wohin  der  Transport  geschehen  soll,  für 
den  Verkäufer  als  der  Ort  der  Erfüllung  angesehen 
werde. 

Art.  345  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Nach  Uebergäbe  der  Waare  an  den  Spediteur  oder  Fracht- 
führer oder  die  sonst  zum  Transport  der  Waare  bestimmte  Person 
trägt  der  Käufer  die  Gefahr,  von  welcher  die  Waare  betroffen 
wird.  Hat  jedoch  der  Käufer  eine  besondere  Anweisung  über  die 
Art  der  Uebersendung  ertheilt,  und  ist  der  Verkäufer  ohne  drin- 
gende Veranlassung  davon  abgewichen,  so  ist  dieser  für  den  daraus 
entstandenen  Schaden  verantwortlich. 

Der  Verkäufer  hat  die  Gefahr,  von  welcher  die  Waare  auf 
dem  Transport  betroffnen  wird,  in  dem  Falle  zu  tragen,  wenn  er 
gemäss  dem  Vertrage  die  Waare  an  den  Ort,  wohin  der  Trans- 
port geschieht,  zu  liefern  hat,  so  dass  dieser  Ort  für  ihn  als  der 
Ort  der  Erfüllung  gilt.  Daraus,  dass  der  Verkäufer  die  Zahlung 
von  Kosten  oder  Auslagen    der   Versendung    übej'nommen  hat,  folgt 
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für  sieh  allein  noch    nicht,  dass    der  Ort,  wohin  der  Transport  ge- 
schieht, für  den   Verkäufer  als  der   Ort  der  Erfüllung  gilt. 

Durch  die  Bestimmungen  dieses  Artikels  ist  nicht  ausgeschlos- 
sen, dass  die  Gefahr  schon  seit  einem  früheren  Zeitpunkte  von  dem 
Käufer  getragen  wird,  sofern  dies  nach  dem  bürgerlichen  Recht  der 
Fall  sein  würde. 

Der  Verkäufer  ist  die  Waare,  sofern  dieselbe  den 
im  Vertrage  bedungenen  oder  in  Ermangelung  besonde- 
rer Vereinbarung  den  gesetzlichen  Erfordernissen  (§  321) 
entspricht,  zu  übernehmen  verpflichtet. 

Die  Uebernahme  muss  sofort  geschehen,  wenn  kein 
anderes  Uebereinkommen  getroffen  worden  ist  oder  der 
Handelsgebrauch  es  nicht  anders  verlangt. 

Die  Zahlung  des  Kaufpreises  muss  bei  der  Ueber- 
nahme erfolgen;  wenn  keine  andere  Vereinbarung  ge- 
troffen worden  ist  oder  der  Handelsgebrauch  oder  die 
Natur  des  Geschäftes  nichts  Anderes  erfordert. 

Art.  346  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Der  Käufer  ist  verpflichtet,  die  Waare  zu  empfangen,  sofern 
sie  vertrag smässig  beschaffen  ist  oder  in  Ermangelung  besonderer 
Verabredung  den  gesetzlichen  Erfordernissen    entspricht  {Art.  335). 

Die  Empfangnahme  muss  sofort  geschehen,  wenn  nicht  ein 
Anderes  bedungen  oder  ortsgebräuchlich  oder  durch  die  Umstände 
geboten  ist. 

Der  Käufer  hat  die  von  einem  andern  Orte  tiber- 
sendete Waare,  sofern  dies  nach  der  ordnungsmässigen 
Oeschäftsgebahrung  möglich  ist,  nach  der  Uebernahme 
unverzüglich  zu  untersuchen  und,  wenn  dieselbe  den  ver- 
einbarten oder  gesetzmässigen  Erfordernissen  nicht  ent- 
spricht, von  dies€rm  Umstände  den  Verkäufer  sofort  zu 
verständigen. 

Versäumt  der  Käufer  diese  Verständigung,  so 
wird  die  Waare  als  unbeanstandet  angesehen,  vorausge- 
setzt, dass  es  sich  nicht  um  solche  Mängel  handelt,  wel- 
che bei  der  sofortigen  Untersuchung  nach  ordnungs- 
mässigem  Geschäftsgange  nicht  erkennbar  waren. 

Sofern  sich  solche  Mängel  später  ergeben,  so  ist 
die  Anzeige  sogleich  nach  der  Entdeckung  zu  machen, 
widrigenfalls  die  Waare  auch  rücksichtlich  dieser  Mängel 
als  unbeanstandet  angesehen  wird. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  hinsichtlich  des 
Verkaufes  auf  Besicht,  auf  Probe  oder  nach  Muster  An- 
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Wendung,  insoferne  bei  den  übersendeten  Waaren  solche 
Mängel  vorbanden  sind,  welche  bei  ordnungsmässiger 
Besichtigung  oder  Untersuchung  nicht  erkennbar  waren. 

Art.  347  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Ist  die  Waare  von  einem  anderen  Orte  übersendet,  so  hat 
der  Käufer  ohne  Verzug  nach  der  Ablieferung,  soweit  dies  nach 
dem  Ordnung smässigen  Geschäftsgänge  thunlich  ist,  die  Waare  zu 
tintersuehen,  und  wenn  sich  dieselbe  nicht  als  vertragsmäsßig  oder 
gesetzmässig  {Artikel  335)  ergibt,  dem  Verkäufer  sofort  davon  An- 
zeige zu  machen. 

Versäumt  er  dies,  so  gilt  die  Waare  als  genehmigt,  soweit 
es  sich  nicht  um  Mängel  hcmdelt,  welche  bei  der  sofortigen  Unter- 
suchung nach  ordnungsmässigem  Geschäßsgange  nicht  erkennibar 
waren. 

Ergeben  sich  später  solche  Mängel,  so  muss  die  Anzeige  ohne 
Verzug  nach  der  Entdeckung  gemacht  werden,  widrigenfalls  die 
Waare  auch  rücksichtlich  dieser  Mängel  als  genehmigt  gilt. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  atich  auf  den  Verkaufs 
auf  Besicht  oder  Probe  oder  nach  Probe  Anwendung,  insoweit  es 
sich  um  Mängel  der  übersendeten  Waare  handelt,  welche  bei  ord- 
nungsmässigem Besicht  oder  ordnungsmässiger  Prüfung  nicht  erkenn- 
bar waren. 

§  347.  Der  Käufer  kann  in   dem  Falle,   wenn  er   gegen 

eine  von  einem  anderen  Orte  übersendete  Waare  Ein- 
wendungen hat,  die  Waare  nicht  einfach  zurückschicken, 
sondern  ist  verpflichtet,  die  Waare  dem  Verkäufer  zur 
Disposition  zu  stellen  und  einstweilen  für  deren  Auf- 
bewahrung zu  sorgen. 

Der  Käufer  hat  das  ßecht,  die  bei  der  Uebernahme 
oder  später  erkennbar  gewordenen  Mängel  durch  Augen- 
schein von  Sachverständigen  feststellen  zu  lassen.  Diese 
Feststellung  kann  auch  der  Verkäufer  verlangen,  wenn 
ihm  der  Käufer  die  Anzeige  macht,  dass  er  gegen  die 
Waare  Einwendungen  habe. 

Soferne  die  Waare  dem  Verderben  ausgesetzt  und 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  hat  der  Käufer  das  Recht, 
die  Waare,  wenn  sie  einen  Börsenpreis  hat,  aus  freier 
Hand,  sonst  aber  unter  Intervention  einer  beglaubigten 
Person  im  Wege  öfl'entlicher  Feilbietung  zu  veräussern. 

In  diesem  Falle  ist  der  Verkäufer  nach  dem  Ver- 
kaufe sogleich  zu  verständigen. 

Art.  348  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  der  Käufer  die  von  einem  anderen  Orte  übersendet 
Waare  beanständet,  so  ist  er  verpflichtet,  für  die  einstweilige  Auf' 
bewaihrung  derselben  zu  sorgen. 
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Er  Icann,  wenn  sich  bei  der  Ablieferung  oder  später  Mängel 
ergeben,  den  Zustand  der  Waare  durch  Sachverständige  feststellen 
lassen.  Der  Verkäufer  ist  in  gleicher  Weise  berechtigt,  diese  Fest- 
stellung zu  verlangen,  wenn  ihm  der  Käufer  die  Anzeige  gemacht 
hat,  dass  er  die   Waare  wegen  Mängel  beanstände. 

Die  Sachverständigen  ernennt  auf  Antrag  des  Betheiligten 
das  Handelsgericht  oder  in  dessen  Ermangelung  der  Richter  d0s 
Orts. 

Die  Sachverständigen  haben  das  Gtdachten  schrißlich  oder 
zu  Protokoll  zti  erstatten. 

Ist  die  Waare  dem  Verderben  ausgesetzt  iind  Gefahr  im 
Verzuge,  so  kann  der  Käufer  die  Waare  tcnter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  des  Artikels  348  verkaufen  lassen. 

§  48  des  Oestr.  Einf.-Ges. : 

Insoferne  bei  Gericht  Sachverständige  bereits  ständig  bestellt 
sind,  ist  ein  vorgängiger  Antrag  der  Parteien  auf  die  Ernennung 
besonderer  Sachverständiger  auch  in  den  Fällen  der  Artikel  348, 
365  und  407  des  Handelsgesetzbuches  nicht  erforderlich. 

Falls  die  Waare  den  bedungenen  oder  gesetzlichen 
Erfordernissen  nicht  entspricht,  so  ist  der  Käufer  be- 
rechtigt von  dem  Geschäfte  abzustehen  oder  eine  ver- 
hältnissmässige  Herabminderung  des  Kaufpreises  zu 
beanspruchen,  Ueberdies  kann  er  in  jedem  dieser 
beiden  Fälle  auch  den  Ersatz  des  etwaigen  Schadens 
verlangen. 

Der  Käufer  kann  die  Einwendung,  dass  die  Waare 
den  bedungenen  oder  gesetzlichen  Erfordernissen  nicht 
entspricht,  nicht  geltend  machen,  wenn  er  die  Mängel 
nach  Ablauf  von  6  Monaten,  von  der  Uebernahme  an 
gerechnet,  entdeckt,-  oder  wenn  er  den  Verkäufer  nicht 
binnen  6  Monaten,  von  der  Uebernahme  an  gerechnet, 
von  den  Mängeln  verständigt. 

Das  Klagerecht  des  Käufers  wegen  Mängel  ver- 
jährt gegen  den  Kaufmann  binnen  6  Monaten,  von  der 
Uebernahme  an  gerechnet. 

Durch  diese  Bestimmungen  erleiden  die  gesetzli- 
chen Verfügungen  beziehungsweise  die  Handelsgebräuche, 
welche  für  gewisse  Geschäfte  eine  kürzere  Verjährungs- 
frist festsetzen,  keine  Aenderung. 

Ist  die  Verantwortlichkeit  des  Verkäufers  vertrags- 
mässig  auf  eine  kürzere  oder  längere  Frist  festgesetzt, 
so  ist  diese  Festsetzung  massgebend. 
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Art.  349  des  Allg.  D.  H.  G-  B. : 

Der  Mangel  der  vertragsmässigen  oder  gesetzmäasigen  Be- 
schaffenheit der  Waare  kann  von  dem  Käufer  nicht  geltend  gemacht 
werden,  wenn  derselbe  erst  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  der 
Ablieferung  an  den  Käufer  entdeckt  worden  ist. 

Die  Klagen  gegen  den  Verkäufer  wegen  Mängel  verjähren 
in  sechs  Monaten  nach  der  Ablieferung  an  den  Käufer. 

Die  Einreden  sind  erloschen,  wenn  die  im  Artikel  347  vor- 
geschriebene sofortige  Absendung  der  Anzeige  des  Mangels  nicht 
innerhalb  sechs  Monaten  nach  der  Ablieferung  am,  den  Käufer  ge- 
schehen ist.  Ist  die  Anzeige  in  dieser  Weise  erfolgt,  so  bleiben  die 
Einreden  bestehen. 

An  den  besonderen  Gesetzen  oder  Handels  gebrauchen,  durch 
welche  für  einzelne  Arten  von  Gegenständen  eine  kürzere  Frist  be- 
stimmt ist,  wird  hierdurch  nichts  geändert. 

Ist  die  Haftbarkeit  des  Verkäufers  auf  eine  kürzere  oder 
längere  Frist  vertragsmässig  festgesetzt,  so  hat  es  hierbei  sein  5e- 
wenden. 

§  350.  Im  Falle  eines  Betruges  kann  sich  der  Verkäufer 

auf  die  Bestimmungen  der  §§  346  und  349  nicht  be- 
rufen. 

Art.  350  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  347  und  349  können  von  dem 
Verkäufer  im  Falle  eines  Betruges  nicht  geltend  gemacht  werden. 

§  351.  Ist  der  Käufer  mit    der    Uebernahme   der  Waare 

im  Verzuge,  so  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  die  Waare 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Käufers  in  einem  öffentli- 
chen Lagerhause  oder  bei  einer  Privatperson  zu  hinter- 
legen oder  im  Sinne  des  §  347  zu  veräussern,  und 
unter  Einem  den  Ersatz  des  aus  dem  Verzuge  entstan- 
denen Schadens  zu  verlangen. 

Von  der  erfolgten  Hinterlegung  oder  Veräusserung 
ist  der  Käufer  bei  sonstiger  Verpflichtung  zum  Scha- 
denersatz sogleich  zu  verständigen. 

Abs.  II  des  Art.  343  des  Allg.  D.  H.  6.  B. : 
Ist  der  Käufer  mit  der  Empfangnahme  der  Waare  im  Ver' 
Zuge,  so  kann  der  Verkäufer  die  Waare  auf  Gefahr  und  Kosten 
des  Käufers  in  einern  öffentlichen  Lagerhause  oder  bei  einem  Drit- 
ten niederlegen.  Er  ist  auch  befugt,  nach  vorgängiger  Androhung 
die  Waare  öffentlich  verkaufen  zu  lassen ;  er  darf,  wenn 
die  Waare  einen  Börsenpreis  oder  einen  Marktpreis  hat,  nach 
vorgängiger  Androhung  den  Verkauf  auch  nicht  öffentlich  durch 
einen  Handelsmäkler  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  durch  einen 
zu  Versteigerungen  befugten  Beamten  zum  laufenden  Preise  bewir- 
ken. Ist  die  Waare  dem  Verderben  ausgesetzt  und  Gefahr  im  Ver- 
zuge, so  bedarf  es  der  vorgängigen  Androhung  nicht. 

Von  der    Vollziehung    des  Verkai^fs  hat  der  Verkäufer  den 
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Käufer,  soweit  es  tJiunlieh,  sofort  zu  benachrichtigen ;  bei  Unterlas- 
sung ist  er  zum  Schadensersatze  verpflichtet. 

Ist  der  Käufer  mit  der  Zahlung  des  Kaufpreises 
im  Verzuge  und  die  Waare  noch  nicht  übergeben  wor- 
den, so  kann  der  Verkäufer  nach  seinem  Belieben  ent- 
weder die  Erfüllung  des  Vertrages  und  den  Ersatz  des 
aus  dem  Verzuge  entstandenen  Schadens  verlangen 
oder  die  Waare  unter  Einhaltung  der  im  §  347  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen 
für  Rechnung  des  Käufers  veräussern  und  zugleich 
den  Ersatz  des  Schadens  beanspruchen;  oder  er  kann 
endlich  von  dem  Vertrage  einfach  abstehen,  gleich  als 
ob  derselbe  gar  nicht  geschlossen  worden  wäre. 

Art.  354  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Wenn  der  Käufer  mit  der  Zahlung  des  Kaufpreises  im 
Verzuge  und  die  Waare  noch  nicht  übergeben  ist,  so  hat  der  Ver- 
käufer die  Wahl,  ob  er  die  Erfüllung  des  Vertrages  zind  Schaden- 
ersatz wegen  verspäteter  Erfüllung  verlangen,  oder  ob  er  statt  der 
Erfüllung  die  Waare  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des 
Artikels  343  für  Rechnung  des  Käufers  verkaufen  und  Schaden- 
ersatz fordern,  oder  ob  er  von  dem  Vertrage  abgehen  will,  gleich 
als  ob  derselbe  nicht  geschlossen  wäre, 

Ist  mit  der  Uebergabe  der  Waare  der  Verkäufer 
im  Verzuge,  so  kann  der  Käufer  nach  seinem  Belieben 
entweder  die  Erfüllung  des  Vertrages  und  den  Ersatz 
des  aus  dem  Verzuge  entstandenen  Schadens,  oder  statt 
der  Erfüllung  Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung  ver- 
langen oder  endlich  von  dem  Vertrage  einfach  abste- 
hen, gleich  als  ob  derselbe  gar  nicht  geschlossen  wor- 
den wäre. 

Art.  355  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Wenn  der  Verkäufer  mit  der  Uebergabe  der  Waare  im 
Verzuge  ist,  so  hat  der  Käufer  die  Wc^l,  ob  er  die  Erfüllung 
nebst  Schadenersatz  wegen  verspäteter  Erfüllung  verlangen,  oder  ob 
er  statt  der  Erfüllung  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  fordern 
oder  von  dem  Vertrage  abgehen  will,  gleich  als  ob  derselbe  nicht 
geschlossen  wäre. 

Jene  der  contrahirenden  Parteien,  welche  statt  der 
Erfüllung  Schadenersatz  verlangen  oder  von  dem  Ver- 
trage abstehen  will,  ist  verpflichtet,  hievon  die  andere 
Partei  sogleich  zu  verständigen  und  derselben,  wenn 
die  Natur  des  Geschäftes  dies  zulässt,  eine  angemessene 
Frist  zur  nachträglichen  Erfüllung  zu  gewähren. 


168 

Art.  356  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Will  ein  Contrahent  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  vori- 
(j  en  Artikel  statt  der  Erfüllung  Schadensersatz  wegen  Nichterfül- 
lung fordern  oder  von  dem  Vertrage  abgehen,  so  muss  er  dies  dem 
anderen  Contrahenten  anzeigen  und  ihm  dabei,  wenn  die  Natur  des 
G  eschäfts  dies  zulässt,  noch  eine  den  Umständen  angemessene  Frist 
zur  Nachholung  des   Versäumten  gewähren. 

§  355.  Hat  die  Lieferung  an  einem  ausdrücklich  bestimm- 

ten Tage  oder  binnen  einer  ausdrücklich  bestimmten 
Frist  zu  erfolgen,  so  finden  die  Bestimmungen  des  vor- 
hergehenden §  keine  Anwendung.  Der  Käufer  sowohl 
als  der  Verkäufer  können  die  ihnen  nach  den  §§  352 
und  353  zukommenden  Rechte  nach  ihrem  Belieben 
ausüben.  Jedoch  ist  auch  in  einem  solchen  Falle  derjenige, 
welcher  auf  Erfüllung  des  Vertrages  bestehen  will,  ver- 
pflichtet, hievon  die  andere  Partei  sogleich  nach  Ablauf 
der  Frist  oder  des  Tages  zu  verständigen,  widrigenfalls 
er  die  spätere  Erfüllung  nicht  verlangen  kann, 

Abs.  I  des   Art.  357  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Jst  bedungen,  dass  die  Waare  genau  zu  einer  festhestimm- 
ten  Zeit  oder  hinnen  einer  festhestimmten  Frist  geliefert  werden 
soll,  so  Tcommt  der  Artikel  356  nicht  zur  Anwendung.  Der  Käufer 
sowie  der  Verkäufer  kann  die  Rechte,  welche  ihm  gemäss  Artikel 
.'154  oder  355  zustehen,  nach  seiner  Wahl  ausüben.  Es  muss  jedoch 
derjenige,  welcher  auf  der  Erfüllung  bestehen  will,  dies  unverzüg- 
lich nach  Ablauf  der  Zeit  oder  Frist  dem  anderen  Contrahenten 
anzeigen ;  unterlässt  er  dies,  so  kann  er  später  nicht  auf  der  Er- 
füllung bestehen. 

§  356.  Hinsichtlich  der  im  vorhergehenden  §  festgesetzten 

Rechte  der   Parteien   dienen   folgende   Grundsätze   zur 
Richtschnur : 

1.  Wenn  der  Verkäufer  statt  der  Erfüllung  die 
Waare  für  Rechnung  des  säumigen  Käufers  verkaufen 
will,  so  hat  er  den  Verkauf,  sofern  die  Waare  einen 
Markt-  oder  Börsenpreis  hat,  gleich  nach  Ablauf  des 
bestimmten  Tages  oder  der  bestimmten  Frist  zu  bewerk- 
stelligen, widrigenfalls  der  Verkauf  nicht  als  für  Rech- 
nung des  Käufers  erfolgt  angesehen  wird.  Eine  vor- 
gängige Aufforderung  des  säumigen  Käufers  ist  in  die- 
sem Falle  zwar  nicht  erforderlich,  doch  ist  der  Käufer 
von  dem  Erfolge  des  Verkaufes  sogleich  zu  verständigen. 

2.  Wenn  hingegen  der  Käufer  von  dem  säumigen 
Verkäufer   statt  der   Erfüllung  Schadenersatz   verlangt, 
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so  bestellt  dieser  bei  Waaren, -welche  einen  Markt-  oder 
Börsenpreis  haben,  in  jener  Dififerenz,  die  sich  zwischen 
dem  vertragsmässigen  und  dem  Markt-,  beziehungsweise 
Börsenpreise  am  Orte  und  zur  Zeit  der  Erfüllung  ergibt. 
Es  ist  hierbei  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  der 
Käufer  auch  den  Ersatz  seines  nachweisbaren  grösseren 
Schadens   verlangen  kann. 

Abs.  II  des  Art.  357  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Will  der  Verkäufer  statt  der  Erfüllung  für  Rechnung  des 
säumigen  Käufers  verkaufen,  so  muss  er,  im  Falle  die  Waare 
einen  Markt-  oder  Börsenpreis  hat,  den  Verkauf  unverzüglich  nach 
Ablauf  der  Zeit  oder  der  Frist  vomehnen.  Ein  späterer  Verkauf 
gilt  nicht  als  für  Rechnung  des  Käufers  geschehen.  Eine  vorgän- 
gige Androhung  ist  nicht  erforderlich,  dagegen  hat  der  Verkäufer 
aiich  in  diesem  Falle  den  bewirkten  Verkauf  dem  Käufer  ungesäumt 
anzuzeigen. 

Wenn  der  Käufer  statt  der  Erfüllung  Schadenersatz  wegen 
Nichterfüllung  fordert,  so  besteht,  im  Falle  die  Waare  einen 
Markt-  oder  Börsenpreis  hat,  der  Betrag  des  von  dem  Verkäufer 
zu  leistenden  Schadenersatzes  in  der  Differenz  zwischen  dem  Kauf- 
preise und  dem  Markt-  und  Börsenpreise  zur  Zeit  und  am  Orte 
der  geschuldeten  Lieferung,  unbeschadet  des  Rechts  des  Käufers, 
einen  erweislich  höheren  Schaden  geltend  zu  machen. 

In  den  Fällen  des  vorhergehenden  §  hat  jede  Par- 
tei das  Recht,  den  Verzug  der  andern  Partei  auf  deren 
Kosten  mittelst  einer  Protesturkunde  nachzuweisen. 

Hinsichtlich  der  Protestlevirung  dienen  in  diesem 
Falle  die  Bestimmungen  des  Wechselgesetzes  zur  Richt- 
schnur. 

Art.  358  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
In  den  Fällen  des  Artikels  357  ist  jeder  Contrahent  berech- 
tigt,   den     Verzug    des  anderen    Contrahenten    auf    dessen    Kosten 
durch  eine  öffentliche  Urkunde  (Protest)  feststellen  zu  lassen. 

Wenn  es  sieh  in  den  Fällen  der  §§  352,  353  und 
355  aus  den  Umständen,  insbesondere  aus  der  Natur 
des  Geschäftes,  aus  dem  Willen  der  contrahirenden  Par- 
teien, oder  aus  der  Beschaffenheit  des  Vertragsgegen- 
standes ergibt,  dass  die  Erfüllung  auf  beiden  Seiten 
theilbar  ist,  so  kann  eine  Partei  nur  hinsichtlich  je- 
nes Theiles  des  Vertrages  zurücktreten,  welcher  von  der 
andern  Partei  noch  nicht  erfüllt  worden  ist. 

Art.  359  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  in  den  Fällen  der  Artikel  354,  355  und  357  sich  aus 
den   Umständen,    insbesondere  aus  der    Natur  des    Vertrages,    aut 
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der  Ahsicht  der  Contrahenten  oder  aus  der  Beschaffenheit  des  zu 
leistenden  Gegenstandes  ergibt,  dass  die  Erfüllung  des  Vertrages 
auf  beiden  Seiten  theilbar  ist,  so  kann  das  Abgehen  des  einen 
Contrahenten  von  dem  Vertrage  nur  in  Betreff  des  von  dem  ande- 
ren Contrahenten  nicht  erfüllten    Theiles    des    Vertrages    erfolgen. 

Zweiter  Abschnitt, 
Besondere  Arten  des  Kaufes. 

§  359.  Der  Kauf  auf  Besicht  oder  auf    Probe  wird  unter 

der  vom  Willen  des  Käufers  abhängigen  Bedingung 
geschlossen,  dass  dieser  die  Waare  nach  vorgenommener 
Besichtigung  oder  Prüfung  annehmen  werde.  Im  Zwei- 
fel hat  diese  Bedingung  eine  aufschiebende  Wirkung. 

§  360.  Ist  die  Waare  dem  Käufer  auf  Besicht   oder   auf 

Probe  übergeben  worden,  so  gilt  die  Waare  als  ange- 
nommen, sofern  sich  der  Käufer  nicht  innerhalb  der  be- 
dungenen oder  gebräuchlichen  Frist  oder  sofort  nach 
Aufforderung  seitens  des  Verkäufers  erklärt. 

§361.  Ist  die  Waare   dem  Käufer  nicht  übergeben  wor- 

den und  erklärt  derselbe  seine  Genehmigung  nicht 
innerhalb  der  vereinbarten  oder  gebräuchlichen  Frist, 
so  ist  der  Kauf  als  nicht  geschlossen  anzusehen. 

In  Ermangelung  einer  vertragsmässig  vereinbarten 
oder  gebräuchlichen  Frist  kann  der  Verkäufer  nach 
Ablauf  einer  den  Umständen  angemessenen  Zeit  den 
Käufer  zur  Erklärung  auffordern.  Wenn  sich  der  Käufer 
über  diese  Aufforderung  nicht  sogleich  erklärt,  so  hört 
die  Verpflichtung  des  Verkäufers  auf. 

Art.  339  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Ein  Kauf  auf  Besicht  oder  auf  Probe  ist  unter  der  in  dem 
Willen  des  Käufers  stehenden  Bedingung  geschlossen,  dass  der 
Käufer  die  Waare  besehen  oder  prüfen  und  genehmigen  werde. 
Diese  Bedingung  ist  im  Zweifel  eine  aufschiebende. 

Der  Käufer  ist  vor  seiner  Genehmigung  an  den  Kauf  nicht 
gebunden.  Der  Verkäufer  hört  auf,  gebunden  zu  sein,  wenn  der 
Käufer  bis  zum  Ablauf  der  verabredeten  oder  ortsgebräuchlichen 
Frist  nicht  genehmigt. 

In  Ermangelung  einer  verabredeten  oder  ortsgebräuchlichen 
Frist  kann  der  Verkäufer  nach  Ablauf  einer  den  Umständen  ange- 
messenen Zeit  den  Käufer  zur  Erklärung  auffordern ;  er  hört  auf, 
gebunden  zu  sein,  wenn  sich  der  Käufer  auf  die  Aufforderung  nicht 
sofort  erklärt, 

Ist  die  auf  Besicht  oder  Probe  verkaufte  Waare  zum  Zweck 
der  Besichtigung  oder  Probe    bereits    übergeben,    so   gilt  das  Still- 
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schweigen  des  Käufers  his  nach  Ablauf   der    Frist    oder    auf    die 
Aufforderung  als  Genehmigung. 

Der  Kauf  nach  Muster  oder  nach  Probe  wird  zwar       ' 
unbedingt;  jedoch  unter  der  Verpflichtung  des  Verkäufers 
geschlossen,  dass  die  Waare  dem  Muster  beziehungsweise 
der  Probe  entspreche. 

Art.  340  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Ein  Kauf  nach    Probe    oder    Muster    ist    unbedingt,   jedoch 
unter    der     Verpflichtung    des     Verkäufers    geschlossen,     dass    die 
Waare  der  Probe  oder  dem  Muster  gemäss  sei. 

Kann  der  Käufer  das  ihm  übergebene  Muster  oder 
die  ihm  übergebene  Probe  nicht  vorweisen,  so  wird 
vermuthet,  dass  die  Waare  dem  Muster  beziehungsweise 
der  Probe  entsprechend  sei. 

Haben  die  Parteien  die  Vereinbarung  getroffen,, 
dass  der  Verkäufer  von  dem  Vertrage  nach  seinem  Be- 
lieben zurücktreten  könne,  so  wird  der  Kauf  als  unter 
einer  auflösenden  Bedingung  geschlossen  angesehen. 

Das  Zurücktretungsrecht  muss  in  Ermangelung- 
einer anderweitigen  Vereinbarung  binnen  drei  Tagen, 
vom  Abschlüsse  des  Vertrages  an  gerechnet,  ausgeübt 
werden. 

Mit  der  Ausübung  des  Zurücktretungsrechtes  ver- 
liert der  Kauf  seine  rechtliche  Wirksamkeit. 

In  einem  solchen  Falle  ist  der  Käufer  den  Ge- 
genstand des  Kaufes,  der  Verkäufer  hingegen  den  Kauf- 
preis zurückzugeben  verpflichtet. 

Wird  der  Gegenstand  des  Kaufes  überhaupt  nicht 
oder  in  einem  schlechteren  Zustande  zurückgegeben,  so 
ist  der  Käufer  den  hieraus  entstehenden  Schaden  zu 
ersetzen  verpflichtet. 

Der  Verkäufer  kann  die  aus  dem  Vorbehalte  des; 
Rücktrittes  entstehenden  Rechte  gegen  Denjenigen  nicht 
geltend  machen,  der  den  Gegenstand  vom  Käufer  in 
gutem  Glauben  erworben  hat;  in  einem  solchen  Falle 
kann  er  nur  vom  Käufer  Schadenersatz  verlangen. 

Das  Zurücktretungsrecht  kann  auch  zu  Gunsten 
des  Käufers  bedungen  werden ;  dieser  darf  jedoch  dies 
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Recht  innerhalb  der  im  §  364  erwähnten  Frist  nur  unter 
der  Bedingung  ausüben,  wenn  er  den  Gegenstand  des 
Kaufes  in  solchem  Zustande  zurückzugeben  vermag,  in 
welchem  er  denselben  übernommen  hat. 

Dritter  Titel. 
Commissionsgeschäft. 

§  368.  Als   Commissionsgeschäft    wird    die  Abschliessung 

eines  Handelsgeschäftes  angesehen,  wenn  dieses  Jemand 
zufolge  Auftrages  im  eigenen  Namen,  jedoch  für  Rech- 
nung eines  Andern  (des  Committenten)  abschliesst.  Wer 
die  Abschliessung  solcher  Geschäfte  gewerbemässig  be- 
treibt, ist  als  Commissionär  anzusehen. 

Durch  die  Geschäfte,  welche  der  Commissionär 
mit  dritten  Personen  schliesst,'wird  nur  er  berechtigt  und 
verpflichtet;  zwischen  dem  Committenten  und  dem  Drit- 
ten entstehen  keine  Rechte  und  Verbindlichkeiten. 

Ist  das  Geschäft  dem  ausdrücklichen  Wunsche  des 
Committenten  gemäss  im  Namen  desselben  geschlossen 
worden,  so  wird  dasselbe  nicht  als  Commission,  sondern 
als  Auftrag  angesehen. 

Art.  360  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  . 

Commissionär  ist  derjenige,  welcher  gewerbemässig  in  eige- 
nem Namen  für  Rechnung  eines  Auftraggebers  (Committenten)  Han- 
delsgeschäfte schliesst. 

Durch  die  Geschäfte,  welche  der  Commissionär  mit  Dritten 
schliesst,  wird  er  allein  berechtigt  und  verpflichtet.  Zwischen  dem 
Committenten  und  den  Dritten  entstehen  daraus  keine  Rechte  und 
Pflichten. 

Ist  von  dem  Auftraggeber  ausdrücklich  bestimmt,  dass  das 
Geschäft  auf  seinen  Namen  abgeschlossen  werden  soll,  so  ist  dies 
keine  kaufmännische  Commission,  sondern  ein  gewöhnlicher  Auftrag 
au  einem  Handelsgeschäft, 

§  369.  Der  Commissionär  hat  das  Geschäft  mit  der  Sorg- 

falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  dem  Interesse  des 
Committenten  gemäss  und  im  Sinne  des  Auftrages  aus- 
zuführen ;  er  hat  ferner  dem  Committenten  die  erfor- 
derlichen Nachrichten  zu  geben  und  ihn  insbesondere 
von  der  Ausführung  des  Auftrages  unverzüglich  zu  ver- 
ständigen; er  ist  schliesslich  verpflichtet,  dem  Commit- 
tenten über  das  Geschäft  Rechenschaft  zu  geben  und 
ihm  Dasjenige  zu  leisten,  was  dieser  auf  Grund  des 
Geschäftes  zu  fordern  hat. 
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Handelt  der  Commissionär  nicht  im  Sinne  des 
Auftrages,  so  ist  der  Committent  nicht  gehalten,  das 
Geschäft  als  für  seine  Rechnung  geschlossen  anzuerken- 
nen und  kann  in  jedem  Falle  Schadenersatz  fordern. 

Art.  361  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Der  Commissionär  hat  das  Geschäft  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmanns  im  Interesse  des  Oommittenten  gemäss 
dem  Auftrage  auszuführen  ■  er  hat  dem  Committenten  die  erforder- 
lichen Nachrichten  zu  gehen,  insbesondere  sofort  nach  der  Ausfüh- 
rung des  Auftrages  davon  Anzeige  zu  machen ;  er  ist  verpflichtet, 
dem  Committenten  über  das  Geschäft  Rechenschaft  zu  geben  und 
ihm  Dasjenige  zu  leisten,  was  er  aus  dem  Geschäft  zu  fordern  hat . 
Art.  362  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Handelt  der  Commissionär  nicht  gemäss  dem  übernommenen 
Auftrage,  so  ist  er  dem  Committenten  zum  Ersätze  des  Schadens 
verpflichtet ;  der  Committent  ist  nicht  gehalten,  das  Geschäft  für 
seine  Rechnung  gelten  zu  lassen. 

Wenn  der  Commissionär  unter  dem  ihm  bestimmten 
Preise  verkauft,  so  muss  er  dem  Committenten  die 
Preisdifferenz  vergüten,  sofern  er  nicht  nachzuweisen 
vermag,  dass  ein  Verkauf  zu  dem  bestimmten  Preise  nicht 
ausgeflihrt  werden  konnte  und  dass  er  den  Committen- 
ten durch  die  Vornahme  des  Verkaufes  vor  Schaden 
bewahrt  hat. 

Hat  der  Commissionär  den  für  den  Einkauf  fest- 
gesetzten Preis  überschritten,  so  kann  der  Committent 
das  Geschäft,  als  nicht  für  seine  Rechnung  geschlossen, 
zurückweisen ,  sofern  sich  der  Commissionär  nicht 
gleichzeitig  mit  der  Verständigung  zur  Deckui^  der 
Differenz  bereit  erklärt. 

Der  Committent,  welcher  den  Einkauf  als  nicht 
für  seine  Rechnung  geschlossen  zurückweisen  will,  ist 
jedoch  gehalten,  hievon  den  Commissionär  nach  Em- 
pfang der  Verständigung  allsogleich  zu  benachrichtigen, 
widrigenfalls  der  Einkauf  als  genehmigt  angesehen  wird. 

Art.  363  des  Allg.    0.  H.  G.  B. : 

Hat  der  Commissionär  unter  dem  ihm  gesetzten  Preise  ver- 
kauft, so  muss  er  dem  Committenten  den  Unterschied  im  Preise 
vergüten,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  ein  Verkauf  zu,  dem  gesetz- 
ten Preise  nicht  ausgeführt  werden  konnte  und  die  Vornahme  des 
Verkaufs  von  dem  Committenten  Schaden  abgewendet  hat. 
Art.  364  das  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Hat  der  Commissionär  den  für  den  Einkauf  gesetzten  Preis 
überschritten,  so  kann  der  Committent  den  Einkauf  als  nicht  für 
seine  Rechnung  geschehen  zurückweisen,  sofern  sich  der  Commiasio' 
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när  nicht  zugleich  mit  der  Einkauf  semzeige  zur  Deckung  des-Unter- 
schiedea  erbietet. 

Der  Committent,  welcher  den  Einkau/  als  nicht  für  seine 
Rechnung  geschehen  zurückweisen  will,  muss  dies  ohne  Verzug  auf 
die  Einkaufsanzeige  erklären,  widrigenfalls  die  Ueberschreitung 
des  Auftrages  als  genehmigt  gilt. 

§  371.  Wenn  sich  an  der  Waare,   welche   dem    Commis- 

sionär  zugesandt  worden  ist,  bei  der  Uebernahme  äus- 
serlich  erkennbare  Beschädigungen  oder  Mängel  zeigen, 
so  hat  der  Gommissionär  bei  sonstiger  Schadenersatz- 
pflicht die  Interessen  des  Committenten  gegen  den 
Spediteur  oder  Frachtführer  zu  wahren,  für  die  zur 
Constatirung  des  Zustandes  der  Waare  dienenden  Be- 
weise zu  sorgen,  und  hievon  den  Committenten  allso- 
gleich  zu  verständigen. 

Der  Gommissionär  kann  den  Zustand  der  Waare  auch 
durch  Augenschein  von  Sachverständigen  feststellen  las- 
sen und,  wenn  die  Waare  dem  Verderben  ausgesetzt  und 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  dieselbe  im  Sinne  des  §  347  ver- 
kaufen. 

Art.  365  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  das  Out,  welches  dem  Gommissionär  zugesandt  wird, 
bei  der  Ablieferung  sich  in  einem  äusserlich  erkennbar  beschädig- 
ten oder  mangelhaften  Zustande  befindet,  so  muss  der  Gommissio- 
när die  Rechte  gegen  den  Frachtführer  oder  Schiffer  wahren,  für 
den  Beweis  Jenes  Zustandes  sorgen  und  dem  Gommitlenten  ohne 
Verzug  Nachricht  geben 

Im  Unterlassungsfalle  ist  er  für  den  daraus  entstandenen 
Schaden  verantwortlich. 

Er  kann  den  Zustand  durch  Sachverständige  feststellen 
lassen,  und  wenn  das  Gut  dem  Verderben  ausgesetzt  und  Gefahr 
im  Verzuge  ist,  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Artikels 
343  den  Verkauf  des  Guts  bewirken. 

§  372.  Tritt  an  der  Waare  eine  solche  Veränderung  ein, 

durch  welche  dieselbe  werthlos  werden  könnte,  so 
darf  der  Gommissionär,  sofern  die  Weisung  des  Com- 
mittenten wegen  Kürze  der  Zeit  nicht  eingeholt  wer- 
den kann  oder  der  Committent  in  der  Ertheilung  der 
Weisung  säumig  ist,  die  Waare  nach  der  Bestimmung 
des  §  374  verkaufen. 

Dasselbe  darf  der  Gommissionär  in  allen  Fällen 
thun,  in  welchen  der  Committent,  obwohl  er  hierzu 
nach  der  Natur  der  Sache  verpflichtet  wäre,  über  die 
Waare  nicht  verfügt. 
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Art.  366  des  Ailg.  0.  H.  G.  B. : 

Treten  Veränderungen  an  dem  Gute  ein,  welche  dessen 
Entwerthung  befürchten  lassen,  und  ist  keine  Zeit  Vorhemden,  die 
Verfügung  des  Committenten  einzuholen,  oder  der  Committent  in 
der  Ertheilung  der  Verfügung  säumig,  so  kann  der  Commissionär 
unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Artikels  343  den  Verkauf 
des  Guts  veranlassen. 

Ein  gleiches  Recht  hat  der  Commissionär  in  allen  anderen 
Fällen,  in  welchen  der  Committent,  obwohl  hierzu  nach  Lage  der 
Sache  verpflichtet,  über  das  Gut  zu  verfügen  unterlässt. 

Der  Commissionär  ist  für  den  Schaden,  welcher 
die  unter  seiner  Obsorge  befindliche  Waare  getroffen 
hat,  verantwortlich,  sofern  er  nicht  zu  beweisen  vermag, 
dass  der  Schaden  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  nicht  abgewendet  werden  konnte. 

Wegen  Unterlassung  der  Versicherung  ist  er  nur 
in  dem  Falle  verantwortlich,  wenn  er  von  dem  Com- 
mittenten die  Weisung  zur  Versicherung  der  Waare 
erhalten  hat. 

Art.  367  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Für  Verlust  oder  Beschädigung  des  Guts  ist  der  Commissio- 
när, während  er  Aufbewahrer  desselben  ist,  verantwortlich,  wenn 
er  nicht  beweist,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch 
Umstände  herbeigeführt  ist,  welche  durch  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmanns  nicht  abgewendet  werden  konnten. 

Der  Commissionär  ist  wegen  Unterlassung  der  Versicherung 
des  Guts  nur  dann  verantwortlich,  wenn  er  von  dem  Committenten 
den  Auftrag  zur   Versicherung  erhalten  hat, 

Forderungen,  die  aus  Geschäften  entstehen,  welche 
der  Commissionär  abgeschlossen  hat,  kann  der  Com- 
mittent gegen  den  Schuldner  erst  nach  Abtretung  der- 
selben geltend  machen. 

Solche  Forderungen  werden,  auch  wenn  sie  nicht 
abgetreten  worden  sind,  dem  Commissionär  und  dessen 
Gläubigern  gegenüber  als  Forderungen  des  Committen- 
ten angesehen. 

Art.  368  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Forderungen  aus  einem  Geschoß,  welches  der  Commissionär 
abgeschlossen  hat,  kann  der  Committent  dem  Schuldner  gegenüber 
erst  nach  der  Abtretung  geltend  machen. 

Jedoch  gelten  solche  Forderungen,  auch  wenn  sie  nicht  ab- 
getreten sind,  im  Verhältniss  zwischen  dem  Committenten  und  dem 
Commissionär  oder  dessen  Gläubigem  als  Forderungen  des  Com- 
mittenten. 
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§  375.  Wenn  der   Commissionär   ohne   Einwilligung   des 

Committenten  dritten  Personen  Vorschüsse  oder  Credit 
gewährt,  so  thut  er  dies  auf  eigene  Gefahr. 

Sofern  jedoch  das  Creditiren  des  Kaufpreises  durch 
den  am  Orte  des  Geschäftes  bestehenden  Handelsge- 
brauch nachgewiesen  werden  kann,  so  ist  hiezu  auch 
der  Commissionär  berechtigt,  vorausgesetzt,  dass  er  von 
seinem  Committenten  keine  entgegenstehende  Weisung 
erhalten   hat. 

Der  Commissionär,  der  unbefugt  auf  Credit  ver- 
kauft, hat  den  Kaufpreis  sofort  als  Schuldner  zu  be- 
zahlen, wenn  der  Committent  den  auf  Credit  stattge- 
fundenen Verkauf  nicht  genehmigt.  Sofern  der  Commis- 
sionär nachzuweisen  vermag,  dass  beim  Verkauf  gegen 
baar  nur  ein  geringerer  Preis  zu  erzielen  gewesen 
wäre,  so  hat  er  nur  diesen  Preis,  und  wenn  derselbe 
geringer  ist  als  der  vom  Committenten  festgesetzte 
Preis,  auch  die  Preisdifferenz  im  Sinne  des  §  370  zu 
vergüten. 

Art.  369  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Der  Commissionär,  welcher  ohne  Einwilligung  des  Commit- 
tenten einem  Dritten  Vorschüsse  macht  oder  Credit  gibt,  thut  dies 
auf  eigene  Gefahr. 

Insoweit  jedoch  der  Handels  gebrauch  am  Orte  des  Geschäßs 
das  Creditiren  des  Kaufpreises  mit  sich  bringt,  ist  in  Ermangelung 
einer  anderen  Bestimmung  des  Committenten  auch  der  Commissio- 
när dazu  berechtigt. 

Hat  der  Commissionär  unbefugt  auf  Credit  verkauft,  so  hat 
er  dem  Committenten,  welcher  dies  nicht  genehmigt,  sofort  als 
Schuldner  des  Kaufpreises  die  Zahlung  zu  leisten.  Beweist  der 
Commissionär,  dass  beim  Verkauf  gegen  baar  der  Preis  ein  gerin- 
gerer gewesen  sein  würde,  so  hat  er  nur  diesen  Preis,  und  wenn 
derselbe  geringer  ist,  als  der  auftraggemässe  Preis,  auch  den 
Unterschied  gemäss  Artikel  363  zu  vergüten. 

§  376.  Der    Commissionär   haftet   als    directer  Schuldner 

für  die  Zahlungs-  oder  anderweitigen  Verbindlichkeiten 
der  mit  ihm  contrahirenden  Partei,  wenn  er  diese  Haf- 
tung übernommen  hat,  oder  wenn  ihm  diese  Haftung 
nach  dem  am  Orte  seiner  Niederlassung  bestehenden 
Handelsgebrauch  zur  Last  fällt. 

Abs.  !  des  Art.  370  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Der  Commissionär  steht  für  die  Zahlung  oder  für  die  ander- 
weitige Erfüllung  der  Verbindlichkeit  seines  Contrahenten  ein, 
wenn  dies  von  ihm  übernommen  oder  am  Orte  seiner  Niederlas- 
sung Handels  gebrauch  ist. 
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7.  Der  Committent  ist  verpflichtet  dem  Commissionär 
alles  das  zu  ersetzen,  was  dieser  auf  das  Geschäft  in 
baarem  Gelde  ausgegeben,  oder  nothwendig  oder  nütz- 
lich verwendet  hat.  Dasselbe  gilt  auch  in  dem  Falle, 
wenn  der  Commissionär  seine  eigenen  Lagerräume, 
Transportmittel  oder  die  Arbeit  seiner  eigenen  Leute 
hiezu  benützt. 

Der  Commissionär  kann  ausserdem  von  dem 
Geschäfte  Provision  fordern,  welche  in  Ermangelung 
eines  bestimmten  Uebereinkommens  dem  örtlichen  Han- 
delsgebrauche entsprechend  festgesetzt  wird. 

Der  Commissionär,  welcher  für  die  Verbindlich- 
keiten der  contrahirenden  Partei  einsteht  (stare  delcre- 
dere),  kann  hiefür  eine  besondere  Provision  beanspru- 
chen. Die  Provision  kann  in  der  Regel  nur  dann  ge- 
fordert werden,  wenn  das  Geschäft  zur  Ausführung 
gelangt  ist. 

Bei  der  Verkaufs-Commission  kann  jedoch  der 
Commissionär,  wenn  das  Geschäft  ohne  sein  Ver- 
schulden nicht  ausgeführt  werden  konnte,  bei  der  Zu- 
rückstellung der  Waare  eine  Provision  fordern,  sofern 
dies  der  örtliche  Handelsgebrauch  zulässt. 

Art.  371  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Der  Committent  ist  schuldig,  dem  Commissionär  zu  ersetzen, 
was  dieser  an  haaren  Auslagen  oder  überhaupt  zum  Vollzuge  des 
Geschäfts  nothwendig  oder  nützlich  aufgewendet  hat.  Hierzu  gehört 
auch  die  Vergütung  für  die  Benutzung  der  Lagerräume  und  der 
Transportmittel  des  Commissionärs  und    der    Arbeit    seiner    Leute. 

Der  Commissionär  hat  die  Provision  zu  fordern,  wenn  das 
Geschäft  zur  Ausführung  gekommen  ist.  Für  Geschäße,  welche  nicht 
zur  Ausführung  gekommen  sind,  kann  eine  Provision  nicht  gefor- 
dert werden  ;  jedoch  hat  der  Commissionär  das  Recht  auf  die  Aus- 
lieferungsprovision, sofern  eine  solche  orts gebräuchlich  ist. 

Abs.  II  und  III  des  Art.  370  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Der  Commissionär,  welcher  für  seinen  Contrahenten  einsteht, 
ist  dem  Committenten  für  die  gehörige  Erfüllung  im  Zeitpunkte 
des  Verfalls  unmittelbar  und  persönlich  insoweit  verhaftet,  als  sol- 
che aus  dem  Vertragsverhältnisse  überhaupt  rechtlich  gefordert 
werden  kann. 

Der  Commissionär,  welcher  für  seinen  Contrahenten  ein- 
steht, ist  dafür  zu  einer  Vergütung  {del  credere-Provision)  be- 
rechtigt. 

8.  Schliesst  der  Commissionär  das  Geschäft  zu  vor- 
theilhafteren  Bedingungen  ab,  als  sie  ihm  vom  Commit- 
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tenten  gestellt  sind,  so  gebührt  der  hieraus  entstehende 
Vortheil  dem  Committenten. 

Art.  372  des  Allg.  D.  H.  G.  B   : 

Wenn  der  Commissionär  zu  vortheilhafteren  Bedingungen 
abschlieast,  als  sie  ihm  vom  Committenten  gestellt  worden,  so  kommt 
der   Vortheil  dem  letzteren  allein  zu  Statten, 

Dies  gilt  insbesondere,  wenn  der  Preis,  für  welchen  der 
Commissionär  verkauft,  den  vom  Committenten  bestimmten  nie- 
drigsten Preis  übersteigt,  oder  wenn  der  Preis,  für  welchen  er  ein- 
kauft ,  den  vom  Committenten  bestimmten  höchsten  Preis  nicht 
erreicht. 

§  379.  Der    Commissionär   hat  an   den  Commissionswaa- 

ren,  sofern  dieselben  noch  in  seinem  Besitze  sind,  oder 
sofern  er  darüber  im  Allgemeinen,  insbesondere  jedoch 
mittelst  der  Conossemente,  Ladescheine  oder  Lager- 
scheine zu  verfügen  in  der  Lage  ist,  ein  Pfandrecht 
bis  zur  Höhe  der  auf  das  Commissionsgeschäft  verwen- 
deten Kosten,  Provision,  Vorschüsse,  Darlehen,  einge- 
gangenen Wechsel-  und  anderweitigen  Verbindlichkeiten, 
sowie  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus  dem 
Commissionsgeschäfte. 

Auf  Grund  dieses  Pfandrechtes,  welches  auch  in 
dem  Falle,  wenn  inzwischen  gegen  den  Committenten 
der  Concurs  verhängt  wurde,  wirksam  ist,  kann  sich  der 
Commissionär  hinsichtlich  seiner  erwähnten  Forderun- 
gen mit  Priorität  vor  dem  Committenten  oder  dessen 
Gläubigern  befriedigen.  Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich 
der  aus  dem  Commissionsgeschäfte  entstehenden  und 
noch  aushaftenden  Forderungen. 

Art.  374  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

-Der  Commissionär  hat  an  dem  Commissionsguf,  sofern  er 
dasselbe  noch  in  seinem  Gewahrsam  hat  oder  sonst  insbesondere 
mittelst  der  Connossemente,  Ladescheine  oder  Lagerscheine,  noch  in 
der  Lage  ist,  darüber  zu  verfügen,  ein  Pfandrecht  wegen  der  auf 
das  Gut  verwendeten  Kosten,  wegen  der  Provision,  wegen  der 
rücksichtlich  des  Gutes  gegebenen  Vorschüsse  und  Darlehen,  wegen 
der  rücksichtlich  desselben  gezeichneten  Wechsel  oder  in  anderer 
Weise  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  sowie  wegen  aller  Forde- 
rungen aus  laufender  Rechnung  in    Commissionsgeschäften. 

Der  Commissionär  kann  sich  für  die  vorstehend  erwähnten 
Ansprüche  aus  den  durch  das  Commissionsgeschäft  begründeten  und 
noch  ausstehenden  Forderungen  vorzugsweise  vor  dem  Committenten 
und  dessen  Gläubiger  befriedigen. 

§  380.  Erfüllt  der  Committent  die  im  vorigen  §.  erwähn- 

ten   Verpflichtungen  nicht    zu  rechter  Zeit,   so  ist  der 
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Commissionär  berechtigt,  sich  aus  den  Pfandgegenstän- 
de'n  nach  den  Bestimmungen  der  §§  305  und  307  zu 
befriedigen. 

Art.  375  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Ist  der  Committenf  in  Erfüllung  der  in  dem  vorigen  Artikel 
bezeichneten  Verpflichtungen  gegen  den  Commissionär  im  Verzuge, 
so  ist  der  letztere  berechtigt,  sich  unter  Beobachtung  der  Vorschrif- 
ten des  Artikels  810  aus  dem  Commissionsgute  bezahlt  zu  machen  ; 
er  hat  dieses  Recht  auch  gegenüber  den  übrigen  Oliiubigern  und 
der  Concursmasse  des  Committenten. 

Sind  Waaren,  Wechsel  oder  Werthpapiere,  wel- 
che einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis  haben,  Ge- 
genstand der  Einkaufs-  oder  Verkaufs  -  Coramission, 
so  kann  der  Commissionär,  vorausgesetzt,  dass  sein 
Committent  nichts  Anderes  angeordnet  hat,  die  anzu- 
schaffenden Waaren  als  Verkäufer  selbst  liefern,  die  in 
Commission  übernommenen  Waaren  aber  als  Käufer 
für  sich  behalten. 

In  diesem  Falle  beschränkt  sich  die  Pflicht  des 
Commissionärs,  Kechenschaft  zu  geben,  nur  auf  den 
Nachweis,  dass  er  bei  Berechnung  des  Preises  den  zur 
Zeit  der  Ausführung  des  Auftrages  notirten  Börsen-  oder 
Marktpreis  eingehalten  hat.  Die  bedungene,  beziehungs- 
weise im  §  377  bezeichnete  Provision,  ferner  die  ge- 
wöhnlich auflaufenden  Commissionskosten  kann  er  auch 
in  einem  solchen  Falle  aufrechnen. 

Sofern  der  Commissionär  nicht  gleichzeitig  mit 
der  Anzeige  über  die  Ausführung  des  Auftrages  eine 
dritte  Person  als  Käufer  oder  Verkäufer  namhaft  macht, 
kann  der  Committent  den  Commissionär  als  Käufer 
beziehungsweise  Verkäufer  ansehen. 

Art.  376  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Bei  der  Commission  zum  Einkauf  oder  zum  Verkauf  von 
Waaren,  Wechseln  und  Werthpapieren,  welche  einen  Börsenpreis 
oder  Marktpreis  haben,  ist  der  Commissionär,  wenn  der  Committent 
nicht  ein  Anderes  bestimmt  hat,  befugt,  das  Gut,  welches  er  einkau- 
fen soll,  selbst  aZs  Verkäufer  zu  liefern,  oder  das  Gut,  welches  er 
zu  verkaufen  beauftragt  ist,  als  Käufer  für  sich  zu  behalten. 

In  diesem.  Falle  ist  die  Pflicht  des  Commissionärs,  Rechen- 
schaft über  die  Abschliessung  des  Kaufs  oder  Verkaufs  zu  geben, 
auf  den  Nachweis  beschränkt,  dass  bei  dem  berechneten  Preise  der 
Börsenpreis  oder  Marktpreis  zur  Zeit  der  Ausführung  des  Auftrags 
eingehalten  ist.  Er  ist  zu  der  gewöhnlichen  Provision  berechtigt  und 
kann  die  bei  Commissionsgeschäften  sonst  regelmässig  vorkommenden 
Unkosten  berechnen. 
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Macht  der  Commissionär  nicht  zugleich  mit  der  Anzeige  über 
die  Ausführung  des  Auftrages  eine  andere  Person  als  Käufer  oder 
VerTcäufer  namhaft,  so  ist  der  Committent  befugt,  den  Commissionär 
selbst  als  Käufer  oder   Verkäufer  in  Anspruch  zu  nehmen. 

382.  Widerruft  der  Committent  den  Auftrag  und  trifft 
dieser  Widerruf  bei  dem  Commissionär  früher  ein  als 
die  Anzeige  von  der  Ausführung  des  Auftrages  behufs 
ihrer  Absendung  aufgegeben  worden  ist,  so  kann  sich  der 
Commissionär  des  Rechtes,  selbst  als  Käufer  oder  Ver- 
käufer aufzutreten,  nicht  mehr  bedienen. 

Art.  377  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Wenn  der  Committent  den  Auftrag  widerruft  und  der  Wi- 
derruf hei  dem  Commissionär  eintrifft,  bevor  die  Anzeige  von  der 
Ausführung  des  Auftrages  behufs  ihrer  Absendung  abgegeben  ist, 
so  kann  sich  der  Commissionär  der  Befugniss,  selbst  als  Käufer 
oder  Verkäufer  einzutreten,  nicht  mehr  bedienen. 

383.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  kommen  auch 
dann  zur  Anwendung,  wenn  ein  Kaufmann,  ein  einzel- 
nes Handelsgeschäft  über  Auftrag  für  Rechnung  eines 
Andern  im  eigenen  Namen  schliesst,  ohne  dass  dies  zu 
seinem  gewöhnlichen  Handelsbetriebe  gehört, 

Art.  378  des  Ailg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Bestimmungen  dieses  Titels  kommen  auch  zur  Anwen- 
dung, wenn,  ein  Kaufm,ann,  dessen  gewöhnlicher  Handelsbetrieb  nicht 
in  Commissionsgeschäften  besteht,  ein  einzelnes  Handelsgeschäft  in 
eigenem  Namen  für  Rechnung  eines  Auftraggebers  schliesst. 

Vierter  Titel. 
Speditionsgeschäft. 

3^4  Als  Speditionsgeschäft  wird  die   Uebernahme   von 

Waarenversendungen  angesehen,  wenn  dieselbe  Jemand 
durch  Frachtführer  oder  Schiffer  im  eigenen  Namen, 
aber  für  Rechnung  Anderer  ausführt.  Wer  solche  Ge- 
schäfte gewerbemässig  betreibt,  ist  als  Spediteur  anzu- 
sehen. 

Art.  379  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Spediteur  ist  derjenige,  welcher  gewerbemässig  in  eigenem 
Namen  für  fremde  Rechnung  Güterversendungen  durch  Frachtfüh- 
rer oder  Schiffer  zu  besorgen  übernimmt. 

385.  Der  Spediteur  haftet,  wenn  er  nicht  mit  der  Sorg- 

falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  vorgeht,  für  jeden 
Schaden,  welcher  bei  der  Uebernahme  und  Aufbewah- 
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rung  der  Waaren,  bei  der  Wahl  der  Frachtführer  und 
Zwischenspediteure  und  überhaupt  bei  der  Ausführung 
der  übernommenen  Versendung  entsteht.  Der  Spediteur 
ist  verpflichtet  zu  beweisen,  dass  er  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  vorgegangen  sei. 

Wenn  zwischen  dem  Spediteur  und  dem  Aufge- 
ber die  Transportkosten  in  Vorhinein  in  einer  bestimm- 
ten Summe  vereinbart  werden,  —  so  ist  der  Spediteur 
in  Ermanglung  einer  anderweitigen  Vereinbarung  für 
das  Vorgehen  der  den  Transport  ausführenden  Fracht- 
führer und  Zwischenspediteure  direct  verhaftet. 

Art.  380  und  384  des  Allg.  D.  H.  G.  8.  : 

Art.  380.  Der  Spediteur  haftet  für  Jeden  Schaden,  welcher 
atis  der  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
manns bei  der  Empfcmgnahme  und  Aufbewahrung  des  Gutes,  bei 
der  Wahl  der  Frachtführer,  Schiffer  oder  Zwischenspediteure  und 
überhaupt  bei  der  Ausfährung  der  von  ihm,  übernommenen  Versen- 
dung der  Güter  entsteht. 

Der  Spediteur  hat  die  Anwendung  dieser  Sorgfalt  zu  be- 
weisen, 

Art,  384.  Wenn  ein  Spediteur  mit  dem  Absender  oder  Em- 
pfänger über  bestimynte  Sätze  der  Transportkosten  sich  geeinigt  hat. 
80  haftet  er,  in  Ermangelung  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung 
für  die  von  ihin  angenommenen  Zwischenspediteure  und  Frachtfüh- 
"er.  Er  ist  in  diesem  Falle  zur  Provision  nur  dann  berechtigt,  wenn 
vereinbart  ist,  dass  solche  neben  den  bestimmten  Sätzen  der  Trans- 
portkosten gefordert  werden  könne. 

Wenn  der  Spediteur  ohne  wichtigen  Grund  von 
der  ihm  durch  den  Aufgeber  bezeichneten  Art  und  Weise 
des  Transportes  abweicht,  so  haftet  er  auch  für  einen 
unverschuldeten  Unfall.  Eine  Ausnahme  findet  in  dieser 
Hinsieht  statt,  wenn  der  Spediteur  nachzuweizen  ver- 
mag, dass  der  unverschuldete  Unfall  auch  bei  pünkt- 
licher Erfüllung  des  Auftrages  eingetreten  wäre. 

Der  Spediteur  kann  ausser  seiner  Provision  auch 
noch  den  Ersatz  seiner  Kosten,  Ausgaben  und  über- 
haupt alles  Dessen  verlangen,  was  er  für  den  Trans- 
port nothwendig  oder  nützlich  aufgewendet  hat.  Er 
kann  jedoch  keine  höhere  als  die  bedungene  Frachtge- 
bühr aufrechnen. 

Die  Speditionsprovision  ist  Gegenstand  freier 
Vereinbarung ;  in  Ermangelung  einer  solchen  dient  der 
Ortsgebrauch  zur  Richtschnur. 
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Sind  die  Transportkosten  zwischen  dem  Aufgeber 
und  dem  Spediteur  im  Vorhinein  in  einer  bestimmten 
Summe  festgesetzt  worden,  so  kann  eine  Speditions- 
provision nur  dann  aufgerechnet  werden,  wenn  eine 
solche  ausdrücklich  bedungen  worden  ist. 

§  388.  Der  Spediteur  hat  an  den  Waaren,  insoweit  die- 

selben in  seinem  Besitze  sind,  oder  insoweit  er  über 
dieselben  verfügen  kann,  bis  zur  Höhe  der  Spedi- 
tions-  und  Frachtgebühren,  ferner  der  Kosten  und  Aus- 
lagen sowie  der  auf  die  Waaren  geleisteten  Vorschüsse 
ein  Pfandrecht,  für  dessen  Geltendmachung  die  Bestim- 
mungen der  §§  379  und  380  zur  Kichtschnur  dienen. 
Wird  bei  der  Spedition  die  Mitwirkung  eines 
Zwischenspediteurs  in  Anspruch  genommen,  so  ist  der 
Zwischenspediteur  die  Rechte,  insbesondere  das  Pfand- 
recht des  erten  Spediteurs  auszuüben  verpflichtet. 

Soweit  der  Vormann  wegen  seiner  Forderung  durch 
den  Nachmann  befriedigt  worden  ist,  geht  die  Forde- 
rung und  das  Pfandrecht  auf  den  Nachmann  über.  Das- 
selbe gilt  auch  in  Bezug  auf  die  Forderung  und  das 
Pfandrecht  des  Frachtführers,  wenn  und  insoweit  dieser* 
durch  den  Zwischenspediteur  befriedigt  worden  ist. 

Art.  382  des  Alig.  0.  H.  G.  B. : 

Der  Spediteur  hat  wegen  der  Fracht,  der  Provision,  der 
Auslagen,  Kosten  und  Verwendungen  und  wegen  der  dem  Versen- 
der auf  das  Gut  geleisteten  Vorschüsse  ein  Pfandrecht  an  dem 
Gute,  sofern  er  dasselbe  noch  in  seinem  Gewahrsam  hat  oder  in. 
der  Lage  ist,  darüher  zu  verfügen. 

Er  kann  dieses  Recht  auch  gegenüber  den  übrigen  Gläubi- 
gern und  der  Concursmasse  des  Eigenthümers  geltend  machen. 

Bedient  sich  der  Spediteur  eines  Zwischenspediteurs,  so  hat 
der  letztere  zugleich  die  seinem  Vormann  zustehenden  Rechte,  ins- 
besondere dessen  Pfandrecht,  auszuüben. 

Soweit  der  Vormann  wegen  seiner  Forderung  durch  Nach- 
nahme von  dem  JSachmann  befriedigt  ist,  geht  die  Forderung  und 
das  Pfandrecht  des  Vormanns  von  Rechtswegen  auf  den  Nachmann 
über.  Dasselbe  gilt  in  Bezug  auf  die  Forderung  und  das  Pfand- 
recht des  Frachtführers,  wenn  und  insoweit  der  letztere  von  dem 
Zwischenspediteur  befriedigt  ist. 

§  389.  Der  Spediteur  kann,  wenn  nichts  Anderes  verein- 

bart worden  ist,  den  Transport  auch  selbst  ausführen  ; 
in  diesem  Falle  kommen  ihm  die  Rechte  und  Pflichten 
des  Frachtführers  zu  und  er  kann  ausser  den  in  §  387 
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erwähnten  Kosten  und  Provisionen  auch  die  Fracht- 
gebühr  aufrechnen. 

Art.  385  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Der  Spediteur  ist,  wenn  nicht  ein    Anderes  bestimmt  ist,  be- 
fugt, den  Tremsport  der  Güter  selbst  auszuführen. 

Wenn  er  sich  dieser  Befugniss  bedient,  so  hat  er  zugleich 
die  Rechte  und  Pflichten  eines  Frachtführers  und  kann  die  gewöhn- 
liche Fracht,  die  Provision  und  die  bei  Speditionsgeschäften  sonst 
regelmässig  vorkommenden   Unkosten  berechnen. 

)0.  Die  Klagen,  welche    gegen  den    Spediteur  wegen 

gänzlichen  oder  theilweisen  Verlustes,  wegen  Beschä- 
digung oder  verspäteter  Ablieferung  der  VVaare  ange- 
strengt werden  können,  verjähren  nach  einem  Jahre. 
Diese  Frist  beginnt  im  Falle  des  gänzlichen  Verlustes 
der  Waare  mit  dem  Tag,  an  welchem  die  Ablieferung 
hätte  erfolgen  sollen,  in  sonstigen  Fällen  hingegen  mit 
dem  Tage,  an  welchem  die  Waare  thatsächlich  abgelie- 
fert worden  ist. 

In  gleicher  Weise  verjähren  auch  die  Einwendun- 
gen, welche  wegen  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlu- 
stes, wegen  Beschädigung  oder  verspäteter  Ablieferung 
erhoben  werden  können,  falls  die  Verständigung  von 
diesen  Thatsachen  an  den  Spediteur  nicht  binnen 
einem  Jahre  abgesandt  worden  ist. 

Im  Falle  eines  von  dem  Spediteur  begangenen 
Betruges  oder  einer  Veruntreuung  finden  diese  Be- 
stimmungen keine  Anwendung. 

Art.  386  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  Klagen  gegen  den  Spediteur  wegen  gänzlichen  Verlu- 
stes oder  wegen  Verminderung,  Beschädigung  oder  verspäteter  Ab- 
lieferung des  Guts  verjähren  nach  einem  Jahre. 

Die  Frist  beginnt  in  Ansehung  der  Klagen  wegen  gänz- 
lichen Verlustes  mit  dem  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Ab- 
lieferung hätte  bewirkt  sein  müssen ;  in  Ansehung  der  Klagen 
wegen  Verminderung,  Beschädigung  oder  verspäteter  Ablieferung 
mit  dem  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Abieferung  gesche- 
hen ist. 

In  gleicher  Art  sind  die  Finreden  wegen  Verlustes,  Vermin- 
derung, Beshädigung  oder  verspäteter  Ablieferung  des  Gutes  erlo- 
schen, wenn  nicht  die  Anzeige  von  diesen  Thatsachen  an  den  Spe- 
diteur binnen  der  einjährigen  Frist  abgesandt  worden  ist. 

Die  Berstimmungen  dieses  Artikels  finden  in  Fällen  des 
Betruges  oder  der  Veruntreuung  des  Spediteurs  keine  Anwendung. 

91.  Hinsichtlich  der  Rechte  und  Pflichten  des  Spediteure 

dienen,  soweit  in  diesem  Titel  darüber  keine  Verfügung 
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getrofifen  ist;  die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Ti- 
tels zur  Richtschnur, 

Art.  387  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Im  Uebrigen  sind  die  Bechte  und  Pflichten  des  Spediteurs, 
soweit  dieser  Titel  keine  Bestimmungen  darüber  enthält,  nach  den 
Grundsätzen  des  vorigen  Titels  zu  beurtheilen ;  insbesondere  kom- 
inen  die  Bestimmungen,  welche  in  den  Artikeln  365  bis  367  für 
den  Commissionär  gegeben  sind,  auch  für  den  Spediteur  zur  An- 
wendung. 

§  392.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  finden  auch  dann 

Anwendung,  wenn  ein  Kaufmann,  ohne  dass  dies  zu 
seinem  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  gehört,  einzelne 
Speditionsgeschäfte  tibernimmt. 

Art.  388  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  ein  Kaufmann,  dessen  gewöhnlicher  Handelsbetrieb 
nicht  in  Speditionsgeschäften  besteht,  eine  Güterversendung  durch 
Frachtführer  oder  Schiffer  für  fremde  Rechnung  in  eigenem  Namen 
zu  besorgen  übernimmt,  so  gelten  in  Ansehung  eines  solchen  Ge- 
schäfts die  Vorschrißen  dieses  Titels. 

Fünfter      Titel. 
Frachtgeschäft. 

Erster   Abschnitt. 
Im  Allg^emeinen. 

§  393.  Als  Frachtgeschäft    ist  jenes  Geschäft   anzusehen, 

welches  zum  Zwecke  des  Transportes  vonWaaren  zu  Lande 
oder  auf  Flüssen  und  Binnengewässern  geschlossen  wird. 
Wer  solche  Geschäfte  gewerbemässig  betreibt,  wird  als 
Frachtführer  angesehen. 

Art.  390  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Frachtführer  ist  derjenige,  welcher  gewerbemässig  den  Trans- 
port von  Gütern  zu  Lande  oder  auf  Flüssen  und  Binnengewässern 
ausführt. 

§  394.  Der  Frachtbrief  dient   als  Beweis  über   den   zwi- 

schen dem  Aufgeber  und  dem  Frachtführer  zu  Stande 
gekommenen  Vertrag. 

Der  Frachtführer  kann  die  Ausstellung  des  Fracht- 
briefes verlangen. 

Art.  391  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Der  Frachtbrief  dient  als  Beweis  über  den  Vertrag  zwischen 
dem  Frachtführer  und  dem  Absender. 

Ber  Frachtführer  kann  die  Ausstellung  eines  Frachtbriefes 
verlangen. 
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Der  Frachtbrief  enthält: 

1)  die  Bezeichnung  der  Waare  nach  Beschaffen- 
heit, Menge  und  Merkzeichen ; 

2)  den  Namen   und   Wohnort    des    Frachtführers ; 

3)  den  Namen  des  Aufgebers ; 

4)  den  Namen  dessen,  an  welchen  die  Waare 
abzuliefern  ist; 

5)  den  Bestimmungsort  der  Waare ; 

6)  die  auf  die  Frachtgebühren  bezüglichen  Be- 
stimmungen ; 

7)  jene  besonderen  Vereinbarungen,  welche  die 
Parteien  über  andere  Punkte,  insbesondere  über  die 
Richtung  des  Weges,  über  die  Zeit  des  Anlangens  der 
Waare  oder  über  eine  diesbezügliche  Verspätung  ge- 
troffen haben ; 

8)  den  Ort  und  die  Zeit  der  Ausstellung. 

Art.  392  des  Allg.  D.  H.  H.  B. : 

Der  Frachtbrief  enthält  : 

1)  die  Bezeichnung  des  Guts  nach  Beschaffenheit,  Menge 
und  Merkzeichen; 

2)  den  Namen  und   Wohnort  des  Frachtführers ; 

3)  den  Kamen  des  Absenders  ; 

4)  den  Namen  dessen,  an  welchen  das  Gut  abgeliefert  wer- 
den soll ; 

5)  den  Ort  der  Ablieferung  ; 

6)  die  Bestimmung  in  Ansehung    der  Fracht; 

7)  den   Ort  und  Tag  der  Ausstellung  ; 

8)  die  besonderen  Vereinbarungen,  welche  die  Parteien  etwa 
noch  über  andere  Punkte,  namentlich  über  die  Zeit  innerhalb  wel- 
cher der  Transport  bewirkt  werden  soll,  und  über  die  Entschädi- 
gung wegen  verspäteter  Ablieferung,    getroffen  Tiaben. 

Der  Aufgeber  ist  verpflichtet  bei  Waaren,  welche 
vor  der  Ablieferung  an  den  Uebernehmer  einer  zoU- 
oder  steuerämtlichen  Behandlung  unterliegen,  den  Fracht- 
führer mit  den  erforderlichen  Begleitpapieren  zu  ver- 
sehen. Der  Aufgeber  haftet,  soferne  dem  Frachtführer 
selbst  kein  Verschulden  zur  Last  fällt,  dem  Fracht- 
führer für  jene  Strafen  und  Schäden,  welche  diesen 
letzteren  wegen  Unrichtigkeit  oder  Unzulänglichkeit  der 
Begleitpapiere  treffen. 

Art.  393  des  Alig.  0.  H.  G.  B.: 

Der  Absender  ist  verpflichtet,  bei  Gütern,  welche  von  der 
Ablieferung    an  den  Empfänger  einer    zoll-    oder    steueramtlichen 
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Behandlung  unterliegen,  den  Frachtführer  in  den  Besitz  der  dess- 
halb  erforderlichen  Begleitpapiere  zu  setzen.  Er  haftet  dem  Fracht- 
führer, sofern  nicht  diesem  seihst  ein  Verschulden  zur  Last  fällt, 
für  alle  Strafen  und  Schänden,  welche  denselben  wegen  Unrichtig- 
keit oder   UnzulänglichJceit  der  Begleitpapiere    treffen, 

397.  Der  Transport  hat,  in  Ermangelung  bestimmter 
Vereinbarung  oder  eines  Ortsgebrauches,  binnen  einer 
den  Umständen  angemessenen  Frist  zu  beginnen. 

Wird  der  Beginn  des  Transportes  oder  die  Fort- 
setzung des  Weges  durch  ein  Naturereigniss  oder  einen 
sonstigen  Zufall  zeitweilig  verhindert,  so  ist  der  Auf- 
geber nicht  verpflichtet  das  Aufhören  des  Hindernisses 
abzuwarten,  sondern  er  kann  von  dem  Vertrag  abste- 
llen; er  muss  aber  in  diesem  Falle  dem  Frachtführer, 
sofern  diesem  kein  Verschulden  zur  Last  fällt,  die 
Vorbereitungs-,  die  Aus-  oder  Abladung skosten  und 
den  auf  den  zurückgelegten  Weg  entfallenden  Theil 
der  Frachtgebühr  ersetzen.  Die  zu  ersetzende  Summe 
wird,  wenn  die  Parteien  sich  hierüber  nicht  einigen 
können,  in  Ermangelung  eines  Ortsgebrauches,  vom  Ge- 
richte festgesetzt. 

Art.  394  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Ist  über  die  Zeit,  binnen  welcher  der  Frachtführer  den 
Transport  bewirken  soll,  im  Frachtverträge  nichts  bedungen,  so 
wird  die  Frist,  innerhalb  deren  er  die  Heise  antreten  muss,  durch 
den  Ortsgebrauch  bestimmt ;  besteht  ein  Ortsgebrauch  nicht,  so  ist 
die  Heise  binnen  einer  den  Umständen  des  Falles  angemessenen 
Frist  anzutreten. 

Wird  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  der  Reise  durch 
Naturereignisse  oder  sonstige  Zufälle  zeitweilig  verhindert,  so 
braucJit  der  Absender  die  Aufhebung  des  Hindernisses  nicht  abzw 
warten,  er  kann  vielmehr  von  dem  Vertrage  zurücktreten,  muss 
aber  den  Frachtführer,  sofern  demselben  kein  Verschulden  zur 
Last  fällt,  wegen  der  Kosten  zur  Vorbereitung  der  Beise,  der 
Kosten  der  Wiederausladung  und  der  Ansprüche  in  Beziehung  auf 
die  bereits  zurückgelegte  Heise  entschädigen,  lieber  die  Höhe  der 
Entschädigung  entscheidet  der  Ortsgebrauch  und  in  dessen  Erman- 
gelung das  richterliche  Ermessen. 

398.  Der  Frachtführer  haftet  für  jeden  Schaden,  wel- 
cher die  Waare  von  der  Uebernahme  bis  zur  Abliefe- 
rung durch  Verlust  oder  Beschädigung  trifft,  soferne  er 
nicht  nachzuweisen  vermag,  dass  der  Schaden  durch 
höhere  Gewalt  oder  durch  die  natürliche  Beschaffen- 
heit   der  Waare,  insbesondere   durch  inneren    Verderb» 
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Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  oder  durch  äusserlich 
nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung  verursacht 
worden  ist. 

Für  Kostbarkeiten,  Gelder  und  Werthpapiere  haf- 
tet der  Frachtführer  nur  dann,  wenn  ihm  diese  Be- 
schaffenheit oder  der  Werth  der  Güter  angegeben 
worden  ist. 

Art.  395  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Der  Frachtführer  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Verlust  oder  Bescluidigung  des  Frachtguts  seit  der  Empfangnahme 
bis  zur  Ablieferung  entstanden  ist,  sofern  er  nicht  beweist,  dass 
der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  höhere  Gewalt  {vis 
//lajor)  oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Guts,  na-^ 
iiientlich  durch  inneren  Verderb,  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage 
u.  dgl.,  oder  durch  äusserlich  nicht  erkennbare  Mängel  der  Ver- 
packung entstanden  ist. 

Für  Kostbarkeiten,  Gelder  und  Werthpapiere  haftet  der- 
Frachtführer  nur  dann,  wenn  ihm  diese  Beschaffenheit  oder  der- 
Werth  des  Guts  angegeben  ist. 

Im  Falle  des  Schadenersatzes  wegen  Verlust  oder 
Beschädigung  der  Waare  wird  bei  Berechnung  des 
Schadens  der  ordentliche,  im  Nothfalle  durch  Sach- 
verständige festgesetzte  Handelswerth  der  Waare,  in 
Ermangelung  eines  solchen  hingegen,  der  gemeine 
AVerth  zur  Grundlage  genommen. 

Demzufolge  hat  der  Frachtführer  im  Falle  des 
Verlustes  der  Waare  jenen  ordentlichen  Handelswerth 
zu  ersetzen,  welchen  eine  Waare  gleicher  Art  und  Be- 
schaffenheit am  Bestimmungsorte  zu  der  Zeit  hatte,  in 
welcher  die  Ablieferung  hätte  erfolgen  sollen ;  dagegen 
ist  im  Falle  der  Beschädigung  der  Waare  jener  Unter- 
schied zu  ersetzen,  welcher  zwischen  dem  Verkaufs- 
preise der  beschädigten  Waare  und  jenem  ordentlichen 
Handelswerth  besteht,  den  die  Waare  ohne  die  Be- 
schädigung am  Orte  und  zur  Zeit  der  Ablieferung  ge- 
habt hatte. 

Von  dem  Betrage  des  Schadenersatzes  ist  in  je« 
dem  Falle  dasjenige  in  Abzug  zu  bringen,  was  in  Folge 
des  Verlustes  beziehungsweise  des  Verderbens  an  Zoll 
und  sonstigen  Kosten  erspart  worden  ist. 

Wenn  bewiesen  werden  kann,  dass  der  Fracht- 
führer oder  dessen  Leute  mit  schuldbarer  Sorglosig- 
keit oder  böser  Absicht   vorgegangen  sind,    so    ist   der 


Frachtführer  zu  vollem  Schadenersatz  (§  272)  ver- 
pflichtet. 

Art.  396  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Wenn  auf  Grund  des  vorhergehenden  Artikels  von  dem 
Frachtführer  für  Verlust  oder  Beschädigung  des  Guts  Ersatz  gelei- 
stet werden  muss,  so  ist  der  Berechnung  des  Schadens  nur  der 
gemeine  Handelswerth  des  Guts  zu  Grunde  zu  legen. 

Im  Falle  des  Verlustes  ist  der  gemeine  Handelswerth  zu  er- 
setzen, welchen  das  Gut  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am  Ort  der 
Ablieferung  zu  der  Zeit  hatte,  in  welcher  das  Gut  abzuliefern 
war  ;  davon  Tcommt  in  Abzug,  was  in  Folge  des  Verlustes  an  Zol- 
len und   Unkosten  erspart  ist. 

Im  Falle  der  Beschädigung  ist  der  Unterschied  zwischen 
tZem  Verkaufswerth  des  Guts  in  beschädigtem  Zustande  und  dem 
gemeinen  Handelswerth  zu  ersetzen,  welchen  das  Gut  ohne  diese 
Beschädigung  am  Ort  und  zur  Zeit  der  Ablieferung  gehabt  haben 
würde,  nach  Abzug  der  Zölle  und  Unkosten,  soweit  sie  in  Folge 
der  Beschädigung  erspart  sind. 

Hat  das  Gut  keinen  Handelswerth,  so  ist  der  Berechnung 
des  Schadens  der    gemeine   Werth  des  Guts  zu    Grunde    zu    legen. 

Wenn  dem  Frachtführer  eine  bösliche  Handlungsweise  nach- 
gewiesen wird,  so  hat  er  den  vollen  Schaden  zu  ersetzen.     , 

§  400.  Der  Frachtführer  haftet  für  den  Schaden,  welcher 

aus  der  Versäumung  der  vereinbarten  oder  gebräuch- 
lichen Frachtfrist  entsteht,  soferne  er  nicht  nachzuwei- 
sen vermag,  dass  er  die  Verspätung  durch  Anwendung 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht  habe 
abwenden  können. 

Art.  397  des  Allg.  0.  H.  G.  B.: 

Der  Frachtführer  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Versäumung  der  bedungenen  oder  üblichen  Lieferungszeit  entstan- 
den ist,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  er  die  Verspätung  durch 
Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht 
habe  abwenden  können. 

§401.  Ist    für   den   Fall   der    Versäumung   der    Fracht- 

frist ein  Abzug  eines  bestimmten  Theiles  der  Fracht- 
gebühr oder  der  gänzliche  Verlust  derselben  oder  eine 
andere  Conventionalstrafe  bedungen  worden,  so  kann 
im  Zweifel  auch  der  Ersatz  des  aus  der  Verspätung 
■entstehenden  und  den  Betrag  der  erwähnten  Verein- 
barungen übersteigenden  Schadens  verlangt  werden. 

Sofern  der  Frachtführer  nachzuweisen  vermag, 
dass  die  Verspätung  durch  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Frachtführers  nicht  abwendbar  war,  so  können 
die  bezeichneten  Vereinbarungen  nur  dann  in  Anspruch 
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genommen   werden,   wenn   dies   vertragsmässig   festge- 
setzt worden  ist. 

Art.  398  und  399  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Art.  338.  Ist  für  den  Fall  verspäteter  Ablieferung  ein  Ab-^ 
zug  an  der  Fracht  oder  der  Verlust  der  Fracht  oder  sonst  eine 
Conventionalstrafe  bedungen,  so  kann  im  Zweifel  ausserdem  auch 
der  Ersatz  des  diesen  Betrag  übersteigenden  Schadens  gefordert 
werden,  welcher  durch  die    verspätete    Ablieferung    entstanden    ist. 

Art.  399.  Beweist  der  Frachtführer,  dass  er  die  Verspätung 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht  habe 
abwenden  können,  so  kann  die  bedungene  gänzliche  oder  theilweise 
Einbehaltung  der  Fracht,  oder  die  Qonventionalstrafe  wegen  ver- 
späteter Ablieferung  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  es  sei 
denn,  dass  sich  aus  dem,  Vertrage  eine  entgegenstehende  Absicht 
ergibt. 

Der  Frachtführer  haftet  für  diejenigen  Personen^ 
deren  er  sich  bei  der  Ausführung  des  übernommenen 
Transportes  bedient. 

Art.  400  des  Allg.  D.  H.  6.  B.: 
Der    Frachtßihrer    haftet   für    seine    Leute  und  ßir  andere 
Personen,  deren  er  sich  bei  Ausführimg  des  von  ihm  übernommenen. 
Tranports  bedient. 

Wenn  der  Frachtführer  die  Waare  zur  gänzlichen 
oder  theilweisen  Ausführung  des  übernommenen  Trans- 
portes einem  andern  Frachtführer  übergibt,  so  haftet  er 
bis  zur  Ablieferung  der  Waare  nicht  blos  für  seinen 
unmittelbaren  Nachmann,  sondern  auch  für  jeden  folgen- 
den Frachtführer. 

Jeder  Frachtführer,  der  als  Nachmann  eines  An- 
dern erscheint,  tritt  dadurch,  dass  er  die  Waare  mit 
dem  ursprünglichen  Frachtbrief  übernimmt,  in  den  Fracht- 
vertrag im  Sinne  des  Frachtbriefes  ein ;  er  wird  ver- 
antwortlich für  die  aus  dem  bereits  ausgeführten  Trans- 
porte entstehenden  Verpflichtungen  seiner  Vormänner  und 
übernimmt  zugleich  eine  selbstständige  Verpflichtung  da- 
hin, dass  er  den  Transport  dem  ursprünglichen  Vertrage 
gemäss,  insbesondere  auf  den  in  dem  Frachtbriefe  be- 
zeichneten Strecken  ausführen  werde. 

Art.  401  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  der  Frachtführer  zur  gänzlichen  oder  theilweisen  Atis~ 
führung  des  von  ihm  iibernommenen  Transportes  das  Gut  einem 
andern  Frachtführer  übergibt,  so  haftet  er  für  diesen  und  die 
etwa  folgenden  Frachtführer  bis  zur  Ablieferung. 

Jeder  Frachtführer,  welcher  auf  einen  anderen  Frachtßihrer 
folgt,    tritt    dctdurch,    dass  er    das    Gut    mit    dem    ursprünglichen 
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Frachtbrief  annimmt,  in  den  Frachtvertrag  gemäss  dem  Frachtbrief 
ein,  übernimmt  eine  selbstständige  Verpflichtung,  den  Transport 
na^h  Inhalt  des  Frachtbriefes  auszuführen,  und  hat  auch  in  Bezug 
auf  den  von  den  früheren  Frachtführern  bereits  ausgeführten  Trans- 
port für  die   Verbinlichkeiten  derselben  einzustehen. 

§  404.  Der  Frachtführer  hat  den  späteren  "Weisungen  des 

Absenders  wegen  Zurückgabe  der  Waare,  oder  wegen 
Auslieferung  derselben  an  einem  anderen  als  den  im 
Frachtbriefe  bezeichneten  Empfänger  so  lange  Folge  zu 
leisten,  als  er  nicht  den  Frachtbrief  nach  Ankunft  der 
Waare  am  Bestimmungsorte  dem  bezeichneten  Empfän- 
ger aasgefolgt  hat. 

Ist  dies  bereits  geschehen^  so  kann  der  Frachtfüh- 
rer nur  die  Weisungen  des  Empfängers  beachten,  widri- 
genfalls  er  letzterem  für  die  Waare  verhaftet  ist. 

Im  Falle  ein  Aufgabsrecepisse  ausgestellt  worden 
ist,  steht  dieses  Verfügungsrecht  nur  dem  Besitzer  des 
Aufgabsrecepisses  zu. 

Art.  402  des  Allg.  0.  H.  G.B.: 

Der  Frachtführer  hat  den  späteren  Anweisungen  des  Absen- 
ders wegen  Zurüclcgabe  des  Guts  oder  wegen  Auslieferung  dessel- 
ben an  einen  anderen  als  den  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Empfän- 
ger so  lange  Folge  zu  leisten,  als  er  nicht  letzterem  nach  Ankunft 
des  Guts  am  Ort  der  Ablieferung  den  Frachtbrief  übergeben  hat. 

Ist  dies  bereits  geschehen,  so  hat  er  nur  die  Anweisungen 
des  bezeichneten  Empfängers  zu  beachten,  widrigenfalls  er  demselben 
für  das  Gut  verhaftet  ist, 

§405.  Der   Frachtführer   ist    verpflichtet,   die  Waare  am 

Bestimmungsorte  dem  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Em- 
pfänger abzuliefern. 

Art.  403  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  am  Ort  der  Ablieferung 
dem  durch  den  Frachtbrief  bezeichneten  Empfänger  das  Frachtgut 
auszuhändigen. 

§  406.  Der    im   Frachtbriefe   bezeichnete   Empfänger   ist 

vor  Ankunft  der  Waare  am  Bestimmungsorte  berechtigt, 
die  zur  Sicherstellung  der  Waare  nothwendigen  Verfü- 
gungen zu  treffen  und  den  Frachtführer  mit  den  zu  die- 
sem Zwecke  erforderlichen  Weisungen  zu  versehen.  Die 
Auslieferung  der  Waare  kann  er  vor  deren  Ankunft  am 
Bestimmungsorte  nur  in  dem  Falle  fordern,  wenn  der 
Frachtführer  hiezu  im  Sinne  des  §  404  ermächtigt  wurde. 
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Art.  404  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 
Der  im  Frachtbriefe  bezeichnete  Empfänger  ist  vor  Ankunft 
des  Guts  am  Ort  der  Ablieferung  dem  Frachtführer  gegenüber  be- 
rechtigt, alle  zur  Sicherstellung  des  Guts  erforderlichen  Massre- 
'jeln  zu  ergreifen  und  dem  Frachtführer  die  zu  diesem  Zweck 
nothwendigen  Anweisungen  zu  ertheilen  ;  die  Auslieferung  des  Guts 
Lann  er  vor  dessen  Ankuft  am  Ort  der  Ablieferung  nur  dann  for- 
dern, wenn  der  Absender  den  Frachtführer  zu  derselben  ermäch- 
tigt hat. 

Sobald  die  Waare  an  deren  Bestimmungsort  ein- 
trifft, stellt  es  dem  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Em- 
pfänger frei,  die  auf  dem  Frachtvertrage  gegründeten 
Rechte  gegen  Erfüllung  der  aus  dem  Frachtvertrage  er- 
sichtlichen Verpflichtungen,  im  eigenen  Namen  gegen 
den  Frachtführer  geltend  zu  machen,  insbesondere  den 
letzteren  zur  Uebergabe  des  Frachtbriefes  und  Auslie- 
ferung der  Waare  zu  verhalten,  vorausgesetzt,  dass  vor 
Anhängigmachung  der  Klage  im  Sinne  des  §  404  eine 
entgegengesetzte  Weisung  nicht  ertheilt   worden  ist. 

Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  der  bezeichnete 
Empfanger  im  eigenen  oder  fremden  Interesse  vorgeht. 

Art.  405  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Nach  Ankunft  des  Frachtführres  am  Ort  der  Ablieferung  ist 
der  im  Frachtbriefe  bezeichnete  Empfänger  berechtigt,  die  durch  den 
Frachtvertrag  begründeten  Hechte  gegen  Erfüllung  der  Verpflich- 
tungen, wie  sie  der  Frachtbrief  ergibt,  in  eigenem  Navien  gegen 
den  Frachtführer  geltend  zu  machen,  sei  es,  dass  er  hierbei  in  eige- 
nem oder  fremdem  Interesse  handele  ;  er  ist  insbesondere  berechtigt, 
den  Frachtführer  auf  Uebergabe  des  Frachtbriefes  und  Auflieferung 
des  Guts  zu  belangen,  sofern  nicht  der  Absender  demselben  vor 
Anstellung  der  Klage  eine  nach  Massgabe  des  Artikels  402  noch 
zulässige  entgegenstehende  Anweisung  gegeben  hat. 

i8.  Durch  Annahme  der  Waare  und  des  Frachtbriefes 

wird  der  Empfanger  verpflichtet,  den  Frachtführer  im 
Sinne  des  Frachtbriefes  zu  befriedigen. 

Art.  406  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Durch  Annahme  des  Guis  und  des  Frachtbriefes  wird  der 
Empfänger  verpflichtet,  dem  Frachtführer  nach  Massgabe  des 
Frachtbriefes  Zahlung  zu  leisten. 

)9.  Wenn  der  bezeichnete  Empfanger  der  Waare  nicht 

zu  ermitteln  ist,  oder  wenn  dieser  die  Annahme  verwei- 
gert, oder  wenn  über  die  Annahme  oder  den  Zustand 
der  Waare  Streit  entsteht,  so  ist  die  betheiligte  Partei 
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berechtigt,  den  Zustand  der  Waare  durch  gerichtlichen 
Augenschein   feststellen  zu  lassen. 

Ueberdies  kann  das  am  Orte  der  Uebergabe  be- 
findliche Gericht  auf  Ansuchen  der  betheiligten  Partei 
anordnen,  dass  die  Waare  vorläufig  in  einem  öffentli- 
chen Lagerhause  oder  bei  einer  dritten  Person  zur  Auf- 
bewahrung niedergelegt  und  dass  die  Waare  oder  ein 
Theil  derselben  behufs  Bezahlung  der  Frachtgebühr  und 
Befriedigung  der  übrigen  Forderungen  des  Frachtführers 
im  Wege  öffentlicher  Feilbietung   verkauft  werde. 

lieber  dieses  Ansuchen  ist  die  Gegenpartei,  sofern 
sie  am  Orte  anwesend  ist,  durch  das  Gericht  vorläufig 
anzuhören. 

Art.  407  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Wenn  der  bezeichnete  JBmpfänger  des  Guts  nicht  auszumit- 
teln  ist  oder  die  Annahme  verweigert,  oder  wenn  Streit  iiber 
die  Annahme  oder  den  Zustand  des  Guts  entsteht,  so  kam/n  der 
Betheiligte  den  letzteren  durch  Sachverständige  feststellen  lassen. 

Die  Sachverständigen  ernennt  auf  das  Ansuchen  des  Bethei- 
ligten das  Handelsgericht  oder  in  dessen  Ermangelung  der  Bichter 
des  Orts. 

Die  Sachverständigen  haben  ihr  Gutachten  schrißlich  oder 
zu  ProtocoU  zu  erstatten. 

Das  Gericht  kann  auf  Ansuchen  des  Betheiligten  verordnen, 
dass  das  Gut  in  einem  öffentlichen  Lagerhause  oder  bei  einem 
Dritten  niedergelegt,  und  dass  es  ganz  oder  zu  einem  entsprechen- 
den Theile  behufs  Bezahlung  der  Fracht  und  der  übrigen  Forde- 
rungen des  Frachtführers  öffentlich  verkaufl  wird. 

Ueber  das  Ansuchen  um  Ernennung  von  Sachverständigen 
oder  um  Verfügung  des  Gerichts  wegen  Niederlegung  und  wegen 
Verkaufs  des  Guts  wird  die  Gegenpartei,  wenn  sie  am  Ort  anwe- 
send ist,  gehört.       ,^. 

410.  Durch  die  Annahme  der  Waare  und  Bezahlung  der 

Frachtgebühr  erlischt  jeder  Anspruch  gegen  den  Fracht- 
führer. 

Wegen  solchen  Abganges  oder  solcher  Beschädigung 
jedoch,  welche  bei  der  Auslieferung  äusserlich  nicht  er- 
kennbar waren,  kann  der  Frachtführer  auch  nach  der 
Annahme  der  Waaren  und  Bezahlung  der  Frachtgebühr 
zur  Verantwortung  gezogen  werden,  wenn  der  Abgang 
oder  die  Beschädigung  während  der  Zeit  von  der  Abgabe 
bis  zur  Ablieferung  erfolgt  ist. 

Die  auf  die  Verjährung  der  Klage  und  Einreden 
bezüglichen  Bestimmungen  des  §  390  kommen  auch 
hinsichtlich  der  Frachtführer  zur  Anwendung. 
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Art.  408  desAilg.  D.  H.  G.  B.  : 

Durch  Annahme  des  Guts  und  Bezahlung  der  Fracht  erlischt 
Jeder  Anspruch  gegen  den  Frachtßihrer. 

Nur  wegen  Verlustes  oder  Beschädigung,  welche  hei  der  Ab- 
lieferung äusserlich  nicht  erkennbar  waren,  kann  der  Frachtführer 
selbst  nach  der  Annahme  und  nach  Bezahlung  der  Fracht  in  An- 
spruch genommen  werden,  wenn  die  Feststellung  des  Verlustes  oder 
der  Beschädigung  ohne  Verzug  nach  der  Entdeckung  nachgesucht 
worden  ist,  und  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschä- 
digung während  der  Zeit  seit  der  Empfangnahme  bis  zur  Ablieferung 
entstanden  ist. 

Die  Bestimmungen  über  die  Verjährung  der  Klagen  und 
Einreden  gegen  den  Spediteur  wegen  Verlustes,  Beschädigung  oder 
verspäteter  Ablieferung  des  Guts  {Art.  386)  finden  auch  auf  den 
Frachtführer  Anwendung. 

1.  Dem  Frachtführer  steht  bis  zur  Höhe  der  aus  dem 
Frachtvertrage  entstehenden  Forderungen,  insbesondere 
der  Fracht-  und  Liegegelder,  sowie  der  Zölle  und 
anderer  Auslagen  ein  Pfandrecht  an  dem  Fracht- 
gute zu.  Dieses  Recht  besteht  so  lange  aufrecht,  bis  die 
verfrachteten  Waaren  dem  Empfänger  ausgeliefert  wor- 
den sind. 

Auf  Grund  des  Pfandrechtes,  welches  auch  im 
Falle  des  gegen  den  Eigenthümer  verhängten  Con- 
curses  wirksam  ist,  kann  der  Frachtführer  behufs  Be- 
friedigung seiner  Forderung  im  Sinne  des  §  409  die 
theilweise  oder  gänzliche  Veräusserung  der  verfrachteten 
Waaren  fordern. 

Art.  409  desAllg.  D.  H.  G.  B.  : 

Der  Frachtführer  hat  wegen  aller  durch  den  Frachtvertrag 
begründeten  Forderungen,  insbesondere  der  Fracht-  und  Liegegel- 
der, sowie  wegen  der  Zollgelder  und  anderer  Auslagen  ein  Pfand- 
recht an  dem  Frachtgut.  Dieses  Pfandrecht  besteht,  so  lange  das 
Gut  zurückbehalten  oder  niedergelegt  ist  ;  es  dauert  auch  nach  der 
Ablieferung  noch  fort,  insofern  der  Frachtführer  es  binnen  drei 
Tagen  nach  der  Ablieferung  gerichtlich  geltend  macht,  und  das  Gut 
noch  bei  dem  Fkipfänger  oder  hei  einem  Dritten  sich  befindet, 
welcher  es  für  den  Empfänger  besitzt. 

Er  kann  zu  seiner  Befriedigung  den  Verkauf  des  Guts  oder 
eines  Theils  desselben  veranlassen  {Art.  407). 

Er  hat  dieses  Recht  auch  gegenüber  den  übrigen  Gläubigern 
und  der  Concursmasse  des  Eigenthümers. 

2.  Geht  die  Waare  nacheinander  durch  die  Hände 
mehrerer  Frachtführer,  so  hat,  sofern  der  Frachtbrief 
nichts  Anderes  bestimmt,  der  letzte  Frachtführer  bei  der 
Ablieferung  die  aus  dem  Frachtbriefe  ersichtlichen  For- 
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derungen  seiner  Vürmäuner  geltend  zu  machen  und  de- 
ren Rechte,  insbesondere  auch  das  Pfandrecht  auszu- 
ühen. 

Der  Frachtführer,  welcher  die  Forderung  seines 
Vormannes  begleicht,  tritt  von  Gesetzesvvegen  in  sämmt- 
liche  Rechte  des  Letzteren  ein.  Dasselbe  gilt  auch 
hinsichtlieh  der  Forderung  des  Spediteurs,  welche  der 
Frachtführer  begleicht.  (§  388.) 

Das  Pfandrecht  der  Vormänner  besteht  so  lange, 
bis  dieses  Pfandrecht  des  letzten  Frachtführers  er- 
lischt. 

Art.  4IOdes  Allg.  D.H.  G.  B. : 

Oeht  das  Gut  durch  die  Hände  mehrerer  Frachtführer,  so 
hat  der  letzte  bei  der  Ablieferung,  sofern  nicht  der  Frachtbrief  das 
Gegentheil  bestimmt,  auch  die  aus  dem  Frachtbriefe  sich  ergebenden 
Forderungen  der  vorhergehenden  einzuziehen  und  deren  Hechte,  ins- 
besondere auch  das  Pfandrecht,  auszuüben. 

Der  vorhergehende  Frachtführer,  welcher  von  dem  nachfol- 
genden befriedigt  ist,  überträgt  auf  diesen  von  Rechtswegen  seine 
Forderung  und  sein  Pfandrecht. 

In  gleicher  Art  wird  die  Forderung  und  das  Pfandrecht  des 
Spediteurs  auf  den  nachfolgenden  Spediteur  und  den  Frachtführer 
übertragen. 

Das  Pfandrecht  der  Vormänner  bestellt  so  lange  als  das 
Pfandrecht  des  letzten  Frachtführers. 

413.  Sofern  auf  dieselbe  Waare  im  Sinne  der  §§  379, 

388  und  411  mehrere  Pfandrechte  erworben  wurden,  so 
geht  unter  denjenigen  Pfandrechten,  welche  aus  der 
Spedition,  beziehungsweise  Verfrachtung  entstehen,  das 
später  entstandene  dem  früher  entstandenen  vor ;  die 
eben  erwähnten  Pfandrechte  haben  den  Vorrang  vor 
jenem  Pfandrechte,  welches  dem  Commissionär  und  hin- 
sichtlich der  Vorschüsse  dem  Spediteur  zusteht;  unter 
den  letzteren  Pfandrechten  geht  das  früher  entstandene 
dem  später  entstandenen  vor. 

Art.  41  I  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  auf  demselben  Gute  zwei  oder  mehrere  gemäss  den 
Artikeln  374,  382  und  409  begründete  Pfandrechte  bestehen,  so  geht 
unter  denjenigen  Pf  amdrechten,  welche  durch  die  Versendung  oder 
durch  den  Transport  des  Guts  entstanden  sind,  das  später  entstan- 
dene dem  früher  ents!cmdenen  vor  ;  diese  Pfandrechte  haben  sämmt- 
lich  den  Vorrang  vor  dem  Pfandrecht  des  Commissionärs  und  vor 
dem  Pfandrecht  des  Spediteurs  für  Vorschüsse  ;  unter  den  letzteren 
Pfandrechten  geht  das  früher  entstandene  dem  später  entstande- 
nen vor. 
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4.  Wenn  der  Frachtführer  die  Waare  ohne  Bezah- 
lung der  Fracht  abliefert^  so  wird  sowohl  er  sowie 
die  vorhergehenden  Frachtführer  und  Spediteure  des 
Kegressrechtes  gegen    die  eigenen  Vormänner  verlustig. 

Das  Klagerecht  gegen  den  Empfänger  erleidet 
hiedurch  keine  Aeuderung. 

Art.  412  des  Allg.  D.  H.  G.  B.: 

Wenn  der  FracM/ührer  das  Gut  ohne  Bezahlung  abliefert 
und  das  Pfandrecht  nicht  binnen  drei  Tagen  nach  der  Ablieferung 
gerichtlich  geltend  macM,  so  wird  er,  sowie  die  vorhergehenden 
Frachtführer  und  die  Spediteure,  des  Rückgriffs  gegen  die  Vor- 
männer verlustig.  Der  Anspruch  gegen  den  Empfänger  bleibt  in 
Kraft. 

5.  Der  Aufgeber  und  der  Frachtführer  können  über- 
einkommen, dass  der  Frachtführer  über  die  ihm  tiberge- 
bene  Waare  einen  Ladeschein  ausstelle. 

Durch  den  Ladeschein  verpflichtet  sich  der  Fracht- 
führer gegenüber  jedem  rechtmässigen  Besitzer  der  Ur- 
kunde zur  Auslieferung  der  Waare. 

Art.  413  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Der  Absender  und  der  Frachtführer  können  nhereinkommen, 
dass  der  letztere  dem  ersteren  einen  Ladeschein  austeilt. 

Der  Ladeschein  ist  eine  Urkunde,  durch  welche  der  Fracht- 
führer sich  zur  Aushändigung  des  Guts  verpflichtet. 

6.  Der  Ladeschein,  welcher  im  Contexte  ausdrücklich 
als  solcher  zu  bezeichnen  und  vom  Frachtführer  zu  un- 
terfertigen ist,  muss  enthalten : 

1)  die  Bezeichnung  der  zu  transportirenden  Waare 
und  deren  Menge ; 

2)  den  Namen  des  Frachtführers ; 

3)  den  Namen  des  Aufgebers; 

4)  den  Namen  Desjenigen,  an  den  oder  an  dessen 
Ordre  die  Waare  abzuliefern  ist.  Als  solcher  ist  der 
Aufgeber  anzusehen,  wenn  der  Ladeschein  blos  an  Ordre 
ausgestellt  worden  ist ; 

5)  den  Ort  der  Ablieferung  ; 

6)  den  Ort  und  die  Zeit  der  Ausstellung. 

Auf  Verlangen  des  Frachtführers  ist  der  Aufgeber 
verpflichtet,  demselben  eine  von  ihm  unterzeichnete  Ab- 
[      Schrift  des  Ladescheines  einzuhändigen. 

'  Art.  414  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 

Der  Ladeschein  enthält : 
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1)  die  Bezeichnung  der  geladenen  Güter  nach  Beschaffenheit f 
Menge  und  Merkzeichen; 

2)  den  Namen  und   Wohnort  des  Frachtführers  • 
8)  den  Namen  des  Absenders ; 

4)  den  Namen  desjenigen,  an  den  oder  an  dessen  Ordre  das 
Out  abgeliefert  werden  soll.  Als  solcher  ist  der  Absender  zu  verste- 
hen, wenn  der  Ladeschein  lediglich  an  Ordre  gestellt  ist  ; 

5)  den  Ort  der  Ablieferurig  ; 

6)  die  Bestimmung  in  Ansehung  der  Fracht ; 

7)  den  Ort  und  Tag  der  Ausstellung. 

J)er  Ladeschein  muss  von  dem  Frachtführer  unterzeichnet 
sein. 

Der  Absender  hat  dem  Frachtführer  auf  dessen  Verlangen 
eine  von  ihm  unterzeichnete  gleichlautende  Copie  des  Ladeseheins 
auszuhändigen. 

417.  Der  Ladeschein  regelt  die  Reclitsverhältnisse  zwi- 
schen dem  Frachtführer  und  dem  Empfänger.  Die  in  den 
Ladeschein  nicht  aufgenommenen  Bestimmungen  de» 
Frachtvertrages  haben  gegenüber  dem  Empfänger  keine 
rechtliche  Wirksamkeit. 

Für  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Frachtführer 
und  Aufgeber  dient  der   Frachtvertrag  zur  Richtschnur. 

Art.  415  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Der  Ladeschein  entscheidet  für  die  Rechtsverhältnisse  zwi- 
schen dem  Frachifiihrer  und  dem  Empfänger  des  Guts ;  die  nicht 
in  denselben  aufgenommenen  Bestimmungen  des  Frachtvertrages 
haben  gegenüber  dem  Empfänger  keine  rechtliche  Wirkung,  sofern 
nicht  auf  dieselben  ausdrücklich  Bezug  genommen  ist. 

Für  die  Reclitsverhältnisse  zwischen  Frachtführer  und  Absen- 
der bleiben  die  Bestimmungen  des  Frachtvertrages  massgebend. 

418.  Wurde  ein  Ladeschein  ausgestellt^  so  darf  der 
Frachtführer  den  späteren  Weisungen  des  Aufgebers 
wegen  Zurückgabe  oder  Auslieferung  der  Waare  an 
einen  anderen  als  den  in  dem  Ladescheine  bezeichneten 
Empfänger  nur  in  dem  Falle  Folge  leisten,  wenn  ihm 
der  Ladeschein  zurückgegeben  wird.  Handelt  er  gegen 
diese  Bestimmung,  so  haftet  er  für  die  Waare  dem 
rechtmässigen  Besitzer  des  Ladescheines. 

Art.  416  des  Allg.  0.  H.  G.  B. : 

Wenn  der  Frachtführer  einen  Ladeschein  ausgestellt  hat,  darf 
er  späteren  Anweisungen  des  Absenders  wegen  Zurückgabe  oder 
Auslieferung  des  Guts  an  einen  anderen  als  den  durch  den  Lade- 
schein hgitimirten  Empfänger  nur  dann  Folge  leisten,  wenn  ihm 
der  Ladeschein  zurückgegeben  wird.  Handelt  er  dieser  Bestimmung 
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entgegen,  so  ist  er  dem  rechtmässigen  Inhaber  des  Ladescheins  für 
das  Gut   verpflichtet. 

L9.  Zur    Uebernahrae  der   Waare   wird  als  berechtigt 

angesehen,  wer  im  Ladescheine  als  Empfänger  bezeich- 
net ist  oder  wer  bei  an  Ordre  lautenden  Ladescheinen 
seine  Eigenschaft  als  Besitzer  durch  eine  zusammen- 
hängende und  bis  auf  ihn  hinuntergehende  Reihe  von 
Indossamenten  nachweist. 

Der  Frachtführer  ist  die  Waare  nur  gegen  Rück- 
gabe des  quittirten  Ladescheines  abzuliefern  verpflichtet. 
Die  auf  die  Rechte  und  Pflichten  des  Frachtfüh- 
rers bezüglichen  Bestimmungen  kommen  auch  in  dem 
Falle  zur  Anwendung,  wenn  ein  Ladeschein  ausge- 
stellt worden  ist. 

Art.  417—419  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 

Art,  417,  Zum  Empfange  des  Guts  legitimirt  ist  derjenige, 
an  welchen  das  Gut  nach  dem  Ladeschein  abgeliefert  werden  soll, 
oder  auf  welchen  der  Ladeschein,  wenn  er  an  Ordre  lautet,  durch 
Indossament  übertragen  ist, 

Art.  418.  Der  Frachtführer  ist  zur  Ablieferung  des  Guts 
nur  gegen  Bückgabe  des  Ladescheins,  auf  welchem  die  Ablieferung 
des  Guts  zu  bescheinigen  ist,  verpflichtet. 

Art.  419.  hn  Uebrigen  kommen  die  Bestimmungen  über  die 
Fechte  und  Pflichten  des  Frachtführers  auch  in  dem  Falle  zur  An- 
wendung, wenn  ein  Ladeschein  ausgestellt  ist, 

50.  Die    Bestimmungen    dieses    Abschnittes     kommen 

auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  ein  Kaufmann,  ohne 
dass  dies  zu  seinem  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe  ge- 
hört, in  einem  einzelnen  Falle  einen  Transport  von 
Waaren  zu  Land,  auf  Flüssen  oder  Binnengewässern 
auszuführen  übernimmt. 

Art.  420  des  Allg  D.  H.  G.  B.  : 
Wenn  ein  Kaufmann,  dessen  gewöhnlicher  Handelsbetrieb 
sich  nicht  auf  die  Ausführung  von  Frachtgeschäften  erstreckt,  in 
einem  einzelnen  Falle  einen  Transport  von  Gütern  zu  Land  oder 
auf  Flüssen  und  Binnengewässern  auszuführen  übernimmt,  so  kom- 
men die  Bestimmungen  dieses  Titels  auch  in  Bezug  auf  ein  solches 
Geschäft  zur  Anwendung. 

II.  Auf  Postanstalten  finden  die  Bestimmungen  dieses 

Abschnittes  nur  insoweit  Anwendung,  als  diese  den  dies- 
falls bestehenden  besonderen  Verordnungen  nicht  widei  - 
sprechen. 
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Abs.  I  und  II  des  Art.  421  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  finden  auch  Anwendung 
auf    Frachtgeschäfte    von    Eisenbahnen    und    anderen    öffentlichen 
Trans j)  ortanstalt  en. 

Sie  gelten  jedoch  für  die  Postcmstalten  nur  insoweit,  al» 
nicht  durch  besondere  Gesetze  und  Verordnungen  für  dieselben  ein 
Anderes  bestimmt  ist. 

Zweiter  Abschnitt. 

Abweichende  Bestimmung^en,  die  Frachtgeschäfte  der  Eisenbahnen 

betreffend. 

§  422.  Die  auf  die  Frachtgeschäfte  bezüglichen  Bestimmun- 

gen dieses  Gesetzes  finden  mit  den  in  den  folgenden 
§§  enthaltenen  Abweichungen  auch  auf  die  Frachtge- 
schäfte der  Eisenbahnen  Anwendung. 

Abs.  I  und  III  des  Art.  421  des  Allg.  D.   H.  G.  B. : 

Die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  finden  auch  Anwendung 
auf  Frachtgeschäfte  von  Eisenbahnen  und  anderen  öffentlichen 
Transport-Anstalten. 

Für  die  Eisenbahnen  kommen  ferner  die  Bestimmungen  de» 
folgenden  Abschnittes  zur  Anwendung. 

§  423.  Die  dem  allgemeinen  Verkehr  tibergebenen  und  zum 

Gütertransport  bestimmten  Eisenbahnen  können  den 
Transport  auf  den  vom  Aufgeber  bezeichneten  Strecken 
ihrer  Bahn  nicht  verweigern,  vorausgesetzt : 

1)  dass  die  Frachtgüter  vermöge  ihrer  Beschaffen- 
heit oder  Verpackung  nach  den  Betriebsreglements  oder 
der  Einrichtung  und  Benützungsweise  der  Bahn  zum 
Transport  geeignet  sind  ; 

2)  dass  der  Aufgeber  die  auf  die  Frachtgebühr,  auf 
die  Verladung  und  auf  die  sonstigen  gestatteten  Trans- 
portbedingungen bezüglichen  Anordnungen  als  für  sich 
verbindlich  anerkennt  5 

3)  dass  die  regelmässigen  Transportmittel  der  Bahn 
zur  Ausführung  des  Transportes  genügen. 

Die  Eisenbahnen  sind  nicht  gehalten,  die  Güter 
eher,  als  bis  deren  Absendung  geschehen  kann,  zum  Trans- 
port anzunehmen.  Sie  sind  jedoch,  sofern  die  Räumlichkei- 
ten der  Bahn  dies  zulassen,  auf  Verlangen  des  Aufgebers 
die  Güter  behufs  Aufbewahrung  zu  übernehmen  und  den 
Transport  nach  den  Bestimmungen  dieses  §  auszuführen 
verpflichtet. 

Wenn  es  nicht  die  Einrichtung  der  Bahn,  die  Trans- 
portverhältnisse oder  das  öffentliche  Interesse  erfordern, 
darf  hinsichtlich  der  Zeit  der  Beförderung  kein  Auf- 
geber begünstigt  werden. 
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Den  Bestimmungen  dieses  §  zuwiderlaufen  de  Hand- 
lungen verpflichten  das  Unternehmen  zum  Ersätze  des 
durch  dieselben  entstehenden  Schadens. 

Art.  422  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 
Eine  Eisenbahn,  welche  dem  Fuhlikum    zur    Benutzung  für 
den  Gütertransport  eröffnet  ist,  kann  die  bei  ihr  nachgesuchte  Ein- 
gehung eines  Frachtgeschäfts  für  ihre  Bahnstrecke  nicht  verweigern, 
insofern : 

1)  die  Güter,  an  sich  oder  vermöge  ihrer  Verpackung  nach 
den  Beglemenls,  und  im  Falle  die  letzteren  fehlen  oder  keinen 
Anhalt  gewähren,  nach  den  Einrichtungen  und  der  Benutzungsweise 
der  Bahn  zum   Transport  sich  eignen  ; 

2)  der  Absender  in  Bezug  auf  die  Fracht,  die  Auslieferung 
der  Güter  und  die  sonstigen  den  Eisenbahnen  freigestellten  Trans- 
portbedingungen sich  den  allgemein  geltenden  Anordnungen  der 
Bahnverwaltung  unterwirft  ; 

5)  die  regelmässigen  Transportmittel  der  Bahn  zur  Aus- 
führung des  Transportes  genügen. 

Die  Eisenbahnen  sind  nicht  verpflichtet,  die  Güter  zum 
Transport  eher  anzunehmen,  als  bis  die  Beförderung  derselben 
geschehen  kann. 

In  Ansehung  der  Zeit  der  Beförderung  darf  kein  Absender 
vor  dem  Anderen  ohne  einen  in  den  Einrichtungen  der  Bahn,  in 
den  Transportverhältnissen  oder  im  öffentlichen  Interesse  liegen- 
den Grund  begünstigt  werden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Arti- 
kels begründen  den  Anspruch  auf  Ersatz  des  dadurch  entstandenen 
Schadens. 

Die  im  vorigen  §  erwähnten  Eisenbahnen  dürfen 
mit  Ausnahme  der  im  folgenden  §  aufgezählten  Fälle  die 
auf  die  Schadenersatzpflicht  der  Frachtführer  bezüglichen 
Bestimmungen  der  §§  398,  399,  400,  402,  403,  410  und 
423  dieses  Gesetzes  weder  hinsichtlich  des  Eintrittes,  des 
Umfanges  und  der  Dauer  der  Verpflichtung,  noch  in  Be- 
zug auf  die  Beweislast  zu  ihrem  Vortheil  durch  Verträge 
(Reglements  oder  besondere  Vereinbarungen)  abändern. 

Dieser  Vorschrift  zuwiderlaufende  Verträge  und 
Vereinbarungen  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

Art   423  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Die  im  Artikel  422  bezeichneten  Eisenbahnen  sind  nicht 
befugt,  die  Anwendung  der  in  den  Artikeln  S95,  396,  397,  400, 
401,  408  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des 
Frachtführers  zum  Schadenersatz  e,  sei  es  in  Bezug  auf  den  Ein- 
tritt, den  Umfang  oder  die  Dauer  der  Verpflichtung  oder  in  Be- 
zug auf  die  Beweislast,  zu  ihrem  Vortheil  durch  Verträge  (raittelst 
lieglements  oder  durch  besondere  Uebereinkunft)  im  Voraus  auszu- 
schliessen  oder  zu  beschränken,  ausser  soweit  solches  durch  die 
nachfolgenden  Artikel  zugelassen  ist. 
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Vertraffsbestiimnungen,  welche  dieser  Vorschrift  entgegenste- 
hen, haben  keine  rechtliche    Wirkung. 

425.  Die  Eisenbahn   kann  bedingen: 

1)  bei  Gütern,  welche  nach  Vereinbarung  mit  dem 
Aufgeber  in  offenen  Wagen  zu  transportiren  sind:  dass  sie 
für  den  Schaden,  welcher  aus  den  mit  dieser  Transportart . 
verbundenen  Gefahren  entstehen  kann,  nicht  hafte.  Unter 
Gefahren,  welche  mit  dieser  Transportart  verbunden  sind, 
kann  jedoch  auffallender  Gewichtsverlust  und  der  gänz- 
liche oder  theilweise  Verlust  der  Waare  nicht  ver- 
standen werden ; 

2)  bei  Gütern,  welche  ungeachtet  dessen,  dass  sie 
ihrer  Beschaffenheit  nach  behufs  Verhinderung  des  Ver- 
lustes oder  der  Beschädigung  auf  dem  Transporte  eine 
Verpackung  erfordern,  ganz  unverpackt  oder  nur  mangel- 
haft verpackt  aufgegeben  werden:  dass  sie  für  den  Scha- 
den, welcher  aus  Gefahren ,  entstehen  kann,  die  mit  dem 
Mangel  der  Verpackung  oder  mit  der  mangelhaften  Be- 
schaffenheit derselben  verbunden  sind,  nicht  hafte ; 

3)  bei  Gütern,  deren  Auf-  oder  Abladung  ge- 
troffener Vereinbarung  gemäss  vom  Aufgeber,  bezie- 
hungsweise Uebernehmer  vorgenommen  wird:  dass  sie 
nicht  für  den  Schaden  hafte,  welcher  aus  Gefahren  ent- 
steht, die  mit  dem  Auf-  oder  Abladen  oder  mit  man- 
gelhafter Verladung  verbunden  sind; 

4)  bei  Gütern,  welche  vermöge  ihrer  eigenthUmli- 
chen  Beschaffenheit  den  Gefahren  gänzlichen  odertheil- 
weisen  Verlustes  oder  einer  Beschädigung,  namentlich 
des  Bruches,  Rostes,  innern  Verderbes,  aussergewöhn- 
licher  Leckage  oder  der  Selbstentzündung  ausgesetzt 
sind :  dass  sie  für  den  aus  diesen  Gefahren  etwa  ent- 
stehenden Schaden  nicht  hafte ; 

5)  bei  lebenden  Thieren :  dass  sie  hinsichtlich  der- 
selben nicht  für  den  Schaden  hafte,  welcher  an  den 
Thieren  aus  der  mit  dem  Transport  derselben  verbun- 
denen besondern  Gefahr  entsteht; 

6)  bei  begleiteten  Gütern:  dass  sie  nicht  für  den 
Schaden  hafte,  dessen  Abwendung  die  Aufgabe  der 
Begleitung  gewesen  wäre. 

Ist  irgend  eine  der  in  diesem  §  gestatteten  Be- 
stimmungen  bedungen  worden,  so  gilt  auch  als  bedun- 


201 


gen,  dass  bis  zum  Nachweise  des  Gegentheils  vermu- 
thet  werden  soll,  dass  der  eingetretene  Schaden,  wenn 
er  aus  der  nicht  übernommenen  Gefahr  entstehen 
konnte^  in  Wirklichkeit  durch  diese  Gefahr  verursacht 
worden  sei. 

Die  Bahn  haftet  trotz  der  diesem  §  zufolge  aus- 
bedungenen Befreiung  von  der  Haftpflicht,  wenn  nach- 
gewiesen wird,  dass  der  Schaden  durch  Verschulden 
der  Unternehmung  oder  ihrer  Leute  herbeigeführt  wor- 
den ist. 

Art.  424  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Es  kann  bedungen  werden  : 

1)  in  Ansehung  der  Güter,  welche  nach  Vereinbarung  mit 
dem  Absender  in  unbedeckten    Wagen  transportirt  werden  ; 

dass  für  den  Schaden  nicht  gehaftet  werde,  welcher  aus 
der  mit  dieser   Transportart  verbundenen    Gefahr    entstanden    ist ; 

2)  in  Ansehung  der  Güter,  welche  ungeachtet  ihrer  Xaiur 
eine  Verpackung  zum  Schutz  gegen  Verlust  oder  Beschädigung  auf 
dem  Transport  erfordert,  nach  Erklärung  des  Absenders  atif  dem 
Frachtbrief  unverpackt  oder  mit  mangelhaßer  Verpackung  aufge- 
geben sind  : 

dass  für  den  Schaden  nicht  gehaßet  werde,  welcher  aus  der 
mit  dem  Mangel  der  Verpackung  oder  mit  der  mangelhaften 
Beschaffenheit  der   Verpackung  verbundenen  Gefahr  entstanden  ist ; 

3)  in  Ansehung  der  Güter,  deren  Auf-  und  Abladen  nach 
Vereinbarung    mit  dem  Absender  von  diesem  besorgt  wird  : 

dass  für  den  Schaden  nicht  gehaftet  werde,  der  aus  der  mit 
dem  Auf-  und  Abladen  oder  mit  mangelhaßer  Verladung  verbun- 
denen Gefahr  entstanden  ist  ; 

4)  in  Ansehung  der  Güter,  welche  vermöge  ihrer  eigen- 
thümlichen  natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  aus- 
gesetzt sind,  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlust  oder  Beschädigung , 
namentlich  Bruch,  L'ost,  inneren  Verderb,  aussergewöhnlicke  Leckage 
n.  s.  w.  zu  erleiden : 

dass  fii.r  den  Schaden  nicht  gehaßet  werde,  welcher  aus  die- 
ser Gefahr  entstanden  ist  ; 

5)  in  Ansehung  lebender  Thiere  : 

dass  für  den  Schaden  nicht  gehaßet  werde,  welcher  aus  der 
mit  dem  Transport  dieser  Thiere  für  dieselben  verbundenen  be- 
sonderen Gefahr  entstanden  ist  ; 

6)  in  Ansehung  begleiteter  Güter : 

dass  für  den  Schaden  nicht  gehaßet  werde,  welcher  aus 
der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch  die  Begleitung 
bezweckt  wird. 

Ist  eine  der  in  diesein  Artikel  zugelassenen  Bestimmungen 
bedungen,  so  gilt  zugleich  als  bedungen,  dass  bis  zum  Nachweise 
des  Gegentheils  vermuthet  werden  soll,  dass  ein  eingetretener 
Schaden,  wenn  er  aus  der  nicht  übernommenen  Gefahr  enstehen 
konnte,  aus  derselben  wirklich  entstanden  ist. 
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Mne  nach  diesem  Artikel  bedungene  Befreiung  von  der 
Haftpflicht  kann  nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  nachgewiesen 
icirdf  dass  der  Schaden  durch  Verschulden  der  Bahnverwaltung 
oder  ihrer  Leute  entstanden  ist. 

§  426.  Die  Eisenbahn  kann  bedingen  : 

dass  sie  für  das  zum  Transport  aufgegebene  Ge- 
päck nur  in  dem  Falle  hafte,  wenn  dasselbe  innerhalb 
einer  gewissen  Frist  nach  Ablauf  der  Ablieferungszeit 
zurückgefordert  wird.  Diese  Frist  darf  nicht  kürzer  als 
drei  Tage  sein. 

Der  Ablauf  der  vorstehend  erwähnten  Frist  schliesst 
nicht  aus,  dass  die  Eigenthümer  die  Herausgabe  des 
vorhandenen  Gepäcks  fordern  können. 

Art.  425  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

In  Ansehung  des  Reisegepäcks  kann  bedungen    werden  : 

1)  dass  für  Verlust  oder  Beschädigung  von  Beisegepäck, 
rcelches  nicht  zum  Transport  aufgegeben  ist,  nur  gehaftet  werde, 
wenn  ein  Verschulden  der  Bahnverwaltung  oder  ihrer  Leute  nach- 
gewiesen wird.  Dasselbe  kann  in  Ansehung  von  Gegenständen  be- 
dungen werden,    welche  sich    in  Heise-Equipagen  befinden  ; 

2)  dass  für  Verlust  von  Reisegepäck,  welches  zum  Transport 
aufgegeben  ist,  nur  gehaftet  werde,  wenn  das  Gepäck  binnen  einer 
bestimmten  Frist  nach  der  Ablieferungszeit  abgefordert  wird. 

Die  Frist  darf  nicht  kürzer  als  drei  Tage  sein. 

§427.  Gerätli  das  zum  Transport  aufgegebene  Gut   oder 

Gepäck  während  des  Transportes  in  Verlust,  so  kann 
die  betheiligte  Partei  bei  Auszahlung  des  Schadener- 
satzbetrages bedingen,  dass  der  verlorene  Gegen- 
stand, wenn  er  wieder  zum  Vorschein  kommt,  gegen 
Rückerstattung  des  Schadenersatzbetrages  durch  die 
Bahn  kosten-  und  gebührenfrei,  und  zwar  nach  Wahl 
der  betheiligten  Partei  am  Aufgabs-  oder  am  Bestim- 
mungsorte herausgegeben  werde. 

§  428.  In  Ansehung  von  Gütern,  welche  nach   ihrer   na- 

türlichen Beschaffenheit  während  des  Transportes  an 
Gewicht  oder  Maass  regelmässig  einen  Verlust  erleiden, 
kann  die  Eisenbahn  bedingen :  dass  sie  bis  zu  einem 
gewissen  Percent  des  Gewichtes  oder  Maasses  eine 
Haftung  nicht  übernehme.  Dieser  Percentsatz  wird  jedoch, 
wenn  mit  einem  Frachtbriefe  mehrere  Stücke  aufgege- 
ben werden,  für  jedes  einzelne  Stück  besonders  be- 
rechnet, sofern  das  Gewicht-  oder  Maass  der  einzelnen 
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Stücke    durch    den   Frachtbrief  oder    auf  sonstige   Art 
erweislich  ist. 

Die  Eisenbahn  kann  die  erwähnte  Begünstigung^ 
nicht  in  Anspruch  nehmen,  wenn  nachgewiesen  wird, 
dass  der  Verlust  nach  den  Umständen  des  Falles  nicht 
in  Folge  der  Beschaffenheit  des  Gutes  entstanden  ist,  oder 
dass  der  angenommene  Percentsatz  dieser  Beschaffen- 
heit oder   den   Umständen  des   Falles   nicht    entspricht. 

Art.  426  des  Ailg.  0.  H.  G  B.  : 

In  Ansehung  der  Güter,  welche  nach  ihrer  natürlichen  Be- 
schaffenheit hei  dem  Transport  regelmässig  einen  Verlust  an  Ge- 
wicht oder  am,  Maass  erleiden,  kann  bedungen  werden,  dass  bis  zu 
einem  im  Voraiis  bestimmten  Xormalsatze  für  Verlust  an  Gewicht 
oder  Maass  nicht  gehaftet  werde.  Der  Xormalsatz  muss,  im  Falle 
mehrere  Stücke  zusammen  transportirt  worden  sind,  für  jedes  ein- 
zelne Stück  besonders  berechnet  werden,  wenn  das  Gewicht  oder 
Maass  der  einzelnen  Stücke  im  Frachtbrief  verzeichnet  oder  sonst 
erweislich  ist. 

Die  hier  bezeichnete  Bestimmung  kann  nicht  geltend  ge- 
iiiacht  werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Verlust  nach  den 
Umstünden  des  Falles  nicht  in  Folge  der  natürlichen  Beschaffen- 
heit des  Guts  entstanden  ist,  oder  dass  der  bestimmte  Xormalsatz 
dieser  Beschaffenheit  oder  den  sonstigen  Umstünden  des  Falle» 
nicht  entspricht. 

Die  Eisenbahn  kann  bedingen  : 

1)  dass  der  nach  §  399  bei  Berechnung  des 
Schadenersatzes  zu  Grunde  zu  legende  Werth  den 
im  Frachtbrief,  Ladeschein  oder  Gepäckschein  angege- 
benen Betrag,  und  in  Ermangelung  solcher  Angaben 
den  im  Voraus  festgestellten  Normalsatz  nicht  überstei- 
gen darf; 

2)  dass  der  für  Nichteinhaltung  der  Transportzeit 
im  Sinne  des  §  400  zu  zahlende  Schadenersatz  jenen. 
Betrag,  welcher  im  Frachtbrief,  Ladeschein  oder  Ge- 
päckschein behufs  Sicherung  des  rechtzeitigen  Ankom- 
raens  bedungen  ist,  und  in  Ermangelung  einer  solchen 
Angabe  den  im  Voraus  festgestellten  Normalsatz,  wel- 
cher auch  im  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlust  der 
Frachtgebühr   bestehen   kann,   nicht  tibersteigen  darf. 

Im  Falle  schuldbarer  oder  böswilliger  Handlungs- 
weise der  Unternehmung  oder  ihrer  Leute  können  diese 
Beschränkungen  der  Haftpflicht  nicht  zur  Anwendung 
kommen. 
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Art.  427  des  Allg.  0.  H.  G.  B.  : 
JE»  kann  bedungen  werden  : 

1)  dass  der  nach  Artikel  396  der  Schadenberechnung  zu 
Grunde  zu  legende  Werth  den  im  Frachtbrief,  im  Ladeschein  oder 
im  Gepäckschein  als  Werth  des  Guts  angegebenen  Betrag  und  in 
Ermangelung  einer  solchen  Angabe  einen  im  Voraus  bestimmten 
Normalsatz  nicht  übersteigen  soll ; 

2)  dass  die  Höhe  des  nach  Artikel  397  wegen  verspäteter 
Lieferung  zu  leistenden  Schadenersatzes  den  im  ^Frachtbrief,  im 
Ladeschein  oder  im  Gepäckschein  als  die  Höhe  des  Interesses  an 
der  rechtzeitigen  Lieferung  angegebenen  Betrag  und  in  Erman- 
gelung einer  solchen  Angabe  einen  im  Voraus  bestimmten  Normal- 
satz, welcher  auch  in  dem  Verluste  der  Fracht  oder  eines  Theiles 
derselben  bestehen  kann,  nicht  übersteigen  soll. 

Im  Falle  einer  böslichen  Handlungsweise  der  Eisenbahnver- 
waltung oder  ihrer  Leute  kann  die  B  eschränkung  der  Haftpflicht 
auf  den  Normalsatz  oder  den  angegeb  enen  Werth  des  Guts  nicht 
geltend  gemacht  werden. 

§  430.  Die  Eisenbahn  kann    bedingen,  dass  nach  Ueber- 

nahme  des  Gutes  und  Bezahlung  der  Frachtgeblihrj:i  der 
Anspruch  auch  wegen  eines  solchen  Abganges  oder  einer 
solchenBeschädigung,  welche  bei  der  Uebernahme  nicht 
sofort  erkennbar  war,  erlischt,  wenn  derselbe  nicht 
binnen  einer  bestimmten  Frist  nach  der  Ablieferung 
angemeldet  wird.  Diese  Frist  darf  nicht  kürzer  als  vier 
Wochen  sein. 

Art.  428  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Es  kann  bedungen  werden,  dass  nach  erfolgter  Empfang- 
nahme des  Guts  und  Bezahlung  der  Fracht  jeder  Anspruch  wegen 
Verlustes  an  dem  Gute  oder  wegen  Beschädigung  desselben  auch 
dann,  wenn  dieselben  bei  der  Ablieferung  nicht  erkennbar  waren 
und  erst  später  entdeckt  icorden  sind  (Artikel  408  Abs.  2),  erlischt, 
wenn  der  Anspruch  nicht  binnen  einer  besthnviten  Frist  nach 
der  Ablieferung  bei  der  Eisenbahnverwaltung  angemeldet  wor- 
den ist. 

Die  Frist  darf  nicht  kürzer  als  vier    Wochen  sein. 

§431.  Die  Eisenbahn,  welche  das  Gut  mit  einem  Fracht- 

briefe übernimmt,  nach  welchem  der  Transport  auf 
mehreren  sich  aneinander  anschliessenden  Eisenbahnen 
zu  erfolgen  hat^  kann  bedingen : 

dass  als  Frachtführer  für  den  ganzen  Transport 
im  Sinne  des  §  403  nur  die  erste  Bahn  und  die- 
jenige Bahn  haftet,  welche  das  Gut  mit  dem  Fracht- 
briefe zuletzt  übernommen  hat ;  dass  dagegen  eine  der 
in  der  Mitte  liegenden    Bahnen    nur   dann    haften    soll, 
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wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Schaden  auf  ihrer 
Strecke  erfolgt  ist. 

Der  Regress  der  Eisenbahnen  gegen  einander 
wird  hiedurch  nicht  berührt. 

Art.  429  des  Allg.  D.  H.  G.  B.  : 
Wenn  eine  Eisenbahn  das  Gut  mit  einem  Frachtbrief  über- 
nimmt, nach  welchem  der  Transport  durch  mehrere  sich  cm  einan- 
der anschliessende  Eisenbahnen  zu  bewirken  ist,  so  kamn  bedungen 
werden,  dass  nicht  sämmtliche  Eisenbahnen,  welche  das  Gut  mit 
dem  Frachtbrief  übernommen  haben,  nach  Massgabe  des  Artikels 
401  als  Frachtführer  für  den  ganzen  Transport  haften,  sondern 
dass  nur  die  erste  Bahn  und  diejenige  Bahn,  welche  das  Gut  mit 
dem  Frachtbriefe  zuletzt  übernommen  hat,  dieser  Haftpflicht  für 
den  ganzen  Transport  unterliegt,  vorbehaltlich  des  Rückgriffs  der 
Eisenbahnen  gegeneinander,  dass  dagegen  eine  der  übrigen,  in  der 
Mitte  liegenden,  Eisenbahnen  nur  dann  als  Frachtführer  in  An- 
spruch genommen  werden  kann,  wenn  ihr  nachgewiesen  wird,  dass 
der  Schaden  auf  ihrer  Bahn  sich  ereignet  hat. 

l.  Uebernimmt   die   Eisenbahn    das    Gut    mit    einem 

Frachtbriefe,  in  welchem  als  Ort  der  Ablieferung  ein 
ausserhalb  einer  der  übernehmenden  oder  anschliessen- 
den Bahnen  liegender  Ort  bezeichnet  ist,  so  kann  sie 
bedingen,  dass  ihre  Haftpflicht  als  Frachtführer  sich  nur 
bis  dorthin  erstrecke,  wo  der  Eisenbahntransport  enden 
soll.  Die  Bahn  wird  in  solchem  Falle  in  Bezug  auf  die 
weitere  Beförderung  als  Spediteur  angesehen. 

Art.  430  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Wenn  eine  Eisenbahn  das  Gut  mit  einem  FVachtbrief  zum 
Transport  übernimmt,  in  welchem  als  Ort  der  Ablieferung  ein 
weder  an  ihrer  Bahn,  noch  an  einer  der  sich  an  sie  anschliessen- 
den Bahnen  liegender  Ort  bezeichnet  ist,  so  kann  bedungen  wer- 
den, dass  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  oder  der  Eisenbahnen 
als  Frachtführer  nicht  für  den  ganzen  Transport  bis  zum  Ort  der 
Ablieferung,  sondern  nur  für  den  Transport  bis  zu  dem  Ort  be- 
stehe, wo  der  Transport  mittelst  Eisenbahn  enden  soll ;  ist  dies 
bedungen,  so  treten  in  Bezug  auf  die  Weiterbeförderung  nur  die- 
Verpflichtungen  des  Spediteurs  ein. 

3.  Sofern  der  Aufgeber  im  Frachtbriefe  bestimmt  hat,, 

dass  das  Gut  an  einem  an  der  Bahn  liegenden  Orte  liegen 
bleiben  oder  abgeliefert  werden  soll,  wird  der  Trans- 
port, ungeachtet  im  Frachtbrief  ein  anderer  Bestim- 
mungsort bezeichnet  ist,  nur  als  bis  zum  vereinbarten 
Orte  übernommen  angesehen  und  die  Bahn  ist  für 
den  weiteren  Transport  nicht  verantwortlich. 
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Art.  431  des  Allg.  D.  H.  G.  B. : 

Ist  von  dem  Absender  auf  dem  Frachtbrief  bestimmt,  dass 
das  Gut  an  einem  an  der  Eisenbahn  liegenden  Ort  abgegeben  wer- 
den oder  liegen  bleiben  soll,  so  gilt,  ungeachtet  im.  Frachtbrief  ein 
anderweitiger  Bestimmungsort  angegeben  ist,  der  Transport  als 
nur  bis  zu  jenem  an  der  Bahn  liegenden  Ort  übernommen  und 
die  Bahn  ist  nur  bis  zur  Ablieferung  cm  diesem  Ort  verant- 
wortlich. 

Sechstel-   Titel. 
Das  Geschäft  der  öffentlichen  Lagerhäuser. 

§  434.  Als  öffentliclies  Lagerhaus  wird  jene  Unternelimung 

angeseheil;  welche  sich  mit  der  Einlagerung  von  Waa- 
ren  und  mit  der  Emission  von  Lagerscheinen  befasst. 

Der  Lagerschein  ist  jene  Urkunde,  welche  im  Ver- 
kehre zur  Stellvertretung  der  in  einem  Lagerhause  ein- 
gelagerten Waaren  dient. 

§  435.  Sowohl  Einzelne  als   auch    Gesellschaften   können 

Lagerhäuser  errichten;  sie  sind  jedoch  verpflichtet  ihre 
diesbezügliche  Absicht  bei  dem  für  die  Firmeneintragung 
competenten  Glerichtshofe  anzumelden  und  ein  eifectives 
Stammcapital  von  mindestens  einer  halben  Million  Gul- 
den auszuweisen.  Das  Stammcapital  darf  zu  nichts  An- 
derem, als  zu  den  in  diesem  Titel  bezeichneten  Ge- 
schäften verwendet  werden. 

Vor  Nachweis  des  Stammcapitals  kann  weder  der 
Beginn  des  Geschäftsbetriebes,  noch  die  Eintragung  der 
Unternehmung  stattfinden. 

Will  die  Unternehmung  ihr  Lagerhaus  zur  Einla- 
gerung nicht  verzollter  ausländischer  Waaren  oder  sol- 
cher Waaren,  welche  noch  der  Verzehrungssteuer  unter- 
liegen, einrichten  und  solche  Waaren  in  das  Lagerhaus 
aufnehmen,  so  kann  sie  dies  nur  unter  Beobachtung  der 
financiellen  Vorschriften  thun. 

§  436,  Die  Lagerhäuser  können  auf  die   zur   Einlagerung 

und  Behandlung  übernommenen  Waaren  bis  zu  zwei 
Drittel  des  Werthes  Vorschüsse  geben. 

Jede  Lagerhaus-Unternehmung  ist  gehalten,  ihr 
Betriebsreglement  und  ihren  Gebührentarif  von  Zeit  zu 
Zeit  festzusetzen  und  öffentlich  kundzumachen.  Dieser 
letztere  muss  jene  Gebührensätze    enthalten,  welche   an 
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die  UnternehmunfT  für  die  Lagerimg    und  für   die    hie- 
mit  verbundenen  Mühewaltungen  zu  zahlen  sind. 

Die  Unternehmung  haftet  für  jeden  Schaden,  wel- 
cher an  den  bei  ihr  eingelagerten  Gütern  von  der 
Uebernahme  bis  zur  Ausfolgung  durch  Verlust,  Verder- 
ben oder  Beschädigung  entsteht  oder  durch  Verzug  in 
der  Ausfolgung  der  Waaren  verursacht  wird,  —  es  wäre 
denn,  dass  sie  nachzuweisen  vermag,  der  Schaden  sei 
durch  höhere  Gewalt  oder  durch  die  natürliche  Beschaf- 
fenheit (398.  §)  der  Güter  oder  durch  äusserlich  nicht 
erkennbare  Mängel  der  Verpackung  oder  durch  den 
Hinterleger  oder  durch  dessen  Leute  verursacht  worden. 

Die  Lagerhaus-Unternehmung' hat  für  ihre  Gebüh- 
ren an  den  eingelagerten  Gütern  ein  Pfandrecht,  wel- 
ches auch  im  Falle  der  Verhängung  des  Concurses  über 
den  Eigenthümer  derselben  wirksam  ist. 

Die  Unternehmung  ist  verpflichtet  über  die  bei  ihr 
eingelagerten  Güter  einen  Lagerschein  auszustellen.  Die- 
ser Schein,  welcher  einen  Abschnitt  des  von  der  Unterneh- 
mung fortlaufend  geführten  Lagerbuches  bildet,  besteht 
aus  zwei  zusammenhängenden,  jedoch  von  einander 
trennbaren  Theilen,  und  zwar  aus  dem  Waarenschein 
(cedule)  und  dem  Pfandschein  (warrant). 

Beide  Theile  des  Lagerscheines  müssen  enthalten : 

1.  die  Benennung  des  Lagerhauses; 

2.  die  laufende  Zahl  des  Lagerbuches; 

3.  den  Namen  und  Wohnort  des  Einlagerers ; 

4.  die  Bezeichnung  und  Menge  der  eingelagerten 
Güter ; 

5)  die  Zeit  der  Ausstellung  und  die  Unterschrift 
des  von  der  Unternehmung  hiezu  bevollmächtigten 
Beamten. 

Beide  Theile  des  Lagerscheines  können  zusammen 
oder  getrennt  durch  Indossament  tibertragen  werden. 

Wer  sowohl  den  Waaren-  als  den  Pfandschein 
besitzt,  ist  berechtigt  über  die  eingelagerten  Güter  frei 
zu  verfügen. 

Der  Pfandschein  für  sich  allein  gibt  dem  Besitzer 
ein  Pfandrecht  au  den  eingelagerten  Gütern  bis  zur  Höhe 
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der  Darlehenssumme  und  deren  Nebengebühren,  da- 
gegen gibt  der  Waarenschein  für  sich  allein  dem  Be- 
sitzer ein  durch  das  Pfandrecht  eingeschränktes  Verfü- 
gungsrecht. 

§  442.  Wird  der  Pfandschein  abgesondert  übertragen,  so 

muss  das  erste  Indossament  enthalten: 

1.  den  Namen  und  Wohnort  des  Darleihers; 

2.  die  Summe  des  gegebenen  Darlehens; 

3.  die  Verfallszeit  des  Darlehens. 

Diese  Punkte  sind  auch  auf  dem  Waarenschein 
ersichtlich  zu  machen. 

Ueberdies  ist  die  erste  Uebertragung  des  Pfand- 
scheines sammt  den  bezeichneten  Punkten  in  das  La- 
gerbuch der  Unternehmung  einzutragen  und  diese  Ein- 
tragung sowohl  auf  dem  Waaren-  als  auf  dem  Pfand- 
schein ersichtlich  zu  machen.  Diese  Eintragung  kann 
auch  jeder  spätere  Besitzer  des  Pfandscheines  ver- 
langen. 

§  443.  Das  Lagerhaus  ist  verpflichtet   dem   Besitzer   des 

Waarenscheines  sowie  dem  des  Pfandscheines  zu  ge- 
statten, dass  dieselben  die  eingelagerten  Güter  zu  jeder 
Zeit  besichtigen  können. 

§  444.  Die  Lagerhaus-Unternehmung   ist  die  bei  ihr  ein- 

gelagerten Güter  nur  gegen  Rückstellung  des  Waaren- 
und  Pfandscheines,  beziehungsweise  gegen  Erlag  der  den 
Pfandschein  belastenden  Summe  sammt  Nebengebühren 
auszufolgen  verpflichtet. 

§  445.  Will  der  Besitzer  des   getrennten  Waarenscheines 

die  eingelagerten  Güter  aus  dem  Lagerhause  beheben^ 
80  muss  er  den  Pfandschein  an  sich  lösen. 

Ist  jedoch  der  Besitzer  des  Pfandscheines  nicht 
anwesend  oder  nicht  bekannt  oder  können  die  Parteien 
über  die  Bedingungen  der  Rückzahlung  nicht  einig  wer- 
den, so  ist  der  Besitzer  des  Waarenscheines  berechtigt, 
die  Pfandsumme  nebst  deren  Nebengebühren  bei  dem 
Lagerhause  zu  hinterlegen.  Von  diesem  Rechte  kann 
er  auch  vor  dem  Verfallstag  des  Lagerscheines  Gebrauch 
machen. 
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Wird  die  Pfandsumme  zar  Verfallszeit  nicht  be- 
zahlt, so  ist  der  Besitzer  des  Pfandscheines  verpflich- 
tet diesen  Thatumstand,  bei  sonstigem  Verlust  des  Re- 
gresses, durch  Protest  bei  dem  ersten  Indossanten  fest- 
stellen zu  lassen. 

Für  die  Zeit  und  die  Art  des  Protestes  dienen  die 
Bestimmungen  des  Wechselgesetzes  zur  Kichtschnur. 

Wird  die  Zahlung  innerhalb  dreier  Tage  nach  dem 
Verfallstage  nicht  geleistet,  so  ist  der  Besitzer  des 
Pfandscheines  berechtigt  zu  verlangen,  dass  die  im  La- 
gerhaus eingelagerten  Güter  unter  Intervention  einer 
glaubwürdigen  Person  in  öffentlicher  Feilbietung  ver- 
äussert werden  und  er  aus  dem  Erlöse  befriedigt  werde. 
Eben  dieses  Recht  steht  dem  ersten  Indossanten,  wenn 
er  den  Pfandschein  an  sich  löst,  gegen  den  Besitzer  des 
Pfandscheines  zu. 

Ist  der  Besitzer  des  Pfandscheines  vollständig  be- 
friedigt worden,  so  hat  er  den  Pfandschein  dem  Lager- 
hause zurückzustellen.  Der  Ueberschuss  des  Erlöses  ge- 
hört dem  Besitzer  des  Waarenscheines  und  muss,  wenn 
der  Aufenthalt  desselben  unbekannt  ist,  zu  Gerichtshan- 
den  hinterlegt  werden. 

Sofern  der  Erlös  die  auf  den  Pfandschein  gege- 
bene Summe  nicht  deckt,  wird  die  geschehene  Theil- 
zahlung  auf  dem  Pfandscheine  angemerkt  und  dieser  dem 
Besitzer  wieder  zurückgegeben. 

Dem  Besitzer  des  Pfandscheines  steht,  falls  er  aus 
den  eingelagerten  Gütern  keine  volle  Befriedigung  ge- 
funden, bis  zum  Belaufe  seiner  unbedeckten  Restforde- 
rung gegen  die  Indossanten  das  Regressrecht  zu,  für 
welches  die  Bestimmungen  des  Wechselgesetzes  mass- 
gebend sind. 

Die  Regressfrist  beginnt  vom  Tage  der  beende- 
ten Feilbietung  an  gerechnet.  Dieses  Recht  jedoch  er- 
lischt, wenn  der  Besitzer  des  Pfandscheines  die  Feil- 
bietung der  eingelagerten  Güter  innerhalb  dreissig  Ta- 
gen, von  der  Protestlevirung  au  gerechnet,  nicht  be- 
treibt. 

Werden  die  auf  bestimmte  Zeitdauer  eingelagerten 
Güter  nicht  nach  Ablauf  der  Lagerzeit  oder  werden  die 
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auf  unbestimmte  Zeitdauer  eingekgerten  Güter  nicht 
innerhalb  eines  Jahres,  von  der  Einlagerung  an  gerech- 
net; ausgelöst,  oder  sind  die  eingelagerten  Güter  wäh- 
rend der  Lagerzeit  von  der  Gefahr  des  Verderbens  be- 
droht, so  ist  das  Lagerhaus  berechtigt,  nach  an  den  Einla- 
gerer vorgängig  gerichteter  Aufforderung  die  eingelager- 
ten Güter  unter  Intervention  einer  beglaubigten  Person 
feilbieten  za  lassen  und  sich  rücksichtlich  seiner  Forderung 
aus  dem  Erlös  zahlhaft  zu  machen. 

Der  die  Forderung  der  Unternehmung  überstei- 
gende Mehrerlös  wird  dem  Besitzer  des  Pfandscheines, 
der  etwaige  Ueberschuss  hingegen  dem  Einlagerer  oder 
dessen  Rechtsnachfolger  ausgefolgt. 

Ist  der  Aufenthalt,  sei  es  des  Waarenschein-,  sei 
es  des  Pfandschein-Besitzers,  unbekannt,  so  ist  der  den- 
selben zufallende  Theil  des  Erlöses  zu  Gerichtshanden 
zu  hinterlegen. 

§  450.  Die  Gläubiger  des  Waarenschein-  oder  des  Pfand- 

schein-Besitzers können  auf  die  im  Lagerhause  einge- 
lagerten Güter  weder  eine  Execution  auf  Sicherstellung 
noch  eine  Execution  auf  Zahlung  führen. 

Der  Waarenschein  beziehungsweise  der  Pfandschein 
selbst  hingegen  kann  Gegenstand  der  E  xecution  sowohl 
auf  Sicherstellung  als  auf  Zahlung  sein, 

§451.  Der    Besitzer   des    Waarenscheines    und   der   des 

Pfandscheines  haben,  im  Falle  des  Unterganges  oder 
der  Beschädigung  der  im  Lagerliause  hinterlegten  Gü- 
ter auf  die  Versicherungssumme  dieselben  Anspräche, 
welche  sie  auf  die   eingelagerten    Güter   gehabt  haben. 

§  452.  Hinsichtlich  der  Amortisation  eines  in  Verlust  ge- 

rathenen  Waaren-  oder  Pfandscheines  dienen  die  Bestim- 
mungen des  Wechselgesetzes  zur  Richtschnur. 

Nach  Einleitung  des  Amortisationsverfahrens  kann 
der  Besitzer  des  Scheines,  falls  er  genügende  Caution 
leistet,  von  der  Unternehmung  die  Ausstellung  eines 
Duplicates  verlangen.  Die  Höhe  der  Caution  wird,  wenn 
sich  die  Parteien  darüber  nicht  einigen  können,  vom 
Gerichte  festgestellt. 

Ist  der  in  Verlust  gerathene  Schein  für  amortisirt 
erklärt,  so  muss  die  erlegte  Caution  zurückerstattet 
werden. 
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Siebenter  Titel. 
Versicherungsgeschäft. 

Erster  Abschnitt. 
'AUgremelae  Bestimmnnereii. 

Jede  Versicherungs-Uiiternehinung  ist  verpflichtet 
bei  dem  für  die  Firmeneintragung  competenten  Gerichts- 
höfe für  jeden  Zweig  der  Versicherungsgeschäfte,  wel- 
chen sie  zu  betreiben  beabsichtigt,  abgesondert  einen 
thatsächlich  eingezahlten  Versicherungg-Fond  von  min- 
destens hunderttausend  Gulden  auszuweisen. 

Vor  Nachweis  dieses  Fondes  kann  weder  die  Ein- 
tragung der  Firma,  noch  der  Beginn  des  Geschäftsbe- 
triebes stattfinden. 

Die  Versicherungs-Unternehmungen  sind  verpflich- 
tet bei  Gelegenheit  der  Firmeneintragung  jene  Grund- 
sätze anzumelden,  welchen  gemäss  das  eingezahlte 
Stammcapital  und  die  Prämienreserve  angelegt  wird. 
Diese  Grundsätze  werden  vom  Gerichtshofe  kundge- 
macht. 

Die  Unternehmung  darf  von  den  kundgemachten 
Grundsätzen  insolange  nicht  abweichen,  bis  die  beab- 
sichtigte Abweichung  bei  dem  Gerichtshofe  angemeldet 
und  kundgemacht  worden  ist. 

Die  Lebensversichsrungs-Unternehmungen  sind  ver- 
pflichtet bei  Gelegenheit  der  Firmeneintragung  ausser 
den  im  vorhergehenden  §  erwähnten  Grundsätzen  auch 
noch  die  der  Berechnung  der  Prämienreserve  unter  An- 
gabe der  hiebei  in  Anwendung  gekommenen  Mortalitäts-, 
beziehungsweise  Lebensdauer-Tabellen,  sowie  des  der  Be- 
rechnung  zu   Grunde   gelegten   Zinsfusses  anzumelden. 

Diese  Angaben  werden  zwar  nicht  kundgemacht, 
aber  Jedermann  kann  dieselben  beim  Gerichtshofe  ein- 
sehen und     eine  Abschrift  derselben  verlangen. 

Bei  Versicherungen,  welche  vor  Anmeldung  der 
von  diesen  Grundsätzen  beabsichtigten  Abweichung  an- 
genommen worden  sind,  kann  zur  Grundlage  keine  ge- 
ringere Prämienreserve  genommen  werden,  als  welche 
ursprünglich  angemeldet  worden  war. 

14» 
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§  456.  Die  Prämienreserve  für    Lebensversicherung  kauo 

nur  auf  folgende  Art  angelegt  werden : 

1)  in  Hypothekar-Darlehen  bis  zum  Belaufe  der 
unbelasteten  Hälfte  des  Werthes  der  Liegenschaft; 

2)  in  Staatspapieren  und  Prioritäts-Obligationen 
von  Unternehmungen,  welche  staatliche  Zinsen-Garantie 
gemessen ; 

3)  in  auf  der  Budapester  Börse  notirten  Pfandbriefen ; 

4)  in  Darlehen  auf  Lebensversicherungs-Polizzen 
der  Unternehmung  und  auf  die  in  Punkt  2  und  3  erwähn- 
ten Werthpapiere. 

§  457.  Die  Versicherungs-Unternehmungen  sind  verpflich- 

tet eine  Zusammenstellung  der  Einnahmen  und  Ausgaben, 
sowie  die  Bilanz  bei  dem  competenten  Gerichtshofe 
behufs  Kundmachung  alljährlich  einzureichen. 

§  458.  Bei  der   Zusammenstellung    der   Einnahmen   und 

Ausgaben  dient  folgendes   Vorgehen    zur   Richtschnur: 
Unter  die  Einnahmen  sind  aufzunehmen : 

1)  die  vollen  Prämien-Einnahmen  des  Rechnungs- 
jahres (ohne  Abzug  der  Provision)  nach  den  verschie- 
denen Versicherungs-Zweigen ; 

2)  die  Zinsen; 

3)  die  sonstigen  Einnahmen. 
Unter  die  Ausgaben  sind  zu  setzen  : 

1)  die  ausgezahlten  Versicherungsbeträge,  nach 
Abzug  des  durch  Rückversicherung  vergüteten  Theiles  ; 

2)  die  Rückversicherungs-Prämien ; 

3)  die  Versicherungs-Provisionen; 

4)  die  Verwaltungskosten; 

5)  die  sonstigen  etwaigen  Ausgaben  möglichst 
detaillirt. 

§  459.  Hinsichtlich    der   Bilanz   dienen   folgende   Grund- 

sätze zur  Richtschnur. 

Unter  die  Activa  sind  aufzunehmen: 

1)  der  noch  nicht  eingezahlte  Theil  des  Actien- 
oder  Stamm- Capitals ; 

2)  der  Werth  des  Inventars; 

3)  der  Werth  der  Liegenschaften; 

4)  die  Vermögensinvestition,  nach  den  einzelnen 
Wertben  detaillirt; 
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5)  die  bei  den  Agenten  ausstehenden  Forde- 
rungen ; 

6)  der  baare  Cassenbestand ; 

7)  die  Zinsen,  welche  später  verlangt  werden 
können,  insofern  dieselben  auf  das  Rechnungsjahr  fäl- 
lig werden ; 

8)  die  Kosten  der  ersten  Organisation  im  Sinne 
des  §  199  und  die  Kosten  der  Acquisition  im  Sinne 
des  §  460; 

9)  die  sonstigen  Forderungen; 

10)  die  etwaigen  Verluste  des  Rechnungsjahres 
beziehungsweise  der  vorhergehenden  Jahre. 

Unter  die  Passiva  sind  zu  setzen  : 

1)  das  nominelle  Actien-  oder  Stammcapital,  bei 
Genossenschaften  hingegen  der  Versicheruugs-Fond  ; 

2)  die  angemeldeten  aber  noch  nicht  beglichenen 
Versicherungs-Forderungen,  nach  Abzug  des  durch  die 
Rückversicherung  gedeckten  Theiles; 

3)  die  Versicherungs-Prämienreserve,  nach  den 
einzelnen  Versicherungs-Zweigen  ; 

4)  die  über  das  Rechnungsjahr  hinaus  eingezahlten 
Prämien  (Prämien-Uebertrag) ; 

5)  das  etwaige  Reservecapital ; 

6)  die  sonstigen  Passiva  möglichst  detaillirt; 

7)  der  auf  das  nächste  Jahr  entfallende  Theil 
der  in  Vorhinein  eingehobenen  Zinsen; 

8)  der  etwaige  Gewinn  des  Rechnungsjahres. 

Die  Kosten  der  Acquisition  können  bei  Schaden- 
versicherungen sowie  bei  Versicherungen,  welche  die 
körperliche  Unversehrtheit  und  Gesundheit  zum  Gegen- 
stande haben,  auf  die  Zeit  der  Versicherung,  —  bei 
den  eigentlichen  Lebensversicherungen  hingegen  auf  15 
Jahre  vertheilt  werden. 

Die  ausländischen  Versicherungs-Unteniehmungen 
können,  sofern  sie  als  Actiengesellschaften  den  Bestim- 
mungen der  §§-e  210  und  211  entsprechen,  ihre  Wirk- 
samkeit auf  das  Gebiet  der  ungarischen  Krone  nur  in 
dem  Falle  ausdehnen,  wenn  sie  sich  rUcksichtlich  ihrer 
inländischen  Wirksamkeit  den  Bestimmungen  dieses 
Titels  unterwerfen,  worüber  sie  sich  bei  der  Erwirkung 
der  Firmeneintragung  zu  erklären  haben. 
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§  462.  Im  Falle  der   Nichteinhaltung   der   Bestimmungen 

dieses  Abschnittes  ist  tiber  die  Direction  der  Unterneh- 
mung, beziehungsweise  tiber  die  inländische  Vertretung 
der  ausländischen  Unternehmung  die  in  den  §§-en  218 
und  220  dieses  Gesetzes  festgesetzte  Strafe  zu  verhängen. 

Zweiter  Abschnitt. 
Schadenverslcherungr. 

§  463.  Jenes    Geschäft,    welchem    zufolge    sich   Jemand 

unter  Vereinbarung  eines  Gegenwerthes  (Prämie)  ver- 
pflichtet, einer  bestimmten  Person  für  den  dieselbe  in 
Folge  eines  bestimmten  Ereignisses  treffenden  Vermö- 
gensnachtheil Ersatz  zu  leisten,  —  wird  als  Schaden- 
versicherungs- Geschäft  angesehen. 

Derjenige,  der  sich  zum  Ersätze  des  Nachtheils 
verpflichtet,  wird  Versicherer,  —  derjenige,  zu  dessen 
Gunsten  der  Schadenersatz  vereinbart  worden  ist,  wird 
Versicherter  genannt. 


§  464.  Gegenstand    der   Versicherung    kann    Alles    sein, 

was  für  den  Vers "  " 
baren  Werth  hat. 


was  für  den  Versicherten    einen   in   Geld   veranschlag 


§  465.  Das  Versicherüngsgeschäft  ist  ungiltig : 

1)  wenn  es  hinsichtlich  eines  solchen  Vermögens- 
nachtheils geschlossen  ist,  welcher  den  Versicherten  zu- 
folge einer  durch  ihn  oder  durch  eine  dritte,  das  Ver- 
sicherungsgeschäft abschliessende  Person  beabsichtigten 
verbotenen  Handlung  treffen  kann  ; 

2)  wenn  das  Ereigniss,  auf  welches  die  Versiche- 
rung gerichtet  ist,  bei  Abschluss  des  Geschäftes  bereits 
eingetreten  war  und  der  Versicherte  oder  die  contrahi- 
rende  Partei  hievon  Kenntniss  hatte  oder  wenn  der 
Versicherer  wusste,  dass  das  Ereigniss  nicht  mehr 
eintreten  kann ; 

3)  wenn  der  Versicherungsvertrag  den  in  diesem 
Gesetze  festgestellten  Erfordernissen  nicht  entspricht. 

§  466.  Das  Versicherungsgeschäft  kann  auch  im  Interesse 

einer  dritter  Person,  und  zwar  mit  oder  ohne  deren 
Wissen  und  Benennung  geschlossen  werden.  Im  letzteren 
Falle  jedoch   ist   im   Vertrage    ausdrücklich    auszuspre- 
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eben,  dass  als  Versicherter  der  am  möglichen   Schaden 
interessirte  Polizzenbesitzer  angesehen  wird. 

Das  Geschäft  wird  als  im  Interesse  der  contrahi- 
renden  Partei  abgeschlossen  angesehen,  sofern  aus  dem 
Vertrag  nicht  das  Gegentheil  ersichtlich  ist. 

Wer  ein  Versicherungsgeschäft  im  Interesse  eines 
Andern,  ohne  dessen  Vollmacht,  abschliesst,  haftet  per- 
sönlich für  die  Versicherungsprämie. 

Wird  die  Versicherungsprämie  regelmässig  gezahlt, 
so  ist  die  spätere  Genehmigung  des  Geschäftes  auch 
dann  rechtswirksam,  wenn  dieselbe  nach  Eintritt  des 
Ereignisses  erfolgt. 

I.  Zur  Giltigkeit  des   Versicherungsgeschäfts   ist   ein 

schriftlicher  Vertrag  erforderlich. 

Die  von  dem  Versicherer  ausgestellte  Polizze  oder 
die  in  den  Büchern  des  Versicherers  erfolgte  Eintra- 
gung des  angenommenen  Antrages  steht  dem  schriftli- 
cher Vertrage  gleich. 

Die  Eintragung  wird  als  erfolgt  angesehen,  falls 
der  Versicherer  den  Versicherungsantrag  nicht  binnen 
48  Stunden,  von  dessen  Einlangen  an  gerechnet  zurück- 
gewiesen hat. 

In  diesem  letzteren  Falle  beginnt  die  Versiche- 
rung um  12  Uhr  Mittags  des  Tages,  welcher  auf  die 
Abseuduug  oder  Uebergabe  des  Antrages  folgt. 

).  Die    contrahirende    Partei   kann    verlangen,    dass 

ihr  der  Versicherer   eine  Polizze    ausstelle.  Die  Polizze 
muss  enthalten : 

1)  die  Namen  der  Parteien; 

2)  den  Gegenstand,  an  welchem  das  mit  Vermö- 
gensnachtheil verbundene  Ereiguiss  eintreten  kann ; 

3)  das  Ereigniss,  gegen  welches  die  Versicherung 
gerichtet  ist ; 

4)  die  Versicherungssumme ; 

5)  den  Beginn  und  das   Ende    der    Versicherung; 

6)  die  Versicherungsprämie  und 

7)  die  Unterschrift  der  Aussteller. 

70.  Die  Versicherungssumme  kann  den  vollen   Werth 

des  Versicherungsgegenstandes  nicht  übersteigen.  Ueber 
diesen  Werth  hinaus  ist  die  Versicherung  ungiltig. 
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Wird  die  Versicherungssumme  aus  dem  erwähnten 
Grunde  herabgesetzt,  so  unterliegt  auch  die  Versiche- 
rungsprämie einer  verhältnissmässigen  Herabsetzung, 
beziehungsweise  wird  der  gezahlte  Mehrbetrag  der  con- 
trahirenden  Partei  rückerstattet. 

Ist  die  Ueberversicherung  nachweisbar  böswillig 
erfolgt,  so  ist  das  Versicherungsgeschäft  gänzlich  un- 
giltig  und  es  ist  der  Versicherer  nicht  gehalten,  die 
gezahlten  Prämien  rückzuerstatten,  noch  den  eventuel- 
len Schaden  zu  ersetzen. 

Der  Versicherer  ist  berechtigt  behufs  Ermittlung 
des  Werthes  des  versicherten  Gegenstandes  den  ver- 
sicherten Gegenstand  zu  jeder  Zeit  zu  untersuchen. 

§  471.  Wird  ein  Gegenstand  von  Mehreren   für   dieselbe 

Zeit  und  gegen  dasselbe  Ereigniss  versichert,  so  haben 
die  einzelnen  Versicherungen  zusammengenommen  nur 
bis  zum  Belaufe  des  vollen  Werthes  des  Gegenstandes 
Geltung  und  es  haften  die  einzelnen  Versicherer  nur 
in  jenem  Verhälniss,  in  welchem  die  durch  sie  ver- 
sicherte Summe  zur  ganzen  Versicherungssumme   steht. 

Wird  ein  Gegenstand  für  dieselbe  Zeit  und  gegen 
dasselbe  Ereigniss  neuerdings  versichert,  so  ist  die 
spätere  Versicherung  nur  insoweit  giltig,  als  die  früher 
versicherte  Summe  nicht  den  vollen  Werth  des  Ge- 
genstandes deckt. 

Sofern  der  Versicherte  bei  mehrfachen  Versiche- 
rungen auf  seine  Ansprüche  gegen  irgend  einen  Ver- 
sicherer verzichtet,  hat  dies  auf  die  Hechte  und  Pflich- 
ten der  Uebrigen  keinen  Einfluss. 

§  472.  Hinsichtlich  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten 

der  Parteien  dienen,  sofern  dieselben  in  diesem  Ab- 
schnitte nicht  festgesetzt  sind,  die  Bedingungen  des  Ver- 
sicherungsvertrags zur  Richtschnur. 

§  473.  Die  Versicherungsprämie  ist  Gegenstand  freier  Ver- 

einbarung. 

Die  contrahirende  Partei  ist  verpflichtet  die  fest- 
gesetzte Prämie  zu  rechter  Zeit  zu  bezahlen  und  kann 
im  Zweifel  vor  Bezahlunj  der  Prämie  die  Ausfolgung 
der  Polizze  nicht  verlangen. 

Wird  die  Polizze  vor  Bezahlung  der  Prämie  aus- 
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gefolgt,  so   ist   dies  als  Stundung  der  Prämienzahlung 
anzusehen. 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet  bei  Abschluss  des 
Vertrages  die  ihm  bekannten  Umstände,  welche  zufolge 
ihrer  Erheblichkeit  auf  die  Uebernahme  der  Versiche- 
rung von  Einfluss  sein  können,  dem  Versicherer  mitzu- 
theilen. 

"Wird  die  Versicherung  über  Auftrag  oder  im  In- 
teresse eines  Dritten  geschlossen,  so  sind  dem  Versi- 
cherer auch  jene  Umstände  mitzutheilen,  von  welchen 
der  betheiligte  Dritte  Kenntniss  hat,  vorausgesetzt,  dass 
dieser  in  der  Lage  war,  diese  Umstände  der  für  ihn 
oder  in  seinem  Interesse  contrahirenden  Partei  mitzu- 
theilen. 

Im  Falle  die  contrahircnde  Partei  bei  Abschluss 
des  Versicherungsgeschäftes  vom  Versicherer  zur  Aus- 
fiillung  des  ihr  vorgelegten  Fragebogens  aufgefordert 
wird,  so  haftet  dieselbe  nur  für  die  Wahrheit  der  auf 
die  Fragepunkte  gegebenen  Antworten. 

Sofern  der  Versicherte  oder  die  für  ihn  contrahi- 
rcnde Partei  bei  Abschluss  des  Geschäftes  erhebliche 
(§  474)  und  dem  Versicherer  nicht  bekannte  Thatum- 
stände  verschwiegen,  oder  wenn  derselbe  erhebliche 
Umstände  unwahr  angegeben  hat,  so  ist  der  Versiche- 
rer, falls  ihm  die  Unwahrheit  oder  Unrichtigkeit  der  An- 
gaben oder  der  Mittheilung  nicht  bekannt  war,  berech- 
tigt, die  Giltigkeit  des  Vertrages,  selbst  nach  Eintreten 
des  Ereignisses,  sei  es  in  Form  einer  Klage  oder  einer 
Einrede  anzufechten. 

Tritt  das  Ereigniss,  gegen  welches  die  Versiche- 
rung geschlossen  worden  ist,  ein,  so  hat  der  Versi- 
cherte dies,  sobald  er  hievon  Kenntniss  erlangt,  dem 
Versicherer  unverzüglich  mitzutheilen  und  den  möglich- 
sten Fleiss  zur  Minderung  des  Schadens  aufzuwen- 
den. Wird  nachgewiesen,  dass  der  Versicherte  diese 
seine  Pflichten  versäumt  habe,  so  haftet  er  dem  Versi- 
cherer für  die  hieraus  entstehenden  Nachtheile. 

Der  Versicherer  hat  dem  Versicherten  die  zur 
Minderung  des  Schadens  aufgewandten  Kosten  auch  in 
dem  Falle   zu   ersetzen,   wenn   die  Bemühung   erfolglos 
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geblieben  ist.  Sofern  jedoch  der  Gegenstand  nicht  zu 
dem  vollen  Werthe  versichert  war,  sind  die  erwähn- 
ten Kosten  in  jenem  Verhältnisse  zu  ersetzen,  in  wel- 
chem die  Versicherungssumme  zum  Werthe  des  Gegen- 
standes steht. 

§  477.  Der  Versicherer  ist  verpflichtet  den   eingetretenen 

Schaden  im  Sinne  des  Vertrages  zu  ersetzen. 

Jenen  Schaden  hingegen,  welcher  durch  Verschul- 
den des  Versicherten  entstanden  ist,  hat  er  nicht  zu  er- 
setzen. 

§  478.  Der  Betrag  des  Schadenersatzes  wird   nach  jenem 

Werthe  festgestellt,  welchen  die  Versicherungsgegenstände 
zur  Zeit  des  Unterganges  oder  der  Beschädigung  ge- 
habt haben. 

Uebersteigt  der  Werth  die  Versicherungssumme,  so 
ist  im  Falle  des  Völligen  Unterganges  der  Gegenstände 
als  Schadenersatz  blos  die  Versicherungssumme  zu  be- 
zahlen ;  gehen  hingegen  die  Gegenstände  zum  Theile  zu 
Grunde,  so  findet  der  Schadenersatz  in  dem  Verhält- 
nisse statt,  in  welchem  die  Versichernngssumme  zu  dem 
Gesammtwerth  der  Gegenstände  steht. 

§  479.  Ist  der  Werth  der  Gegenstände  im  Versicherungs- 

vertrage nicht  festgesetzt  worden,  so  hat  der  Versi- 
cherte den  Werth  nachzuweisen,  welchen  die  Gegen- 
stände zur  Zeit  des  Unterganges  oder  der  Beschädigung 
gehabt  haben. 

Ist  hingegen  der  Werth  der  Gegenstände  im  Ver- 
sicherungsvertrage festgesetzt  worden,  so  dient  hinsicht- 
lich des  Schadenersatzes  dieser  Werth  zur  Richtschnur, 
sofern  der  Versicherer  nicht  nachzuweisen  vermag,  dass 
die  Gegenstände  zur  Zeit  des  Unterganges  oder  der 
Beschädigung  geringeren  Werth  hatten. 

§  480.  Wenn    von   Gegenständen,    deren   Versicheruugs- 

werth  im  Allgemeinen  festgesetzt  worden  ist,  ein  oder 
mehrere  Gegenstände  untergehen  oder  beschädigt  wer- 
den, so  dient  hinsichtlich  des  Schadenersatzes  jener  Werth 
zur  Richtschnur,  welcher  nach  Abzug  des  Werthes  der 
übrig  gebliebenen  Gegenstände  von  der  Versicherungs- 
summe erübrigt.  Eine  Ausnahme  hievon  findet  dann  statt, 
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wenn  der  Versicherer  nachzuweisen  vermag,  dass  dier 
Gegenstände  zur  Zeit  des  Unterganges  oder  der  Beschä- 
digung geringeren  Werth  hatten. 

Uebersteigt  der  Werth  der  versicherten  Gegen- 
stände die  Versicherungssumme,  so  dient  hinsichtlich 
des  Verhältnisses  des  Schadenersatzes  der  §  478  zur 
Richtschnur. 

Der  Versicherer  ist  berechtigt,  den  entstandenen 
Schaden,  in  Ermangelung  anderweitigen  Uebereinkom- 
mens,  durch  Augenschein  von  Sachverständigen  fest- 
stellen zu  lassen.  Wenn  jedoch  der  Versicherer  dieses. 
Recht  binnen  15  Tagen,  von  der  Empfangnahme  der 
Schadenanzeige  an  gerechnet,  nicht  geltend  macht,  sa 
ist  der  Versicherte  berechtigt,  den  Schaden  auf  Kosten 
des  Versicherers  festsetzen  zu  lassen. 

Bis  zur  Feststellung  des  Schadens  darf  der  Versi- 
cherte keine  Verfügung  treflfen,  durch  welche  der  Zu- 
stand des  versicherten  Gegenstandes  eine  Aenderung- 
erleiden  könnte. 

Bei  theilweisem  Hagelschaden  kann  der  Versiche- 
rer die  Festsetzung  des  Schadens  bis  zur  Einbringung 
der  Ernte  aufschieben. 

Bei  vollem  Schaden  ist  die  Versicherungssumme^ 
in  Ermanglung  anderweitigen  Uebereinkommens,  unter 
Rückstellung  der  Polizze  dem  Versicherten,  beziehungs- 
weise dessen  Rechtsnachfolgern  auszuzahlen.  Bei  theil- 
weisem Schaden  wird  die  Polizze  nicht  rück  gestellt  und 
es  bleibt  der  Vertrag  bis  zum  Belaufe  des  durch  dea 
Schaden  nicht  getroffenen  Werthes  in  Geltung. 

Hinsichtlich  der  Zahlungszeit  ist  das  Uebereinkom- 
men  der  Parteien  massgebend.  In  Ermangelung  eines; 
solchen  Uebereinkommens  ist  die  Versichenmgssumme^ 
binnen  15  Tagen,  von  der  Festsetzung  des  Schadens  au. 
gerechnet,  zu  bezahlen. 

Hat  der  Versicherer  den  Schaden  im  Sinne  des. 
Vertrages  ersetzt,  so  tritt  er  bis  zum  Belaufe  der  vou. 
ihm  bezahlten  Schadenersatzsumme  und  im  Verhältnissen 
des  von  ihm  übernommenen  Risicos  schon  von  Gese- 
tzeswegen in  alle  Rechte,  welche  dem  Versicherten  hin- 
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sichtlich  des  Schadens  einem  Dritten  gegenüber  zu- 
stehen. 

Der  Versicherte  haftet  für  Handlungen,  durch  wel- 
che er  den  Versicherer  in  seinen  erwähnten  Rechten 
verkürzt. 

§  484.  Wird  das  Eigenthum  des  versicherten  Gegenstan- 

des, beziehungsweise  das  Interesse  am  letzteren  wäh- 
rend der  Dauer  des  Vertrages  im  Wege  des  Kaufes 
oder  in  sonstiger  Weise  auf  einen  Andern  übertragen, 
so  geht  der  Versicherungsvertrag  mit  allen  Rechten  und 
Pflichten,  auch  ohne  Einwilligung  des  Versicherers,  auf 
den  neuen  Eigenthümer  über,  vorausgesetzt,  dass  nicht 
im  Versicherungsvertrage  das  Gegentheil  vereinbart  wor- 
den ist  und  dass  mit  der  Uebertragung  des  Eigenthums 
an  den  Bedingungen  des  Vertrages  keine  Aenderuug 
erfolgt. 

§  485.  Der  Versicherungsvertrag  verliert  seine   Wirksam- 

keit: 

1)  wenn  der  versicherte  Gegenstand  nach  Ab- 
schluss  des  Vertrages,  aber  vor  dem  Zeitpunkte,  von 
welchem  an  der  Versicherer  die  Gefahr  zu  tragen  hat, 
zu  Grunde  oder  verloren  geht  5 

2)  wenn  der  versicherte  Gegenstand  nach  dem 
Zeitpunkte,  von  welchem  an  der  Versicherer  die  Ge- 
fahr zu  tragen  hat,  nicht  zufolge  des  im  Vertrage  be- 
zeichneten, sondern  eines  anderen  Ereignisses  zu  Grunde 
oder  verloren  geht; 

3)  wenn  das  versicherte  Unternehmen  nicht  zu 
Stande  kommt  oder  auf  einen  Zeitpunkt  aufgeschoben 
\vird,  in  welchem  die  Gefahr,  gegen  welche  die  Versi- 
cherung gerichtet  ist,  schon  aufgehört  hat; 

4)  wenn  die  in  wiederkehrenden  Zeiträumen  zu 
zahlende  Prämie  zur  Verfallszeit  oder  vor  Ablauf  einer 
zu  diesem  Zwecke  gewährten  Stundungsfrist  nicht  be- 
zahlt wird.  Eine  Ausnahme  findet  diesbezüglich  statt, 
wenn  der  Versicherte  durch  unverschuldeten  Unfall 
«der  durch  höhere  Gewalt  verhindert  worden  ist,  die 
Prämie  zu  bezahlen ; 

5)  wenn  das  Interesse,  wegen  welchem  das  Ver- 
sicherungsgeschäft im  Sinne  des  Vertrages  geschlossen 
worden  ist,  aufliört. 
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t.  War    der    Versicherungsvertrag    von    Anfang    aa 

ungiltig  (§  465)  oder  ist  derselbe  später  ungiltig  er- 
klärt worden  (§  475)  oder  verliert  derselbe  später  seine 
Wirksamkeit  (§  485),  so  ist  die  eingezahlte  Prämie  dem 
Versicherten  rückzustellen.  Wenn  jedoch  die  Zeit,  auf 
welche  der  Vertrag  geschlossen  worden  ist,  ganz  oder 
theilweise  schon  abgelaufen  ist,  so  ist  der  Versicherer^ 
in  Ermanglung  anderweitigen  Uebereinkommeus,  berech- 
tigt, zwei  Drittheile  der  eingezahlten  Prämie  zurückzu- 
behalten. 

Sofern  der  Versicherte  die  Ungiltigkeit  oder  das 
Erlöschen  des  Versicherangsvertrages  verursacht  hat,, 
kann  derselbe  die  eingezahlte  Prämie  nicht  zurückver- 
langen, beziehungsweise  er  muss  die  fallige  Prämi(> 
bezahlen,  und  ist  überdies  dem  Versicherer  zu  Schaden- 
ersatz verpflichtet ;  hat  dagegen  die  soeben  erwähnten 
Umstände  der  Versicherer  herbeigeführt,  so  kann  er  die 
Prämie  nicht  zurückbehalten,  beziehungsweise  die  fiil- 
lige  Prämie  nicht  verlangen,  und  ist  überdies  verpflich- 
tet, dem  Versicherten  den  verursachten  Schaden  zu  er- 
setzen. 

87.  Die  aus   dem  Versicherungsvertrage  entstehenden 

Ansprüche  verjähren  binnen  einem  Jahre,  von  dem  Zeit- 
punkte an  gerechnet,  in  welchem  dieselben  geltend  ge- 
macht hätten  werden  können. 

B.  Gegen  Feuerschaden  können  bewegliche  und   un- 

bewegliche Sachen  sowohl  im  Ganzen  als  auch  in  ihren 
einzelnen  Theilen  versichert  werden. 

Die  Versicherung  gegen  Feuerschaden,  welche 
auf  den  vollen  Werth  eines  Gebäudes  lautet,  erstreckt 
sich,  in  Ermangelung  ausdrücklichen  Uebereinkommens, 
nicht  auf  die  Unterbauten  (Keller,  Brunnen  und  son- 
stige unterirdische  Theile). 

Bei  beweglichen  Sachen  ist  der  Ort  oder  die 
Loealität,  in  welcher  dieselben  sich  befinden,  ausdrücke 
lieh  anzugeben.  Die  Versicherung  hat  einzig  und  allein 
für  den  bezeichneten  Ort  oder  die  bezeichnete  Loea- 
lität Geltung. 

:89.  Gegen  Feuerschaden  können  auch  solche  Waaren- 

vorräthe  versichert  werden,  deren  Menge  sich  zeitweise 
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ändert.  In  diesem  Falle  jedoch  ist  die  zeitweise  sich 
ändernde  Menge  nachzuweisen. 

§  490.  Tritt  an  dem  versicherten  Gebäude  oder  an   des- 

sen Bestimmung  eine  solche  Aenderung  ein,  durch 
welche  die  Feuersgefahr  derart  gesteigert  wird,  dass 
der  Versicherer,  falls  ihm  dieser  Umstand  bekannt  ge- 
wesen wäre,  das  Geschäft  überhaupt  nicht  oder  nicht 
unter  derselben  Bedingung  geschlossen  hätte,  so  er- 
lischt die  Versicherung,  wenn  der  Versicherer  nach 
erlangter  Anzeige  der  Aenderung  nicht  erklärt,  dass 
er    den    Vertrag   aufrechthält. 

Sofern  der  Versicherer  den  Vertrag  nicht  auf- 
rechthält, wird  der  auf  die  noch  nicht  abgelaufene  Zeit 
entfallende  Theil  der  eingezahlten  Versicherungsprämie 
dem  Versicherten  zurückgegeben. 

§  491.  Die    Feuerversicherung    erstreckt    sich    auf  jeden 

durch  Feuersgefahr  verursachten  Schaden,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Enstehungsart  des  Feuers.  Jene  Ent- 
stehungsarten des  Feuers,  auf  welche  die  Parteien  die 
Versicherung  nicht  auszudehnen  verlangen,  sind  in  dem 
Vertrage  ausdrücklich  aufzuzählen. 

Einem  unmittelbaren  Feuerschaden  wird  jener 
Schaden  gleich  erachtet,  welcher  in  Folge  eines  an  den 
nachbarlichen  Gebäuden  ausgebrochenen  Feuers  an 
den  versicherten  Gegenständen  zufolge  des  Löschens 
oder  Rettens  entsteht.  Dies  gilt  insbesondere  dann,  wenn 
die  versicherten  Gegenstände  während  des  Löschens 
oder  Rettens  zu  Grunde  gehen  oder  beschädigt  werden. 

§  492.  Bei  der  Versicherung  gegen  Hagelschaden,  welche 

sich  einzig  und  allein  auf  den  durch  Hagelschlag  ver- 
ursachten Schaden  erstreckt,  hat  die  Polizze  ausser 
den  im  §  469  erwähnten  Angaben  auch  die  genaue 
riedweise  Beschreibung  der  versicherten  Felder  zu  ent- 
halten. 

§  493.  Die  zu  Lande,  auf  Flüssen  oder  Binnengewässern 

transportirten  Waaren  können  zu  dem  vollen  Werthe  versi- 
chert werden,  welchen  dieselben  am  Orte  und  zur  Zeit  der 
Aufgabe  haben.  Zu  diesem  Werthe  dürfen  ausser  der  Versi- 
cherungsprämie die  Ladungs-  und  Frachtkosten,  die  Zoll- 
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auslageu  und  alle  Kosten  gezählt  werden^  welche  bis 
zum  Anlangen  am  Bestimmungsorte  auflaufen  können. 
Es  kann  überdies  auch  jene  Preiserhöhung  ver- 
sichert werden;  welche  sich  bei  Eintritt  des  Ereignisses 
am  Bestimmungsorte  ergeben  wird.  Diese  gehoflfte 
Preiserhöhung  ist  bei  sonstigem  Eintritt  der  im  §  470 
bestimmten  Folgen  in  der  Versicherungspolizze  beson- 
ders und  ziffermässig  anzugeben. 

Diese  Versicherungsart  erstreckt  sich  auf  jeden 
Schaden,  welcher  an  den  transportirten  Gegenständen 
durch  Feuer,  Blitz,  Schiffbruch,  Eisgang,  Versinken, 
Explosion  des  Dampfkessels  oder  durch  höhere  Gewalt 
verursacht  wird.  Als  ausgeschlossen  sind  nur  jene  Er- 
eignisse anzusehen,  welche  in  dem  Versicherungsver- 
trage ausdrücklich  bezeichnet  sind. 

Die  gegen  Transportgefahren  geschlossene  Ver- 
sicherung beginnt,  in  Ermangelung  anderweitigen  Ueber- 
einkommens,  mit  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Waa- 
ren  behufs  Verfrachtung  aufgegeben  werden,  und  endigt 
mit  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Waaren  am  Bestim- 
mungsorte dem  üebernehmer  oder  dessen  Bevollmäch- 
tigten abgeliefert  werden. 

Die  Versicherung  dauert  ununterbrochen  auch  dann 
fort : 

1)  wenn  die  theils  zu  Lande,  theils  zu  Wasser  zu 
transportirenden  Waaren  unterwegs  auf  andere  Fahr- 
zeuge umgeladen  werden; 

2)  wenn  die  zu  Wasser  zu  transportirenden  Waa- 
ren unterwegs  auf  ein  anderes  Schiff  geladen  werden. 
In  dieser  Beziehung  fi  idet  eine  Ausnahme  statt,  wenn 
die  Versicherung  für  den  auf  einem  im  Vertrage  aus- 
drücklich bezeichneten  Schiffe  zu  erfolgenden  Transport 
geschlossen  worden  ist ;  aber  auch  in  diesem  Falle 
trägt  der  Versicherer  die  Gefahr,  wenn  das  Umladen 
durch  irgend  ein  Ereigniss  nothwendig  wird  und  das 
Schiff,  auf  welchem  die  Waare  ihren  Weg  fortsetzt,  den 
vertragsmässigen  Bedingungen  entspricht ; 

3)  wenn  die  Waaren  wegen  irgend  eines  Ereig- 
nisses, bis  zur  Fortsetzung  der  Reise,  zeitweilig  un- 
terzubringen sind. 
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In  den  Fällen  des  2.  und  3.  Punktes  ist  der  Ver- 
sicherer sobald  als  möglich,  zu  verständigen. 

§496.  Der   Versicherer   haftet    nicht   für   den    Schaden, 

wenn  die  Versendung,  ohne  dass  dies  noth wendig  ge- 
wesen wäre,  von  der  gewöhnlichen  Art  und  Weise  ab- 
weichend erfolgt. 

Wenn  der  Versicherte  die  Absendung  oder  die 
Spedition  der  Waare  ohne  Noth  verzögert,  so  haftet 
der  Versicherer  nicht  für  den  während  der  Zeit  des 
Verzuges  entstandenen  Schaden. 

Wenn  dieser  Verzug  länger  als  einen  Monat  dauert 
oder  wenn  der  bezeichnete  Uebernehmer  am  Be- 
stimmungsorte der  Waare  mit  der  Uebernahme  in  Ver- 
zug ist,  so  ist  der  Versicherer  von  jeder  weiteren  Ver- 
antwortlichkeit frei. 

§  497.  Wenn    der  bezeichnete   Uebernehmer    die   Waare 

vor  Constatirung  des  Schadens  annimmt,  so  erlischt  die 
Haftung  des  Versicherers. 

Aeusserlich  nicht  erkennbare  Beschädigungen  ist 
der  Uebernehmer  binnen  8  Tagen,  von  der  Uebernahme 
an  gerechnet,  dem  Versicherer  anzumelden  verpflichtet, 
widrigenfalls  verliert  er  seine  Schadenersatzansprüche 
auch  hinsichtlich  derselben. 

Dritter  Abschnitt. 
Lebensversioherangr. 

§  498.  Als  Lebensversicherung  wird  jenes  Geschäft  ange- 

sehen, durch  welches  sich  Jemand  unter  Vereinbarung 
eines  Gegenwerthes  (Prämie)  zur  Zahlung  einer  be- 
stimmten Summe  in  der  Weise  verpflichtet,  dass  die 
Zahlungsverbindlichkeit  von  der  Lebensdauer  oder  Ge- 
sundheit oder  körperlichen  Unversehrtheit  einer  bestimm- 
ten Person  abhängig  gemacht  wird. 

Wer  sich  zur  Zahlung  der  Summe  verpflichtet,  ist 
Versicherer  —  derjenige,  von  dessen  Lebensdauer  oder 
Gesundheit  oder  körperlicher  Unversehrtheit  die  Zahlung 
abhängig  gemacht  wird,  ist  Versicherter,  —  und  der- 
jenige, zu  dessen  Gunsten  die  zu  zahlende  Summe  ver- 
einbart wird,  ist  Begünstigter. 
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Das  Lebensversicherungsgeschäft  auf  den  Todes- 
fall einer  dritten  Person  ist  nur  dann  giltig,  wenn  es 
mit  Einwilligung  derselben  oder  ihres  gesetzlichen  Ver- 
treters geschlossen  wird,  oder  wenn  die  contrahirende 
Partei  nachweist,  dass  das  Amiebenbleiben  des  Versi- 
cherten in  ihrem  Interesse  gelegen  sei. 

Eine  Ausnahme  findet  in  dieser  Beziehung  hin- 
sichtlich der  Ehegatten,  der  Verwandten  in  auf-  und 
absteigender  Linie  und  der  Verlobten  statt,  welche  ihr 
Leben  gegenseitig  unbedingt   versichern  können. 

Die  Lebensversicherungspolizze  muss  ausser  den  in 
Punkt  1,  4,  5,  6  und  7  des  §  469  aufgezählten  Erfor- 
dernissen enthalten: 

1)  den  Namen  des  Versicherten; 

2)  den  Namen  des  Begünstigten;  als  solcher  kann 
auch  der  Inhaber  (der  Polizze)  bezeichnet  werden ; 

3)  das  Ereigniss  oder  die  Zeit,  von  deren  Ein- 
treten die  Zahlung  abhängig  gemacht  wird. 

Bei  der  Lebensversicherung  können  die  contrahi- 
renden  Parteien  die  Versicherungssumme  ohne  jede 
Beschränkung  frei  festsetzen.  Bei  dieser  Art  des  Ge- 
schäftes ist  die  mehrfache  Versicherung  nicht  ausge- 
schlossen. 

Tritt  in  der  Beschäftigung  der  versicherten  Per- 
son eine  solche  Aenderung  ein,  durch  welche  das  Risico 
derart  gesteigert  wird,  dass  der  Versicherer,  falls  ihm 
dieser  Umstand  bekannt  gewesen  wäre,  das  Geschäft 
überhaupt  nicht  oder  nicht  zu  denselben  Bedingungen 
geschlossen  haben  würde,  so  erlischt  das  Geschäft  in 
Ermangelung  anderweitigen  Uebereinkommens,  wenn 
der  Versicherer  nach  erlangter  Anzeige  der  Aende- 
rungen  nicht  erklärt,  dass  er  den  Vertrag  aufrecht- 
hält. 

Sofern  der  Versicherer  den  Vertrag  nicht  auf- 
rechthält, wird  ein  Drittheil  der  eingezahlten  Prämien 
der  contrahirenden  Partei  (beziehungsweise  dem  Be- 
günstigten) zurückgegeben. 

3.  Wenn  die  Zeit  oder  das  Ereigniss,  für  welches  die 

Versicherung  geschlossen  worden  ist,  eintritt,  so  ist  der 

16 
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Begünstigte  verpflichtet  dies,  sobald  er  hievoii  Kenut- 
niss  erlangt,  dem  Versicherer  unverzüglich  mitzatheilen, 
widrigenfalls  haftet  er  dem  Versicherer  für  die  hieraus 
entstehenden  Nachtheile. 

Hinsichtlich  der  Zahlungszeit  dient  die  Vereinba- 
rung der  Parteien  zur  Richtschnur.  In  Ermangelung 
einer  solchen  Vereinbarung  ist  die  Versicherungssumme 
binnen  8  Tagen,  vom  Nachweise  des  Eintrittes  der 
Zahlungsbedingung  an  gerechnet,    zu  zahlen. 

§  504.  Der  Versicherer    kann,    wenn  im  Vertrage    nicht 

ausdrücklich  das  Gegentheil  vereinbart  worden  ist,  zur 
Zahlung  der  bedungenen  Versicherungssumme  nicht  ver- 
pflichtet werden : 

1)  wenn  der  Versicherte  sein  Leben  in  Folge 
eines  Todesurtheils,  Zweikampfes  oder  Selbstmordes 
verliert ; 

2)  wenn  der  Versicherte  in  der  Schlacht  oder  in 
Folge  dort  erhaltener  Wunden  gestorben  ist; 

3)  wenn  die  Gesundheit  oder  körperliche  Unver- 
sehrtheit den  Gegenstand  der  Versicherung  bildet  und 
das  Ereigniss,  von  dessen  Eintreten  die  Zahlung  ab- 
hängig gemacht  worden  ist,  aus  Verschulden  des  Ver- 
sicherten oder  des  Begünstigten  eingetreten  ist. 

In  den  unter  Punkt  1  und  2  aufgezählten  Fällen 
kann  der  Begünstigte  ein  Drittheil  der  eingezahlten  Prä- 
mien zurückverlangen. 

§  505.  Der  Lebensversicherungsvertrag  verliert  seine  Wirk- 

samkeit : 

1)  wenn  das  Ereigniss,  von  dessen  Eintreten  die 
Auszahlung  der  Versicherungssumme  abhängig  gemacht 
wird,  nach  Abschluss  des  Vertrages,  aber  vor  jenem 
Zeitpunkte  eintritt,  von  welchem  an  der  Versicherer  das 
ßisico  zu  tragen  verpflichtet  ist; 

2)  wenn  der  bezeichnete  Begünstigte  stirbt,  oder 
wenn  das  Ereigniss,  von  dessen  Eintreten  die  Zahlung 
abhängig  gemacht  worden  ist,  nicht  mehr  eintreten 
kann ; 

3)  wenn  die  in  wiederkehrenden  Zeiträumen  zu 
zahlende  Prämie  nicht  binnen  30  Tagen  nach  der 
Fälligkeit  oder  nicht  vor  Ablauf  der  zu  diesem  Zwecke 
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gewährten  Stimdungsfrist  gezahlt  wird;  eine  Ausnahme 
findet  hievon  nur  in  dem  Falle  statt,  wenn  der  Verzug 
durch  höhere  Gewalt  oder  durch  unverschuldeten  Un- 
fall verursacht  wird; 

4)  wenn  der  Begünstigte  absichtlich  eine  das  Le- 
ben oder  die  Gesundheit  des  Versicherten  gefährdende 
Handlung  begeht.  Wenn  jedoch  der  Begünstigte  nur  auf 
einen  Theil  der  versicherten  Summe  Anspruch  machen 
kann,  so  wird  der  Versicherer  nur  von  der  Zahlung 
dieser  Theilsumme  befreit. 

Ein  Drittheil  der  bereits  eingezahlten  Prämien  ist 
in  den  Fällen  der  Punkte  1  und  2  zurückzugeben. 

)6.  Die    Bestimmungen   der  §§    465,    467,    468,   473, 

474,  475,  483,  486  und  487  finden,  insoweit  in  diesem 
Abschnitte  keine  abweichenden  Verfügungen  enthalten 
sind,  der  Natur  der  Sache  gemäss  auch  auf  die  Lebens- 
versicherungen Anwendung. 

)7.  Hinsichtlich  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten 

der  Parteien  dienen,  insoweit  dieselben  nicht  in  diesem 
Abschnitte  festgesetzt  sind,  die  Bestimmungen  des  Ver- 
sicherungsvertrages zur  Richtschnur. 

Vierter  Abschnitt. 
Bückversichernngr  • 

Ö8.  Durch    das   Rückversicherungsgeschäft   verpflichtet 

sich  der  Rückversicherer  dem  Rückversicherten  unter 
Vereinbarung  eines  Gegenwerthes  (Prämie)  zur  Zah- 
lung einer  bestimmten  Summe  für  jene  Leistung,  zu 
welcher  der  Letztere  auf  Grund  des  Versicherungsvertra- 
ges verpflichtet  wird. 

09.  In  dem  Rückversicherungsvertrage    ist  ausser    den 

im  §  469  aufgezählten  Erfordernissen  anzugeben,  ob 
das  Geschäft  als  unmittelbare  oder  mittelbare  Rückver- 
sicherung abzuschliessen  sein  wird. 

IQ  Die   Wirksamkeit    der   Rückversicherung   erlischt, 

wenn  jene  Versicherung,  wegen  welcher  das  Rückver- 
sicherungsgeschäft zu  Stande  gekommen  ist,  ihre  Wirk- 
samkeit verloren  hat. 

In  diesem  Falle  kann  der   Rückversicherer,    wenn 
kein   anderweitiges   Uebereinkommen   getroffen   worden 

15* 
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ist,  die  Prämie,  welche  dem  Versicherer  etwa  zukommt, 
nur  im  Verhältniss  des  übernommenen  ßückversiche- 
nings-Risicos  beanspruchen. 

§511.  Jst   das   Ereigniss   eingetreten,   auf  Grund  dessen 

der  Rückversicherte  seiner  Versicherungs-Verpflichtung 
Genüge  zu  leisten  verpflichtet  ist,  so  hat  er  hievon  den 
Rückversicherer  in  Ermangelung  anderweitigen  Ueber- 
einkommens,  spätestens  binnen  drei  Tagen  nach  erlang- 
ter Kenntniss  zu  verständigen,  widrigenfalls  die  Ver- 
pflichtung des  Letzteren  erlischt. 

§  512.  Die  Zahlungs Verbindlichkeit   des   Rückversicherers 

beginnt,  in  Ermangelung  anderweitigen  Uebereinkom- 
mens,  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  für  den  Rück- 
versicherten die  Zahlungsverbindlichkeit  eintritt. 

§  513.  Hat  der  Rückversicherte  die  Schadenersatz-Summe 

im  Sinne  des  §  483  von  dritten  Personen  ganz  oder 
theilweise  rückerlangt,  so  ist  er  verpflichtet,  hievon 
einen  der  Rückversicherung  entsprechenden  verhältniss- 
mässigen  Theil  dem  Rückversicherer  auszufolgen. 

§  514.  Die  in  den  §§  472,  473,  474,  475,   486  und  487 

enthaltenen  Bestimmungen  sind  auch  für  die  Rückver- 
sicherungen massgebend. 

Achter  Titel. 
Verlagsgeschäft. 

§.  515  Als  Verlagsgeschäft  wird  jenes  Geschäft  angesehen, 

durch  welches  Jemand  (der  Verleger)  ein  ausschliessliches 
Recht  zur  Vervielfältigung,  Veröffentlichung  und  zum 
Vertrieb  eines  fertigen  oder  anzufertigenden  literarischen, 
technischen  oder  artistischen  Werkes  vom  Autor  oder 
dessen   Rechtsnachfolger  erwirbt. 

§  516.  Der  Autor  ist  verpflichtet  dem  Verleger   das   ver- 

sprochene Werk  in  der  vertragsmässig  festgestellten 
Beschaffenheit  und  zur  rechten  Zeit  zu  tibergeben. 

Erfüllt  der  Autor  diese  Verbindlichkeit  aus  eige- 
nem Verschulden  nicht,  so  kann  der  Verleger  nach 
seiner  Wahl  die  Erfüllung  des  Vertrages  und  den  Er- 
satz des  aus  dem  Verzuge  entstehenden  Schadens,  oder 
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wegen  der  Nichterfüllung  Sehadenersatz  fordern,  oder 
vom  Vertrage  abstehen,  gleich  als  ob  derselbe  gar  nicht 
geschlossen  worden  wäre. 

^*-  Insolange   jene     Exemplare   des     zur    Vervielfäl- 

tigung tiberlassenen  Werkes,  auf  deren  Vertrieb  der 
Verleger  ein  Recht  erworben  hat,  nicht  abgesetzt  sind, 
darf  der  Autor  bezüglich  seines  Werkes  keine  Verfü- 
gungen treffen,  welche  zum  Schaden  des  Verlegers  ge- 
reichen könnten ;  namentlich  ist  er  nicht  berechtigt,  eine 
neue  Auflage  des  nämlichen  Werkes  oder  eines  Theiles 
desselben  zu  veranstalten  oder  behufs  Herausgabe  einem 
Andern  zu  überlassen,  oder  in  eine  Gesammtausgabe 
seiner  Werke  oder  in  ein  Sammelwerk  aufnehmen  zu 
lassen. 

Der  Autor  darf  einzelne  Arbeiten,  die  er  für  ein 
Sammelwerk  liefert,  sowohl  einzeln  als  auch  in  einer  Ge- 
sammtausgabe seiner  Werke  veröffentlichen,  vorausge- 
setzt, dass  die  einzelnen  Arbeiten  in  derjenigen  Form, 
in  welcher  sie  als  Bestandtheil  des  Sammelwerkes  er- 
erscheinen,  nicht  selbstständige  Gegenstände  des  Buch- 
oder  Kunsthandels  bilden. 

Kleinere  Arbeiten,  welche  einer  Zeitung  oder 
Zeitschrift  tiberlassen  werden,  fallen  nach  ihrem  Er- 
scheinen dem  freien  Verfügen  des  Autors  anheim. 

18.  Das  Verlagsrecht   verleiht   nicht   zugleich  die  Be- 

ftigniss  zur  üebersetzung  des  Werkes  und  zu  deren 
Herausgabe. 

19«  Der  Verleger  hat  das  im  Manuscript  oder  im  ver- 

einbarten Original  übernommene  Werk  auf  seine  Kosten 
unverändert  zu  vervielfältigen  und  gehörig  in  Vertrieb 
zu  setzen. 

50.  Die  Ausstattung  erfolgt  in  Ermangelung  bestimmter 

Uebereinkunft  in  einer  dem  Zwecke  und  der  Bedeutung 
des  Werkes  entsprechenden  Art. 

Die  Anzahl  der  Exemplare  und  den  Preis  der  ein- 
zelnen Exemplare  bestimmt,  wenn  diesbezüglich  eine 
Vereinbarung  zwischen  den  Parteien  nicht  erfolgt  ist, 
der  Verleger  nach  eigenem  Ermessen;  aber  er  ist  nicht 
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berechtigt  einen  solch  übermässigen  Preis  zu  stellen, 
welcher  den  Absatz  des  Werkes  hindern  könnte. 

§  521.  Schliessen  die  Parteien  einen  Vertrag  hinsichtlich 

einer  neuen  Auflage,  so  ist  bezüglich  dessen^  worüber  sie 
in  neuem  Vertrage  nicht  verfügen,  der  frühere  Vertrag 
massgebend. 

§  522.  Hinsichtlich  des  Umfanges  des   Verlagsrechtes   ist 

die  Vereinbarung  der  Parteien  massgebend.  Im  Zwei- 
fel gibt  der  Vertrag  nur  die  Berechtigung  zu  einer 
Auflage. 

Sind  auch  die  weiteren  Auflagen  des  Werkes  über- 
tragen worden,  so  ist  der  Verleger  nach  vollständigem 
Absatz  der  früheren  Auflage  sofort  eine  neue  Auflage 
zu  veranstalten  verpflichtet. 

§  523.  Unterlässt  der  Verleger  aus   eigenem   Verschulden 

die  Vervielfältigung  und  den  Vertrieb  des  übernom- 
menen Werkes  oder  nach  vollständigem  Absätze  der 
ersten  Auflage  die  Veranstaltung  einer  neuen  Auflage, 
so  kann  der  Autor  nach  seiner  Wahl  die  Erfüllung  des 
Vertrages  und  den  Ersatz  des  aus  der  Nichterfüllung 
entstehenden  Schadens,  oder  wegen  der  Nichterfüllung 
Schadenersatz  fordern,  oder  vom  Vertrage  abstehen, 
gleich  als  ob  letzterer  gar  nicht  geschlossen  worden 
wäre. 

§  524.  Erwirbt  der  Verleger   das    Kecht   zur   Herausgabe 

einzelner  Werke  des  Autors,  so  wird  er  nicht  als  zur 
Veranstaltung  einer  Gesammtausgabe  dieser  Werke 
berechtigt  angesehen. 

Ueberlässt  der  Autor  die  Gesammtausgabe  seiner 
Werke,  so  erwirbt  der  Verleger  kein  Recht  darauf,  die 
einzelnen  Werke  oder  Theile  derselben  abgesondert 
herauszugeben. 

§  525.  Ein  Honorar  kann  der  Autor  nur  dann   vom   Ver- 

leger fordern,  wenn  ein  solches  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend vereinbart  worden  ist.  Das  Honorar  wird 
dann  als  stillschweigend  vereinbart  angesehen,  wenn  nach 
den  Umständen  die  Ueberlassung  des  Werkes  nur  gegen 
Honorar  vorauszusetzen  war.  Das  Honorar  wird  in  die- 
sem Falle  den  Umständen  gemäss  unter  Einvernehmung 
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von  Sachverständigen  vom  Gerichte  bestimmt.  Dasselbe  ge- 
schieht auch  dann,  wenn  ohne  nähere  Bestimmung  über- 
haupt ein  Honorar  vereinbart  wird. 

Wenn  bei  Bestimmung  des  Honorars  eine  gewisse 
Bogenzahl  zu  Grunde  gelegt  worden  ist,  so  ist  der  Ver- 
leger für  den  die  bestimmte  Bogenzahl  übersteigenden 
Theil  ein  Honorar  zu  zahlen  nicht  verpflichtet,  dagegen 
kann  er  vom  Autor  verlangen,  dass  dieser  ein  vollstän- 
diges Werk  liefere. 

Der  Verleger  ist  in  Ermangelung  anderweitiger 
Vereinbarung  das  Honorar,  wenn  ein  solches  für  das 
Werk  überhaupt  bedungen  worden  ist,  bei  üebernahme 
des  vollständigen  Manuscriptes  oder  des  Originales 
sofort  auszuzahlen  verpflichtet ;  ist  dagegen  das  Hono- 
rar nach  Bogen  festgestellt  worden,  so  ist  dasselbe  nach 
Beendigung  der  Vervielfältigung,  und  sofern  das  Werk 
in  Theilen  erscheint,  nach  beendigter  Herstellung  der 
einzelnen  Theile  zu  bezahlen. 

Wird  die  Erfüllung  des  Vertrages  durch  einen  in  der 
Person  des  Verlegers  eingetretenen  Zufall  unmöglich,  so 
wird  der  Verleger  von  der  Zahlung  des  Honorars  nur  be- 
freit, wenn  der  Autor  das  Werk  unter  ebendenselben 
Bedingungen  einem  anderen  Verleger  übergeben  hat. 

Geht  das  zur  Vervielfältigung  übergebene  Werk 
bei  dem  Verleger  durch  Zufall  unter,  so  beschränkt 
sich  dessen  Verbindlichkeit  auf  die  Zahlung  des  Honorars. 

Der  Autor  ist  jedoch  in  einem  solchen  Falle,  sofern 
er  im  Besitze  eines  weiteren  Exemplars  ist,  dasselbe  ge- 
gen Erstattung  seiner  etwaigen  Auslagen  dem  Verleger 
zu  überlassen  verpflichtet. 

Falls  die  schon  fertige  Auflage  vor  Beginn  des  Ver- 
triebes durch  Zufall  gänzlich  oder  theilweise  untergeht, 
ist  der  Verleger  berechtigt,  die  untergegangenen  Exem- 
plare auf  seine  Kosten  zu  ersetzen,  ohne  dass  er  für 
dieselben  dem  Autor  ein  Honorar  zu  zahlen  verpflichtet 
wäre. 

Der  Verlags  vertrag  erlischt ; 

1)  wenn  der  Vertrag  über  ein  fertiges  Werk  ge- 
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schlössen  wurde  und  dieses  Werk  vor  der  Uebergabe 
beim  Autor  durch  Zufall  untergeht; 

2)  wenn  der  Autor  vor  Beendigung  des  Werkes 
stirbt,  oder  an  der  vertragsmässigen  Herstellung  des 
Werkes  anderweitig  durch  Zufall  verhindert  oder  zur 
Herstellung  desselben  unßihig  wird; 

3)  wenn  der  Zweck,  welcher  nach  der  Absicht  der 
Contrahenten  durch  die  Veröffentlichung  erreicht  wer- 
den sollte,  vor  Uebergabe  des  Manuscriptes  oder  Origi- 
nales durch  Zufall  unmöglich  wird. 

Der  Autor,  beziehungsweise  die  Kechtsnachfolger 
desselben  werden  in  den  erwähnten  Fällen  zwar  von 
ihrer  Verbindlichkeit  befreit,  können  aber  kein  Honorar 
fordern,  sind  vielmehr,  wenn  sie  ein  solches  erhalten 
haben,  dasselbe  zurückzuerstatten  verpflichtet. 

Tritt  dagegen  der  unter  Punkt  3  erwähnte  Um- 
stand nach  Uebergabe  des  Manuscriptes  oder  Origina- 
les ein,  so  können  der  Autor  oder  die  Kechtsnachfolger 
desselben  ein  Honorar  fordern,  sind  beziehungsweise 
nicht  verpflichtet,  das  erhaltene  Honorar  zurückzuerstatten. 

§  532.  Der  Autor  ist  berechtigt  den  Vertrag  einseitig  auf- 

zulösen, wenn  der  Verleger  in  Concurs  geräth. 

Hat  jedoch  die  Vervielfältigung  schon  begonnen,  so 
kann  die  Concursmassa  des  Verlegers,  sofern  sie  dem 
Autor  genügende  Sicherheit  leistet,  den  Vertrag  aufrecht- 
halten. 

§  533.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  dienen  mit  einer 

der  Natur  der  Sache  entsprechenden  Anwendung  auch  in 
dem  Falle  zur  Richtschnur,  wenn  das  Verlagsgeschäft  mit 
dem  Eigenthtimer  eines  literarischen,  technischen  oder 
artistischen  Werkes  abgeschlossen  wird,  welcher  nicht 
Rechtsnachfolger  des  Autors  ist. 

Neunter  Titel. 
Mäklergeschäft. 

^  534.  Die   Vermittlung  der   Abschliessung  von  Handels- 

geschäften wird  als  Mäklergeschäft  und  derjenige,  wel- 
cher solche  Geschäfte  gewerbemässig  betreibt,  als  Mäk- 
ler angesehen. 
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Der  mit  der  Vermittlung  des  Geschäftes  betraute 
Mäkler  kann  noch  nicht  als  berechtigt  angesehen  werden, 
eine  Zahlung  oder  eine  andere  im  Vertrage  bedungene 
Leistung  in  Empfang  zu  nehmen. 

35.  Der  Mäkler  ist,  sofern  er  nicht  durch  die  Parteien 

zum  Gegentheile  berechtiget  worden  ist  oder  die  Natur 
des  Geschäftes  nicht  das  Gegentheil  verlangt,  über  die 
Aufträge,  Verhandlungen  und  Abschlüsse  dritten  Per- 
sonen gegenüber  zur  Verschwiegenheit  verpflichtet. 

5.  Der  Mäkler    muss    ein  Tagebuch  führen,   die  ab- 

geschlossenen Geschäfte  täglich  in  dasselbe  eintra- 
gen und  die  geschehenen  Eintragungen  täglich  unter- 
zeichnen. 

,  Das  Tagebuch,  welches  gebunden,  Blatt  für  Blatt 
mit  fortlaufenden  Zahlen  versehen  und  parafirt  sein 
muss,  ist  vor  dem  Gebrauch  durch  jenen  Gerichtshof  zu 
beglaubigen,  in  dessen  Sprengel  der  Mäkler  sein  Ge- 
schäft zu  betreiben  beabsichtigt. 

Wenn  sich  der  Mäkler  ausschliesslich  mit  der  Ver- 
mittlung von  Handelsgeschäften  befasst,  so  ist  er  nicht 
verpflichtet,  ausser  dem  Tagebuche  sonstige  Bücher  zu 
fähren. 

7.  Die  Eintragungen  in  das  Tagebuch,  die  in  welcher 
lebenden  Sprache  immer  geschehen  können,  müssen  die 
Namen  der  Contrahenten,  die  Zeit  des  Geschäftsabschlus- 
ses, die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  die  Bedin- 
gungen des  Geschäftes,  insbesondere  bei  dem  Verkauf  der 
Waaren  die  Gattung  und  Menge  derselben,  sowie  den 
Preis  und  die  Zeit  der  Lieferung  enthalten. 

Diese  Eintragungen  müssen  nach  der  Zeitfolge, 
ohne  dass  leere  Zwischenräume  gelassen  würden,  vorge- 
nommen werden. 

8.  Der  Mäkler  hat  bei  der  Vermittlung  des  Geschäf- 
tes mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  im 
Sinne  des  Auftrages  und  den  Interessen  der  Parteien 
entsprechend  vorzugehen.  Er  muss  nach  Abschluss  des 
Geschäftes  jeder  Partei  eine  von  ihm  unterzeichnete 
Schlussnote,  welche  die  als  Gegenstand  der  Eintragung 
bezeichneten  Thatsachen  (§  537)  enthält,  einhändigen. 
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Bei  Geschäften,  welche  nicht  sofort  zu  erfüllen 
sind,  ist  die  Schlussnote  den  Parteien  zur  Unterschrift 
einzuhändigen  und  jeder  Partei  jenes  Exemplar  zu  über- 
senden, das  die  andere  Partei  unterschrieben  hat. 

Verweigert  eine  Partei  die  Annahme  oder  die  Unter- 
schrift der  Schlussnote,  so  hat  der  Mäkler  die  andere 
Partei  hievon  sofort  zu  verständigen. 

§  539.  Der  Mäkler  ist  verpflichtet  den  Parteien  auf  deren 

Verlangen  aus  seinem  Tagebuch  Auszüge  zu  geben,  welche 
alles  enthalten  müssen,  was  von  dem  Mäkler  bezüglich 
des  die  Parteien  betreffenden  Geschäftes  eingetragen 
worden  ist. 

Für  dritte  Personen  können  derlei  Auszüge  nur 
mit  Einwilligung  der  betheiligten  Parteien  ausgestellt 
werden. 

§  540.  Der  Abschluss  eines  durch  den    Mäkler  vermittel- 

ten Vertrages  ist  von  der  in  den  §§  537  und  538  fest- 
gesetzten Eintragung,  beziehungsweise  von  der  Aushän- 
digung der  Schlussnote   unabhängig. 

Diese  Thatsachen  dienen  nur  als  Beweis  des  Ver- 
tragsabschlusses. 

§  541.  Das  ordnungsmässig  geführte  Tagebuch,  sowie  die 

ordnungsmässig  ausgefertigte  Schlussnote  eines  Mäklers 
liefern  für  den  Abschluss  des  Geschäftes  und  dessen  Inhalt 
einen  unvollständigen,  durch  Eid  oder  durch  andere  Be- 
weismittel ergänzbaren  Beweis. 

Jedoch  hat  das  Gericht  auf  Grund  der  obwalten- 
den Umstände  nach  seinem  Ermessen  zu  entscheiden, 
ob  der  Inhalt  des  Tagebuches  und  der  Schlussnote  als 
Beweis  anzusehen,  ob  zu  diesen  noch  der  Eid 
des  Mäklers  oder  ein  sonstiger  Beweis  zu  fordern,  ob 
insbesondere  die  Weigerung,  die  Schlussnote  anzuneh- 
men oder  zu  unterschreiben,  bei  der  Beurtheilung  der 
Sache  von  Erheblichkeit  sei  oder  nicht. 

§  542.  Die  in  den  §§  32,  33  und  35  dieses  Gesetzes  ent- 

haltenen Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Tagebücher 
der  Mäkler   Anwendung. 

§  543.  Im  Laufe   eines   Rechtsstreites  kann   das   Gericht 

anordnen,  dass  das  Tagebuch  des  Mäklers  behufs  Verglei- 
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chung  mit  der  Schlussnote,   dem   Auszuge  und   den   an- 
deren Beweisen  vorgelegt  werde. 

Zu  dieser  Vorlegung  kann  der  Mäkler  unter  Ver- 
hängung der  im  §  21  festgesetzten  Geldstrafe  verhalten 
werden. 

Der  Mäkler  ist,  sofern  er  nicht  durch  die  Parteien,^ 
oder  mit  Kticksicht  auf  die  Gattung  der  Waare  durch 
den  Ortsgebrauch  davon  entbunden  ist,  bei  jedem  durch 
seine  Vermittlung  nach  Probe  zu  Stande  gekommenen 
Verkaufe  verpflichtet,  die  Probe,  nachdem  er  dieselbe 
behufs  Wiedererkennung  gezeichnet  hat,  so  lange  auf- 
zubewahren, bis  die  Waare  ohne  Einw^endung  hinsicht- 
lich ihrer  Beschaffenheit  übernommen  oder  das  Ge- 
schäft  in    anderer  Weise  abgewickelt  worden  ist. 

IS.  Mäkler,  die  ihre  in  diesem  Gesetze    festgesetzten 

'  Pflichten  verletzen  oder  vernachlässigen,  haften  den  Par- 
teien für  den  hieraus  entstehenden  Schaden. 

46.  Der  Mäkler  hat  für  seine  Vermittlung  Anspruch 
auf  die  im  folgenden  §  festgesetzte  Gebühr.  Diese 
Gebühr  kann  in  Ermangelung  eines  anderen  Ueberein- 
kommens  dann  gefordert  werden,  wenn  das  Geschäft 
abgeschlossen  oder  das  bedingungsweise  geschlossene 
Geschäft  zu  einem  unbedingten  geworden  und  der  Mäk- 
ler seiner  Verpflichtung  wegen  Zustellung  der  Schluss- 
note nachgekommen  ist. 

Ist  das  Geschäft  nicht  zum  Abschlüsse  gekommen 
oder  nicht  zu  einem  unbedingten  geworden,  so  kann 
für  die  Vermittlung  eine  Mäklergebühr  nicht  gefordert 
werden. 

47.  Die  Höhe  der  Mäklergebühr  bildet  den  Gegenstand 
freien  TJebereinkommens.  In  Ermangelung  einer  sol- 
chen Vereinbarung  oder  eines  andern  Ortsgebrauches 
gebührt  dem  Mäkler  unter  Zugrundelegung  des  Werthes,. 
welchen  das  vermittelte  Geschäft  repräsentirt,  bis  zu 
5000  Gulden  ein  halbes  Percent,  und  über  diese  Summe 
hinaus  ein  Viertel-Percent  an  Mäklergebühr. 

Diese  Gebühren  haben  die  Parteien  in  Ermange- 
lung eines  andern  üebereinkommens  oder  wenn  der  Orts- 
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gebrauch  nicht  ein  Anderes  festsetzt,  zu  gleichen  Theilen 
zu  tragen. 

§  548.  Wenn  der   Mäkler  stirbt,   wenn    er  sein   Geschäft 

aufgibt  oder  dasselbe  aus  welchem  Grunde  immer  nicht 
weiter  betreiben  kann,  so  ist  sein  Tagebuch  bei  jenem 
Gerichtshofe  zu  hinterlegen,  in  dessen  Sprengel  der 
Mäkler  sein  Geschäft  betrieben  hat. 


Uebergangs-  und  verschiedenartige  Bestimmungen. 

§  549.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 

werden  alle  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  sich  auf 
Gegenstände  des  Handelsgesetzes  und  auf  die  durch  das- 
selbe geregelten  Verhältnisse  beziehen,  sofern  dieselben 
durch  dieses  Gesetz  nicht  aufrechterhalten  werden,  aus- 
ser Kraft  gesetzt. 

Die  Bestimmungen  des  XXXIV.  Gesetzartikels  vom 
Jahre  1871  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

§  550.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 

werden  neue  Firmenregister  eröffnet.  In  die  altern 
Firmenregister  können  Eintragungen  nur  insoweit  ge- 
schehen, als  sie  die  Löschung  einer  früheren  Eintra- 
gung bezwecken. 

^551.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  nach  welchen 

die  Handelsfirmen  zur  Eintragung  in  das  Firmenregister 
anzumelden  und  die  Unterschriften  bei  dem  zur  Erledi- 
gung von  Handelssachen  berufenen  Gerichtshofe  zu  be- 
glaubigen, beziehungsweise  in  beglaubigter  Form  einzu- 
reichen sind,  müssen  auch  von  jenen  Kaufleuten  einge- 
halten werden,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  vor  dem  Be- 
ginne der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  bereits  begonnen 
haben,  gleichviel  ob  sie  schon  eingetragen  waren  oder 
nicht.  Zu  diesem  Zwecke  wird  eine  von  dem  eben  er- 
wähnten Zeitpunkte  an  zu  rechnende  sechsmonatliche 
Frist  festgesetzt,  nach  deren  Verlauf  die  Säumigen  zur 
Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  unter  Ver- 
hängung der  im  §  21  festgesetzten  Geldstrafe  zu  ver- 
halten sind. 


>. 
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Die  Beschränkungen,  welche  die  §§  11,  13,  14,  IT 
und  18  dises  Gesetzes  hinsichtlich  des  Gebrauches  einer 
Firma  festsetzen,  finden  auf  eine  Firma,  welche  schon  vor 
Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  gebraucht  wor- 
den, ist  keine  Anwendung,  wenn  diese  Firma  inner- 
halb der  erwähnten  Zeitfrist  behufs  Eintragung  in  das 
Handelsfirmenregister  angemeldet  wird. 

So  lange  das  gegenwärtige  Concursgesetz  in  Wirk- 
samkeit ist,  bleiben  die  auf  die  Allatur,  Dos  und  Para- 
phernalien  bezüglichen  Bestimmungen  des  §  9  des  XVL 
Artikels    vom   Jahre  1840  in  Kraft. 

Sind  bis  zum  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  Allatur,  Dos  und  Paraphernalien  eingetragen 
worden,  so  sind  dieselben  innerhalb  der  im  §  551  festgesetz- 
ten Frist  behufs  Eintragung  in  das  neue  Firmenregister 
anzumelden,  widrigenfalls  ihnen  im  Falle  des  Concur- 
ses  keine  Priorität  gebührt.  Um  diese  Eintragung  kana 
auch  die  Gattin  ansuchen. 

Befinden  sich  die  auf  die  frühere  Eintragung  be- 
züglichen Eingaben  und  Urkunden  im  Originale  bei 
dem  Gerichtshofe,  bei  welchem  die  Anmeldung  zu  ge- 
schehen hat,  so  genügt  es,  sich  in  der  Anmeldung  auf 
die  frühere  Eintragung  und  deren  Beilagen  zu  berufen. 

Mit  der  Kundmachung  der  in  das  neue  Firmen- 
register erfolgten  Eintragung  verlieren  sämmtliche  auf 
die  Firma  bezüglichen  und  in  dem  bisherigen  Firmen- 
register  enthaltenen  Eintragungen  ihre  Wirksamkeit. 

Sämmtliche  in  den  bisherigen  Firmenregistern  ent- 
haltenen Eintragungen  verlieren  auch  in  dem  Falle 
ihre  Wirksamkeit,  wenn  die  vorgeschriebenen  Anmel- 
dungen nicht  innerhalb  der  im  §  551  festgesetzten  Frist 
erfolgen. 

Wenn  der  Eigenthümer  (Principal)  eines  Hand- 
lungsgeschäftes die  von  ihm  vor  Beginn  der  Wirksam- 
keit dieses  Gesetzes  ertheilte  Procura  bei  Gelegenheit  der 
im  §  551  erwähnten  Anmeldung  oder  vor  Ablauf  von 
sechs  Monaten  vom  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  an   gerechnet,    nicht   widerruft,    so   wird   der 
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Procurist  als  ein  mit  dem  iu  diesem  Gesetz  festgesetz- 
ten Wirkungskreise  bestellter  Procurist  angesehen. 

§  556.  Jene  Verfügungen  der  im  Sinne   des  2,  Abschnit- 

tes des  XVIII.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1840  zu  Stande 
gekommenen  Gesellschaftsverträge,  welche  den  im  Ver- 
tragswege nicht  abänderlichen,  insbesondere  den  auf  die 
Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft  gegenüber  dritten 
Personen  bezüglichen  Bestimmungen  zuwiderlaufen,  ver- 
lieren nach  Ablauf  der  im  §  551  festgesetzten  Frist 
ihre  Wirksamkeit. 

Wird  jedoch  der  Gesellschaftsvertrag  innerhalb 
der  erwähnten  Frist  behufs  Eintragung  in  das  neue 
Firmenregister  angemeldet,  so  verlieren  jene  Verfügungen 
desselben,  welche  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
zuwiderlaufen,  mit  der  Kundmachung  der  Eintragung 
ihre  Wirksamkeit. 

§  557.  Jene    Actiengesellschaften   und    Genossenschaften, 

welche  bis  zum  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gese- 
tzes nach  der^bisherigen  Gepflogenheit  zu  Stande  gekom- 
men sind,  müssen  auch  dann  in  die  neuen  Handelsfir- 
menregister eingetragen  werden,  wenn  sie  hinsichtlich 
ihrer  Entstehung  den  in  diesem  Gesetze  festgesetzten 
Erfordernissen  nicht  entsprechen. 

§  558.  Jene    Actiengesellchaften    und    Genossenschaften, 

welche  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
zum  Beginne  ihrer  Thätigkeit  berechtigt  worden  sind, 
haben  ihre  Statuten  innerhalb  der  im  §  551  festgesetz- 
ten Frist  im  Sinne  dieses  Gesetzes  abzuändern. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  die  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  Berechtigten  zur  Abänderung  der  Sta- 
tuten unter  Verhängung  der  im  §  21  festgesetzten  Geld- 
strafe zu  verhalten. 

§  559.  Jene  Verfügungen  der  Statuten    der    vor    Beginn 

der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  errichteten  Actienge- 
sellschaften und  Genossenschaften,  welche  den  durch 
die  Statuten  nicht  abänderlichen  Verfügungen  dieses  Ge- 
setzes zuwiderlaufen,  treten  nach  Ablauf  der  im  §  551 
festgesetzten  Frist  ausser  Wirksamkeit. 
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Bei  den  nach  den  Bestimmungen  des  Berggesetzes 
constituirten  oder  in  Zukunft  zu  coustituirenden  Ge- 
werkschaften sind  hinsichtlich  ihrer  Organisation,  sowie 
der  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschafter  untereinander 
und  dritten  Personen  gegenüber  auch  in  Zukunft  die 
Bestimmungen  des  Berggesetzes  massgebend. 

Auf  die  ungarische  Bodencredit-Anstalt  finden  jene 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung,  welche 
sich  auf  die  Verantwortlichkeit  der  ausgeschiedenen 
Genossenschafter  (§  236  und  Abs.  2  des  §  238),  sowie 
auf  die  Verjährung  (§  254)  der  Klagen  beziehen,  die 
gegen  die  Genossenschafter  anhängig  gemacht  werden 
können. 

Jene  Eingaben,  welche  innerhalb  sechs  Monate 
vom  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  an  ge- 
rechnet eingereicht  werden,  sind  Stempel-  und  gebüh- 
renfrei, wenn  sie  die  in  das  neue  Firmenregister  zu 
erfolgende  Eintragung  einer  nach  der  bisherigen  Gepflo- 
genheit giltig  geschehenen  Protocollirung  zum  Zwecke 
haben. 

Hinsichtlich  der  Beweiskraft  der  bis  zum  Beginne 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  geschehenen  Eintra- 
gungen in  die  HandelsbUcher  und  der  Dauer  dieser  Be- 
weiskraft haben  die  bisherigen  Gesetze  zur  Anwendung 
zu  kommen. 

Die  auf  Verjährung  bezugnehmenden  Bestimmun- 
gen dieses  Gesetzes  finden  auf  Fälle,  in  welchen  die 
Verjährung  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes schon  begonnen  hat,  keine  Anwendung,  wenn 
zui-  Vollendung  der  bereits  begonnenen  Verjährung  eine 
kürzere  als  die  in  diesem  Gesetze  festgesetzte  Ver- 
jährungsfrist erforderlich  ist. 

Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes hört  die  Institution  der  beeideten  Sensale  auf. 
Die  Beweiskraft  der  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  von  sol- 
chen Sensalen  geführten  Bücher  und  ausgestellten 
Schlussnoten  ist  nach  den  bisherigen  Vorschriften  zu 
beurtheilen. 
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Die  Bücher  der  Sensale  sind  innerhalb  der  im 
§  551  festgesetzten  Frist  im  Originale  bei  jenem  Ge- 
richtshof zu  hinterlegen,  in  dessen  Sprengel  der  Sensal 
sein  Geschäft  betrieben  hat. 

§  566.  Mit  der  Bestimmung  des  Zeitpunktes,  in  welchem 

dieses  Gesetz  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  sowie  mit 
der  Durchfühung  dieses  Gesetzes  wird  der  Minister  für 
Ackerbau,  Gerwerbe  und  Handel  und  in  Ansehung  der 
Kechtspflege  der  Justizminister,  beziehungsweise  für 
Croatien  und  Slavonien  der  Banus  von  Groatien,  Sla- 
vonien  und  Dalmatien  betraut. 
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Verordnung 

des  k.  ung.  Ministers  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel. 
Auf  Grund  der  im  §.  566  des  G.-A.  XXXVII  :  1875 
mir  ertheilten  Ermächtigung  lasse  ich  das  in  diesen  Gesetz- 
artikel enthaltene  Handelsgesetz  vom  1.  Jänner  des  Jahres 
1876  an  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  ungarischen  Krone  ins 
Leben  treten. 

Budapest,  1.  December  1875. 

Baron  Ludwig   Simonyim.  p. 

IL 

Verordnung, 

erlassen  vom  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel  und  vom  Justizminister  im 
Einverständnisse  mit  dem  Fina  n  z  mini  s  ter 
und    dem    Minister    für   öffentliche   Arbeiten 

und  Communication. 

Oiltig    für    das    ganze    Gebiet    der    Budapester    und    Maroa- 

Väsärhelyer  kön.  Tafel, 

Welche  Anwendung  die  im  I.  Theil  des  G.-A.  XXXVII : 
1875  enthaltenen  Titel  3,  4  und  5  auf  die  Handelsunterneh- 
mungen des  Staates  zu  finden  haben,  wird  auf  Grund 
der  in  den  §§.  4  und  566  dieses  Gesetzartikels  ertheilten 
Ermächtigung  folgendermassen  geregelt: 

§.  1.  Handelsunternehmungen  des  Staates  sind  zur 
Firma-Protocollirung  verpflichtet ;  solche  sind  namentlich  ; 

a)  die  Staats-Eisenbahnen ; 

h)  das  Personen-  und  Waaren-Transport-  (Fahrpost-) 
Geschäft,  sowie  das  Geldanweisungs-Geschäft  der  k.  Posten ; 

c)  die  Aerarial-Fabriken,  Druckereien,  Bergwerke,  Hüt- 
ten und  Productenverschleisse,  diejenigen  ausgenommen,  wel- 
che sich  mit  Monopol-Artikeln  befassen,  da  die  Staatsmono- 
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pols-Unternehmungen  überhaupt  nicht  in  die  Handels-Firmen- 
register eingetragen  werden  können ; 

d)  der  von  den  Landes-Strafanstalten  und  den  Gefäng- 
nissen der  kön.  Gerichtshöfe  häuslich  manipulirte  Gewerbe- 
betrieb, insoferne  er  den  Kreis  des  Kleingewerbes  über- 
schreitet ; 

e)  das  k.  Versatzamt, 

§.  2.  Die  Anmeldung  der  Firma  ist  bei  den  Staats- 
Eisenbabnen  durch  die  Direction,  bei  der  k.  Post  durch  die 
betreffenden  Districts-Postdirectionen,  bei  den  übrigen  Staats- 
unternehmungen durch  den  das  Geschäft  leitenden  localen 
Oberbeamten  bei  demjenigen  Gerichtshof,  in  dessen  District 
das  Unternehmen  seine  Niederlassung  besitzt,  hinsichtlich 
der  Gebiete  des  Budapester  k.  Gerichtshofes  und  des  k.  Ge- 
richtshofes für  den  Pester  Landbezirk  aber  bei  dem  Buda- 
pester k.  Handels-  und  Wechselgerichtshofe  zu  bewerkstelli- 
gen. (H.-G.  §§.  16  und  18.) 

Diese  Anmeldung  erfolgt  durch  den  das  Geschäft  lei- 
tenden Oberbeamten  und  auf  Grund  der  Beschlussfassung 
des  competenten  k.  Ministers. 

Eben  dieser  Beamte  ist  gehalten,  jede  in  Bezug  auf 
die  Firma  geschehene  Veränderung,  behufs  Eintragung 
anzumelden  (H.-G.  §.  19.) 

§.  3.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  irgend  eine  Unter- 
nehmung des  Staates  eine  commercielle  sei  und  ob  sie  ver- 
möge ihres  Umfanges  zur  Eintragung  geeignet  sei  (H.-G. 
§.  5  und  §.  259,  Punkt  6),  steht  dem  zur  Firmen-Eintragung 
berufenen  Gerichtshofe  zu. 

§.  4.  Die  Handels-Unternehmung  entlehnt  ihre  Firma 
von  dem  Gegenstande  ihres  Geschäfts  und  in  dieser  Firma 
ist  jedenfalls  auch  der  staatliche  Charakter  der  Unterneh- 
mung ersichtlich  zu  machen. 

§.  5.  Als  Firmen-Inhaber  ist  immer  der  ungarische  Staat 
einzutragen. 

§.  6.  Bei  Staats-Unternehmungen  findet  eine  Zeichnung 
der  Firma  oder  deren  Beglaubigung  (H.-G.  §.  16)  nicht  statt. 

Die  Firma  ist  mit  der  Erklärung  anzumelden,  dass  die 
Geschäftsleitung  der  Unternehmung  sowie  die  Firmazeich- 
nung durch  Beamte  als  Handels-Bevollmächtigte  bewerkstel- 
ligt werden  wird. 

§.  7.  Die  Handels-UnternehmuDgen  des  Staates  sind  in 
die  Einzelfirmen-Register  einzutragen. 

Die  im  Sinne  des  Alinea  2  des  §.  6  abgegebene  Erklä- 
rung ist  in  der  Rubrik  „Anmerkungen"  zu  erwähnen. 

§.  8.  Wenn  die  Eintragung  einer  zur  Eintragung 
verpflichteten  Staats-Unternehmung  verabsäumt  wurde,  ist 
der  competente  Gerichtshof  gehalten,    die  betreflFende  vorge- 
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setzte  Behörde  darauf  aufmerksam  zu  machen  und  nach  er- 
folglosem Ablauf  des  anzuberaumenden  Termins  den  Fall 
dem  Justizministerium  anzuzeigen. 

§.  9.  Bei  den  Handels-Ünternehmungen  des  Staates 
wird  die  Führung  der  Bücher  durch  die  von  den  betreffen- 
den Ministern  erlassenen  diesfälligen  Instructionen  geregelt. 
Die  nach  diesen  Instructionen  geführten  Bücher  werden,  was 
ihre  Glaubwürdigkeit  betrifft,  so  angesehen,  wie  die  nach 
-§.  25  des  Handelsgesetzes  geführten  Bücher. 

Die  §§.  26,  27  und  28  des  Handelsgesetzes  finden  keine 
Anwendung  auf  die  Staats-Unternehmungen. 

Hinsichtlich  der  Aufbewahrung  und  Copirung  der  Ge- 
schäftsbriefe (§§.  29  und  30  des  H.-G.)  sind  die  Handela- 
Unternehmungen  des  Staates  nur  an  die  diesbezüglich  beste- 
henden oder  zu  erlassenden  Instructionen  gebunden. 

§.  10.  Da  bei  Handels-Unternehmungen  des  Staates 
keine  Procuristen  bestellt  werden  (§.  6),  so  können  solche 
auch  nicht  in  das  Firmenregister  eingetragen  werden. 

§.  11.  Die  bei  Staats-Unternehmungen  angestellten  Be- 
amten sind  vermöge  ihrer  diesbezüglichen  Eigenschaft  als 
Handelsbevollmächtigte  anzusehen  und  geben  die  Unterschrift 
mit  Bezeichnung  ihrer  Amtseigenschaft. 

Der  Umfang  ihrer  Bevollmächtigung  ist  nach  ihrem  amt- 
lichen Wirkungskreis  zu  beurtheilen. 

Dieser  amtliche  Wirkungskreis  ist  jeder  betheiligten 
Partei  auf  deren  Wunsch  mitzutheilen. 

Budapest,  1.  December  1875. 

Baron  Ludwig  Simonyi  m.  p. 
BelaPerczelm.  p. 

III. 

Verordnung 

des  k.  ung.  Ministers   für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel  und  des  Justizministers  in  Ange- 
legenheit der   Einrichtung    undFührung    der 
Handelsfirmen-Register. 

Giltig  für    das    ganze    Gebiet    der    Budapester   und    Maros-Väsärhelyer    kön. 

Tafel. 

Zufolge  der  im  §.  7  des  G.-A.  XXX VII  :  1875  erlang- 
ten Ermächtigung  wird  die  Einrichtung  und  Führung  der 
Handelsfirmen-Register  folgendermassen  geregelt : 

§.  1.  Mit  Ausnahme  des  Budapester  Gerichtshofes  und 
des  Gerichtshofes  für  den  Pester  Landbezirk  sind  bei  jedem 
Gerichtshofe  über  die  in  dessen  Sprengel  befindlichen  sämmtli- 
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chen  Firmen  und  Zweigniederlassungen  vom  Tage  des  Ins- 
lebentretens  des  Handelsgesetzes  angefangen  neue  Handels- 
firmen-Register zu  führen. 

§.  2.  Die  Handelsfirmen-Register  sind  zweierlei : 

1)  Die  Register  der  Einzelfirmen  für  die  Firmen  der 
im  §.  11  des  Handelsgesetzes  erwähnten  Kaufleute  ; 

2)  die  Register  der  Gesellschaftsfirmen  für  die  Firmen 
der  Handelsgesellschaften  (§.  61  des  Handelsgesetzes). 

§.  3.  Die  im  §.  5  des  Handelsgesetzes  erwähnten  Per- 
sonen können  in  die  Einzelfirmen-Register  und  deren  Vereini- 
gungen in  die  Gesellschaftsfirmen-Register  nur  unter  den 
im  citirten  Paragraphe  aufgezählten  Bedingungen  eingetragen 
werden. 

Wenn  über  diese  Bedingungen  ein  Zweifel  entsteht,  so- 
ist  die  Gewerbebehörde  über  Aufforderung  des  Gerichtes 
verpflichtet,  diesem  die  nothwendigen  Daten  mitzutheilen. 
Das  Gericht  entscheidet  nach  seiner  Einsicht,  auf  Grund  der 
erhaltenen  Daten,  über  diese  Eintragung. 

§.  4.  Die  Einzelfirmen-Register  sind  nach  dem  Formu- 
lare sub  A  in  folgende  8  Rubriken  zu  theilen  : 

In  die  erste  Rubrik  wird  die  laufende  Zahl  d^r  Firma 
und  die  die  einzelnen  Eintragungen  bezeichnende  Subnummer 
eingetragen. 

In  die  zweite  das  Datum  und  die  ProtocoUszahl  des 
die  Eintragung  anordnenden  richterlichen  Bescheides. 

In  die  dritte  der  wörtliche  Text  der  Firma. 

In  die  vierte  der  Ort  der  Hauptniederlassung  und 
der  eventuell  vorhandenen  Zweigniederlassungen. 

In  die  fünfte  der  Inhaber  der  Firma. 

In  die  sechste  der  Name  des  Procuristen,  oder  wenn 
eine  Collectiv-Procura  vorkommt,  die  Bezeichnung  dieses 
Verhältnisses. 

In  die  siebente  die  Registraturszahl. 

In  die  a  c  h  t  e  alle  jene  Umstände,  die  ihrer  Natur  zu- 
folge in  die  übrigen  Rubriken  nicht  aufgenommen  werden 
können,  namentlich  die  Allatur,  Dos  und  Paraphernalie» 
(Handelsgesetz  §.  552),  die  Concurseröffnung  (ebend.  §.  23), 
die  in  den  §§.  6  und  15  gegenwärtiger  Verordnung  umschrie- 
benen Anmerkungen,  die  Löschung  der  Firma  u.  s.  w. 

Auf  jedes  Firmenregister-Blatt  sind,  unter  einander  in 
der  Mitte  durch  eine  Doppellinie  getrennt,  in  der  Regel  zwei 
Einzelfirmen  einzutragen. 

§.  5.  Jede  spätere  Eintragung  ist  selbst  für  den  Fall,, 
wenn  sich  dieselbe  auf  eine  Berichtigung  oder  Ergänzung 
bezieht,  von  den  früheren  durch  eine,  sämmtliche  Rubriken 
durchschneidende  Linie  zu  trennen. 

§.  6.  Wenn  das  der  Firma  gewidmete  Blatt  voll  ist,  sa 
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ist  für  die  Fortsetzung  der  Eintragungen  ein  neues  Blatt  zu 
eröffnen,  auf  welches  sämmtliche  noch  giltigen  Eintragungen 
in  einer  Zeile  zu  übertragen  sind. 

Neben  der  Nummer  des  neuen  Blattes  ist  unter  Klam- 
mer zu  setzen  :  „Fortsetzung  des  Blattes  Nr ". 

Die  Subnummer  der  einzelnen  Eintragungen  ist  neu  zu 
beginnen. 

Das  alte  Blatt  ist,  mit  rother  Tinte  durchstrichen  (X), 
abzuschliessen  und  in  der  letzten  Rubrik  desselben  das  Wort 
r  abgeschlossen"  mit  Berufung  auf  das  neue  Blatt  anzu- 
merken. 

§.  7.  Die  Gesellschaftsfirmen-Register  sind  nach  dem 
sub  B  befindlichen  Formulare  in  folgende  acht  Rubriken  ein- 
zutheilen. 

In  die  erste  Rubrik  wird  die  laufende  Zahl  der  Firma 
und  die  Subnummer  der  einzelnen  Eintragungen  eingeschrieben. 

In  die  zweite  das  Datum  und  die  Protocollzahl  des 
die  Eintragung  anordnenden  richterlichen  Bescheides. 

In  die  dritte  der  wörtliche  Text  der  Firma. 

In  die  vierte  der  Ort  der  Hauptniederlassung  und 
der  eventuell  vorhandenen  Zweigniederlassungen. 

In  die  fünfte  die  Procuristen  und  die  Liquidations- 
Firmaführer,  und  falls  eine  Collectiv-Procura  vorliegt,  die 
Bezeichnung  dieses  Rechtsverhältnisses. 

In  die  sechste  die  Rechtsverhältnisse  der  Gesell- 
schaft, insbesondere :  bei  Collectiv-Gesellschaften 
der  Name  der  Gesellschafter,  deren  bürgerliche  Stellung  und 
Wohnort  und  der  Zeitpunkt  der  Entstehung  der  Gesellschaft ; 
bei  Commandit-Gesellschaften  der  Name  der 
Commanditisten  und  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter, 
deren  bürgerliche  Stellung  und  Wohnort,  sowie  die  Vermö- 
gens-Einlage eines  jeden  einzelnen  Commanditisten,  endlich 
bei  Actiengesellschaften  und  Genossen- 
schaften die  in  den  §§.  10  und  11  näher  bezeichneten 
Daten. 

In  die  siebente  die  Registraturszahl. 

In  die  achte  all'  jene  Umstände,  welche  ihrer  Natur 
nach  in  die  übrigen  Rubriken  nicht  aufgenommen  werden 
können,  insbesondere  die  AUatur,  Dos  und  Paraphernalien 
der  Frauen  der  Complementäre  (H.-G.  §.  552),  die  Concurs- 
Eröffnung  (§.  23),  die  im  §.  9  der  gegenwärtigen  Verordnung 
umschriebenen  Eintragungen,  die  Löschung  der  Firma  u.  s.  w. 

§.  8.  Für  jede  Gesellschaft  wird  ein  ganzes  Registerblatt 
(zwei  Seiten)  eröffiaet. 

§.  9.  Für  Actiengesellschaften  nnd  Genossenschaften 
sind  mehrere  aufeinander  folgende   Blätter   zu   eröffnen   und 
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ist  gleichzeitig  in  die  dritte  Rubrik  eines  jeden  Blattes  der 
Text  der  Firma  in  vorhinein  einzuzeichnen. 

Die  §§.  5  und  6  gelten  auch  für  die  Register  der 
Gesellschafts-Firmen. 

§.  10.  Bei  Actiengesellschaften  sind  in  die  sechste  Ru- 
brik einzutragen  : 

1.  Das  Datum  der  Statuten  und  der  dieselben  modi- 
ficirenden  Generalversammlungs-Beschlüsse  ; 

2.  der  Gegenstand  des  Unternehmens  und  die  Dauer  der 
Gesellschaft ; 

3.  die  Grösse  des  Stammcapitals,  die  Zahl  und  der 
Nominalwerth  der  Actien  oder  Actien-Antheile  ; 

4.  die  Zahl  und  der  Nominalwerth  der  eventuell  ausge- 
gebenen oder  auszugebenden  Prioritäts-Obligationen  ; 

5.  die  Angabe  dessen,  ob  die  Actien  auf  den  Namen 
oder  auf  den  Inhaber  ausgestellt  wurden  ; 

6.  die  Art  und  Weise  der  Kundmachung  der  Be- 
schlüsse  der  Gesellschaft  (H.-G.-B.  §.  158)  ; 

7.  die  Mitglieder  der  Direction  und  jede  unter  denselben 
vorgefallene  Aenderung  (H.-G.-B.  §.  184)  ; 

8.  die  Nummer  der  Urkundensammlung. 

B6i  ausländischen  Actiengesellschaften  noch  ausserdem  : 

1.  Der  Name  der  Mitglieder  der  hierländischen  Ver- 
tretung und 

2.  die  Höhe  des  hier  placirten  Gapitals  (H.-G.  §.  212). 
§.  11.  Bei  Genossenschaften    ist  in  die  sechste  Rubrik 

einzutragen : 

1.  Das  Datum  der  Satuten  und  des  dieselben  modi- 
ficirenden   Generalversammlungs-Beschlusses ; 

2.  Gegenstand  der  Unternehmung  ; 

3.  Dauer  der  Genossenschaft ; 

4.  die  Art  und  Weise  der  Veröffentlichung  der  Ge- 
nossenschafts-Kundmachungen ; 

5.  die  Angabe,  ob  die  Mitglieder  für  die  Verbindlichkei- 
ten der  Genossenschaft  eine  unbeschränkte  oder  beschränkte 
Haftung  übernehmen  und  wenn  im  letzteren  Falle  die 
Haftung  über  das  im  Gesetz  bestimmte  Mass  ausgedehnt 
wird,  den  Umfang  dieser  Haftung  (H.-G.-B.  226)  ; 

6.  die  Mitglieder  der  Direction  und  jede  bei  denselben 
erfolgte  Aenderung  (H.-G.  §.  241)  ; 

7.  die  Nummer  der  Urkundensammlung. 

Bei  ausländischen    Genossenschaften   noch  ausserdem  : 

1.  Der  Name  der  Mitglieder  der  hiesigen  Vertre- 
tung und 

2.  die  Höhe  des  hier  placirten  Gapitals  (H.-G.  §.  230). 
§.    12.    Bei   Actien-Gesellschaften   sind    die 

Statuten  (Handelsgesetz  §.  158),  die  Subscriptionsbogen,  der 
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Ausweis  über  die  Einzahlung  (ebend.  §.  159),  General versamm- 
lungs-ProtocolIe  (ebend.  §.  180),  die  Bilanzen  (ebend.  §.  198),  die 
im  §.  211  des  H.-G.  aufgezählten  Nachweise  ausländischer  Ac- 
tien-Gesellschaften  ;  —  bei, Genossenschaften  die  Statuten,  das 
Namens-Verzeichniss  der  Mitglieder  (ebend.  §.  226),  die  viertel- 
jährigen Ausweise  über  die  ein-  und  ausgetretenen  Mitglieder 
und  über  die  Zahl  der  gekündigten  Geschäftsantheile  sowie 
das  alphabethische  Jahresregister  der  Mitglieder  (ebend.  §.  242 1 
und  die  Bilanzen  (ebend.  §.  243),  ferner  bei  Lager- 
häuser- und  Ve  rsi  ch  eru  ng  s -Untern  eh  mungen 
der  Ausweis  des  Stammcapitals  (ebend.  §§.  435  und  453) 
und  bei  den  letzteren  die  Art  und  Weise  der  Anlegung  des 
Stammcapitals  und  der  Prämienreserve  (ebend.  §.  454),  bei  Le- 
bensversicherungs-Gesellschaften ausserdem  die  im  §.  455  des 
Handelsgesetzes  erwähnten  Daten  den  Anordnungen  des 
Gesetzes  gemäss  im  Original  oder  in  beglaubigter  Form  in 
eine  für  jede  Actiengesellschafts-  und  Genossenschafts-Firma 
mit  einer  besonderen  Nummer  zu  versehenden  Urkunden- 
Sammlung  {okmänytär)  zu  hinterlegen. 

In  dieser  Urkunden-Sammlung,  welche  einen  ergänzenden 
Theil  des  Registers  derartiger  Gesellschafts-Firmen  bildet, 
ist  jedes  Fascikel  mit  der  Aufschrift :  „Urkunden-Sammlung 
Nr.  .  .  ,  zum  .  .  .  Blatt  des  Gesellschafts-Firmen-Registers" 
zu  versehen. 

§.  13.  Für  eine  Zweigniederlassung  ist  nur  in  folgenden 
Fällen  ein  besonderes  Blatt  zu  eröffnen: 

1.  Wenn  die  Hauptniederlassung  auf  dem  Gebiet  eines 
anderen  Gerichtshofes  sich  befindet  und  daselbst  schon 
eingetragen  ist ; 

2.  wenn  die  Hauptniederlassung  zum  Gebiet  desselben 
Gerichtshofes  gehört,  die  Firma  der  Zweigniederlassung  jedoch 
mit  der  eingetragenen  Hauptniederlassungs-Firma  nicht  gleich- 
lautend ist  (H.-G.  §.  18). 

In  beiden  Fällen  sind  nur  die  ersten  vier  Rubriken 
des  Firmenregister-Blattes  auszufüllen,  in  der  achten  Rubrik 
aber  erfolgt  eine  Hinweisung  auf  jenes  Firmenregister-Blatt, 
auf  welchem  die  Hauptniederlassung  eingetragen  ist. 

§.  14.  Wenn  die  auf  eine  und  dieselbe  Firma  be- 
züglichen früheren  Eintragungen  durch  eine  spätere  auf- 
gehoben werden,  so  sind  die  nicht  mehr  aufrechtbestehenden 
Theile  der  früheren  Eintragungen  mit  rother  Tinte  kreuz- 
weise durchzustreichen,  doch  so,  dass  die  ursprüngliche 
Eintragung   lesbar  bleibe. 

§.  15.  Wenn  irgend  eine  Einzel-Firma  aus  dem  Besitze 
eines  Einzelkaufmannes  in  die  einer  Handels-Gesellschaft,  oder 
umgekehrt,  wenn  irgend  eine  Gesellschafts-Firma  auf  einen 
einezlnen  Kaufmann   übergeht ;  wenn  ferner  der   Sitz    einer 
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Firma  in  deu  Sprengel  eines  andern  Gerichtshofes  verlegt 
wird,  oder  wean  die  Firma  gänzlich  erlischt  :  so  sind  diese 
Thatumstände  in  der  letzten  Rubrik  anzumerken  ;  das  ganze 
Blatt  ist  mit  rother  Tinte  kreuzweise  durchzustreichen, 
und  wenn  der  Fall  der  Uebertragung  auf  ein  anderes  Blatt 
vorliegt,  so  ist  diese  Uebertragung  am  Ende  des  alten  Blattes 
und  am  Kopfe  des  neuen  durch  eine  Hinweisungsclausel  er- 
sichtlich zu  machen. 

§.  16.  Im  Handelsfirmen-Register  darf  keine  Correctur, 
Radirung  oder  Einschaltung  stattfinden ;  entdeckte  Irrthümer 
sind  auf  Grund  eines  richterlichen  Bescheides  unter  einer 
neuen  Subzahl  zu  rectificiren. 

§.  17.  Die  Handelsfirmen -Register  sind  in  massig 
dicken,  dauerhaft  eingebundenen  Bänden  zu  führen. 

Jeder  einzelne  Band  ist  auf  dem  Aussenblatte  mit  dem 
Titel  „Einzel -Firmenregister"  oder  „Gesellschafts-Firmeu- 
register"  und  der  laufenden  Nummer  des  Bandes  zu  versehen  ; 
ferner  ist  die  Anzahl  der  Blätter  der  einzelnen  Bände  auf 
dem  ersten  Blatte  des  Bandes  zu  bemerken,  der  Band  selbst 
ist  mit  einer  Schnur  zu  durchziehen,  deren  Enden  mit  dem 
Gerichtssi egel  zu  befestigen  sind. 

§.  18.  Für  die  eingetragenen  Firmen  ist  ein  alphabetischer 
Index  anzufertigen,  in  welchem  hinsichtlich  jeder  Firma  jener 
Band  und  jene  Blattzahl  bemerkt  sein  muss,  wo  dieselbe  im 
Einzel-  oder  Gesellschafts-Firmenregister  vorkommt. 

§.  19.  Die  Einzel-  und  Gesellschafts-Firmenregister,  die 
Urkundensammlung,  der  Index  und  sämmtliche  auf  die  Ein- 
tragung bezughabenden  Actenstücke  sind  unter  Aufsicht  des 
mit  der  Führung  der  Firmenregister  betrauten  Beamten  in 
einem  und  demselben  Locale  abgesondert  aufzubewahren, 
und  können  während  der  hiefür  festgesetzten  Stunden  von 
Jedermann  eingesehen   werden. 

Die  erwähnten  Amtsstunden  sind  so  einzutheilen,  dass  sie 
möglichst  mit  denjenigen  zusammenfallen,  in  welchen  das  Ein- 
reichungsprotocoU  des  Gerichtshofes  geöffnet  ist. 

§.  20.  Abschriften  und  Zeugnisse  aus  dem  Handelsfirmen- 
Register  sind  nach  erfolgter  mündlicher  Anmeldung  beim 
Registerführer  und  unter  Beibringung  des  nöthigen  Stempels 
und  Papiers  Jedermann  auszufolgen. 

Solche  amtlich  beglaubigte  Abschriften  können  ausgefolgt 
werden  über  den  vollständigen  Inhalt  des  Registerfolio  und 
über  die  in  der  Urkundensammlung  befindlichen  Urkunden, 
und  zwar  über  deren  vollständigen  Inhalt  oder  nur  im  Auszuge. 

Amtliche  Zeugnisse  können  ausgegeben  werden  über 
die  im  Register  vorkommenden  und  in  Kraft  bestehenden 
Eintragungen;   über  die   ausser    Giltigkeit  gesetzten   Eintra- 
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giingen  jedoch    mit  der   Claiisel,    von    welchem    Zeitpunkte 
an  ihre  Giltigkeit  erloschen  ist. 

Mittelst  amtlichen  Zeugnisses  kann  auch  bestätigt  werden, 
dass  eine  Firma  oder  bezüglich  derselben  irgend  eine  be- 
stimmt bezeichnete  Eintragung  im  Handelsfirmen-Register 
nicht  vorkommt. 

Die  in  der  Registratur  aufbewahrten  Urkunden,  auf 
welchen  eine  Eintragung  beruht,  können  nach  dem  Obigen 
gleichfalls  eingesehen  und  in  Abschrift  ausgefolgt  werden. 

Die  ausgefolgten  Abschriften  und  Zeugnisse  sind  vom 
Referenten  und  dem  Firmenregister-Führer  zu  unterschreiben 
und  mit  dem  amtlichen  Siegel  zu  versehen. 

§.  21.  Firmeneintragungen  können,  falls  nicht  das 
Gesetz  in  einzelnen  Fällen  (z.  B.  in  den  Fällen  der  §§.  159 
und  227  des  H.-G.)  eine  schriftliche  Eingabe  erfordert, 
auch  mündlich  angesucht  werden. 

Wenn  die  Eintragung  mündlich  angesucht  wird,  so 
haben  der  Firmenreferent  und  der  Firmenregister  -  Führer 
hierüber  ein  Frotocoll  aufzunehmen,  welchem  all  jene  Urkunden, 
die  das  Gesetz  zur  Eintragung  erfordert,  beizufügen  sind. 

Dieses  Protocoll  ist  von  den  die  Eintragung  Ansu- 
chenden, und  falls  dieselben  keinem  der  erwähnten  Gerichts- 
personen bekannt  sind,  von  den  die  Identität  der  Person 
bezeugenden  vertrauenswürdigen  Zeugen  und  von  den  Gerichts- 
personen zu  unterfertigen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  ist  auch  gleichzeitig  die  nöthige 
Anzahl  von  Firmirungs-Exemplaren  durch  die  Gesuchsteller 
zu  unterschreiben. 

Das  Protocoll  ist,  mit  der  Einreichungsnummer  versehen, 
sammt  Beilagen  und  Firmirungs-Exemplaren  dem  Gerichtshofe 
zur  Erledigung  zu  unterbreiten. 

§.  22.  Eintragungen  in  das  Handelsfirmen-Register 
können  nur  in  Folge  Gerichtsbeschlusses  geschehen. 

Die  eine  Eintragung  gestattenden  Bescheide  sind 
möglichst  kurz  zu  fassen  und  in  denselben  die  betreflfenden 
Parteien  aufmerksam  zu  machen,  dass  ihre  geschäftlichen 
Unterschriften  immer  in  der  mit  der  Firmenzeichnung  über- 
einstimmenden Form  geschehen  sollen. 

Der  Führer  des  Firmenregisters  ist  bezüglich  Eintragung 
der  einzelnen  Thatumstände  in  die  betreflfende  Abtheilun^ 
und  Rubrik  des  Registers  mit  einer  entsprechenden  Instruc- 
tion zu  versehen. 

Die  Firmirungs-Exemplare  sind  den  betheiligten  Parteien 
nur  nach  der  Eintragung  auszufolgen  und  auf  denselben 
die  geschehene  Eintragung  vom  Referenten  und  dem  Führer 
des  Firmenregisters  zu  bezeugen. 

Mit    einem    gleichen    Zeugnisse    sind     die     von     den 
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öffentlichen  Notaren  beglaubigten  Firmirungs-Exemplare  zu 
versehen. 

Die  Eigenthümer  der  Firma  können  die  gebührenfreie 
Ausfertigung  von  10  Firmirungs-Exemplaren  verlangen,  auf 
das  motivirte  Ansuchen  derselben  jedoch  kann  der  Gerichts- 
hof die  Zahl  derselben  erhöhen. 

Wenn  die  Firmirungs-Exemplare  mit  einem  Gesuche 
überreicht  werden,  müssen  dieselben,  sowie  die  Firma-Unter- 
schrift von  einem  öffentlichen  Notar  beglaubigt  sein. 

§.  23.  Der  Führer  des  Firmenregisters  vollzieht  unter 
der  Controle  des  Referenten  unverzüglich  die  Eintragung 
und  bezeugt  nach  jeder  Eintragung  den  Vollzug  derselben 
in  der  achten  Rubrik  mit  seiner  Namensunterschrift. 

Eine  beglaubigte  Abschrift  jeder  Eintragung  ist  dem 
kön.  Ungar.  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel 
behufs  Kundmachung  im  „Közponü  Ertesitö^  (Central- Anzeiger) 
sofort  unter  Couvert  einzusenden. 

Damit  ersichtlich  sei,  auf  welche  Firma  sich  die  Ver- 
änderungen beziehen,  ist  in  den  Abschriften  von  späteren 
Eintragungen  auf  alle  Fälle  auch  der  Inhalt  der  3.  und  4. 
Rubrik  mitzutheilen. 

§.  24.  Die  Uebertragung  der  bis  zum  Tage  des 
Inslebentretens  des  Handelsgesetzes  eingetragenen  Firmen 
aus  dem  alten  in  das  neue  Firmenregister,  ist  mit  Berück- 
sichtigung des  §.  551  des  Handelsgesetzes,  im  Sinne  dieser 
Verordnung  zu  bewirken. 

Budapest,  1.  December  1875. 

Baron  Ludwig  S  i  m  o  n  y  i  m.  p. 
Bela  Per cz  el  m.  p. 
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IV. 

Verordnung 

deskön.  ung.    Justizrninisters    betreffs     Rege- 
lung des   in    Han  dels  -  Sa  eh  en    zu  b  ef  o  lg  end  e  n 
Verfahrens   in   und   ausser  Streitsachen. 

Da  durch  den  von  der  Inslebenfiihrnng  des  Handels- 
gesetzes handelnden  §.  566  des  G.-A.  XXXVII  :  1875  der 
Justizminister  betraut  wurde,  die  Anordnungen  zu  treffen, 
welche  in  Ansehung  der  Rechtspflege  zur  Durchführung  jenes 
Gesetzes  nothwendig  sind,  so  verordne  ich,  in  Folge  dieser 
Ermächtigung,  wie  folgt : 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Das  Handelsgesetz  tritt  auf  dem  ganzen  Gebiet 
der  Budapester  und  der  Maros-Väsärhelyer  königlichen  Ta- 
fel auch  in  Ansehung  der  Rechtspflege  am  1.  Jänner  1876 
in  Kraft. 

Von  diesem  Tage  an  haben  diejenigen  Gerichte,  auf 
deren  Gebiet  der  G.-A.  LIV  :  1868  in  Kraft  steht,  iti 
den  ihrem  Wirkungskreise  zugewiesenen  Handelssachen 
(§§.  5,  6  und  7),  nach  diesem  und  den  dasselbe  modificirenden 
späteren  Gesetzen,  jedoch  mit  den  im  Handelsgesetz  bestimm- 
ten, sowie  durch  die  Natur  der  Handelssachen  noth- 
wendig gewordenen  und  in  gegenwärtiger  Verordnung  festge- 
stellten Abweichungen  vorzugehen. 

§.  2.  Die  Wirksamkeit  gegenwärtiger  Verordnung  er- 
streckt sich  nicht  auf  Wechsel-  und  Concurs-Angelegenheiten. 

Jene  Gerichte,  auf  deren  Gebiet  der  G.-A.  LIV  :  1868 
nicht  in  Kraft  steht  (die  Stadt  Fiume  und  die  provinciali- 
sirte  Militärgrenze) ,  haben  in  streitigen  Handelssachen 
auch  fernerhin  nach  jenen  Verordnungen  und  Normen 
vorzugehen,  welche  für  derartige  Angelegenheiten  auf  dem 
betreffenden  Gebiete  in  Geltung  sind. 

In  Handelssachen  ausser  Streitsachen  jedoch  sind  auch 
bei  diesen  Gerichten  die  Bestimmungen  gegenwärtiger  Ver- 
ordnung in  Anwendung  zu  bringen. 

Organisation  der  Handelsgerichte. 

§.  3.  In  Handelssachen  üben  die  Gerichtsbarkeit 
erster  Instanz  aus  : 
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a)  das  Budapester  kön.  Handels-  und  Wechsel-Gericht 
auf  dem  durch  Ges.-Art.  XXXI  :  1871  lit.  a)  des  §.  26 
festgestellten  Gebiet ; 

h)  die  kön.  Gerichtshöfe,  mit  Ausnahii^e  des  Budapester 
Gerichtshofes  und  des  Gerichtshofes  für  den  Pester  Landbezirk; 

c)  die  kön.  Bezirksgerichte,  mit  Ausnahme  des  Buda- 
pester Criminal-Bezirksgerichts. 

§.  4.  Wenn  der  Gerichtshof  erster  Instanz  in  Handels- 
sachen eine  Entscheidung  fällt,  so  muss  von  den  im  §.  5 
des  Ges.-Art.  LIV  :  1868  bestimmten  Richtern  einer  der 
Votanten  ein  Handelsbeisitzer  sein. 

Dort,  wo  der  Ges.-Art.  LIV  :  1868  nicht  in  Geltung 
ist,  unterliegen  die  bezüglich  der  Zusammenstellung  der 
Senate  bestehenden  Verordnungen  und  Normen  auch  hin- 
sichtlich der  Handelssachen  keiner  Aenderung. 

Wirkungskreis      der     Gerichte    in     Handels- 
sachen. 

§.  5.  Zum  Wirkungskreis  der  Gerichtshöfe  als  Handels- 
gerichte gehören  : 

1.  Die  Klagen,  welche  aus  den  in  Punkt  3  des  §.  258  des 
Handelsgesetzbuches    bezeichneten     Geschäften    entspringen; 

2.  die  Klagen,  welche  aus  den  in  den  Punkten  1,  2  und 
4  des  §.  258,  sowie  in  den  §§.  259  und  260  des  Handels- 
gesetzbuches angeführten  Geschäften  entspringen  :  wenn  der 
Geklagte  ein  protocollirter  Kaufmann  ist. 

Im  entgegengesetzten  Falle  nur  dann,  wenn  das  Ge- 
schäft von  Seite  des  Geklagten  ein  Handelsgeschäft  bildet. 

§.  6.  Ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Parteien  Kaufleute 
sind  oder  nicht  :  gehören  zum  Wirkungskreis  des  Gerichts- 
hofes als  Handelsgericht  folgende  streitigen  Angelegenheiten : 

1.  die  aus  der  Uebertragung  des  Handlungsgeschäftes 
zwischen  den  vertragschliessenden  Parteien  entstehenden 
Klagen ; 

2.  Klagen,  deren  Gegenstand  das  Recht  eine  Handels- 
firma zu  gebrauchen  bildet;  ferner  die  aus  dem  unbe- 
fugten Gebrauch  einer  Handelsfirma  entspringenden  Klagen 
zwischen  Denjenigen,  welche  durch  einen  solchen  Gebrauch 
in  ihren  Rechten  geschädigt  und  Denjenigen,  welche  die 
Firma  unbefugt  gebrauchen ; 

3.  die  zwischen  den  Mitgliedern  der  Collectiv-  und  Com- 
mandit-Gesellschaft,  den  Theilnehmern  von  Gesellschaften 
und  den  Mitgliedern  der  im  Sinne  des  letzten  Punktes  des 
§.  5  des  Handelsgesetzes  als  Handelsgesellschaft  entstan- 
denen Vereinigungen,  sowie  die  zwischen  den  Mitgliedern  der 
Handelsgesellschaft  einerseits,  den  Liquidatoren  einer  solchen 


257 

Gesellschaft  andererseits  aus  dem  Gesellschafts-Verhältnisse 
entspringenden  Klagen  selbst  nach  dem  Erlöschen  des  Gesell- 
schafts-Verhältnisses, ferner  jene  Klagen,  welche  vom  Privat- 
gläubiger eines  Mitgliedes  der  Gesellschaft,  im  Sinne  §.  101 
des  Handelsgestzes  wegen  Auflösung  der  Gesellschaft  erhoben 
werden ; 

4.  die  zwischen  den  Gründern  einer  Actien-Gesell- 
schaft  und  den  Actien-Zeichnern  aus  der  Zeichnung  entste- 
henden Klagen ; 

5.  Klagen,  welche  zwischen  der  Direction  der  Actien- 
Gesellschaft,  dem  Aufsichts-Comite  oder  den  Liquidatoren  der 
Gesellschaft  einerseits,  und  der  Actiengesellschaft  oder  den 
Mitgliedern  derselben  andererseits  aus  dem  Gesellschafts-Ver- 
hältnisse entstehen; 

6.  jene  Klagen,  deren  Gegenstand  die  auf  dem  Handels- 
gesetze beruhende  Verantwortlichkeit  der  Direction  der 
Actiengesellschaft,  des  Aufsichts  -  Comites,  der  Liquidatoren, 
der  unberechtigten  Ausgeber  von  Actien  und  der  inländischen 
Vertreter  ausländischer  Actiengesellschaften  gegenüber  dritten 
Personen  bildet ; 

7.  jene  Klage,  welche  aus  dem  Genossenschafts-Verhält- 
nisse entspringen,  wenn  den  Gegenstand  derselben  ein  in  den 
obigen  Punkten  des  gegenwärtigen  Paragraphen  festgesetztes 
Recht,  beziehungsweise   Verpflichtung  bildet; 

8.  Klagen,  welche  zwischen  den  Kaufleuten  und  den 
Procuristen,  Handlungsbevollmächtigten  oder  Handelsgehilfen 
aus  diesem  Verhältnisse  entspringen,  sofern  sie  im  Sinne 
des  Ges.-Art.  VIH  :  1872,  nicht  in  den  Wirkungskreis  der 
Gewerbebehörde  gehören,  oder  sofern  sie  nicht  durch 
Punkt  2  §.  7  gegenwärtiger  Verordnung  in  den  Wirkungs- 
kreis des  Bezirksgerichtes  überwiesen  sind ;  desgleichen 
auch  alle  Klagen,  welche  auf  Grund  des  Handelsgesetzes  aus 
der  Verantwortlichkeit  der  Procuristen ,  Handlungsbevoll- 
mächtigten dritten  Personen  gegenüber  entstehen  ; 

9.  die  aus  kaufmännischen  Anweisungen,  sowie  aus 
Lagerscheinen,  aus  Waaren-  oder  Pfandscheinen  oder  aus 
beiden  zusammen  —  entstehenden  Klagen ,  sofern  solche 
Anweisungen,  beziehungsweise  Scheine,  den  im  Handelsgesetze 
bestimmten  Erfordernissen  in  Allem  entsprechen  ; 

10.  die  Klage  des  Gläubigers  zufolge  des  im  §.  309  des 
Handelsgesetzes  geregelten  Retentionsrechtes,  welche  wegen 
Befriedigung  aus  der  zurückbehaltenen  Sache  erhoben  wurde  ; 

11.  jene,  den  Gegenstand  des  richterlichen  Verfahrens 
ausser  .  Streitsachen  bildenden  Angelegenheiten,  die  in  den 
folgenden  Paragraphen  nicht  den  Bezirksgerichten  zugewiesen 
sind  ; 

12.  die    Klagen,    welche    aus    den"   im   Punkte    5    des 

17 
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§.  258  des  Handelsgesetzes  bestimmten  Geschäften  entstehen, 
gehören  in  den  Wirkungskreis  des  Fiumaner  Gerichtshofes. 

§.  7.  Der  Wirkungskreis  der  Bezirksgerichte  erstreckt 
sich  nur    auf  die  folgenden  Handelsgeschäfte  : 

1)  Innerhalb  der  Grenzen  der  Punkte  a)  und  d)  des  §. 
93,  Ges.-Art.  LIV :  1868  auf  die  Processe,  die  aus  den  in 
den  Punkten  1,  2,  4  des  §.  258  des  Handelsgesetzes,  ferner 
in  den  Punkten  1,  3,  5,  6  und  7  des  §.  259  und  im  §.  260 
aufgezählten  Handelsgeschäften  entstehen  ; 

2)  auf  die  Klagen,  welche  die  Partei  anstrengt,  die 
in  den  laut  §.  55  des  Handelsgesetzes  an  die  Gewerbe- 
Behörden  gewiesenen  Angelegenheiten  mit  der  gewerbe- 
behördlichen Entscheidung  unzufrieden  ist  (§.  98 ,  Ges.- 
Art.  VIII  :  1872)  ; 

3)  auf  das  Verfahren  bezüglich  der  in  den  §§.  347, 
371,  409,  411  und  481  des  Handelsgesetzes  aufgezählten 
und  diesen  ähnlichen  Angelegenheiten. 


Richterliche  Competenz. 

§.  8.  Die  Processe,  welche  aus  den  im  §.  5  und  6  der 
gegenwärtigen  Verordnung  festgesetzten  Handelssachen  ent- 
stehen, gehören  auch  nach  Löschung  der  Firma  zur  Compe- 
tenz desjenigen  Gerichtshofes,  bei  welchem  die  Firma 
eingetragen  wurde. 

Wurde  jedoch  die  Protocollirung  der  Firma  verabsäumt, 
so  ist  derjenige  Gerichtshof  competent,  bei  welchem  die 
Firma  der  Gesellschaft  einzutragen  war.  (H.-G.  §.  150.) 

Kläger  s  chaft. 

§.  9.  Auf  der  Aussenseite  der  Klageschrift  ist  das 
Gericht  als  „Handelsgericht"  zu  bezeichnen  und  der  eingetra- 
gene Kaufmann  nach  seiner  Firma  (Hand.-G.  §.  10)  zu  be- 
nennen ;  es  ist  ferner  ausser  der  Wohnung  des  Geklagten 
auch  dessen  Geschäftslocal  anzugeben,  und  wenn  die  Klage 
gegen  eine  Handelsgesellschaft  gerichtet  wird,  Name  und 
Wohnung,  eventuell  auch  Geschäftslocal  derjenigen  Person 
anzuführen,  welche  zur  Annahme  der  Klage  nach  dem  Gesetz 
berechtigt  ist. 

Wenn  der  Gegenstand  der  Klage  blos  wegen  der  kauf- 
männischen Eigenschaft  einer  der  streitenden  Parteien  zum 
Wirkungskreise  des  Handelsgerichtes  gehört  und  die  Klage 
nicht  bei  demjenigen  Gerichtshofe  eingereicht  wird,  bei  wel- 
chem die  Firma  der  betreffenden  Partei  eingetragen  ist,  so 
ist  auch  die  Eintragung  der  Firma  nachzuweisen  ;  wird  jedoch 
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die  Klage  bei  demselben  Gerichtshof  eingereicht,  so  muss 
auf  das  betreffende  Blatt  des  Firmenregisters  Berufung  gesche- 
hen. In  diesem  Falle  ist  der  Gerichtshof  gehalten,  sich  von 
Amtswegen  davon  zu  überzeugen,  dass  die  Firma  wirklich 
«ingetragen  ist. 

Allgemeine  Vorschriften  des  Verfahrens. 

§.  10.  Die  Arten  des  Verfahrens  sind  auch  in  Handels- 
sachen :  das  summarische  und  das  ordentliche  Verfahren. 

Unter  ordentlichem  Verfahren  wird  das  protocollarische 
Verfahren  verstanden  ;  eine  Ausnahme  findet  nur  in  den  im 
§.  24  der  gegenwärtigen  Verordnung  bezeichneten  Fällen  statt. 

§.  11.  Im  ordentlichen  Verfahren  ist  die  Einwendung 
der  Incompetenz  oder  des  Interesses  des  Richters  am  ersten 
Verhandlungstage  vorzubringen.  'Eine  später  vorgebrachte 
derartige  Einwendung  wird  nur  im  Falle  des  §.  14  des 
G.-A.  LIV:  1868  berücksichtigt. 

Wird  die  Einwendung  verworfen,  so  ist  in  dem  dies- 
bezüglichen Bescheid  für  die  meritorische  Verhandlung  der 
Angelegenheit  ein  neuer,  nicht  über  8  Tage  sich  erstreckender 
Termin  anzuberaumen. 

§.  12.  In  allen  Fällen,  in  welchen  das  Handelsgesetz 
die  Würdigung  der  Beweise,  der  Einsicht  des  Gerichtes  über- 
lässt  (Handelsgesetz  §§.  24,  34,  100  u.  s.  w.),  ist  auch  der 
Gerichtshof  erster  Instanz  ermächtigt,  die  Ergänzung  der 
Verhandlung   und  ein   weiteres  Beweisverfahren  anzuordnen. 

§.  13.  Da  in  den  zum  Wirkungskreise  der  Gerichtshöfe 
gehörenden  Handelsstreitigkeiten  zufolge  §.  10  gegenwärtiger 
Verordnung  in  der  Regel  das  im  §.  144  und  den  folgenden 
Paragraphen  des  G.-A.  LIV :  1868  geregelte  protocollarische 
Verfahren  zu  befolgen  ist  :  so  werden  die  §§.  129,  130, 
132,  133,  137 — 151  des  bezogenen  Gesetzartikels  mit  fol- 
genden durch  die  Natur  der  Handelssachen  gebotenen  Ab- 
weichungen anzuwenden  sein. 

§.  14.  Der  Kläger  ist  gehalten,  seine  Klageschrift 
sammt  den  Copien  der  Beilagen  in  so  viel  Exemplaren 
einzureichen,  dass  sowohl  er,  als  auch  jeder  der  Geklagten 
ein  Exemplar  bekömmt. 

§.  15.  Zur  Verhandlung  der  Klage  ist  ein  nach  dem 
Kalender  zu  bestimmender  Tag  und  die  Stunde  mit  dem 
Beifügen  anzuberaumen,  dass  die  Parteien  durch  ihre  bevoll- 
mächtigten Advocaten  zu  erscheinen  haben ,  widrigenfalls 
das  Urtheil  im  Sinne  des  §.111  des  G.-A.  LIV  :  1868  geschöpft 
werden  wird. 

Von  diesem  Bescheide  sind  die  Parteien  auf  je  einem 
Exemplar  der  Klageschrift  zu  verständigen. 

*17 
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§.  16.  Der  Verhandlimgstag  ist  in  der  Weise  anzube- 
raumen, dass  dem  Geklagten,  wenn  er  im  Orte  wohnt,  ein& 
Stägige,  wenn  er  ausserhalb  desselben,  aber  auf  dem  Gebiet  des. 
Gerichtshofes  wohnt,  eine  fünfzehntägige,  wenn  er  ausserhalb  des 
Gerichtshofsprengeis,  aber  auf  ungarischem  Staatsgebiet  wohnt, 
eine  dreissigtägige,  und  endlich,  wenn  er  ausserhalb  des 
ungarischen  Staatsgebietes  wohnen  oder  sich  aufhalten  sollte 
oder  wenn  sein  Aufenthaltsort  unbekannt  wäre,  ein  fünfund- 
vierzigtägiger  Zeitraum  zwischen  der  Uebernahme  des  Vorla- 
dungs-Bescheides und  dem  Erscheinungs-Termin  offen  bleibe. 

Sind  mehrere  Geklagte  vorhanden,  so  ist  der  Termin 
nach  dem  Wohnorte  des  am  weitesten  Wohnenden  anzuberaumen. 

Im  Falle  die  in  diesem  Paragraphen  festgesetzten 
Zeiträume  nicht  eingehalten  werden,  so  kann  über  Ansuchen 
der  betreffenden  Partei  eine  entsprechende  Verlängerung  des 
Verhandlungstages  gewährt  werden. 

§.  17.  Der  Geklagte  ist  verpflichtet,  sämmliche  zu  seiner 
Vertheidigung  nothwendigen  Einwendungen  und  Beweise  in 
seiner  Einrede  anzuführen  und  diese  am  anberaumten 
Termin  in  das  Verhandlungs-Protocoll  einzutragen. 

Sind  mehrere  Geklagte  vorhanden,  so  hängt  es  von 
ihrer  freien  Wahl  ab,  die  Einrede  gemeinschaftlich,  oder  Einer 
nach  dem  Andern  besonders  in  das  Protocoll  einzutragen. 

§.  18.  Die  Parteien  können,  in  Folge  gegenseitiger 
Einwilligung,  auch  eine  Schlussschrift  und  eine  Gegen-Schluss- 
schrift  einbringen,  welche  Satzschriften  gleichfalls  in  das 
Protocoll  einzutragen   sind. 

Wenn  die  Parteien  hinsichtlich  der  Unterbreitung  solcher 
Satzschriften  sich  nicht  geeinigt  haben,  so  kann  auf  Ansuchen 
des  Klägers  das  Gericht  dieselbe  gestatten. 

Mit  der  Schlussschrift  ist  zugleich  auch  die  Gegen- 
Schlussschrift  zu  gestatten.  In  der  Schlussschrift  darf  jedoch 
der  Kläger  nur  solche  Umstände  und  Beweise  vorbringen, 
welche  sich  auf  die  in  der  Duplik  enthaltenen  neuen  That- 
umstände  beziehen. 

Die  Gegen-Schlussschrift  aber  darf  sich  lediglich  auf 
das  in  der  Schlussschrift  Enthaltene  beschränken ;  die  Schluss- 
schrift ist  längstens  binnen  2  Tagen,  die  Gegen-Schlussschrift 
gleichfalls  binnen  so  langer  Zeit  abzuschliessen. 

§.  19.  Der  Process-Archivar  (§.  6  G.-A.  XXXI  :  1871) 
leitet  und  controlirt  die  Verhandlungen  und  handhabt  die 
Verhandlungs-ProtocoUe  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung und  der  Geschäftsordnung  für  die  Gerichte. 

Die  Protocolle  sind  während  der  im  Process-Archive 
durch  Mauer- Anschlag  öffentlich  bekannt  gegebenen  Amts- 
stunden so  lange  offen  zu  halten,  bis  die  Verhandlung 
abgeschlossen  ist. 
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§.  20.  Die  Verhandlung  ist,  insofern  der  G.-A.  UV  : 
1868  in  einzelnen  Fällen  nicTit  eine  kürzere  Frist  anordnet, 
in  der  Regel  binnen  8  Tage  zu  schliessen.  Diese  Frist  hat 
der  Process-Archivar  unter  den  Parteien  so  zu  vertheilen,  dass 
zur  Einschreibung  der  Einrede  keine  Partei  mehr  als  zwei, 
zur  Einschreibung  der  Replik  und  Duplik  keine  mehr  als 
drei  Tage  in  Anspruch  nehmen  kann. 

§.  21.  Die  Parteien  können  mit  gemeinsamer  Ueberein- 
kunft  die  Verhandlungsfrist  verlängern,  in  diesem  Falle  sind 
sie  jedoch  gehalten,  sich  an  die  Bestimmungen  des  §.  151 
des  G.-A.  LIV:  1868  zu  halten. 

§.  22.  Der  Gerichtshof  darf  auf  ein  motivirtes  Ansuchen 
der  Partei  ohne  die  Einwilligung  der  Gegen-Partei  eine 
Verlängerung  bewilligen.  Das  Gesuch  um  Verlängerung  ist  vor 
Beginn  der  Satzschrift  ins  Protocoll  einzutragen  und  das 
Protocoll  ist  sammt  den  etwaigen  Gegenbemerkungen  der 
Gegen-Partei  sofort  dem  Gericht  behufs  Beschlussfassung 
vom  Process-Archivar  zu  unterbreiten. 

Wenn  das  Gericht  die  Verlängerung  verweigert,  so  be- 
stimmtes zur  Fortsetzung  der  Verhandlung  einen  kurzen  Termin. 

Die  Bestimmungen  des  §.  140  des  G.-A.  LIV:  1868 
sind  auch  in  Handelsstreitigkeiten  anzuwenden;  ausgenommen, 
wenn  eine  Verlängerung  wegen  Kürze  des  Zeitraums  zwischen 
der  Vorladung  und  dem  Verhandlungs-Termin  bewilligt  wurde. 
(A.  16.) 

§.  23.  Gegen  den  eine  Verlängerung  oder  eine  Schluss- 
schrift bewilligenden  oder  verweigernden  Bescheid  findet  eine 
besondere  Berufung  nicht  statt. 

§.  24.  In  Rechnungs-Streitigkeiten  von  grösserem  Be- 
lang oder  in  Processen  von  complicirter  Natur,  kann  der 
Gerichtshof  auf  gemeinsames  Ansuchen  beider  Parteien  oder 
auf  motivirtes  Ansuchen  der  einen  Partei,  eine  schriftliche 
Verhandlung  anordnen.  In  diesem  Falle  sind  für  das  Verfahren, 
sofern  die  Parteien  hinsichtlich  der  Einbringung  ihrer  Satz- 
schriften unter  sich  nicht  anders  übereingekommen  sind,  die 
diesbezüglichen  Bestimmungen  des  G.-A.  LIV  :  1868  zu  be- 
folgen. 

Das  Gesuch  um  Anordnung  des  schriftlichen  Verfahrens 
kann  jedoch  nur  am  ersten  Verhandlungstage  eingebracht 
werden.  Ueber  das  Gesuch  ist  die  Gegenpartei  verpflichtet, 
sich  noch  an  demselben  Verhandlungstage  zu  äussern ; 
äussert  sie  sich  nicht,  so  wird  dies  so  angesehen,  als  hätte 
sie  in  die  schriftliche  Verhandlung  des  Processes  eingewilligt. 

Das  über  diesen  Gegenstand  aufgenommene  Protocoll  ist 
mit  dem  ersten  Exemplar  der  Klageschrift  und  mit  den 
Original-Exemplaren  der  Advocaten-Vollmachten  durch  den 
Process-Archivar  unverzüglich  dem  Gerichtshof  zu  unterbreiten. 
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Gegen  den  das  schriftliche  Verfahren  bewilligenden  oder 
verweigernden  Bescheid  findet  keine  Berufung  statt. 

§.  25.  Für  die  Form  und  Instruirung  der  ProtocoUe^ 
ferner  für  die  Handhabung  und  Zustellung  der  Satzschriften 
im  schriftlichen  Verfahren,  sowie  für  die  Vorlegung  der 
Schriften  sind  die  §§.  141-143,  146,  147  des  G.-A.  LIV  : 
1868  massgebend. 

Der  Beweis. 

§.  26.  Nach  Schluss  des  Beweisverfahrens  durch  Zeugen 
und  Augenschein  ist  den  Parteien  behufs  Unterbreitung 
ihrer  Bemerkungen  über  diese  Beweise  von  Amtswegen  ein 
Verhandlungstermin  anzuberaumen.  Für  die  Bemerkungen 
wird  jeder  Partei  nur  eine  Satzschrift  gestattet  und  es  ist  die 
Verhandlung  jedenfalls  an  dem  hiefür  anberaumten  Termin 
zu  schliessen. 

Bescheide  undUrtheile. 

§.  27.  In  jeder  Entscheidung  ist  ausdrücklich  anzugeben, 
dass  das  Gericht  als  „Handelsgericht"  entschieden  hat. 


Zustellung  richterlicher  Entscheidungen, 

§.  28.  Wurde  der  Geklagte,  der  ein  offenes  Geschäft 
hat,  nicht  zu  Hause  getroffen,  so  findet  die  Zustellung  durch 
Anschlag  nur  dann  statt,  wenn  der  Angeklagte  in  seinem 
Geschäfte  nicht  gefunden  wurde.  Der  Anschlag  hat  indessen 
auch  in  diesem  Falle  in  der  Wohnung  des  Geklagten  zu 
geschehen.  Von  dem  Anschlag  sind  auch  die  zum  Geschäfte 
gehörigen  Personen  zu  verständigen. 

Gemeinde-Gerichtsbark  eit. 

§.  29.  Die  §§.  475—480  des  G.-A.  LIV  :  1868  finden 
in  Handelsstreitigkeiten  keine  Anwendung. 

Uebergangs-B  estimmungen. 

§.  30.  Alle  jene  Handelsstreitigkeiten,  welche  bis  zum 
Tage  des  Inslebentretens  des  Handelsgesetzes  anhängig  ge- 
macht wurden,  sind  von  den  bisherigen  Gerichten  nach  dem 
bisherigen  Verfahren  fortzuführen  und  zu  beendigen. 
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Verfahren  ausser  Streitsachen. 

§.  31.  In  Handelssachen  kann  das  gerichtliche  Verfahren 
ausser  Streitsachen  nur  in  jenen  Fällen  von  Aratswegen  ein- 
geleitet werden,  in  welchen  dies  das  Handelsgesetz  an- 
ordnet. 

In  übrigen  Fällen  kann  auch  das  gerichtliche  Verfahren 
ausser  Streitsachen  nur  auf  Ansuchen  der  hiezu  berechtigten 
Partei  eingeleitet  werden. 

Wenn  das  Verfahren  von  Amtswegen  eingeleitet  wird, 
so  ist  das  Gericht  verpflichtet,  alle  auf  die  richterlichen  Ver- 
fügungen Einfluss  habenden  Umstände  und  Verhältnisse  zu 
prüfen,  hierüber  die  Parteien  selbst  oder  andere  von  der 
Sache  Kenntniss  habende  Personen,  nöthigenfalls  auch  Sachver- 
ständige zu  vernehmen,  oder  sich  auf  andere  entsprechendeWeise 
die  erforderliche  Orientirtheit  und  Kenntniss    zu  verschaffen. 

Das  Gericht  ist  verpflichtet,  wenn  die  Natur  der  Sache 
dies  erfordert,  behufs  genauerer  Aufklärung  der  Beschaffenheit 
der  Angelegenheit,  die  Partei  oder  auch  andere  Interessenten 
zur  Vorweisung  der  nothwendigen  Urkunden  aufzufordern. 

§.  32.  Im  Falle  der  auf  Ansuchen  einer  Partei 
erfolgten  Einleitung  des  Verfahrens  ausser  Streitsachen 
kann  das  Gericht  blos  auf  jene  Tathsachen,  Umstände  und 
Beweise  Rücksicht  nehmen,  welche  entweder  durch  die 
Partei  vorgebracht  werden,  oder  von  welchen  es  durch  die 
in  derselben  Angelegenheit  vor  dem  Gericht  früher  gepflo- 
genen Verhandlungen  oder  durch  sonstige  auf  amtlichen  We- 
gen erhaltene  Aufklärungen  Kenntniss  besitzt. 

§.  33.  Das  Gericht  entscheidet  durch  Bescheid.  Der 
Endbescheid  ist  stets  zu  motiviren. 

§.  34.  Wenn  die  Eingabe  in  mangelhafter  Weise  ein- 
gereicht wurde,  so  hat  das  Gericht  das  Recht,  anstatt  den 
Gesuchsteller  abzuweisen ,  denselben  zu  beauftragen ,  die 
Mängel  zu  ergänzen  ;  in  diesem  Falle  ist  in  dem  Bescheide 
eingehende  Weisung  betreffs  der  Ergänzung  zu  geben, 

§.  35.  In  Angelegenheiten,  welche  den  Gegenstand 
richterlichen  Verfahrens  ausser  Streitsachen  bilden,  kann 
Niemand  verpflichtet  werden,  sich  eines  Advocaten  zu  bedienen. 

§.  36.  Die  richterlichen  Beschlüsse  können  auch  den 
Hausgenossen  zugestellt  werden.  Dass  die  Zustellung  an 
die  Partei  selbst  oder  deren  Bevollmächtigten  zu  geschehen 
habe,  ist  nur  in  dem  Falle  anzuordnen,  wenn  der  Bescheid 
die  Androhung  einer  Geldbusse  enthält,  oder  aber,  wenn 
das  Gericht  die  derartige  Zustellung  aus  obwaltenden 
Gründen  vorsichtshalber  für  nöthig  erachtet. 

§.  37.  Bezüglich  der  Berechnung  der  Fristen  gelten 
die  im  Verfahren  in  Streitsachen  aufrecht  bestehenden  Normen. 
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An  Ferientagen  getroffene  Verfügungen  können  aus 
diesem  Grunde  nicht  angefocliten  werden. 

§.  38.  Gegen  die  im  Verfahren  ausser  Streitsachen 
geschöpfte  Entscheidung  (Bescheid  §.  33)  der  ersten  In- 
stanz ist  —  insofern  der  §.  44  nicht  das  Gegentheil  verfügt 
—  ein  Recurs  oder  eine  Vorstellung  oder  Beides  zusammen  — 
gegen  eine  derartige  Endentscheidung  des  Gerichtes  zweiter 
Instanz  aber  nur  ein  Recurs  statthaft. 

§.  39.  In  Fällen  des  Recurses  gegen  die  Endentschei- 
dung in  den  im  §.  37  umschriebenen  Angelegenheiten  ist  das 
Gericht  zweiter  Instanz  jene  königliche  Tafel,  die  auch  in 
sonstigen  Angelegenheiten  die  zweite  Instanz  jenes  Gerichtes 
bildet,  welches  in  erster  Instanz  vorgegangen  ist.  In  Fällen 
des  Recurses  gegen  derartige  Endentscheidungen  der  könig- 
lichen Tafeln  bildet  die  dritte  Gerichtsinstanz  immer  der 
oberste    Gerichtshof  der  Curie. 

§.  40.  Sowohl  der  Recurs  als  auch  die  Vorstellung  sind 
binnen  8  Tagen,  von  dem  auf  die  Zustellung  des  Bescheides 
folgenden  Tage  gerechnet,  bei  dem  Gerichte  erster  Instanz 
einzureichen. 

Gegen  die  während  des  Verlaufs  des  Verfahrens 
gefassten  Beschlüsse  und  Verfügungen  sind  besondere  Recurse 
nicht  zulässig.  Die  gegen  dieselben  zu  erhebenden  Beschwer- 
den können  in  dem  gegen  die  Endentscheidung  eingebrachten 
Recurs  unterbreitet  werden. 

Der  Recurs  gegen  die  Endentscheidung  des  Gerichtes 
zweiter  Instanz  ist  ebenfalls  binnen  der  im  gegenwärtigen 
Paragraph  festgesetzten  Frist  und  bei  jenem  Gericht,  welches 
in  dieser  Angelegenheit  als  Gericht  erster  Instanz  entschieden 
hat,  einzubringen. 

§.41.  Im  Falle  einer  Vorstellung  kann  das  Gericht  erster 
Instanz  seine  frühere  Verfügung  —  insoweit  nicht  durch  dieselbe . 
dritte  Personen  Rechte  erlangten  —  abändern.  In  diesem  Falle 
entfällt  die  Nothwendigkeit   der  Unterbreitung   des  Recurses. 

§.  42.  Wenn  die  Vorstellung  mit  einem  Recurse  ver- 
bunden war  und  sich  das  Gericht  erster  Instanz  zur  Abänderung 
seines  früheren  Bescheides  nicht  bewogen  sieht,  so  ist  dasselbe 
verpflichtet,  die  Angelegenheit  auf  Grund  des  Recurses  — 
insoweit  nach  der  gegenwärtigen  Verordnung  kein  Grund  zur 
Zurückweisung  desselben  vorhanden  ist  —  dem  Gerichte 
zweiter  Instanz  zu  unterbreiten. 

Wenn  indess  nur  eine  Vorstellung  eingereicht  worden 
ist  und  das  Gericht  keinen  hinreichenden  Grund  für  die  Ab- 
änderung seiner  früheren  Verfügung  findet,  so  verweist  es 
für  diesen  Fall  die  Partei  auf  die  frühere  Verfügung. 

In  der  Vorstellung  können  auch  neue  Umstände  und 
Beweise  vorgebracht  werden. 
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§.  43.  Insofern  gegen  eine  Endentscheidung  ein  Recurs 
zulässig  ist  und  dieses  Rechtsmittel  den  Anordnungen  des 
§.  40  entsprechend  angewandt  wurde,  so  wird  in  diesem 
Fall  die  Vollstreckbarkeit  der  angegriffenen  Entscheidung  bis 
zur  Entscheidung  des  höheren  Gerichtes  suspendirt. 

§.  44.  Gegen  die  nachstehenden  Endentscheidungen  ist 
der  Recurs  nicht  zulässig  : 

a)  wenn  im  Falle  des  §.  108  des  H.-G.  das  Gericht 
einen  Liquidator  bestellt  hat,  oder  wenn  der  Widerruf  der 
Bestellung  eines  Liquidators  innerhalb  der  Grenzen  des 
§.  109  des  H.-G.  durch  das  Gericht  erfolgt  ist  ; 

b)  wenn  in  den  Fällen  der  §§.  120.  und  146  des  H.-G. 
das  Gericht  die  Verwahrung  der  Bücher  und  sonstiger 
Papiere  einem  der  Gesellschafter  übertrug  ; 

c)  wenn  im  Falle  des  §.  135  des  H.-G.  das  Gericht 
die  Mittheilung  der  Bilanz  und  sonstiger  Angaben  an  den 
Commanditisten  anordnet  ; 

d)  wenn  im  Falle  des  §.  175  des  H.-G.  das  Gericht 
die  Prüfung  der  Geschäftsgebahrung  der  Gesellschaft  an- 
ordnet ; 

e)  wenn  im  Falle  des  §.  178  das  Gericht  die  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  anordnet ; 

f)  wenn  der  Gerichtshof  im  Falle  des  §  197  des  H.-G. 
die  Bevollmächtigten  von  Amtswegen  bestellt  ; 

g)  gegen  Entscheidung  bezüglich  der  Entsendung  von 
Schiedsgerichtsmitglieder  ; 

h)  gegen  die,  die  Entscheidung  erster  Instanz  bestäti- 
gende Entscheidung  der  zweiten  Instanz. 

Recurse,  welche  gegen  die  obbezeichneten  Bescheide 
eingereicht  wurden,  sind  durch  die  erste  Instanz  von  Amts- 
wegen zurückzuweisen. 

Der  gegen  den  Abweisungs-Bescheid  eingereichte 
Recurs  hindert  die  Ausführung  der  Entscheidung  nicht.    * 

§.  45.  Die  Kosten  des  Verfahrens  ausser  Streitsachen 
hat  in  der  Regel  jene  Partei  zu  tragen,  welche  zu  dem- 
selben den  Anlass  gegeben  hat. 

Inwieweit  die  gegenseitige  Aufhebung  der  Kosten 
zulässig  sei,  wird  dem  Ermessen  des  Gerichtes  überlassen. 

§.  46.  Wenn  das  Verfahren  von  Amtswegeu  veranlasst 
wurde,  so  ist  das  Gericht  gehalten,  die  Ausführung  seiner 
Verfügung  von  Amtswegen  zu  controliren. 

§.  47.  Hinsichtlich  der  Zusammenstellung  der  Gerichte, 
der  Unterbreitung  der  Schriften,  Vorladung  und  Beeidigung 
der  Zeugen  und  Sachverständigen  sind  die  Bestimmungen 
des  Verfahrens  in  Streitsachen  einzuhalten, 

§.  48.  Die  in  Handelssachen  verhängten  Geldstra- 
fen   fallen     dem    Staate    zu ;     hinsichtlich   der   Eintreibung 
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derselben  sind  die    diesbezüglich   bestehenden  Verordnungen 
massgebend. 

§.  49.  Bezüglich  der  Annahme  und  Gebahrung  der 
gerichtlichen  Depositen  findet  das  Verfahren  im  Sinne  der 
bestehenden  Verordnungen  statt. 

§.  50.  Die  im  Sinne  des  Handelsgesetzes  einzureichenden 
Statuten,  Bilanzen,  GeneralversammlungsprotocoUe,  Namensver- 
zeichnisse der  Genossenschafts-Mitglieder  u.  s.  w.,  sind  in 
der  im  Sinne  der  betreffs  Einrichtung  und  Führung  der 
Handels-Firmenregister  erlassenen  Verordnung  für  jede  Actien- 
gesellschaft  und  Genossenschaft  zu  führenden  Urkunden- 
sammlung ;  —  die  Journale  und  Bücher  der  Mäkler,  ferner 
die  binnen  sechs  Monaten  —  vom  Tage  des  Inkrafttretens 
des  Handelsgesetzes  an  gerechnet,  —  ausser  Gebrauch  zu 
setzenden  alten  Firmenregister  aber  im  Archive  des  Ge- 
richtshofes aufzubewahren. 

§.  51.  Wenn  die  Gerichte,  die  kön.  Staatsanwälte  oder 
die  im  §.  22  des  Handelsgesetzes  erwähnten  Behörden  von 
einer  unter  die  §§.  218,  219  und  221  des  Handelsgesetzes 
fallenden  Handlung  oder  Unterlassung  amtliche  Kenntniss 
erlangen  :  so  sind  sie  verpflichtet,  dies  behufs  weiteren 
Verfahrens  dem  competenten  Gerichtshofe  auzuzeigen. 

In  Folge  dieser  Anzeige  oder  insofern  irgend  eine  in 
diesem  Paragraphen  bezeichnete  Handlung  oder  Unterlassung 
sonst  zur  amtlichen  Kenntniss  des  Gerichtes  gelangt  :  ist 
dieses  verpflichtet,  nach  Beschaffung  der  allenfalls  noth- 
wendigen  weiteren  Beweise  und  nach  Anhörung  des  Ge- 
klagten gegen  den  für  schuldig  Befundenen  die  im  Gesetz 
bestimmte  Strafe  zu  bemessen. 

Ein  solcher  Bescheid  ist  dem  bei  dem  Gerichtshofe 
angestellten  königl.  Staatsanwälte  und  dem  Geklagten  zu- 
zustellen. 

Ein  solcher  Beschluss  des  Budapester  kön.  Handels- 
und Wechselgerichts  ist  dem  bei  dem  Budapester  kön.  Gerichts- 
hofe angestellten  kön.  Staatsanwälte  zuzustellen. 

In  solchen  Fällen  steht  das  Rechtsmittel  der  Appel- 
lation innerhalb  der  Grenzen  dieser  Verordnung  auch  dem 
kön.  Staatsanwälte  zu. 

Hinsichtlich  der  Vollstreckung  der  Haftstrafe  verfügt 
die  kön.  Staatsanwaltschaft. 

Die  auf  die  Bestrafung  der  üebertretungen  des  Handels- 
gesetzes bezüglichen  Schriften  sind  bei  den  auf  die  Eintra- 
gung der  betreffenden  Firma  bezüglichen  Schriften  in  einem 
besondern  Schriftenverzeichniss  aufzubewahren. 

§.  52.  Gegen  den  auf  eine  Vorladung  des  Gerichtes 
nicht  erschienenen  Zeugen  ist  zufolge  G.-A.  LIV  :  1868  §.  206 
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eine  Geldstrafe  zu  verhängen.  Im  Falle  der  Uneinbringlich- 
keit  der  Geldstrafe  ist  die  Strafe  in  Gemässheit  der  Bestim- 
mungen des  citirten  Gesetzes  in  Haft  umzuwandeln.  — 
In  diesem  letzteren  Fall  ist  der  in  Rechtskraft  erwachsene 
Beschluss  behufs  Vollstreckung  der  kön.  Staatsanwaltschaft 
zu  übermitteln. 

§.  53.  Nach  dem  für  die  Uebertragung  der  alten  Firmen 
in  die  neuen  Firmenregister  im  §.  551  des  Handelsgesetzes 
festgesetzten  Termin  ist  über  alle  jene  Firmen,  welche  nicht 
in  die  neuen  Firmenregister  übertragen  wurden,  ein  Register 
anzufertigen  uod  dasselbe  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
und  der  Gewerbebehörde  binnen  1  Monat  zu  dem  Behufe 
mitzutheilen.  damit  diese  Behörden  im  Sinne  des  §.  22  des 
Handelsgesetzes  die  Inhaber  aller  jener  Firmen,  welche  ihr 
Geschäft,  ohne  der  Anordnung  des  §.  551  des  Handelsgesetzes 
entsprochen  zu  haben,  factisch  fortsetzen,  den  Gerichtshöfen 
behufs  weiteren  gesetzlichen  Verfahrens  anzeigen. 

Budapest,  1.  December  1875. 

Bela  Perczel  m.  p. 
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V. 
XXXTI.  Glesetz-Artikel 

vom  Jahre  1876 

betreffend  die  Sicherstellung  der  Pfandbriefe. 


{Sanctionirt  am  19.  Juni  1876.  (Kundgemacht  in  beiden  Häusern 
des  Reichstages  am  20.  Juni  1876.) 

§.  1.    Zur  Emission  von  Pfandbriefen  sind  berechtigt: 

1)  die  Actien- Gesellschaften,  wenn  der  in  ihren  Statu- 
ten Ibestimmte  Geschäftskreis  ausschliesslich  das  Hypothekar- 
geschäft bildet,  oder  wenn  ihr  Geschäftskreis  den  Statuten 
gemäss  sich  auch  auf  das  Hypothekargeschäft  ausdehnt; 

2)  die  von  Eigenthümern  unbeweglichen  Besitzes  zur 
Befriedigung  ihres  eigenen  Creditbedarfes  gegründeten  Ge- 
nossenschaften. 

§.  2.  In  den  Stauten  solcher  Actien-Gesellschaften  und 
Genossenschaften  sind  ausser  den  in  den  §§  137,  beziehungs- 
weise 225  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Punkten, 
noch  die  Bedingungen  der  Bewilligung  (Ertheilung)  von  Hypo- 
thekar -  Darlehen ,  ferner  die  bei  der  Bestimmung  des 
Schätzwerthes  der  Hypotheken  massgebenden  thatsächlichen 
Orundlagen,  sowie  auch  die  bei  Bestimmung  des  Schätzwer- 
thes zu  beobachtenden  Vorgangs-Modalitäten  festzusetzen. 

§.  3.  In  Hinsicht  der  gegenwärtig  bereits  wirkenden 
Hypothekar-Institute  wird  der  Minister  für  Ackerbau,  Ge- 
werbe und  Handel  im  Verordnungswege  einen  Termin  be- 
stimmen, innerhalb  dessen  dieselben  ihre  Statuten  —  inso- 
ferne  diese  dem  vorhergehenden  Paragraphen  nicht  entsprechen 
sollten  —  nach  Eintritt  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  zu 
ergänzen  verpflichtet  sind. 

Nach  Ablauf  des  festzusetzenden  Termines  sind  die 
zur  Vertretung  des  Institutes  Berufenen,  unter  Androhung 
•der  im  §.  21  des  Handelsgesetzes  festgesetzten  Geldstrafe,  zur 
Ergänzung  der  Statuten  zu  verhalten. 

§.  4.  Die  den  §§  1  und  2  gemäss  künftig  sich  consti- 
tuirenden  Actiengesellschaften  und  Genossenschaften  sind 
verpflichtet,  vor  der  Emission  der  Pfandbriefe  einen  zu  de- 
ren besonderer  Sicherstellung  bestimmten  Fond  von  wenig- 
stens zweimalhunderttausend  Gulden  zu  beschaffen,  und  den 
Betrag  desselben  in  ihren  Statuten  anzugeben. 

Einen  solchen  Fond  haben  auch  die  gegenwärtig  bereits 
in  Wirksamkeit  stehenden  Hypothekar-Institute  innerhalb  des 
vom  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  zur  Er- 
gänzung der  Statuten  festzusetzenden  Termines  (§  3)  zu  be- 
schaflFen. 
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§.  5.  Der  zur  besonderen  Sicherstellung  der  Pfand- 
briefe bestimmte  Fond  dient  zur  Sicherstellung  der  Gesammt- 
heit  der  Pfandbrief-Besitzer,  und  kann  auf  diesen  Fond,  be- 
ziehungsweise dessen  Bestandtbeile,  keine  Execution  geführt 
werden. 

§.  6.  Zur  Anlegung  und  Fructificirung  dieses  Fondes 
kann  dienen : 

1)  der  Ankauf  von  auf  der  Börse  amtlich  notirten,  be- 
stimmte Zinsen  tragenden  Werthpapieren  (Pfandbriefen, 
Staatspapieren,  Prioritäts-Obligationen) ; 

2)  die  Ertheilung  von  Darlehen  auf  die  im  ersten 
Punkte  bestimmten  Werthpapiere,  bis  zur  Höhe  von  Drei- 
viertel ihres  börsenmässigen  Courswerthes,  welche  Darlehen 
auf  eine  längere  Zeit  als  drei  Monate  nicht  lauten,  nach  Ab- 
lauf jedoch  erneuert  werden  dürfen ; 

3)  die  Escomptirung  von  fälligen  oder  längstens  inner- 
halb eines  halben  Jahres  fällig  werdenden  Werthpapieren  und 
Coupons  5 

4)  die  Escomptirung  von  in  längstens  drei  Monaten 
fälligen  und  wenigstens  mit  drei  Unterschriften  versehenen 
Wechseln ; 

5)  der  Ankauf  von  mit  Hypothekar-Forderungen  des 
Institutes  belasteten  Liegenschaften  bis  zu  jenem  Betrage, 
welcher  zur  vollen  Deckung  der  eigenen  Forderung  noth- 
wendig  ist. 

§.  7.  Jener  Theil  des  zur  besonderen  Sicherstellung  der 
Pfandbriefe  bestimmten  Fondes,  welcher  gemäss  den  Paukten 
1 — 4  des  vorhergehenden  Paragraphen  in  beweglichem  Ver- 
mögen angelegt  ist,  ist  von  dem  übrigen  Vermögen  des 
Hypothekar-Institutes  abgesondert  zu  halten  und  abgesondert 
zu  verwalten. 

§.  8.  Wird  der  zur  besonderen  Sicherstellung  der  Pfand- 
briefe bestimmte  Fond  ganz  oder  zum  Theile  zum  Ankaufe 
von  Liegenschaften  gemäss  dem  5.  Punkte  des  §.  6  verwen- 
det, so  ist  nebst  der  auf  dem  B)  Blatte  des  auf  diese  Lie- 
genschaft bezüglichen  Grundbuchs  -  Protocolles  vorzuneh- 
menden Einverleibung  des  Eigenthumsrechtes  des  Hypothe- 
kar-Institutes auch  der  Umstand  anzumerken,  dass  diese 
Liegenschaft  einen  Bestandtheil  des  zur  besonderen  Sicher- 
stellung der  Pfandbriefe  bestimmten  Fondes  bildet. 

§.  9.  Die  Eingaben  und  Urkunden,  auf  Grund  welcher 
eine  solche  grundbücherliche  Anmerkung  erfolgt,  sind  in 
dieser  Hinsicht  Stempel-  und  gebührenfrei. 

§.  10.  Sobald  auf  eine  mit  der  im  §.  8  vorgeschriebenen  An- 
merkung belastete  Liegenschaft  das  Eigenthumsrecht  eines  an- 
deren Eigenthümers  einverleibt  wird,  ist  gleichzeitig  die  erwähnte 
grundbücherliche  Anmerkung  von  Amtswegen  zu  löschen. 
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§.  11.  Den  zur  besonderen  Sicherstellung  der  Pfand- 
briefe bestimmten  Fond  kann  das  Hypothekar-Institut  nur 
nach  diesfalls  geschehener  Abänderung  der  Statuten  und 
nach  Eintragung  dieser  Statutenänderung  bei  dem  zuständigen 
Gerichtshofe,  jedoch  auch  dann  höchstens  in  solchem  Masse 
vermindern,  dass  der  verbleibende  Theil  des  verminderten 
Fondes  nicht  weniger  als  die  im  §,  4  festgesetzten  zweimal- 
hunderttausend  Gulden  betrage  und  wenigstens  den  zwanzig- 
sten Theil  des  Geldbetrages  der  im  Umlauf  befindlichen 
Pfandbriefe  des  Hypothekar-Institutes  bilde. 

§.  12.  Die  zur  Emission  von  Pfandbriefen  ermächtigten 
Hypothekar-Institute  können  Pfandbriefe  nur  bis  zur  Höhe 
jener  Darlehensforderuugen  emittiren,  welche  gemäss  ihrer 
Statuten  bewilligt  wurden  und  durch  Hypotheken  vollständig 
gedeckt  sind. 

§.  13.  Bei  den  nach  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  zu 
gewährenden  Darlehen  wird  die  Deckung  dann  als  eine  voll- 
ständige angesehen,  wenn  der  Werth  der  Hypothek  gemäss 
der  in  den  Statuten  festgesetzten  Schätzung  zur  Zeit  der 
Gewährung  der  Darlehenssumme  wenigstens  das  Doppelte 
dieser  letzteren  und  der  vorangehenden  grundbücherlichen 
Schuldposten,  wenn  solche  vorhanden  sind,  ausmacht. 

JWenn  die  Hypothek  aus  Wald-  oder  Weingründen  be- 
steht, so  muss  deren  Schätzungswerth  wenigstens  das  Drei- 
fache der  Darlehenssumme  und  deren  vorhergehenden  Schuld- 
posten betragen. 

Zu  industriellen  Unternehmungen  bestimmte  Gebäude 
und  Bergwerke  können  nach  Inslebentreten  dieses  Gesetzes 
im  Pfandbriefgeschäfte  als  Hypotheken  nicht  angenommen 
werden. 

§.  14.  Die  Hypothekar-Institute  sind  verpflichtet,  ihre 
Pfandbriefe  aus  dem  Umlaufe  in  dem  Verhältnisse  zurückzu- 
ziehen, in  welchem  der  Betrag  ihrer  hypothekarisch  sicher- 
gestellten Darlehensforderungen  (§§.  12,  17)  durch  Rückzah- 
lung oder  aus  anderer  Ursache  vermindert  wurde. 

Darlehensforderungen  von  Hypothekar-Instituten,  auf 
Grund  welcher  Pfandbriefe  emittirt  wurden,  bleiben  unverän- 
dert auch  dann  aufrecht^  wenn  die  als  Pfand  dienende  Lie- 
genschaft im  Wege  gerichtlicher  Versteigerung  von  dem 
Hypothekar-Institut  selbst  angekauft  wird.  Derartige  Darle- 
hensforderungen können  nur  auf  Ansuchen  des  Hypothekar- 
Institutes  gelöscht  werden  und  dienen  bis  dahin  als  Deckung 
der  Pfandbriefe.  (17.  §.) 

§.  15.  Bei  den  gegenwärtig  bereits  bestehenden  oder 
nach  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  constituirten  Hypo- 
thekar Instituten,  seien  dieselben  Actiengesellschaften  oder 
Genossenschaften,   kann   die  Summe  der  im  Umlauf  befindli- 
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ohen  Pfandbriefe  das  Zwanzigfache  ihres  zur  besonderen  Sicher- 
eteilung der  Pfandbriefe  dienenden  Fonds  nicht  überschreiten. 

§.  16.  Je  ein  Stück  der  Pfandbriefe  kann  auf  keinen 
Betrag  lauten,  welcher  geringer  ist  als  40  Gulden  österr. 
Währung  oder  ein  dem  entsprechender  anderer  Werth. 

§.  17.  Die  hypothekarisch  sichergestellten  Darlehens- 
Forderungen  der  Hypothekar-Institute,  auf  Grund  welcher 
Pfandbriefe  emittirt  werden,  dienen  zur  Sicherstellung  der 
Gesanimtheit  der  Pfandbriefe,  es  kann  auf  dieselben  keine 
Execution  geführt  und  können  überhaupt  von  Seite  dritter 
Personen  auf  dieselben,  mit  Ausnahme  der  Fälle  der  Ver- 
werthung  in  Folge  eines  Concurses,  keinerlei  Rechte  erwor- 
ben werden. 

§.  18.  Diese  rechtliche  Beschaffenheit  solcher  hypothe- 
karisch sichergestellter  Darlehens-Forderungen  ist  gleichzeitig 
mit  der  Einverleibung  des  zur  Sicherstellung  derselben  die- 
nenden Pfandrechtes  grundbücherlich  anzumerken. 

Es  ist  Pflicht  der  Direction  des  Hypothekar-Institutes 
dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Anmerkung  vorgenommen  werde. 

§.  19.  In  Hinsicht  der  gegenwärtig  bereits  in  Wirksam- 
keit bestehenden  Hypothekar-Institute  wird  der  Minister  für 
Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  im  Verordnungswege  einen 
Termin  bestimmen,  innerhalb  dessen  dieselben  verpflichtet 
sind,  die  Eingaben  zum  Zwecke  der  im  vorhergehenden  Pa- 
ragraphe  bestimmten  Anmerkung  bei  der  zuständigen  Grund- 
buchsbehörde  einzureichen. 

Die  erwähnte  Anmerkung  kann  hinsichtlich  der  ge- 
sammten  Forderungen  ein  und  desselben  Hypothekar-Institu- 
tes, welche  auf  einer  und  derselben  Grundbuchsbehörde  un- 
terstehende Liegenschaften  hypothekarisch  einverleibt  sind, 
in  ein  und  derselben  Eingabe  angesucht  werden. 

§.  20.  Bei  der  grundbücherlichen  Einverleibung  der 
Löschung  des  Pfandrechtes  ist  gleichzeitig  die  in  den  §§.  18 
und  19  erwähnte  Anmerkung  von  Amtswegen  zu  löschen. 

§.  21.  Eingaben  und  Urkunden,  welche  zum  Zwecke 
-der  Eintragung  oder  Löschung  einer  solchen  grundbücherli- 
chen Anmerkung  ausgestellt  werden,  sind  in  dieser  Hinsicht 
Stempel»  und  gebührenfrei. 

§.  22.  Im  Falle  einer  gegen  das  Institut  geführten 
Execution,  ist  das  die  Execution  führende  Gericht  verpflich- 
tet, zu  Gunsten  der  Besitzer  der  Pfandbriefe  einen  Curator 
zu  bestellen. 

§.  23.  Sollte  die  Gerichtsbehörde  keinen  Curator  be- 
stellt haben,  so  ist  die  Direction  des  Hypothekar-Institutes 
verpflichtet,  sobald  sie  von  der  Anordnung  der  Execution 
Kenntniss  erhält,  bei  dem  die  Execution  führenden  Gerichte 
am  Ernennung  eines  Curators  anzusuchen. 
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§.  24.  Die  Execution,  welche  auf  ein  den  Gegenstand 
grundbüeherlicher  Eintragung  bildendes  Vermögen  geführt 
wird,  welches  im  Sinne  der  §§.  4,  5  und  17  dieses  Gesetzes 
zur  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  dient,  ist  ungiltig. 

Sofern  im  Laufe  des  Executions-Verfahrens  ein  beweg- 
liches Vermögen  mit  Beschlag  belegt  werden  sollte,  welches 
im  Sinne  der  §§.  4  und  5  dieses  Gesetzes  zur  Sicherstellung 
der  Pfandbriefe  dient,  ist  das  Gericht  verpflichtet,  über  An- 
suchen des  Curators  ein  derartiges  Vermögen  von  der  Exe- 
cution frei  zu  machen. 

§.  25.  Der  Curator  ist  in  Ansehung  der  Geltendmachung 
dieses  Rechtes  der  Pfandbrief-Besitzer  an  Termine  nicht 
gebunden. 

Ueber  das  vom  Curator  in  dieser  Angelegenheit  einzu- 
reichende Gesuch  entscheidet  das  Gericht  durch  Bescheid 
ohne  Anhörung  der  Gegenpartei.  Gegen  diesen  Bescheid  kann 
innerhalb  der  in  der  Processordnung  festgesetzten  Frist  die 
NuUitäts-Beschwerde  eingebracht  werden. 

§.  26.  Zur  Nachweisung  des  Umstandes,  dass  das  be- 
wegliche Eigenthum  des  Hypothekar-Institutes  —  auf  welches 
die  Execution  einzuleiten  beabsichtigt  wird  —  im  Sinne  der 
§§.  4  und  5  dieses  Gesetzes  zur  Sicherstellung  der  Pfand- 
briefe dient,  demnach  keiner  Execution  unterzogen  werden 
kann,  bildet  der  beglaubigte  Buchauszug  des  Hypothekar- 
Institutes  vollen  Beweis. 

§.  27.  Im  Falle  des  Concurses  gegen  das  Hypothekar- 
Institut  sind  aus  dem  im  Sinne  der  §§.  4,  5  und  17  zur 
Sicherstellung  der  Pfandbriefe  bestimmten  Vermögen  vor 
allen  anderen  Forderungen  an  das  Institut,  die  aus  den 
Pfandbriefen  herrührenden  Forderungen  der  Pfandbrief-Be- 
sitzer zu  befriedigen. 

§.  28.  Das  im  Sinne  der  §§.  5  und  17  zur  Sicherstel- 
lung der  Pfandbriefe  dienende  gesammte  Vermögen  des  fal- 
liten  Hypothekar-Institutes  bildet  eine  besondere  Masse,  und 
wird  vom  Ausschuss  der  Pfandbriefbesitzer  und  dem  durch 
diesen  gewählten  besonderen  Massa-Curator  verwaltet. 

§.  29.  Die  Direction  des  Hypothekar-Institutes  ist  ver- 
pflichtet, in  den  zur  Verlautbarung  der  Gesellschafts-Kund- 
machungen statutenmässig  bestimmten  Zeitungs-Blättern  — 
eventuell  im  Amtsblatte  —  halbjährig  einen  Ausweis  erschei- 
nen zu  lassen,  aus  welchem  genau  zu  entnehmen  ist: 

1)  der  nominelle  Betrag  der  im  Umlauf  befindlichen 
Pfandbriefe ; 

2)  der  Betrag  jener  Hypothekar-Forderungen,  welche 
im  Sinne  des  §.17  zur  Sicherstellung  der  Pfandbriefe 
dienen ; 
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3)  jener  Werth  der,  auf  Grund  der  im  vorhergehenden 
Punkte  erwähnten  Darlehen  erworbenen  Hypotheken,  welcher 
zur  Zeit  der  Gewährung  des  Darlehens  als  Grundlage  ange- 
nommen wurde ; 

4)  der  Summenbetrag  des  gemäss  §.  4  zur  besonderen 
Sicherstellung  der  Pfandbriefe  bestimmten  Fondes,  sowie  die 
Art  und  Weise,  in  welcher  die  einzelnen  Bestandtheile  dieses 
Fondes  innerhalb  der  im  §.  6  dieses  Gesetzes  enthaltenen 
Beschränkungen  jeweilig  angelegt  sind. 

§.  30.  Dieser  Ausweis  ist  innerhalb  8  Tagen  vom  Tage 
der  Kundmachung  an  gerechnet,  sammt  den  die  erfolgte 
Kundmachung  nachweisenden  Zeitungsblättern  dem  zuständi- 
gen Gerichtshofe  vorzulegen. 

§.  31.  Der  oder  die  Besitzer  des  zehnten  Theiles  der 
im  Umlaufe  befindlichen  Pfandbriefe  des  Institutes  können 
gegen  Vorstreckung  der  Auslagen  und  Deponirung  ihrer 
Pfandbriefe  bei  dem  zuständigen  Gerichtshofe  verlangen,  dasa 
die  auf  das  Hypothekar-Geschäft  des  Institutes  bezügliche 
Geschäfts-Gebahrung  durch  Sachverständige  geprüft  und  der 
Erfolg  dieser  Prüfung  ihnen  bekannt  gegeben  werde. 

Die  deponirten  Pfandbriefe  sind  bis  zur  Beendigung 
der  Prüfung  von  dem  Gerichtshofe  zurückzubehalten. 

§.  32,  Die  Directionsmitglieder  des  Hypothekar-Institu- 
tes sind,  sofern  nicht  ihre  Handlung  oder  Unterlassung  unter 
die  Strenge  des  Strafrechtes  fällt,  —  durch  das  zuständige 
Civil-Gericht  zu  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  zu  verurtheilen : 

1)  wenn  sie  wissentlich  mehr  Pfandbriefe  emittiren,  als 
durch  jene  Darlehens-Forderungen  gedeckt  sind,  welche  den 
Statuten  entsprechend  bewilligt  wurden,  und  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  durch  Hypotheken  vollständig  gedeckt  sind  (§  12); 

2)  wenn  sie  absichtlich  unterlasen,  die  Pfandbriefe  des 
Institutes  in  dem  Masse  aus  dem  Umlaufe  zurückzuziehen,  in 
welchem  die  Summe  der  hypothekarisch  sichergestellten 
Darlehensforderungen  des  Institutes  in  Folge  Rückzahlung 
oder  aus  anderen  Gründen  herabgemindert  wurde  (§  14) ; 

3)  wenn  sie  in  den,  in  §.  29  dieses  Gesetzes  bestimm- 
ten halbjährigen  Ausweisen  wissentlich  unrichtige  Daten  ver- 
lautbaren ; 

4)  wenn  die  Direction  des  Hypothekar-Institutes  bei 
der  Anlegung  und  Fructificirung  des  gemäss  §.  4  zur  Sicher- 
stellung der  Pfandbriefe  bestimmten  besonderen  Fondes  die 
Bestimmungen  des  §.  6  dieses  Gesetzes  nicht  beobachtet; 

5)  wenn  das  Hypothekar-Institut  den  zur  besonderen 
Sicherstellung  der  Pfandbriefe  bestimmten  Fond  über  die  in 
§,11  dieses  Gesetzes  festgesetzten  Grenzen  hinaus,  oder  mit 
Umgehung  der  in  demselben  §.  bestimmten  Formalitäten 
vermindert; 

18 
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6)  wenn  die  den  §§.  1  und  2  dieses  Gesetzes  gemäss 
in  Hinkunft  errichtete  Actiengesellschaft  oder  Genossenschaft 
vor  Bildung  des  in  §.  4  dieses  Gesetzes  zur  besonderen  Si- 
cherstellung der  Pfandbriefe  bestimmten  Fondes  Pfandbriefe 
emmittirt ; 

7)  wenn  ein  solches  Hypothekar-Institut  Pfandbriefe 
in  solcher  Menge  emittirt,  dass  deren  Summe  das  Zwanzig- 
fache des  zur  besonderen  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  be- 
stimmten Fondes  übersteigt  (§  15). 

§.  33.  Bei  mildernden  Umständen   kann  das  Gericht  in 
den    im    vorhergehenden  §.  enthaltenen  Fällen  statt  der  Ar- 
reststrafe  eine   Geldstrafe  bis  zu  tausend  Gulden  verhängen. 
•     §.  34.    In    eine  Geldstrafe  bis  zu  tausend   Gulden  sind 
die  Mitglieder  der  Direction  zu  verfallen : 

1)  wenn  sie  verabsäumen  dafür  zu  sorgen,  dass  bei  den 
hypothekarisch  sichergestellten  Darlehensforderungen  des  In- 
stitutes die  im  §.18  dieses  Gesetzes  angeordnete  grundbü- 
cherliche  Anmerkung  in  der  in  den  §§.  18  und  19  vorge- 
schriebenen Zeit  vorgenommen  werde ; 

2)  wenn  sie  im  Falle  des  gegen  das  Institut  verlangten 
Concurses  —  sofern  das  zuständige  Gericht  zu  Gunsten  der 
Pfandbrief besitzer  keinen  Cilrator  bestimmt  —  verabsäumen, 
wegen  Ernennung  eines  solchen  Curators  bei  dem  zuständigen 
Gerichte  einzuschreiten  (§.  23) ; 

3)  wenn  sie  verabsäumen,  den  in  §.  29  vorgeschriebenen 
halbjährigen  Ausweis  in  der  bestimmten  Zeit  zu  veröffentli- 
chen und  dem  §.  30  entsprechend  dem  Gerichte  vorzulegen, 
oder  wenn  sie  die  Veröffentlichung  mangelhaft  bewirken; 

4)  wenn  die  Direction  des  Hypothekar-Institutes  verab- 
säumt, gemäss  §.  4  dafür  zu  sorgen,  dass  jener  Theil  des  zur 
besonderen  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  bestimmten  Fon- 
des, welcher  gemäss  den  Bestimmungen  der  Punkte  1  —  4  des 
§.  6  in  beweglichem  Vermögen  angelegt  ist,  abgesondert  von 
allem  übrigen  Vermögen  des  Hypothekar-Institutes  gehalten 
und  abgesondert  verwaltet  werde  (§.  7) ; 

5)  wenn  die  Direction  des  Hypothekar-Institutes  bezüg- 
lich des  im  Sinne  des  5.  Punktes  des  §.  6  dieses  Gesetzes 
erworbenen  unbeweglichen  Vermögens,  die  in  §,  8  angeord- 
nete grundbücherliche  Anmerkung  eintragen  zu  lassen  ver- 
absäumt. 

§.  35.  Für  den  Schaden,  welcher  aus  in  den  vorher- 
gehenden §§.  32,  33  und  34  erwähnten  Unterlassungen  und 
verbotenen  Handlungen  entspringt,  sind  die  Directionsmitglie- 
der  unter  solidarischer  VermÖgenshaftung  verantwortlich.  Die 
Verfällung  der  in  den  erwähnten  Paragraphen  festgesetzten 
Strafe  ^ändert  nichts  an  der  Verpflichtung  zu    Schadenersatz. 
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§.  36.  Ausländische  Hypothekar-Institute  können,  wenn 
sie  den  Bestimmungen  der  §§.  210,  211,  und  beziehungsweise 
230  des  Handelsgesetzes  entsprechen,  ihre  Wirksamkeit  in 
Form  von  Filialanstalten  nur  in  dem  Falle  auf  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  ausdehnen,  wenn  sie  sich  hinsichtlich 
ihrer  inländischen  Wirksamkeit  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  unterwerfen,  worüber  sich  dieselben  gelegentlich  der 
Erwirkung  der  Firma-Protocollirung  zu  erklären  haben. 

§.  37.  Ausländische  Hypothekar-Institute,  welche  auf 
dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  Hypotheken  erwerben, 
sind  berechtigt,  hinsichtlich  dieser  Hypotheken,  beziehungs- 
weise hinsichtlich  der  im  Sinne  des  5.  Punktes  des  §.  6  die- 
ses Gesetzes  erworbenen  Liegenschaften,  um  die  in  den 
§§.  8  und  18  erwähnte  grundbücherliche  Anmerkung  anzu- 
suchen, wodurch  die  Besitzer  ihrer  Pfandbriefe  rüeksichtlich 
dieser  Hypothekar-Forderungen  und  Liegenschaften,  der  in 
den  §§.  5,  17,  22,  25,  26,  27  und  28  enthaltenen  Vorrechte 
theilhaftig  werden. 

§.  38.  Dieses  Gesetz  tritt  nach  30  Tagen,  von  dessen 
Kundmachung  an  gerechnet,  in  Wirksamkeit,  und  wird  mit 
dessen  Vollzug  der  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und 
Handel  und  der  Finanzminister,  die  Rechtspflege  betreffend 
der  Justizminister,  beziehungsweise  in  den  Ländern  Croatien- 
Slavonien  der  croatisch-slavonische  und  dalmatinische  Banus 
betraut. 
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